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Erltrealrage 
Die Eritreafra~ gchön zu den hcikclnen The­
mcn der Drilte-Welt-S~IlI:. Die einen behaup­
ten, Äthiopien wol le dic eritreische Bewegung 
mit chemischen Waffen vernichten und spre· 
chen von Völkermord. Die anderen verweisen 
auf die revolutionäre Statur des äthiopischen 
Regimes, auf sein andersartiges Herangehen an 
die nationale Fr .. ~. 

In Göuingen gab es dazu im Mai dJ. eine 
Grundsatzdebaue. J. Ostrowsky bezog rur das 
AlB Position. 

EI-Salvador-50ndertell 
EI Salvador ist weiter auf dem besten Weg, zum 
neuen Vietnam zu werden. Nach den Mänwah· 
Jen 1982 geben die Vltrarc.::hten um D'Aubuis­
IIOn und General Garc ia noch stärker den Ton 
an. Die Reformen sind gestrichen. Die US­
Intervention wächst wei ter. Der Krieg gegen 
da5 Volk ukaliert. 
Wo liegen die Ursachen des Konfliku in und 
um EI Salvador? Was verbirgt sieh hin ter die· 
sem Regime? Welches Konzept hält d ie Befre i· 
o.mgsbewegung da~gen? 

Israels ,Neuordnung" Im Ubanon 
Anfang Juni 1982 bolte Israels Begin·Rcgime 
zum großen Schlag gegen die Palästinenser und 
ihre Verbündeten im Libanon aU5. Israels Bom­
benkrieg und Invasion zielen auf die Zerschla· 
gung de r PW und die UnterweTfung des gan. 
un Libanon. QbeT 10.000 Todesopfer gab es 
bereits. 
Folgl jetzt die Einäscherung Beiruts? Was wird 
aus der PLO? Wird der Libanon israelische Be· 
satzungszone? 

Nlkaragua Im Prüfstand 
Das befreite Nikaragua ist derzeit schweren 
Prüfungen ausgesetzt: US-lntervent ion, Na1Ur­
katastrophen, Aufbegehren der bourgeoisen 
Opposition. Rebellionsaufruf Eden Pastoras 
usw. Da mag keine rechte Feststimmung zum 
3. J ahrestag des Revolutionss ieges aufkommen. 
Da hUßcht Kampfatmosphäre. 
Wa5 in das Rezep t der Sandinistas? D. Boris 
und E. Galeano geben AntwOrlen. 
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AlB-Aktuell: Aufgestanden gegen Reagan 
Gerade rc:ch lzeitig vor seinem Besuch in Westeuropa hatte US·Präsi· 
dem Rona.ld Reagan einen neuen "Abrüstungsvorschlag'" parat. Für 
die am 29. J uni dJ. in Genf ~ginnenden Verhandlung<:n zwischen 
den USA und der UdSSR über den Abbau strategischer, d.h. inter­
kontinemalu Raketen (START) unterbreitete Reagan das folgende 
Angebot: Um I/!lsollen die beiden Großmächte die Zahl der Spreng­
köpfe auf balli5tischen Raketen vcrringem; höchstens die Hälfte der 
dann noch verbleibenden Sprengköpfe sollen auf Iandgcstütztcn 
Interkontinentalraketen montiert werden. 
Auf den tfst<:n Blick ein echter Abrfulung5vorschlag; bei näherem 
Hinsehen fuilich ein Manöver ähnlicher Machart wie die seinerzeit 
mit großem propagandutischen Aufwand in Szene gC5Ct;r;tC "Null­
Option" Ronald Reag-,ms. Die USA, die gemeinsam mit Großbritan· 
nien und Frankreich bei den seegestützten Mittelstrecltenraketen 
iber eine eindeutige überlegenheit verf~n, könnten deshalb !eich· 
tens auf die geplante Stationierung von Pershing I! und Cruises Mis· 
siles in Europa verzichten, falls sich die Sowjctunion zur Vcrschrot· 
tung ihres MitteLstreckenraketenpotentiab bereit erklärte. 
Entsprechend läuft auch der neue Vorschlag auf eine einseit ige Ver· 
schiebung des mili tärischen Kräfteg!eichgewichts zuungunnen der 
UdSSR hinaus: Da die USA rau 70% ibrer interkontinentalen 
Sprengköpfe auf U·Booten und nur 30% auf landgestützte Raketen 
uationiert haben (bei der J.ldSSR lautet hingegen das Verhältnis 
genau umgekehrt 20 zu 80%), würde eine Festlegung des landge· 
stützten Potentials auf die Hälfte des von jeder GroBmacht gehal· 
tenen Gesamtraketenbestands die Sowjctunion zu einern teuren 
Umrilstungsprogramm zwingen, wollte sie das Gleichgewicht auf· 
rechterhalten; sie müßte nämlich ihr Sprengkopfarsenal auf U·Booten 
gewaltig aU($tocken, ihre landgestützten Sprengköpfe hingegen fast 
um die Hälfte reduzieren. Die USA ihrerseits könnten ihre land· 
gestützten Sprengköpfe noch leicht aufstocken und müßten lediglich 
einige ihrer ohnehin veralteten Raketen·U·Boote verschrotten. 

400.000 gegen d en US.,,A t o mkreu :I::l:ug" 

Dieses neuerliche Manöver der Reagan·Administrntion war wohl eher 
ein Beschwichtigungsakt für die beunrubigte Öffentlichkeit innerhalb 
und außerhalb der USA als ein echtes Verhandlungsangebot fijr 
START. Dem Mann auf der Straße sollte klargemacht werden, wie 
das Magazin Time schrieb, "daß Reagan weder aus!iieht noch klingt 
wie der rohe und um sich !iChießende atomare Cowboy, als der er von 
europäischen Karikaturisten so oft gezeichnet worden war". 
Und so klangen die Reden, die Ronald Rcagan auf sciner zchntägigen 
Tour durch runf westeuropäische Länder, während der er am 
10.6.1982 in Bonn Zur Gipfelkonferenz mit den I !I anderen Staats· 
chefs der NATO·Länder zusammentraf, streckenweise gerade so, als 
ob der Wolf Kreide gefressen hätte . Das trifft freilich nur strecken· 
weisc zu. In 5Ciner Londoner Rede beispiel!iweise polterte der USo 
Präsident im altg~wohnt~n Konfrontation" til und rief die Verbün· 
deten zum "Kreuzzug für die Fr~iheit", der "den Man:.ismm·Lcninis· 
mUI auf den Schutthaufen der Geschichte" verweisen miis5C. 

Die Antwort kam prompt und massenhaft. Ober 400.000 M~nsc: h c n 

veuammelten sich am Tag des NATO·Gipfels auf den Bonnu Rhein· 
au~n zur größten Friedenskundgebung in d~r Geschichte der Bundes· 
republik. Sie forderten di~ AnnulIierung des NA TO·"Nachrüstungs"· 
beschlusses ~om Dezember 1979 (Stationierung von nahezu 600 
Cruise Missiks und Pershing 11 in Westeuropa). J o Leinen vom Koo.· 
dinationsausschuß "Aufstehn für den Frieden" rief aus: "Die Politik 
der NATO läuft auf einen gefahrlichen Konfrontationskul'll hinaus, 
der in einer atomaren Katastrophe enden kann. Anstalt ~inen ideo· 
logischen Kreuzzug gegen andere Slaaten zu führen, fordert die Frie· 
densbewegung Präsident Reagan auf, endlich einen Kreuzzug für 
Frieden und AbfÜstung zu beginnen." 
Auf den "Nachrüstungs"beschluß der NATO eingehend, erläuterte 
General a.O, Gert Bastian, Mitinitiator des Krefelder Appells und 
einer der Hauptredner der Kundgebung, daß CI dabei allein darum 
gehe, "der NATO das zur Unterstützung künftiger Aktivitäten ge· 
y,-ünschte nukleare Drohpotent ial auf einem auBcramerikanischen 
Territorium zur Verrugung zu stellen". "Nehmen Sie Moskau doch 
beim Wort", so G. Bastian, "und 5Ctztn Sie sich und Ihr Land nicht 
näher dem Verdacht aus, an militärisch~r Vormacht weit mehr als an 
Abrüstung intereniert zu sein." 
Der Protes t gegen den HochfÜstungskurs reicht bei uns und in d~n 
USA inzwischen weit in das Establishment hinein. 8!1% der USo 
Bevölkerung sind nach jüngsten Meinungsumfragen für ein Einfrieren 
der Atomwaffen, eine unverzügliche Beendigung des WenTÜstens. 
Darunter finden sich so prominente Vertreter der etablierten poli· 
tischen Szene wie Senator Edward Kennedy oder der ehemalige Ver· 

teidigungsminister und Weltbank·Präsident Roben McNamara. Unter 
der Hauptlosung "Fre<:ze" (Einfrieren) demonstrierten am 12. J uni 
d.) . I Mio Menschen durch die Straßen von New York vor das 
Hauptgt'bäude der Vereinten Nat ionen, wo zur selben Zeit die 
11. UN·Sondervoliversammlung über Abrüstung begann. 
In der Bundesrepublik forderte kurz vor dem Besuch Ronald Rea. 
gans wieder e inmal Spiegel· Herausgeber Rudolf Augstein: "Um den 
Krieg zu venneiden, obliegt es den Europäern, obliegt es Frankreich 
und der Bundesrepublik, Ronald Reagan und 5Cincn Leuten in ihrem 
blinden Streben nach Superiori tät (Oberlegenheit) nicht zu folgt'n." 
Derartige Stimmen der Vernunft lind freilich ~on Bundeskanzler H. 
Schmidt und seiner SPDJFDP·Regierung nicht aufgt'griffen wordcn. 
Wohl hatte H. Schmidt vor de r Demonstration einige vel'lltändnisvolle 
Worte rur die an Kraft gewinnende Friedensbewegung parat. Aber 
über die einzig sinnvolle Konsequenz - eine Kündigung des NATO­
Raketenbcschlussts \'on 1979 - weigert sich der Bundeskanzler 
ebenso zu diskutieren wioe übe r cin Mora torium bei Atomwaffen. 

Forum der Solidarität mi t der Dritten Welt 

Die Bonotr Erklärung de r NATO, zU der d ie Bundes regie rung unte r 
dem Beifall de r CDUJCSU·Opposition ihre ZustimmWlg gab, bedeu· 
tet ein Bekenntnis zur Fortsetzung der abenteuerlichen Hochrii· 
slungspolit ik. 
Dieses Bekenntnis e rfolgte zu einer Zeit, da der Kolonialkrieg Groß· 
britanniens im SiidatLantik und der Kriegszug Israels im Libanon -
beide unterstützt von Mitgl iedsstaaten der NATO - unterst richen, 
wie 5Chr sich die Kriegsgcfahr weltweit erhöht hat. Daß solche loka· 
len Konflikte sich iibn Nacht zum nuklearen Weltkonßikt ausweiten 
können, ist eine Erkenntnis, di~ auch dem Bundeskanzler vor de r 
SondervoUversammlung der UNO über die Lippen ging, aus der die 
Konsequenz zu ziehen er sich aber weigert. 
Die Veranstalter der Bonner Friedensdemonstrntion haben dem 
Rechnung ge tragen, indem !iie "Frieden und SelbstbestimmWlg in der 
Dritten Welt" zum Thema eiots der vier Foren machten, die der 
Hauptkundgt'bung vorangingen. Hier traten, andel'll als am 
10. 10.1981 in Bonn, diesmal Repräsentanten de r Befreiungsbewe· 
gungen (ANC Siidafrikas, FMLNJFD R EI Salvadors, PLO Palästina 
u.a.) und Wemer Rätz (Bundeskongrcß entwicklungspolitischer Ak· 
tionsgruppcn) im Namen de r koordinierten Solidaritätsbewegung mit 
de r Dritten Welt auf (siehe nachstehende Redeauniigc). Zum ersten· 
mal ist so die Kraft der Friedensbewegung und de r Solidari täUbcwe· 
gung zusammengeflossen zu einer e inugen gemeinsamen großen An· 
"rengung, de ren gemeinsames Anliegen im SchluBappcll an die: Teil· 
nehmer der Bonner Demonstration $0 zusammengcfaßt wurd~: 

,,Aufstehen und weite rgehen! 
Un5C. PrOtest muß zum Widerstand werden! Widerstand den Rü· 
Slungsexp0rlcucren und Kanonenfabri kanten. Widerstand den Atom· 
waffen. 
Tragen wi r diesen Widerstand in alle Straßen, in die Schulen, Büros 
Wld Fabriken, dorthin, wo wir arbeiten und leben: 
Die Stationierung neuer Atomraketen muß verhindert werden I 
Weg mit allen Atomwaffenl 
Aufstehen und weite rgehen ! Denn es geht voran !" 
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Werner Rätz Keine NATO·lntervention in der Dritten Welt! 

Die Freunde aus der Dritten Welt haben hier schon deutlich 
gemacht, warum sie den Frieden wollen und wie sie ihn 
erreichen können. Aber es ist noch ein Wort notwendig da· 
zu, welche Rolle die Dritte Welt in der Politik der NATO 
spielt - und das ist dann auch die Frage. was uns als Solida­
ritätsbewegung mit der Dritten Weh mit der Friedensbewe­
gung verbindet. 
Pershing 11 und Cruise Missiles sollen den begrenzten Atom­
krieg in Europa führbar machen. Die so w iederhergestellte 
Vonnachtstcllung der USA gibt ihnen dann die Möglichkeit, 
ungestört überall auf der Welt ihre Interessen zu verfolgen. 
Die USA und die NATO wollen ihre Handlungsfreiheit ge­
genüber den sie einschränkenden Befreiungsprozessen in der 
Dritten Wel t wiedergewinnen. Aber die Völker der Dritten 
Weh haben kein Interesse an solchen gegen sie gerichteten 
Handlungsspielräumen. 
Die geplante Aufrüstung mit Miltelsteckenraketen dient 
nicht allein dem Ziel hier den Krieg fUhrbar zu machen. 
Neutronenbomben sind wegen ihrer "Handlichkeit" und 
Wirkungsweise, Menschen zu töten und Sachwerte zu erhal· 
ten , auch ideale Waffen, um Befreiungsbewegungen zu ver­
nichten und Rohstoffquellen und Invest itionen internatio· 
naler Konzerne zu schützen . 
Pershing 11 und Cruise Missiles soUen nicht nur in West­
europa, sondern auch - wie angekündigt - in Südkorea sta­
tioniert werden. Die geplante Startbahn West ron nicht nur 
zu einer Erweiterung der NATO·Kapazität fUhren. Dort wird 
auch die "Schnelle Eingreiftruppe" der USA zwischenlan­
den, wenn es gilt, die Stabilität und das Erdöl im Nahen und 
Mittleren Osten gegen den Freiheitskampf der Völker mili· 
tärisch zu sichern. 
Daß direkte Kriege der NATO·Armeen gegen die Dritte Welt 
keine Greuelmärchen sind, mit denen man kleine Kinder 
erschreckt, zeigt nur zu deutlich der Konflikt um die Mal· 
winen. Die argentinische Junta hatte sich mir ihrer Wirt­
schaftspolitik und der brutalen Verfolgung der Opposition 
in der US-Rcgicrung ebenso wie in Europa gute Freunde 

geschaffen - die dennoch im Malwinenkrieg die Kolonial­
macht Engtand unterstützten. Für uns ist ebenro wie für das 
argentinische Volk unumstritten, daß die Malwinen argen· 
tinisch sind. Der massive militärische Einsatz der Regie. 
rongschdin Thatcher 30.000 km von Großbritannien ent­
fernt ist ein Rückfall in schlimmste Kolonialpolitik. 
Wenn Filialleiter selbständig werden wollen, werden eben 
die Chefs grob und die Angestellten sind die Dummen. 
Es sind die bundesdeutschen Konzerne, die durch den Ex­
port von atomarer und anderer Großtechnologie und durch 
Waffenlieferungen zur Aufrüstung von Militärregimes kapita­
listische Interessen in der Dritten Welt verfolgen. Mercedes, 
KWU und Heckler & Koch profitieren von diesen Investitio· 
nen. Der Reichtum der Industrieländer ist ganz wesentlich 
auf die Beziehungen zur Dritten Welt aufgebaut, die Roh­
stoffe, billige Arbeitskräfte und Absatzmärkte liefern. 
Das ganze System dieser Beziehungen ist ungerecht: unge­
recht in der Ausbeutung der Menschen, ungerecht in der 
Abhängigkeit der Länder der Dritten Welt, ungerecht auch 
in der Verteilung der Beute. Auf der Grundlage eines Sy­
stems, das auf dem Profit beruht, gibt es keine Gleichbe· 
rechtigung für die Dritte Welt. 
Dieses System zu schützen ist die vorrangige Aufgabe de.­
NATO und d ie Bundesregierung ist fester Bestandteil dieser 
Strategie. Da sind Wort e der Solidarität mit den Völkern der 
Dritten Welt eben nur Worte. Die tatsächliche Politik spricht 
eine andere Sprache. 
Friede in Europa und Selbstbestimmung in der Dritten Welt 
bedingen sich gegenseitig. Friedens· und Solidaritätsbewe· 
gung haben ein gutes Stück gemeinsamen Weg. Sie fordern 
gemeinsam: 
Keine neuen Mittelstreckenraketen in Europa! 
Keine NA lU·Intervention in der Drillen Welt! 
Schluß mit Abhängigkeit und Ausbeutung in der Dritten 
Welt! 
BRD - raus aus der NATO! 
Frieden und Selbstbestimmung in der Dritten Welt! 

Tony Sedat 
Ein Atomkrieg kann in mehreren 

Konfliktzonen ausbrechen 

Ich vertrete hier in der Bundesrepublik die Befreiungsbewe­
gung des Volkes von Südafrika, den Afrikanischen National· 
kongreß. 
Liebe Freunde, wenn ich als Vertreter der BefreiungSbewe­
gung Südafrikas sage: Ich unterstütze Euren Kampf 
gegen die Stationierong von Pershing-II-Raketen, 
gegen die Stationierung der Croise Missiles, 
gegen die Neutronenbombe, 
so gebe ich damit zugleich wieder, was wir als Befreiungs­
bewegung denken und fUhlen. 
Eure Demonstration ist eine gute Sache, denn Ihr demon· 
striert für die Sache des Friedens. Zu Recht wehrt Ihr Euch 
mit aller Kraft dagegen, daß Europa zum Schlachtfeld eines 
3. Weltkrieges gemacht wird. Es gibt bereits mehrere Kon­
niktzonen in der Welt, wo ein Atomkrieg beginnen könnte. 
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Diese Zonen sind: Mittelamerika, der Nahe Osten und du 
Südliche Afrika. 

Wir als Befreiungsbewegung sind mit Euch der Meinung, daß 
ein Atomkrieg nicht auf eine bestimmte Region begrenzt 
werden kann. Das Konzept der "begrenzten Führung eines 
Krieges mit taktischen Atomwaffen" oder die "Strategie des 
Entschlages" sind der Anfang vom Ende dieser Welt. 
Die Herrschaft der Apartheid in Südafrika ist - nach den 
Worten der Vereinten Nationen - ein "Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit". Apartheid heißt: Unterdrückung und 
Ausbeutung der schwarzen Mehrheit durch eine weiße Min­
derheit. Damit noch nicht genug: Wider alles Recht hält 
Südafrika Namibia besetzt. Angola, MO/iambique und die 
übrigen Frontstaaten im Südlichen Afrika sind ständig den 
Überfallen der Rassisten ausgesetzt. 



Südafrika verrligt über Atomwaffen, und es hat bereits mit 
dem Einsatz dieser Waffen gedroht, damit wirtschaftliche 
und politische Macht in den Händen der weißen Rassisten 
bleiben. Südafrika ist damit eine direkte Bedrohung des 
Weltfriedens. 
SUdafrikas Nuklearpotential ist ein Kind des Westens. Süd· 
afrika ist zwar ein hochentwickelter Industriestaat, aber 
ohne Hilfe des Westens wäre Südafrika nie in den Besitz von 
Kernwaffen gelangt. Technologie, Know.how, ja selbst ange· 
reichertes Uran wurden und werden von NA ro.staaten ge· 
liefert. Firmen aus der Bundesrepub lik kommt bei der 
nuklearen Aufrüstung des Apartheidregimes eine Schlüssel· 
stellung zu. Dies sind, um nur einige lU nennen: Siemens, 
MAN, KWU, Steag, Messerschmich-Bölkow-Blohm. 
Nicht nur der ehemalige Atomminister Franz Josef Strauß, 
der auch heute noch in Südafrika ein und aus geht, hat sich 
um die Aufrüstung Südafrikas verdient gemacht. Es ist zu 
befürchten, daß die Exporte bundesdeutscher Rüstungs­
firmen nach Südafrika mit der stiltschweigenden Duldung, 
wenn nicht Billigung der Bundesregierung rechnen können. 
Die USA haben Südafrika schon immer unterstützt, aber seit 
der Amtsübemahme von Ronald Reagan forciert seine 
Regierung diese Unterstützung. Vor einem knappen Monat 
wurde bekannt, daß die USA Schritte unternommen haben, 
um die Restriktionen gegen den Verkauf von Material rur 
die Atomindustrie Südafrikas zu lockern.( ... ) 

Seit mehr als 70 Jahren ist das Volk von Südafrika mit 
friedlichen Mitteln für seine Rechte eingetreten - ohne Er­
fo lg. Im Gegenteil: Die Ausbeutung und Unterdrückung 
unseres Volkes wurden immeT weiter verschärft. Die Rassi· 
sten haben uns keine andere Wahl gelassen: Nur noch be­
waffnet können wir uns verteidigen, bewaffnet müssen wir 
unser Volk von Rassismus und Tyrannei befreien. 
Der Beitrag des südafrikanischen Volkes zum Frieden, der 
Beitrag des ANC, ist die Beseitigung des Apartheidregimes! 
Nieder mit Apartheid heißt Menschenrechte und Demokra­
tie rtir unser Volk, heißt Beseitigung einer sehr ernsten Ge­
fahr nir den Weltfrieden. Der Kampf nir die Befreiung und 
der Kampf flir den Frieden sind zwei Aspekte ein und der­
selben Sache. Es ist daher Euer Recht , daß nicht nur Afrika, 
$Ondern die gesamte Dritte Weh Euren Kampf um Frieden 
in Europa unterstützt. 

Wir fordern Eure Unterstützung für unseren Kampf: 
Stoppt die atomare Zusammenarbeit mit Südafrika! 
Keine Waffen aus den NATO·Ländern flir Südafrika, fÜT 
die Diktaturen Lateinamerikas und für die Unterdrücker 
der Dritten Welt! 
Verschafft dem Aufruf der Vereinten Nationen zu Sank­
tionen gegen Südafrika Geltung! 
Vorwärts zu einem unabhängigen, demokratischen Nami­
bia unter Führung der SWAPO! 
Hände weg von Angola! 

Julia Ecquivel 
Ein rundes Nein zu 

Reagans Weltherrsc'haftsstreben 

Compai\eras, Compai\eros, 
wir sind hier versammelt im Namen aller fnedliebenden 
Christen und Nichtchristen der Völker der Dritten Welt, die 
durch Waffengewalt behelTscht und verelendet werden. 
Wir, die: Unterdrückten der iiberausgebeuteten Länder, füh­
len uns zutiefst solidarisch mit Euch, den Mitgliedern der 
Friedensbewegung in Europa. Wir wissen, daß wir mit Euch 
in den Motiven für die Solidarität übereinstimmen, und daß 
wir gemeinsame Ziele haben, um gemeinsam die Aufrüstung 
der Regierung der Vereinigten Staaten zurückzuweisen, die 
damit ihre l\Iachtprobleme lösen und ihren Durst nach Herr­
schaft stillen wollen, und denen das Leben der Menschen in 
der Dritten Welt und in Europa nichts wert ist. Für die 
Regierung von Reagan und Haig zählen wir nur als Quelle 
zur Bcre:icherung und als billige Arbeitskraft, damit sie Kapi­
tal anhäufen kann. ( ... ) 
Wir sind Brüder und Schwestern von allen, die von einem 
Land in ein anderes auswandern, weil sie durch die Armut 
gezwlU"lgen werden. Diese ist von den Multinationalen verur­
sacht, die von Herrn Reagan mit Cruise Missiles in Europa, 
mit Militärberatern in EI Salvador, mit Bomben und Na· 
palm, eingesetzt ge:gen die Indios in Guatemala und im Valle 
dc Cauea in Kolumbien, verteidigt we:rden. ( ... ) 
Wir Lateinamerikaner kennen sehr gut die "Friedens"poli­
tik, die der ideologischen Rechtfertigung für die Unterstüt­
zung der Militärdiktaturen dient, wie der von Duvalier in 
Haiti, von Stroessner in Paraguay, von Pinochet in Chile, der 
Militärjunta in E.I Salvador und der von Efrain Rios Monlt, 
der in den vergangenen 6 Wochen in Guatemala 20 Massaker 
zugelassen haL ( ... ) 

Die Lehn von Vietnam, daß ein "demokratisches" und 
"christliches" und "entwickeltes" Land e in zum Kampf um 
die Freiheit entschlossenes Volk unterdrücken, kontrollieren I 
und beherrschen wollte, wurde nicht gelernt, nicht ange­
nommen und von den Regierungen der USA nicht verstan­
den. Im Gegenteil, es besteht sogar die Absicht, das Ver­
lorene mit Hilfe der Verbündeten wieder zu erobern. Die 
jetzige Regierung der USA hält sich rlir den Besitzer und 
Herrn nicht nur der Dritten Weh, sondern mit dem Besuch 
hier zeigt sie, daß sie auch Herr der europäischen Länder 
werden will.( ... ) 
Ihr wart solidarisch mit dem heldenhaften Volk von Viet· 
nam. Ihr seid solidarisch mit den Schwarzen in Südafrika. 
Ihr seid solidarisch mit den Verfolgten aus Haiti, d ie vor 
dem Tod in die USA fliehen, an deren Stränden sie sterben 
oder eingesperrt werden, denen das Asylrecht und das Recht 
auf überleben verweigert wird. Viele von Euch sind solida· 
risch mit dem Volk von)::1 Salvador, das darum kämpft, in 
Freiheit zu überleben lU"ld das versucht, die Militärberater zu 
vertreiben, die kommen, um zu zerstören, zu töten und mit 
Gewalt einen falschen Frieden aufzudrängen. Ihr seid soli· 
darisch mit den Indianern in den USA, denen Schritt fÜT 
Schrit! ihr Land weggenommen wurde, die ihrer Kultur be· 
raubt wurden und die jetzt in den Schwarzen Bergen von 
Oklahoma ihr Leben verlieren und zwar mit denselben Waf­
fen, m it denen Araber und Israelis im Nahen Osten töten. 
Nehmen wir uns an der Hand , wir aus der Dritten Welt und 
Ihr, wie wir alle fÜT den gleichen Frieden kämpfen; darum, 
eine gleiche Familie zu sein und ein rundes NEIN denen 
zuzurufen, die uns zu Bestien machen wollen. ( ... ) 
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Die PLO am Ende? 
Mit dem am 6. Juni 1982 eröffneten Kriegszug gegen den Libanon hat das israelische ßegin.Regime eine "Neuordnung" du 
Nachbarlandes ins Visier genommen. Es geht im Kern um die Eliminierung der Palästinensischen Beheiungsorganisation (PLO). 
die .seit 1970 auf libanesischem Boden das Gros ihrer bewaffneten Kräfte unterhält und 400.000-500.000 palästinensischen 
Flüchtlingen Schutz bietet. Diesen Schutz haben sie bitter nötig, seitdem rechts libanesische Milizen (geführt von Pierle 
Gemayels Falange) im Libanonkrieg 1975/ 76 das Palästinenserlager Tel a l Zataar in ein Trümmerfeld verwandelten und rund 
3.000 Palästinenser abschlachteten. Sie brauchen ihn, seitdem Isud im März 1978 mit einem Feldzug die südlibanesische 
Grenzregion unter Kontrolle brachte. Damals übergab die abziehende israelische Armee das grenznahe Territorium dem rechts­
libanesischen Separatistenmajor Haddad. Und heute geht sie daran, mit ihrem Durchmarsch weit über den Fluß Lilani hinaus 
bis nach Beirut sic h den gesamten Libanon :r.u unterwerfen - im Zusam menwirken mit Falangistenführer Bechir Gemayel. 
dessen volle Machtübernahme jet:r.t vorbereitet wird. Seine Truppen kontrollieren ohnehin Ostbeirut, die nördlich angrenzende 
Region um Jounieh, und die KoUaboration Israel - Falangisten wurde mit der Libanonkrise vom April b is Juli 1981 ausgebaut 
(s iehe ausführlich AlB 7- 8/ 198 1, S. 4ff.). Ihr gemeinsames, erklärtes Ziel lautet heute, da der Belagerungsring um Westbeirut 
immer enger ge:wgen wird. auf Austreibung der syrischen Truppen und völliges Ausradieren der PLO-Präsenz im Libanon. Das 
offenbarte am 20.6. 1982 Israels Verteidigungsminister Ariel Sharon. Und Premierm inister Menachim Begin set:r.te unumwunden 
hinzu, "Israel könne flinf Jahre im Libanon b leiben". Oder mehr? 
Nun, da die inaelische Invasionsarmee von inzwischen 120.000 Mann den Sturm auf Beirut vorbereitet, werden die Opfer unter 
Palästinensern und Libanesen auf rund 10.000 Tote und 20.000 Verwundete beziffe rt, zuzüglich über 600.000 Vertriebenen. 
Der Selbst verte idigungsw ille insbesondere der PLO-Verbände scheint dennoch zur Stunde nicht gebrochen. Der UN,sicherheiu­
rat bekräftigte am 20.6 .1982 seine Forderung nach vollständigem Abzug der israelischen Streitkräfte und Respektierung der 
territorialen Integrität und Unabhängigkeit des Libanon. Aber die Regierung ßegin kann sich de (acto auf die Rückendeckung 
durch Washington stützen , das Israel gerade eben rür das Fiskaljahr 1983 (ab Oktober 1982) die größte US-Militärhilfe mit 
2,485 Mrd Dollar (1982 waren es 2,2 Mrd Dollar) bewilligte. Am 8. Juni d.]. legte die Reagan-Administration sodann ihr Veto 
gegen eine Verurteilung Israels im Weltsicherheitsrat ein. Und schließlich agierte sie maßgeblich dafür, daß der traditionell 
stärkste Frontstaat Agypten und die anderen konservativen arabischen Regimes Uordanien, Saudi Arabien usw.) der PLO und 
Syrien jede erfektive militärisch-politische Hilfeleistung versagen. 
Darüber hinaus griff die 6. US-Flotte bei den israe lisch,syrischen Luftkämpfen im Libanon zugunsten Israels ein, indem sie das 
Radarsystem der syrischen Luftwaffe störte . Beim Washington-TreH M. Begins mit Ronald Reagan war man sich einig, daß die 
Truppenverbände Syriens und der PLO sämtlich aus dem Libanon vertrieben werden müßten sowie eine internationale Streit · 
macht unter Beteiligung der USA (wie seit April d.J. auf dem Sinai) zu stationieren sei. 
Doch die von ßegin/Sharon erstrebte "Endlösung" der Palästinafrage ist keine abgemachte Sache, selbst wenn der PLO mit dem 
Fall Beiruts und ihrer noch stärkeren Dezimierung im Libanon ein Schlag versetzt lYerden sollte. Ihr Kampf um einen 
Palästinenserstaat wird auch in diesem Fall inner- und außerhalb der okkupie rten Gebiete weitergehen, mit der Unterstützung 
der antiimperialistischen Kräfte der Region und des so:lialist ischen Lagers. Und kann sich die Kräftekonstdlation innerhalb des 
arabischen Lagers in absehbarer Zeit nicht durchaus auch in positiver Uinsicht verändern? Seit Mitte Juni d.J .eilten Tausende 
von iranischen und arabischen Freiwilligen den Verteidigern ßeiruts zu Hilfe. Und der PLO-Vorsitzende Yassir Arafat bekräftig. 
te deren Entschlossenheit, den Aggressionstruppen wei ter energischen Widerstand zu leisten. 
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Begins "Neuordnung" des Ubanon 
Mitte Juni d.J. ist Israels Ministerpräsident Menachim Begin 
in d ie USA gereist. um dort die weiteren Schritte der Ag­
gression gegen die Palästinensische Befreiungsorganisation 
(PLO) und der arabischen Befreiungsbewegung insgesamt 
abzusprechen. 

Unmittdbar vor der Reise M. Begins hat der staatliche israe­
lische Rundfunk sechs Forderungen ftir den Rückzug der 
Truppen Israels aus dem Libanon erhoben: 
I. die Bildung einer internationalen Streitmacht ruf das neu 
besetzte Gebiet im Südlibanon; 
2. keine Truppen der UNO; 
3. keine Erneuerung von Stützpunkten der PLü und der ihr 
angegliederten Verbände im Libanon; 
4. die Garantie, daß Israels Grenzgeb iete nicht wieder be­
droht werden; 
5. den Abzug aller fremden Truppen (Syrer, Palästinenser, 
Israelis) ; 
6. die ElTichtung einer souveränen libanesischen Regierung. 
Diese Forderungen entsprechen in ihrer Zielrichtung im 
wesentlichen den seit langem bekannten Vorstellungen der 
USA und ihrer Verbündeten innerhalb und außerhalb der 
Region. Wenn sich die Verbände der PLO und ihrer libane­
sischen Verbündeten (der Libanesischen Nationalbewegung; 
d. Red.) auch offensichtlich tap fer geschlagen haben, haI 
Israel doch schon vor der Reise Menachim Regins militärisch 
die für die DurchfUhrung einer solchen politischen Lösung 
notwendigen Fakten geschaffen. 

Die erste Voraussetzung fllr diese israelisch·amerikanische 
Lösung war zweifellos das Camp-David.Abkommen (vom 
September 1978 mit Ägypten und den USA; d . Red.), das 

Israel fre ie Hand rur Aggressionen an allen anderen Fronten 
gab. Die Ziele des israelischen überfalls auf den Libanon 
liegen auf der Hand. In erster Linie soll durch die liquidie­
rung der PLO, die von den Zionisten als "Drahtzieher" des 
bisher ungebrochenen, ja zunehmenden Widers tandes der 
Palästinenser in den 1967 besetz ten Gebieten und darüber 
hinaus in wachsendem Maße sogar derer in den 1948 besetz­
ten Gebieten betrachtet wird, die Grundlage für die fak­
t ische Annexion der Westbank und des Gazastreifens ge­
schaffen werden. Dies nachdem sich herausgestellt hat, daß 
die israelischen Bemühungen, dieses Ziel im Rahmen einer 
Pseudoautonomie mit Hil fe palästinensischer Kollaborateure 
indirekt zu elTeichen, fruchtlos waren. 
Im gleichen Sinn soll d ie fa kt ische Zerschlagung der PLO 
zweifellos auch den innenpolit ischen Druck von den arabi­
schen Verbündeten der USA nehmen. Gerade die durch M. 
Beginn repräsent ierten extremistischen Zionisten befUrchten 
seit geraumer Zeit , daß diese Staaten - speziell Saudi Ara­
bien - aus innenpolit isehen Gründen genötigt sein könnten, 
Druck au f d ie US·Regierung auszuüben, damit diese Israel 
zu politischen Zugeständnissen zwinge. 

Die Regierung Begin hat in der Vergangenheit mehrfach un­
ter Beweis gestellt, daß sie d ie geringsten Zugeständnisse 
fürchtet w ie der Teufel das Weihwasser und hat in diesem 
Sinn u.a. verschieden tlich versucht, die abermalige Verbrü­
derung Ägyptens mit den konservativen arabischen Staaten 
durch Provokationen wie die Golan-Annex ion (siehe Al B 
2/1982 , S. 4ff.) zu hintertreiben. 
Ein weiteres Motiv rur den israelisdien Überfall auf den 
Libanon zu diesem Zeitpunkt ist die m ilitärische und po lit i-
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~che Schwächung Syriens, dessen regionale Rolle durch den 
Sieg des Iran über den seit den Wer jahren verfeindeten Irak 
stärker zu werden versprach. Es deutet bisher alles darauf 
hin, daß diese strategischen Ziele Israels kurzfristig realisiert 
werden können. 

In der Tat hat der jüngste israelische Aggressionskrieg mehr 
denn je bewiesen, daß die arabischen Regimes entweder uno 
willig, unfahig oder beides sind, den zionistischen und USo 
amerikanischen Hegemoniebemühungen in der Region kon· 
kreten Widentand entg~enzusetzen. 

Die Kämpfe der syrischen Truppen im Libanon (nahezu 
30.000 Soldaten der 1976 installierten Arabischen Ab­
schreckungsstreitmacht, siehe AlB 7- 8/1981, S. 4fL; d . 
Red.) waren offensichtlicht nicht der Verteidigung der PLO 
und ihrer Verbündeten von der Libanesischen Nationalbewe· 
gung gewidmet, sondern Verteidigungskämpfe gegen direkte 
israelische Angriffe. Die übrigen Staaten der Arabischen 
Standhaftigkeitsfront (Libyen, Algerien und der Siidjemen) 
sind nicht zuletzt aufgrund ihrer Entfernung von der Front 
ohnehin zu konkreten Maßnahmen kaum in der Lage. 

Die arabische Hilfe - zu gering 

Der Irak und der Iran haben beide versucht, eigene Ziele 
unter dem Deckmantel antizionistischer Solidarität zu 
fördern. Der Irak hat dem Iran in diesem Sinn einen endgül. 
tigen Waffenstillstand vorgeschlagen, während der Iran, der 
das ablehnte, verlangte, seine Truppen durch irakisches Ter­
ritorium den Syrern zu Hilfe schicken zu können. Der Irak 
hat dieses Ansinnen schließlich unter der Voraussetzung 
eines Waffenstillstandes auch akzeptiert. Inzwischen war je· 
doch der israelische Eroberungsfeldzug im wesentlichen er· 
folgreich abgeschlossen. 

Staaten wie Saudi Arabien und Ägypten bedrängten mit der 
rur Klienten gebotenen Zurückhaltung die USA. Israel zu 
einem Waffenstillstand zu ermWltern, den Israel denn auch 
ausrief, nachdem es seine militärischen Ziele im wesent· 
lichen eITeicht hatte. Ist also die PLO zerschlagen und Israel 
auf der ganzen Linie siegreich? 
Die Beantwortung dieser Frage hängt unmittelbar mit der 
BeantwoTlung der Frage nach den Lehren zusammen, die 
die palästinensische Befreiungsbewegung und die Völker der 
Region aus den Ereignissen ziehen. Der israelische Uberfall 
vom juni 1982 hat unzweifelhaft deutlich gemacht, daß das 
palästinensische Volk im Hinblick auf sein Ziel der Bildung 
eines demokratischen Staates und der Rückkehr aus dem 
Exil nicht auf die umliegenden arabischen Regimes setzen 
kann. 
Der Krieg von 1967 hat zwar insgesamt primär die Position 
der konservativen Olstaaten gestärkt. Gleichzeitig hat er je. 
doch innerhalb der Volkskräfte die Illusion übel" die klein­
bürgerlichen "antiimperialistischen" Regimes wie das Gamal 
Abdel Nassen (in Ägypten 1953·70; d. Red.) abgebaut und 
zur Bildung radikalerer, teilweise offen marxistischer Orga­
nisationen beigetragen. Sowohl das Massaker in jordanien 
im September 1970 (durch das Hussein.Regime gegen die 
PLO; d. Red.) als auch der syrische Einmarsch im Libanon 
(im jahr 1976; d. Red.) richtete sich gegen die stärker wer­
denden sozialrevolutionären Tendenzen innerhalb und au· 
ßerhalb der palästinensischen Bdreiungsbewegung. 
Die jüngste Aggression richtete sich erstmalig nicht unmittel. 
bar gegen irgendein arabisches Land, sondern nur gegen die 
PLQ und ihre Linken und nationalistischen libanesischen 
Verbündeten. Diese Aggression wurde von Israel mit _ wie 
sogar die halbamtliche ägyptische Zeitung AI·Ahram am 
11.6.1982 schrieb - US·amerikanischer Rückendeckung 
ausgeflihrt. 
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AnJ..ßlich d"s Reagan·ßesuchs und der ßonncr Großd"monstrat,on 
"Aufstehen für den Frieden - Den Widerstand verstärken! Keine 
neuen Atomraketen in Europa!" am 10.6.1982 haben die Dritte· 
Welt· Zeitschriften in der Bundesrepublik, darunter das AlB, die 
blätter· des iz3w, das ila·info, die Lateinamerika·Nachrichten, der 
Infonnationsdienst Südliches Afrika, die lKA·Zeitschrift für inter­
nationalen Kulturaustausch. Cuba UbR: u.a., eine Sondertlfoschlire 
herausgebracht. 

Das gemeinsame Sonderndt enthält Beiträge zu folgenden Themen· 
bc..,io.:Ju,n: 
• Verhältnis von Friedensbewegung und Solidaritätsbcwc:gung 
• Beginnt der Dritte Weltkriq: in der Dritten Welt? 
• Die Strategie des US-Impcrialismus gcg"nübcr der Dritlen Well , 
• Militarisierung der Dritten Welt. Rüstungscl<portpolitik und 

atomare Zuu.mmeruubeil 
• Blockfreiheit - Ausweg oder OIusion? 
• Die Bdreiungsbewegungen in dcr Weltpolitik 

Umfang; ca. 80 Scitcn, Preis !>.- DM 
Das Sondcrbeft kann ab IiIOfort beim AlB (Liebtgdr. 46. 3550 Mar­
burg. Tel. 06421/24672) bestellt werdcn. 
Bitte BesleUkarte in der Mitte de! vorliegenden Hdte$ bcnutzen! 
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Palästinas Kinder brauchen HiRe 

Auf seiner jüngsten Mitgliederversammlung beKh!oB das Anti­
imperialistische Solidaritätskomitee für Afrika, Asien und Latein­
amerika (ASK) (in Projekt der materiellen Solidarität mit dem palä­
stinensi:;chcn Volk, für das mit dem hier abgebildeten Plakat gewor­
ben wird. 
Unterdrückt und rechtlos in ~iner Heimat, vertrieben und verfolgt, 
immer wieder - vor allem in den libanesischen Zufluchl50Ilcn -
israelischen Luftangriffen auf ~inc Zivilbevölkerung ausgesetzt, 
kämpft das palästinensische Volk ums pUl'!: Oberleben. 
Trotz entspn:chendcr UNO-Scschlüssc, trO!lI: der Anerkennung der 
PLO durch die UNO und die meisten Staaten der Erde (die Bundes· 
republik befindet sich nicht darunter) verhindert die .,strategische 
Allianz" Israel-USA - assistiert u.a. auch von allen bisherigen Bun­
desregierungen - jeden Schritt zu Verwirklichung des nationalen 
Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser. Mehr noch: seit Mitte des 
vergangenen Jahres in die Welt Zeuge einer weiteren Welle isradi­
scher Repression und Aggression. Einer nahöstlichen "Pax Ameri­
cana" ist das Palästina·Problem im Wege. Die Achse Tel Aviv. 
WlIlihington "ersucht es auf ihre Weise zu ,Jösen": 
Am 17. Juli 1981 bombardierte Israels Luftwaffe mit US_amerikani· 
schen Kampfflup;eugen den Beiruter Stadtteil Fakhani. 300 Men­
schen wurden getötet, 800 verletzt, die meisten von ihnen palästinen· 
sische Frauen und Kinder. Zerstört wurden u.a. palästinensische 
Krankenhäuser. In den folgenden Tagen folgten Bombardemenl$ u.a. 
auf die Flüchtlingslager Nabatiyeh und Rashidiyeh. 
Danach erklärte eine schwedische Är2.lin in Rashidiyeh: 
"Infektionen treten häufIger auf und sind ernster, weil die Menschen 
gezwungen waren, wochenlang auf engem Raum in ihrem Luftschutz 
zu bleiben. Sie haben wenig Gelegenheit herau!iZukommen und 
frische Luft und Nahrung aufzunehmen. Die Elektrizität ist auch 
abgeschaltet worden, und daher miissen wir mit vielen Infektionen 
fertigwerden. Es gibt auch vide Hautinfektionen. 
\\fahrend der Beschießung hatten wir auch Fälle von Schock bei 
Menschen, die sich in unmitldbarer Nähe einer Explosion befanden. 
Sogar wenn sie nicht verwundet waren, litten sie unter Schock, d.h. 
folgende Symptome traten auf: verängstigte Reaktionen, Schwierig­
keiten beim Atmen, starker Schwindel und Bauchschmerzen. Bezüg· 
lich der Verwundeten muß man sagen, daß wir die schwernen Fälle 
gar nicht hier haben, weil sie ins nächste Krankenhaus des Pillästinen· 
sischen Roten Halbmonds, drei Kilometer von hier ins Flüchtlings· 
lager al·Bas gebracht werden. Wir behandeln die kleinen Verletzun· 
gen und kümmern uns um Leute, die aus dem Krankenhaus entlassen 
worden sind. 

Das Hauplproblem sind Infektionen verschiedener Art; auch Erkäl­
tungen, die durch schwere Lungenentzündungen kompliziert werden; 
auch Hautinfektionen und Magenprobleme; Magen- und Dannka­
laITh. Weitemin zeigen viele Menschen Anzeichen von chronischem 
psychologischem Stress, der eng mit den Lebensbedingungen zusam· 
menhängt und sich in Schmerun in viden Teilen des Körpers, des 
Rückens, in den Beinen etc. ausdrückt. ( ... ) 
Ein weiteres Problem in der Gesundheitsflirsorge ist der Abfall auf 
den Straßen. We1ll1 es die Sichemeitslage nicht zuläßt, daß der Abfall 
geräumt wird, besonders im Sommer, zieht er Fliegen an, die Krank­
heiten verbreiten. Wir haben auch Probleme mit manchen Rabies, die 
nicht gestillt werden können und stattdessen mit der Flasche gefüt· 
tert werden. Sie bekommen leicht Infektionen, einerseits weil die 
Nahrung nicht die beste ist, andererseits, weil während dieser Jahres­
zeit die Kindernahrung sowieso schlecht wird. In Bezug auf diese: 
Frage arbeiten wir mit der Mutter·und-Kind-K1inik tusammen." 
Der in dieser Aussage erwähnte "Palästinensische Rote Halbmond" 
(PRH) wurde im Januar 1969 durch Beschluß des Pawtinensischen 
Nationalrats geschaffen_ Diese: "Rot·Krcuz"-Gese:l1schaft des palästi· 
nensischen Volkes unterhält miltlerweile 30 Krankenhäuse: r und 
etwa 100 weiten: medizinische Einrichtungen, vor allem im Libanon 
und in einigen anderen arab ischen Staaten. 
Auf eine entsprechende Interview·Frage antwortete künlich der 
Vizepräsident und Direktor der medizinischen Dienste des PRH, Dr. 
AbduUah Abu Hassan: "Wir haben keinen Personalmangel. Was uns 
fehlt, sind Miltel zur medizinischen Verrorgung und medizinische 
Ausriistung ... 

Als Beitrag zur Solidarität mit dem palästinensischen Volk fUhrt du 
ASK deshalb in Absprache mit der Bonner PLO·Vertretung eine 
Spendensammlung durch, von deren Erlös mobile Kinder-Ambulan· 
zen des Palästinensischen Roten Halbmonds ausgeriistet werden sol· 
len. Solidaritätsinitiativen, andere demokratische Organisationen und 
Einzebpender können auf Wunsch eine Aufstellung der benötigten 
Gegenstände mit Puisangahen erhalten. Auch das abgebildete Plakat, 
ein vierseitiges DIN·A-4·Faltblatt und weitere Materialien sind emält­
lieh bei: 
Antiimperialiuisches Solidaritätskomitee für Afrika. Asien und 
Lateinamerika (ASK), ~fainzer Landstr. \.'),6000 FrankfunfMain I, 
Tel.0611f236375 
Spenden werden unter dem Kennwort ,,Palästina" erbeten auf das 
Sonderkon to Prof. Erich Wulff; PschA Fn.nkfurtJM., Konto-N r. 
527055-602 
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Nikaragua 
Dieter loris 

Aspekte der inneren Entwicklung 

Nach dem .Jahr der Befreiung" (1979) kam 1980 das ,Jahr 
der Alphabetisierung"; ihm folgte bereits das ,Jahr der Ver­
teidigung und der Produktion", 1982 schließlich wurde zum 
,Jahr der Einheit gegen die Aggression" erklärt. Schon diese 
Akzentverschiebung in den Hauptereignissen und -prohle­
men Nikaraguas im Laufe der letzten vier Jahre macht deut­
lich, daß die Revolution in den letzten beiden Jahren immer 
stärker unter äußeren Druck geraten ist. 
Insbesondere seit Antritt der Reagan-Regicrung kam es zu 
Streichungen der US·K.redile, zur Publikation des EI-Salva­
dor-Weißbuchs, das die kriegerische Beteiligung Nikaraguas 
an den Kämpren in EI Salvador dartun und damit west­
europäische Verbündete der nikaraguanischen Revolution 
zur Trennung von den Sandinisten veranlassen sollte. Seit 
Herbst 1981 häuften sich die offenen IntelVentionsdrohun· 
gen der USA gegenüber Nikaragua, und im März 1982 wurde 
sogar ein Destabilisierungsplan der elA bekannt, demzufol­
ge 19 Mio Dollar vorgesehen sind, um das nikaraguanische 
Revolutionsregime zu stürzen. l 

Erfolge des ökonomischen Wiederaufbaus 

Vergegenwärtigt man sich diese massiven militärischen Be­
drohungen und tlie Notwendigkeit, Ressourcen tur die Ge­
genwehr (reguläre Armee und Miliztruppen, Waffen, Aus­
rüstungen UIW.) bereitzustellen, so wird man bereits Pro­
bleme beim ökonomischen Wiederautbauprozeß vermuten 
dürfen. Erschwerend treten weiter die nach wie vor rur Nika­
ragua ungünstigen weltwirtschaft lichen Bedingungen sowie 
die Fondauer des Investitionsboykotts der nikaraguanischen 
Bourgeoisie hinzu. 

Die erste Phase: des ökonomischen Wiederaufbaus und der 
Politik der "Nationalen Einheit" war bis Ende 1980 relativ 
erfolgreich verlaufen. Neben dem Beginn struktureller Ver­
änderungen (Schaffung eines vergesellschafteten Produk­
tionsbereiches, Ansätze zu einer Agrarreform, Verstaatli­
chung des Außenhandels, der Banken, der Minen und aller 
Naturressourcen usw.) konnte sich das auf ökonomischem 
und sozialem Gebiet Erreichte durchaus sehen lassen. Die 
landwiruchaftlichen Produktionsziele von 1980 wurden fast 
voUständig erreicht. Im Bereich der Grundnahrungsmittel 
lagen die Produktionsergebnisse sogar über dem Erwarteten. 
Auch der Export konnte wieder angekurbelt werden, wenn 
auch aufgrund des großen Nachfrageüberhangs am Ende des 
Jahres 1980 wieder ein Handelsbilanrocfizit von über 400 
Mio Dollar klaffte. Der industrielle Sektor konnte die Pro­
duktionszicle nur zu 90% erreichen; die Inflationsrate blieb 
mit 25% noch relativ niedrig. 
Eine gewisse Anhebung der Realeinkommen der gesamten 
Bevölkerung war eine Begleiterscheinung des Wiederaufbau­
prozesses; vor a llem über die Verbesserung der staatlich auf· 
gebrachten Infrastruktur und Leistungen vollzog sich diese 
effektive Verbesserung des Lebensniveaus; hierbei ist vor al-
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lern zu denken an die Einführung eines einheitliehen staat­
lichen Gesundheitsvenorgungssystems, die gewaltigen An­
strengungen bei der Alphabetisierung und allgemein im Er­
ziehungsbereich, an die Subventionierung von Grundnah­
rungsmitteln und die EinfUhrung von Volksläden_ 

Gleichwohl wurde im Plan 1981 auf Defizite in der bisheri· 
gen Entwicklung und auf notwendige Umorientierungen 
hingewiesen: Die Dienstleistungen waren weit schneller ge­
wachsen als der materiell'produktive Sektor, die Investitio­
nen waren niedrig geblieben, der Luxuskonsum der Mittel­
und Oberklasse war nur ungenügend gebremst worden, die 
Produktivität im vergesellschafteten Bereich ließ noch zu 
wünschen übrig.2 

Obwohl Hit 1981 und 1982 keine einigennaßen vollständi­
gen und sicheren gesamtwirtschaftlichen Daten vorliegen, 
läßt sich aus den vereinzelt veröffentlichten Zahlenangaben 
entnehmen, daß die Ziele für 1981 bei weitem nicht erreicht 
werden konnten. Statt der geplanten 18,5% ist das Brutto­
inlandprodukt (B IP) schätzungsweise nur um real 6% ge· 
wachsen; aufgrund des zu geringen Warenangebou (im Ver­
gleich zur vorhandenen Nachfrage) und der starken Preisstei­
gerungen für einige importierte Waren (vor allem Erdöl und 
einige Industrieprodukte) ist die Inflation wieder in eine 
schnellere Gangart gekommen und lag für 1981 bei etwas 
über 30%. Das Arbeitsplatzangebot hat sich in diesem Jahr 
kaum erhöht, was vor allem auf das bei weitem nicht er­
reichte Investitionsziel (488 Mio Dollar ,. 20% des BIP) zu­
rückzuführen ist. 

Infolge stark verschlechterter terms of trade für Nikaragua 
fiel das Handelsbilanzdefizit - entgegen den Planvorgaben -
mit ca. 380 Mio Dollar ähnlich hoch wie im Vorjahr aus. Mit 
einer Neuverschuldung von ca. 600 Mio Dollar stieg die Aus· 
landsschuld auf ca. 2,5 Mrd Dollar. Die Ende 1980 abge­
schlossenen Umschuldungsverhandlungen brachten noch ein 
relativ günstiges Ergebnis, da die eigentliche Tilgungsphase 
(vorläufig sind überwiegend nur Zinsen zu zahlen) erst ab 
1985/86 beginnt. J 

Notstandsprogramm gegen Destabilisierung 

Die Gründe für diese enttäuschende Wiruchaftsentwicklung 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: Neben der schon er­

_ wähnten verstärkten militärischen Bedrohung und Destahili­
sierung von außen, dem Kreditboykott, der teilweisen Wirt­
schahsblockade der USA und dem Devisenmangel infolge 
der ungünstigen Außenwirtschaftsbedingungen sind vor al­
tem die Entkapitalisierungsstrategie und der Investit ionsboy­
kott der Privatunternehmer zu nennen. Man schätzt, daß 
durch verschiedene Techniken des Abzugs von Produktiv­
kapital aus Betrieben und den Transfer von Dollars auf aus­
ländische Konten ca. 120 bis 140 Mio Dollar verloren gegan­
gen sind. 4 Daneben sind PTOduktivitätsprobleme durch 
Streiks und mangelnde Arbeitsdisziplin ebenso wichtige Er-



klärungsfakloren wie eine teilweise Bürokratisierung und 
Ineffizienz im öffentlichen Sektor sowie. schließlich auch die 
durch das Haushahsdefizit verringerte Investitionskapazität 
des Staates. 5 

In Reaktion auf diese Entwic klung verkündete die Regie­
rung am 9. September 1981 ein wirtschaftliches und soziales 
Notstandsprogramm , das im wesentlichen aus drei Maß­
nahmebündeln besteht: 
I. Sparmaßnahmen des öffentlichen Haushalts (Subven­
tionskürzungen, Stellenstopp usw_); 
2. bessere Kontrolle des Außenwirtschafts· und Devisenver­
kehrs (Auflagen bei Kredit- und Devisenzutcilungen, gestaf­
felte Erhöhung der Einfuhrzölle, Kontrolle des parallelen 
Devisenmarktes zur Verh inderung von Kapi talflucht und 
Devisenmißbrauch) ; 
3. Verbote der Störung der Produktion und Verteilung 
(Verbot von Streiks sowie Land- und Betriebsbeseu.ungen, 
gerichtliche Verfolgung von Störungen des öffentlichen und 
privaten T ransports, von Zerstörung der Produktionsmiuel 
und von Ausstreuung falscher Nachrichten, die die Kredit­
würdigkeit Nikaraguas im Ausland gefahrden könnten).6 

In Konsequenz dieser ncuen Notstandsbestimmungen kam 
es Ende Oktober zur Verhaftung von einigen Vertretern des 
Untemehmerverbandes COSEP und von Führern der CAUS­
Gewerkschaft, die eine prinzipielle Opposition gegen die 
Linie der FSLN propagiert. 7 

Schon vorher, anläßlich des zweiten jahrestags der Revolu­
tion am 19. juli 1981 waren zwei wichtige. die ökonomi-

sehe Weiterentwicklung bestimmende Gesetze verkündet 
worden : a) das Agrarreformgesetz und b) das Gesetz gegen 
d ie Entkapitalisierung von Betrieben. Das Agrarreforrngeselz 
geht über die bisherigen Verstaatlichungs- und Enteignungs­
möglichkeiten weit hinaus. Es sieht Enteignungsmöglichkei. 
ten für gewisse Größenordnungen verpachteten und/oder 
ungenutzten Landes (ca. 380 bzw. 760 ha, je nach Zone) 
sowie die Abschaffung traditioneller Pachtverhältnisse 
(Naturalien- und Arbeitstribute) vor. Man schätzt, daß ca. 
1,5 Mio ha nach diesem Gesetz enteignet werden können, 
was für 60.000 Fam ilien (200.000 Personen) ausreichen 
würde. 8 Da die Agrarreform auf jeden Fall sogleich e ine 
effiziente Neuorganisation in Kooperativen einschließen und 
die Produktion nicht negativ beeinflußt werden soll , ging sie 
bislang relativ langsam voran: Nach knapp einem jahr waren 
erst 117.000 ha enteignet und den Bauern übergeben wor­
den.9 

Wohin treibt die Bourgeoisie? 

Ebenso wie das Agrarrcformgesetz wurde auch das Dekret 
gegen die Entkapitalisierung von Betrieben auf Druck von 
unten hin bzw. nach Betriebsbesetzungen durch die Werk· 
tät igen verabschiedet. Obwohl nach drei Monaten bereits 16 
Unternehmen gemäß diesem Gesetz verstaatlicht worden 
waren, kann man kaum von einer rigorosen Anwendung der 
durch das Gesetz gegebenen Möglichkeiten sprechen. 

Inwieweit diese Maßnahmen aus der ökonomischen Krise 
herausführen können, b leibt ungewiß. Entscheidend ist die 
weitere politische Entwicklung, d .h . genauer: der Fortgang 
der Politik der "Nationalen Einheit", die zu einem erheb­
lichen Teil bereits a ls beendet betrachtet werden muß. Ob 
allerdings die nikaraguanische Bourgeoisie geschlossen in d ie 
Opposition und sogar zu aktiven Boykottmaßnahmen über­
geht, hängt einmal von der Entwicklung der äußeren Front 
(ventärkter oder abgeschwächter Druck von außen bzw. den 
USA) und auch von der Vermittlung der Politik der Natio­
nalen Sandinistischen Befreiungsfront (FSLN) im Inneren 
,b. 
Immer noch unterscheidet die FSLN bzw. die Regierungs. 
junta zwischen "patriotischen" und konterrevolutionären 
ß ourgeoisicfraktionen. Deutlich iSl, daß sich seit etw a No· 
vember 1980 (es ist wohl kein Zufall , daß sich diese parallel 
zur US.Wahlemscheidung vollzog!) eine spürbare Ver­
schlechterung des AJlianzklimas zwischen FSLN und Privat­
wirtschaft abzeichnete. Nachdem der Vizepräsident des Un­
temchmerverbandes COS EP bei einer Schießerei mit der 
Polize i umgekommen war, zog sich der COSEP - ebenso 
wie die Oppositionspartei Demokratische Nationale Bewe­
gung (MON) Alfonso Robelos und die Konservative Partei -
defi nitiv aus dem Staatsrat zurück. 

Außcr den bereits erwähnten ökonomischen Problemen und 
Slreitpunkten war das innenpolitische Klima vor allem von 
der Menschenrechukampagne gewisser Kreise der Bour­
geoisie, dem Hochspielen des Miskito-Problems, den Ausein­
andersetzungen mit der Kirche sowie schließlich Verschwö­
rungsfallen und ·tendenzen innerhalb der FSLN ausgefüllt. 
In bezug auf den Komplex Menschenrechte, Pluralismus, 
Pressefreiheit, Wahlen usw. ist vor allem seit jener Periode 
eine ständig an Schärfe gewinnende Auseinandersetzung zu 
konstalieren, die jedoch auch jetzt noch nicht zu einem 
endgültigen und offenen Bruch jeglichen Dialogs geftihrt hat. 
Bisher ist es der FSLN immer wieder ge lungen, neue For­
men des Gesprächs und des Kompromisses zu finden. Ob­
wohl sie aus innen· wie außenpolitischen Bündnisrücksichten 
und öko nomischen Notwendigkeiten zu Konzessionen ge­
zwungen ist, hat sie dabei die Grundprinzipien der Sandini-
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stischen Revolution keineswegs aufgegehen, vielmehr in eini­
gen Fragen - wie die oben erwähnten Gesetze zeigen - eine 
gewisse Radikalisierung mitgetragen. lO Z.B. konnte die von 
dem Vorsitzenden der scharf regierungsoppositionellen Men­
schenrechtskommission jose Esteban Gonzalez vor allem im 
Ausland vorgetragene Menschenrechtskampagne vom Januar 
und Februar 1981 (Vorwürfe: Unter dem Regime existier­
ten Folter und ca. 8.000 politische Gefangene - ähnlich wie 
unter Somoza) von der Regierung mit Erfolg beendet wer­
den, als Jose Estaban Gonzalez nach einer kurzen Verhaf­
tung seine Behauptungen nahezug vOllständig widerrief. 
Nach dem relativen Funktionsverlust des Staatsrates im Ge­
folge des Fembleibens einiger wichtiger Vertreter der Bour­
geoisie schuf die FSLN eine neue Plattform der Diskussion, 
das sog. "Nationale Forum". Da auch die konservative bis 
reaktionäre Bourgeoisie sich auf die Revolution gegen 
50moza beruft, konnten immer wieder einige gemeinsame 
Formeln und Kompromisse fixiert werden. 50 z.B. legte das 
Nationale Forum im Juni 1981 eine Reihe von gemeinsamen 
Auffassungen fest. Dabei verständigte man sich u.a. auf fol­
gende Formulierung: "Wir betonen, daß wir, wie auch die 
innere Lage sein mag, mit aller Entschiedenheit jeden im­
perialistischen Angriff oder Intervention ablehnen."Il 

Konflikte mit dem Klerus ... 

Oberhaupt ist es nicht gänzlich ausgemacht, daß die inter· 
ventionistisch.aggressive Politik der USA auf die nikaragua­
nische Bourgeoisie bloß eindeutige Auswirkungen in dem 
Sinne hat, daß ihr neue Hoffnung gemacht und ihr dadurch 
Auftrieb gegeben wird; sei es aus taktischen oder prinzipiel­
len Gründen, die sich aus der spezifischen Geschichte Nika­
raguas ableiten lassen, müssen auch weit rechtsstehende 
Führer der Bourgeoisie Nikaraguas sich gegen jegliche US­
Intervention und US·Blockade·Politik aussprechen. So z.B. 
bekundete sogar A. Robelo - trotz verschärfter Ausein· 
andersetzungen mit der Regierung - Verständnis für den 
von der Regierung Anfang März 1982 ausgerufenen Aus­
nahmczustand, in einem Momcnt sich steigernder Sabotage­
akte und der Enthüllung des schon erwähnten aufwendigen 
US-Destabilisierungsplans. 
Trotz Notstand, Ausnahmczustand und neuen Dekreten ist 
die Meinungsfreiheit und der ideologische Pluralismus im 
Prinzip garantiert und gewährleistet. Das hauptsächliche 
Oppositionsorgan, die Zeitung "La Prensa" muß seit einiger 
Zeit allerdings mit e in- oder zweitägigen Erscheinungsver­
boten rechnen, wenn allzu aggressive Artikel und/ oder 
Falschmeldungen alarmierenden Charakters publiziert wer­
den. 
Entsprechend den unterschiedlichen Ausgangsbedingungen 
bei den jeweiligen Kirchenvertretern in bezug auf die Ein­
schätzung des Somozismus, des nichtsomozistischen Bürger-
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turns und der Sandinisten und entsprechend der innenpoli­
tischen Polarisierung zwischen Regierung und Bourgeoisie 
mehren sich aus dem hohen Klerus die distanzierten bis kri· 
tischen Stimmen, wonach ein Mangel an Pluralismus zu kon­
statieren sei und' die Regierung die ursprünglich eingegan­
gene Verpflichtung der Respektierung der freien Religions. 
ausübung nicht einhalte. Im Juni 1981 erklärte der Erz· 
bischof von Managua sogar, die Sandinislische Revo lution 
verändere sich zu einem "Marxismus kubanischer Prägung". 
Viele Kirchenvertreter fürchten weniger für die Gegenwart 
als für die Zukunft um die Aufreehterhaltung der Identität 
der Kirche, für den Fall, daß das kirchliche Leben allzusehr 
politisiert wird und die Grenzziehung zwischen religiösen 
und politischen Organisationen venchwimmt.12 Obwohl es 
keine solche Bedrohung der kirchlichen und religiösen Frei· 
heiten im gegenwärtigen Nikaragua gibt, brechen Konflikte 
an sehr verschiedenen Punkten auf; so z.B. gab es eine lange 
Polemik über die Parole "Sandino ayer, hoy, siempre" (San­
dino gestern, heute, immer), weil diese Parole angeblich 
gotteslästerlich sei und Sandino Attribute zuschreibe, die 
eigentlich nur dem lieben Golt zukommen dürften. 
Im Mai 1981 kam es zum direkten Konllikt, als die nikara­
guanische Bischofskonferenz wieder und diesmal energischer 
als früher forderte, daß die in hohen Regierungsämtern täti· 
gen Priester (u.a. Ernesto Cardenal, Miguel d'Escoto. Fer· 
nando Cardenal und andere) von ihren politischen Funktio­
nen zurücktreten. Nach einigem Hin und Her, der massiven 
Unterstützung durch christliche Basisgemeinden und durch 
die Vermittlung des Vatikans konnten die Priester ihre 
Ämter weiter ausüben, mußten allerdings zugleich darauf 
verzichten, ihre priesterlichen Funktionen wahrzunehmen. 
Analog zu diesen spektakulären Fällen kam es im Laufe des 
Jahres 1981 zu einer Fülle von Schikanen gegen linke und 
sich mit der Revolution identifizierende Priester an der 
Basis. Diese wurden ohne Angabe von Grunden häufig ver· 
setzt, getadelt usw., was bereits eine breite Diskussion auch 
im Kirchenvolk ausgelöst hat. ll Selbst wenn die Kirche, 
d.h. vor allem die mitlleren und höheren Hierarchiepositio· 
nen, stärker zum gegenwärtigen Regime Distanz halten oder 
mit ihm sogar radikal brechen möchte. muß sie immer die 
Popularität der Regierung miteinkalkulieren und vermeiden, 
sich durch einen Radikalangriff vollständig zu isolieren. Auf 
der anderen Seite weiß die Kirche und vor allem der Erz· 
bischof Obando y Bravo, über welch hohes Prestige er ver· 
fUgt, welches er notfalls in die Waagschale werfen kann. Ins­
gesamt also kann gesagt werden. daß neben einer Reihe von 
kleinen bis mittleren Konflikten das Verhältnis zwischen 
Regierung und Kirche als eine Art Waffenstillstand bezeich· 
net werden kann, der möglicherweise bei einer ,",,:eiteren all· 
gemeinen politischen Polarisierung nicht aufrechterhalten 
werden kann. 

Auch die Probleme dcr Intergration der Miskito-lndios von 
der Atlantikküste wurden zeitweise zu innenpolitischen 



Deklaration der Sandinistischen Versammlung 

• • 
Oon .. IOn<p(2 .•• _) 

Die Sandinisti~he Versammlung. da$ höchJite bcralenlk Organ der 
Sandinistischen Front der Nationakn Befreiung (FSLN), war von 
der Nationalleitung der fSLN vOm 29. bis 3 1. Januar 1982 nach 
Managua einberufen worden. 
Im Anschluß an griindliche Erörterung de r !!.un· und mittelfristigen 
Perspektiven der Revolution bcl<:hl06 sie folgende Deklaration. 

I. Ständige Aufgaben der sandinistischen VolksfCvolulion sind : 
(A) Schu lll: und Förderung der Achtung unserer Souveränität 
durch d ie Gewährleistung der Verteidigung der Nation; 
(B) Festigung des demokratischen und antiimpcrialistischcn Volks­
charakters unseres Prozesses; 
(C) Umwandlung der ökonomischen, sozialen und politischen Rea­
lität zum Nutzen aller Sektoren der Nation und insbesondHc der 
historiSCh benachteiligten Werktätigen aus Stadt und Land. 
2. B<:i der gegenwärtigen Verkettung von äußerer Bedrohung, iro la­
tionistischen Manövern, Sabotage an unseren Bemühungen um Zu­
sammenarbeit und de r Zunahme von Angriffen konterrevolutio­
närer Banden iSl die Verteidigung der Nation und der Revolution 
die wichtigue Aufgabe der Sandinistischen Front und des nikara­
guanischen Volkes. (. __ ) 

3 . Um die materiellen und geis tigen Bedingungen der neuen Gesell­
schaft ~u schaffen, muß der wirtschaftliche Kurs der sandinist,­
schen Volksr<:volution erstreben: 
(A) die Vervollkommnung des gemischten ökonomischen Regimes, 
wobei das Zusammenwirken der wirtschaftlichen Kräfte privaten 
Otarakten mit jenen stimuliert wird, welche die Revolution durch 
den Bereich dei Volkseigentums und dei Genossenschaftswesenli 
vorantreibt ; 
(C) Vorrang der Produktion von Lebensmitte ln und Rohstoffen 
und Erllöhung der Kapazität, unse rem Volk im Rahmen unsere, 
ökonomischen Realität als anncs und rückständ iges Land Lebens· 
mittel, ElTungenschaften des Gesundheitswesens, Erziehung, Klei­
dung und Wohnung bereitzustellen; 
(0) Erweiterung der Produktion landwirtschaftlicher Exportgüter, 
DiversiflZicrung der Märkte, Stimulierung neuer Fonnen der Finan­
zierung rur unsere Wirtschaft, Festlcgul13 von Plänen der technolo­
gischen Umwandlung, FortSChritte bei der Rationalisierung unseres 
Produktiomapparates und Veutärkung der internen Strenge und 
Sparsamkeit, um die ökonomisehe Krise zu überstehen, die die Weh 
und insberondere die mittelamerikanischen I.1inder heimsucht : 
(E) Gewährleistung des für die Revolution vorrangigen Charakters 
der Bodenreform als Achse der Umwandlung, ge$lützt auf die Ge­
nossenschafts- und Arbeiterbewegung bei der Verwirklichung unse­
rer agroindustricllen Entwicklung; 
(G) Festigung der Wirtschaftsplanung als ordnende Achse fü r die 
Ressourcen und Anstrengungen der Nation; 
(H) Energische Bekämpfung der Wirkuß8'losigkeit, der Obcrbeset­
:wng, des Bürokratismus, der Korruption in de r Verwaltung, der 
schlechten Nutzung des Vermögens des revolutionären Staates, der 
Verschwendulli in den öffentl ichen Insti tutionen: zusammenfu­
send: die Verbannung der I..!.ster der Somoza-Diktatur aus unserer 

Gesellschaft. 
4. Wir müssen voranschreiten bei der Festigung der Einheit der 
Werktätigen, bei der 'lrganisierung aller grundlegenden Kräfte der 
Revolution, bei der notwendigen Einheit der Nation. Daraus ergibt 
sich: 
(Al Wir müssen die Qualität der sandininischen Organisationen der 
Werktätigen in Stadt und Land, der Frauen, der Jugendlichen, der 
Handwerker, der Journalisten und Intellektuellen, der Lehrer, der 
Werktätigen des Gesundheitswesens und der Massen im allgemeinen 
verbessern und sie eng mit den nationalen Problemen, mit der revo­
lutionären Erziehung und vor allem mit den praktischen Aufgaben 
verbinden, welche die Revolution verlangt; 
(B) wir müssen jede Aktion unterstützen, die zum Ziel hat, die 
Einheit der Arbeiterbewegung und deren Einheit mit der Bauern­
schaft zu festigen; 
(C) Hilfe für die Gewerkschaftliche Koordination Nikaraguas 
(CSN) auf der Grundlage der Prinzipien, die ihre Entstehung er­
möglichten; 
(E) Beitrag zur Dynamisierung der Patriotischen Revolutionären 
Front (FPR) als Grundlage der Einheit zur Verteidigung der natio· 
nalen Interessen im Sinne einer breiteren Aktion, die die Beteili­
gung anderer politischer Organisationen ermöglicht, die an der Ein· 
heit des nikaraguanischen Volkes wirklich interessiert sind; 
(F) Erklärung unserer Aufgeschlossenheit fü r die Vertiefung des 
Dialogs mit all jenen Krähen und Sektoren, die an der Verteidigung 
des Vaterlandes und der Bewältigung der wirtschaftlichen, sozialen 
und moralischen Probleme ehrlich interessiert sind, den juristischen 
Rahmen der Revolution respektieren und bereit sind, ernsthafte 
Abkommen zum Wohle des Landes abzuschließen; 
(G ) Förderung von Garantien für die Unterstützung der produk­
tiven Aktivitäten der privaten Produzenten, die konsequent die 
Verantwortung übernehmen, unter Beachtung der Gesetze zu ar­
beiten, um zur Überwindung der Unterentwicklung beizutragcn; 
(H) Stimulierung des Abschlusses von patriotischen Produktions­
vereinbarungen zwischen dem Staat, dem privaten Sektor und den 
werktätigen Klassen: 
(I) Aufrechterbaltung des Pluralismus, der demokratischen Macht­
ausübung des Volkes, der Pressefreiheit; Bemühungen, damit jeder­
ze it vermieden wird, daß diese vom Volk errungenen Freiheiten 
mißbraucht werden, um die Grundlagen des revolutionären StaateS 
zu verändern; 
U) Bekräftigung und Verteidigung unserer Politik der Achtung der 
christlichen Gefühle unsercs Volkes, der Religionsausübung und 
religiöser Kundgebungen, wie sie im offiziellen Kommuniquc d"r 
Nationalleitung der Sandinistischen Front über die Religion vom 
Oktober 1980 zum Ausdruck gebracht wird. 
!/". Die sandinistische Volksrevolution muß ihre Außenpolitik der 
Nichtpaktgebundenheit und ihre Aufgeschlossenheit flif Beziehun­
gen mit allen interessierten Völkern aufrechterhalten. ( ... ) 

6. Wir bekräftigen unsere volle Unterstützung rur die Revolutio· 
J!äre Regierung und insbesondere flif den Regierungsrat der Natio· 
nalen Erneuerung als dem Hauptvolj.strecker der Politik der Revolu­
tion im Innern wie im ÄuBeren.( ... ) 
7. Der Staatsrat ist eine ElTungcnschafl des Volkes von Sandino, 
die mit dem ak tiven Einsau: aller politischen, geselbchaftl ichen, 
wirtschaftlichen, Arbeits- und religiösen Kräfte der Nation gepflegt 
und gestärkt werden muß. 
8. Mit der Beteiligung des organisierten Volkes müssen wir flirdie 
Umstrukturierung der juristischen Grundlagen und der jurist ischen 
Institutionen kämpfen, um sie den Erfordernissen der Revolution 
anzupassen. Dabei sind insbesondere dir schlech ten Praktiken zu 
bekämpfen, die in der Gegenwar t noch fortbestehen. 
9. Die Sandininische Front der Nationalen Befreiung ist die histo­
rische Vorhut des nikaraguanischen Volkes, du seine ganze 
schöpferische Encrgie fur die ElTichtung der neuen Gesellschaft 
einsetzt. Daraus ergibt sich: 
(A) Wir anerkennen das Rl:ch t aller Nihraguanc:r, an der Vorhut 
der Revolution teilhaben zu wollen, um auf diese Weise den Ver­
band der besten Männer und Frauen des Landes zu schmieden, der 
mit Festigkeit und Bescheidenheit die Aufgaben vorantreibt, die 
de r historische Zeitpunkt erfordert. 
(c) Es muß weite r gekämpft werden, um die politische, ideolo­
gische und kulturelle Rückständigkeit im Innern des Volkes zu be­
siegen. 
(Quelle: Barricada, Managua, 20. Februar 1982; geringfügig ge. 
kürzt) 
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Konfliktfeldern ersten Ranges aufgebauscht. Selbst die USA 
haben kür.dich ihr Herz für die von den Sandinisten angeb­
lich malträtierten Indios entdeckt. So ist es noch erinner­
lich, wie US-Außenminister A. Haig mit einem Foto aus der 
Somoza-Zeit propagandistisch hausieren ging, um damit an­
gebliche Greueltaten der Sandinisten an den Miskito-Indios 
zu beweisen. Tatsächlich hat die Regierungsjunta das Pro­
blem der sozialen, ökonom ischen und kultureUen Int egra­
tion der jahrhundertelang von der Pazifikküste und Zentral­
nikaraguas isoliert lebenden Urbevölkerung der Atlantik­
küste nicht immer mit dem nötigen Fingerspitzengeftihl rur 
ethnische Besonderheiten und fUr Völker mit reichen Erfah­
rungen an fremder Unterdrückung in Angriff genommen. 
W'ahrend fUr sie die Vorteile einer Integration in den öko­
nomischen WiederaulbauprozeB und die Sandinistische 
Revolution unbezweifelbar erschienen, spekulierten die 
T ieflandindios und Afroamerikaner im Gegenteil auf die Er­
langung einer größeren Autonomie, auf die Abwehr neuer 
Siedler und die Zurückweisung der ökonom ischen Verwer­
!Ung ihrer Landstriche. 

Als Steadman Fagoth, der Führer der Indio-Organisation 
MISURASATA (Abkürzung für Miskitos, Sumus und Ra­
mas, den wichtigsten Urbevölkerungsstämmen an der Atlan­
tikküste), wegen separatistischer Tendenzen verhaftet wur­
de, flüchteten ca. 3.000 Miskitos auf die honduranische Sei­
te des G renzflußes Rio Coca. Bald taten sich Teile dieser 
geflohenen Misk.itos mit Ex-Nationalgardisten Somozas in 
Honduras zusammen, um die Grenze zu verunsichern und 
ihre Attacken auf nikaraguanisches Gebiet zu forcieren. Vor 
diesem Hintergrund ist die große Umsiedlungsaktion von 
Tausenden von MiJk.itoJ aus dem nikaraguanisch-hondurani­
schen Grenzgebiet ins Landesinnere vom j anuar und 
Februar 1982 zu sehen. Sic herlich stellt diese Aktion keine 
ideale Lösung des Problems dar, ist aber zweifellos unter 
den gegebenen Umständen mit einer Verbesserung der Lage 
der Indios verbunden. l" 

Seit j ahreswechsel war die Situation zusätzlich durch die 
Aufdeckung verschiedener Verschwörungen und die Verstär­
kung der Konterrevo lution im Norden gekennzeichnet. 15 

Das militante Wiederauftauchen von Eden Pastora (des 
"Comandante Cero") im April d.j. in Costa R ica stell t einen 
vorläufigen Höhepunkt dieser Entwicklungslinie dar. Pastora 
spielte eine ",ichtige Rolle im Verlauf des antisomozisti­
schen Aufstands und war letzten Sommer aus seinen Äm­
tern (Vizeverteidigungsminister und Chef der Milizen) zu­
rückgetreten, um sich einer Guerillabewegung in MitteI­
amerika anzuschließen. j etzt ist er mit einigen Freunden an 
die Öffentlichkeit getreten, um die sandinistische Regierung 
des Verrats an ihren ursprünglichen Prinzipien und das Ab­
gleiten in den "kommunistischen Totalitarismus" anzukla­
gen. 
Als Konsequenz daraus hat Pastora die Bildung einer "San­
dinistischen Revolutionären Bewegung", die sich die militä­
rische Beseititung des gegenwärtigen Regimes zum Ziel 
setzt, angekündigt. Mit seinem populären und antisomozisti­
schen Image stellt Pastora e ine ideale Figur rur die Destabili­
sierungsaktivitäten des CIA dar; es ist zu vermuten, daß er 
m it Robelo und dem Miskito-Führer Fago th ein Bündnis 
zum Sturz des revolutionären Regimes ·bilden wird. 16 Die 
Tatsache, daß er von Mario Soues in Lissabon utld nun 
sogar von Willy Brandt als Chef der "Sozialistischen Inter­
nationalen" empfangen worden ist, deutet (e in weiteres 
Mal) auf die zune hmende Brüchigkeit der Unterstützung 
Nikaraguas durch die Sozialistische Internationale hin. Die 
durch die FlutkatastTophen der letzten Wochen verstärkte 
ökono m ische Krisensituation und die Zunahme der internen 
politisehen Angriffe erfordern eine hohe Konzentration aller 
politischen Abwehrkräfte von seiten der Revolut ionäre. 
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the Nicaraguan Revolution, in: Nicaragua in Revolution, hrsg. 
\l()n T.H.W. Walker, New Vork 1982, S. l74ff. 

13) Vgl. den Rundbrief des Insti tutio Historico Centroamcricano 
vom l!'i. September 1981, Problemas en cl Interior de la Iglesia 
CatolicD en Nicaragua 

14) Vgl. hierzu generell Ph. Bourgeois, The Problematic of Nicara· 
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Laut dem Bericht einer christlichen Untersuchungskommission 
hat die Regierung für die Bereitstdlung von Lo:bensmittdn, 
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Trinkwil5ser, Schulzentren usw. gesorgt, so daß die Lcbeni>bedin· 
&ungen der umgesiedelten Miskitos sich in mancher Hinsicht 
sogar vcro.-ssert haben. Vgl. auch den Bericht von V_ Wünderich 
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15) Vgl. Nicaragua·Nachrichten, Nr. Ifl982 
16) Vgi. Ph. Agee, in: Mittt:lamerika·Magll2.in. Nr. 20/Juni 1982. S. 
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Berichtigung 

In AlB 6/ 1982 sind uns zwei Fehler unterlaufen. rur die wir uns 
entschuldigen: 

In unserem Vorspann zum Türkei-1nlcn'kw mit F. Re:r.an aufS.36 
i$\ die Gründung d.,. Sozialistischen Partei Türkis.ch·Kurdi~tans 

(SPTK) f1i l5ChlichelWei.sc auf 1981 datiert. Die SPTK legt Wert auf 
die KlanteUung, daß sie zwar im Frühjahr 1981 emmah an die 
Offentlichkeit trat, aber schon zuvor gc:grü.ndet wurde. 

Zum Fronuta.au:n-Gipfd vom Män; 1982 in Maputo WIrd in der 
Bilduntenchrift auf 5.16 flilschlicherw"ise S. Khama (Bolswana) 
aufgeführt. Präsid"nt S. Khama verstarb im Sommer 1980 und sdn 
NachfolS"T Quell Mil5ire in dn Repräsentant Botswauas auf dem 
Gipfdfoto. 



Eduardo Galeano 
Nikaragua findet zu sich selbst 

Der sandinistische Volks krieg hat nicht nur die Zerschlagung 
der Macht des Somoza-Clans und die Rückgewinnung der 
natürlichen Reichtümer ermöglicht, die sich der Imperia. 
Iismus angeeignet hatte. Er hat außerdem in allen Bereichen 
zu erstaunlichen Ergebnissen gdührt, er hat gewaltig an al­
len Ästen und Zweigen des Lebensbaums gerüttelt und 
bringt neue Blumen und Fruchte hervor, die den Nikara­
guanern selbst bisher noch unbekannt waren. 
Die Befreiung der Volkskultur und die Offenbarung der kul­
ture llen Vielfalt des Landes gehören ebenso zum Prozeß der 
Nikaraguanisierung Nikaraguas wie die Nationalisierung des 
Bankensystems, des Außenhandels und der Grundstoff­
industrien. Das Land kannte seine eigene Kultur nicht oder 
kannte nur Teile davon in Gestalt seiner hervorragenden 
Dichur oder seiner wenigen Bildungsstätten; im Selbstver­
ständnis des Landes gab es nur die spanischsprechenden 
Siedlungsgebiete an der Pazifikküste. 
Die Zeilen der Revolution sind voller überraschungen: Die 
Guerilleros haben in den jahren des bewaffneten Kampfes 
ebenso wie die ,Aktivisten der Alphabetisierung in den letz­
ten zwei jahren mehr Entdeckungen gemacht als die spani­
schen Eroberer die viereinhalb jahrhunderte davor. 
Nikaragua hat ein Vielfaches an Größe und an Tiefe er­
reicht. Die jungen Leute von den Alphabetisierungsbrigaden 
haben gelehrt, vor allem aber haben sie gelernt: Sie haben 
wenigstens ein bißehen von den verborgenen Welten kennen­
gelernt, die das Land in sieh birgt, und sie haben in Gegen­
den, wo die Guerilla nicht hingekommen war, einen Ein­
druck von dem unbekannten Wissen und dem erstaunlichen 
Sinn der Bauern rur Schönheit gewonnen, die Hunger, 
Tuberkulose und Malaria zu einem frühen Tod verurteilten. 

Viele Gesichter der nationalen Kultur 

Bei der Auswenung der Tausende von Kassetten, die die 
Alphabetisatoren in den Bergen und in abgelegenen Dörfern 
aufgenommen haben, beginnt sich das wirkliche Gesicht der 
Kultur Nikaraguas zu offenbaren. Viele Gesichter sind es 
und viele Profile: 
Nikaragua, ein Land der Vielfalt, ist auch das Land der 
Miskito-Indianer, bei denen die übrigen Nikaraguaner noch 
"Spanier" heilkn, und das der englischsprachigen Kultur der 
Schwarzen an der Atlantikküste. Oie Revolution geht vom 
Grundsatz der Achtung dieser kulturellen Vielfalt aus; die 
Alphabetisierungskampagne ist keine Kampagne der erzwun­
genen und gewaltsamen Hispanisierung, sondern sie wurde 
in den drei Sprachen dun:hgefühTl, die das sprachliche Erbe 
der Nation ausmachen. 
Die Einheit des Vaterlandes herzustellen, lautet die Auf­
g'dbe, an der gearbeitet wird und die noch zu bewältigen ist. 
Aber nicht um den Preis der Einebnung der "verschiedenen" 
Kulturen. Zum erSten mal werden sie auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung zum Dialog aufgefordeTl, jede in ihrer 
eigenen Sprache. Und man beginnt zu erkennen, daß die 
Stummen viel zu erzählen hatten. 
Dieser Prozeß der Befreiung und der Offenbarung, der Pro­
zeß der Nationalisierung, findet seinen Höhepunkt nicht in 

der Alphabetisierung und dem Sammeln von Mythen, Sagen 
und Liedern, von Zeugnissen der Geschichte und ubens­
weisen oder von Rezepten der Volksmedizin. Damit beginnt 
er nur. Nach dieser Etappe der "Entdeckung" und der 
ersten Kontaktaufnahme, deren Anfang tatsächlich in den 
jahren des Krieges liegt, entfesselt e r erst seine erstaunliche 
Dynamik. Die Kultur war gefangen: sozial als das Privileg 
einer Klasse, geographisch als das Monopol e iner bestimm­
ten Region. 
Um diesen doppelten Käfig zu zerbrechen und die nationale 
Kultur zur vollen Blüte zu bringen, muß man die Integration 
des Landes auch in materieller Hinsicht erreichen; Nikara­
gua, das Diktatur, Erdbeben und Krieg verwüstet haben, 
kann nicht im Handumdrehen die Straßen und Brücken, 
Schulen , Krankenhäuser und Wohnungen herzaubern, die 
eine solch enorme Aufgabe erfordert. Man kann auch nicht 
von heute auf morgen in großem Umfang Kulturprodukte 
oder kulturelle Produktionsmittel in Umlauf bringen, die 
ausreichen würden, um die kreative Energie und das Kom­
munikationsbedürfnis, das die Revolution erst geweckt hat, 
aufzufangen. 
Die Entwicklung zurückgebliebener Regionen, die Eingliede­
rung eines Heeres von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt, der 
Erfolg der Alphabetisierungskampagne, die schnelle Zu­
nahme von Schulen, Publikationen und Literaturwc:rkstät­
ten, all dies kann nicht verhindern, daß zwischen Notwen­
d igkeiten und Möglichkeiten noch eine gewaltige Lücke 
klafft. 
Der Weg zur nationalen Einheit und zur Erlangung der kul­
turellen Identität wird weit und mühsam sein, voller Wider­
sprüche und mit Schwierigkeiten gepflastert. Und dabei ist 
zu berücksichtigen, daß die traditionellen PToblemgebiete, 
sozusagen Verbannte im eigenen Land, praktisch an dem 
Krieg gegen die Somoza-Diktatur nicht teilgenommen haben 
und im Moment wegen ihrer Rückständigkeit und Isolierung 
für die ideologischen und militärischen Angriffe des Feindes 
besonders verwundbar sind. 
Es erscheint mir aber sehr wichtig hervorzuheben, daß Nika­
ragua im Verlauf all der jahre der sandinistischen Revolu­
tion, während des Krieges und vor allem nach der Macht­
übernahme begonnen hat, sich selbst zu entdecken. Vorher 
ist es von anderen "entdeckt" worden, doch jetzt ist es 
dabei, sich selbst zu entdec ken, und es stellt überrascht fest, 
daß es durch den Aufstand eines Volkes, das aufgehört hat, 
Zeuge seines eigenen Unglücks zu sein, und den Beitrag der 
bisher unbekannten Kulturen der schwarzen und india­
nischen Minderheit zum entenmal in mehr als einem Sinn 
an Reichtum und Größe gewonnen hat. 
Die wirklichen Verh.ähnisse sind durch die Traditionen des 
elitären Bewußtseins und den Rassismus der herrschenden 
Kultur verzerrt worden, die sich nationale Kultur nannte, 
obwoh.l sie nur die Kultur einer Klasse und einer Region 
war. Indem das Land seine vielfaltige und massenhafte Iden­
tität wiedergewinnt, erlangt es auch seine Geschichte wie· 
der. Es nationalisiert seine Vergangenheit, beginnend mit 
der Auferstehung der früher verleugneten und verfemten 
Persön lichkeit von Augusto Gisar Sandino. 
(Quelle: SOBERAN IA. Managua, Nr. I/Oktober 1981) 

15 



Guatemala 
Am 9 . Juni dJ. hat General Rios Montt, der Vorsitzende der Mili tärjunta, die am 23. März d .j. den Präsidenten Lucas Garcia 
st ürz te, d ie Macht allein übem om men . In der Panamakanalzone und in Fort Bngg ausgebildet, erfahren in der Aufstands­
bekämpfung und un terstützt von den Christde mokraten. ist e r der Wunschkandidat der USA. Ziel seine r Po li t ik ist die 
Verbreiterung der Basis des Regimes und die Zerschlagu ng des Hauptgegners, der Guerilla. Dem Unternehmer-, Än; te- und 
J o urnalistenverband wurden Ministcrpostcn angeboten. Der Kirchenhierarchie wurden Zugeständnisse gemacht und die Repres­
sion in der Haupts tadt verringer t. Um d ie Propaganda gegen Korruption und Menschenrechtsverletzungen g],aubhaft zu machen, 
wurden e inige Figuren des alten Regimes in Verwaltung und Armee entlassen. 
Der Guerilla sucht man aur vielfalt ige Weise beizukommen. Hauptsächlich wird eine Ausrouungspolitik gegen die Indios 
betrieben, der seit Machtantritt der j unta 3.600 Bauern zu m Oprer gefallen sind. Um die Befreiungskämpfer in Mißkredit zu 
bringen , verkleiden sich d ie Soldaten als Guerilleros, oder es wird behauptet, als Soldaten verkleidete Widerstandskämpfer 
wün:l.en die Indios ennorden. Außerdem wurde den Guerille ros eine b is Ende j uni 1982 dauernde Amnestie angeboten, die aber 
bislang erfo lglos b lieb . 
Die USA haben sich prompt bereit erklärt, d ieses "rerormistische" Regime mili tärisch und wirtschaftlich zu unterstützen. "Es 
ist eine sehr bedeutende Verbesserung" gegenüber dem vorherigen Regime, erklärte der US-Botschafter in Guatemala. Um 
dieser Kampagne entgegenzuwirken habe n 13 Indios, Mitglieder der Einhei tskomitees der Bauern (CUC) und der Volksfront 31. 
j anuar (FP·31) Mitte Mai dieses jahres die brasilianische Botschaft besetzt und erreicht, daß sie eine Presseko nferenz ab halten 
konnten, auf der sie folgenden Bericht über d ie Massaker der Mili tärs verbreiteten. 

Erklärung guatemaltekischer Landarbeiter 

Die neue 
unsere 

massakriert 
Gemeinden weiter 

Wir, indianische Landarbeiter und arme Ladinos (Mischlinge 
zwischen Indianern und Weißen; d. Red.), organisiert im 
Vereinigten Landarbeiterkomitee (CUe), möchten unserem 
Volk und den Völkern in der Welt bekannt machen, unter 
welch brutaler Repression wir, die Indianergemeinden in 
Guatemala leiden , welche ausgeführt wird von den Streit­
kräften der Militärjunta. 
Wir möchten, daß bekannt wird, daß diese junta, gebildet 
am 27. März 1982 von Generälen und Offizieren (General E. 
Rios Monlt, Maldonado Shaad, Francisco Gordillo; d. Red.) 
nicht nur d ie Politik der Massaker und der Zerstörung der 
vorherigen Militärregierungen fortgesetzt hat, sondern, daß 
in einigen Regionen die Massaker intensiviert wurden, unter 
denen wir in einem nie geahnten Ausmaß leiden, wie nie 
zuvor. Sie wenden neue, grauenhaftere Methoden an, um 
uns anzugreifen, wodurch sie unseren Kampfgeist brechen 
wollen . Sie verkleiden ihre kriminellen Akte mit einer 
Demagogie, indem sie von Gott und den Menschenrechten 
reden, um einige Leute in Guatemala wie auch die inter· 
nationale öffentliche Meinung irrezuftihren. 

Deshalb, damit niemand irre gefUhrt wird, möchten wir, daß 
die furchtbare Wirklichkeit, die sich heute auf dem Land in 
Guatemala ereignet, bekannt wird. 

Seit dem 23. März konnten wir beobachten, daß weit davon 
entfernt, die Massaker zu beenden, d ie Streitkräfte der jun­
ta damit weitermachen und die Zahl der Massaker sich noch 
erhöhten. Die Mili tärs haben unsere Dörfer in Chimaltenan­
go, in EI Quiche, in Solol3:, Huehuetenango, Alta und Baja 
Verapaz und in anderen Gebieten besetzt und die Bevölke· 
rung massakriert. Mehr als 3.000 Personen, Männer, Kinder 
und alte Leute, wurden mit barbarischen Methoden massa­
kriert und zwar während I 1/2 Monaten, seit dem Putsch. 
Sie wurden gefoltert, geköpft oder lebendig verbrannt von 
den Soldaten der junta. Wir müssen erleben, wie die Streit-
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kräfte in die Dörfer kommen, alle Häuser, die gesamte Mais­
ernte, womit wir uns am Leben erhalten, verbrennen, unsere 
Geräte zerstören, Kleider oder andere Wertgegenstände rau­
ben und unsere Hifriner und Schweine rauben oder töten. 
Im Bezirk von Chimal tenango sind wir in den letzten 
Wochen einem wahren Völkermord ausgesetzt. In La Estan­
da de la Virgen, Chicocon, Chuataliin, Chipila und anderen 
Dörfern in der Nähe der Kreisstadt San Martin jilotepeque 
ermordete das Militär mehr als 250 Personen in der letzten 
Märzwoche und den beiden ersten Wochen im April. Sie 
verbrannten fast a lle Häuser und mehr als 1.000 Quintal 
Mais, wodurch die überlebenden Familien nach San juan 
Sacatepequezoder anderen Dörfern flüchten mußten. 
Am 26. März, drang eine Gruppe Soldaten in Zivil im Weiler 
Pacoj ein, welcher zum gle ichen Kre is gehört. Sie massa­
krierten neun komplette Familien und en tführten 3 land­
arbeiter. In den Weilern Varituc, auch in San Mardn jilo­
tepeque, drang das Militär am 28. April in der Nacht ein, 
ermordete 13 Landarbeiter und entführte viele andere. 
Seit dem 23. März wurden mehr als 500 Personen in-den 
Weilern Perraxlut, EI Pajarito und Pichiqui l massakriert. 
Diese Weiler liegen im Zentrum von EI Quiche, in der Nähe 
von Huehuetenango. In einigen von diesen Wei lern ist nie­
mand mehr geblieben. Die Bevölkerung, die die Massaker 
der Militärs überlebte, emigrierte oder hält sich in den Ber· 
gen versteckt, wo sie unter allen erdenklichen Strapazen zu 
überleben versucht. 
Zwischen dem 3. und 5. April wütete das Militär gegen die 
Bevölkerung von Chajul, im Norden von EI Quiche. In die 
Weiler de Chel, jua und Amachel kamen sie zunächst fried­
lich und trugen die NationaUahne, doch nach einigen Stun· 
den fingen die Soldaten an, alle, die sie auf ihrem Weg trafen 
zu massakrieren. In e inem ~ieser Weiler, sperrten sie die 
gesamte Bevölkerung in.s Gerichtsgebäude, vergewaltigten 
die Fntuen, köpften die Männer und schlugen die Kinder 



gegen die Steine des nahen Flusses. In einer Finca (Gut von 
Großgrundbesitzer) ließen sie alle Arbeiter antreten und 
streckten sie, mit Maschinengewehrsalven, ohne Mitleid nie­
der. In Chel verbrannten sie die Häuser und ermordeten alle 
Landarbeiter, die sie auf ihrem Weg trafen. 

Im Weiler Mangal ennordeten sie mehr als 100 Bewohner 
und in der Finca Coradonga 35 Männer. Alle, die nicht flie· 
hen konnten, wurden von den So ldaten getötet. 
Im gesamten Gebiet von EI Quich~ dauern die Massaker 
ohne Unterbrechung seit Oktober vergangenen jahres bis 
heute an. Unter der neuen Regierung hat sich überhaupt 
nichts für uns verändert. Am 15. April wurde vom Militär 
das Dorf Semeja I, Chichicastenango angeSTiffen. 20 Bewoh· 
ner wurden an den Pfosten ihrc:r Hiitten festgebunden und 
lebendig verbrannt. Am gleichen Tag, im Dorf Chocorales, 
Santa Cruz, EI Quiche, eine Patrouille Soldaten köpfte: mit 
Macheten und Hiebwaffen neun Landarbeiter, unter ihnen 
ein Mädchen von 10 jahren, als sie in ihren Häusern beteten. 
So demonstriert die MilitäJjunta, was sie wirklich über 
chrinliche Werte denkt. 
Das Militär der junta besetzte mit allem was dazu gehört die 
Stadt Concepci6n im Bezirk Solola während der Osterwoche 
dieses Jahres. Am Karfreitag, dem 2. April betraten 250 
Soldaten und Mitglieder der paramilitärischen Banden, be· 
waffnet mit schweren Maschinengewehren, das Dorf EI 
Adelanto im Kreis PujujiL Obschon die Mehrzahl der Bevöl­
kerung niehen konnte, entfUhrte das Militär 10 Frauen, 
fUhrten sie, zusammen mit ihren Kindern zu 2 Hütten. Dort 
zwangen sie sie, der Truppe zu essen zu geben. Mitt lerweile 
sammelten sie trockene Tannem:weige, Stroh und trockene 
Blätter um die Häuser herum. Als sie fertig gegessen hatten, 
schossen sie mit Maschinengewehren die Frauen und Kmder 
nieder, um anschließend Feuer an die Hütten zu legen, in 
denen die Leichname lagen. 
Die Soldaten kenrten am 15. April zurück, um weitere 30 
Personen 'tu erschießen, oder mit der Machete zu erledigen: 
16 Frauen, 5 Männer und 9 Kinder 'twischen 6 Monate und 
einem Jahr alt. überlebende entdeckten ein Kind von 9 
Monaten, Mit einer Machete erschlagen, hatte es immer 
noch ein Stück von der Brust seiner Mutter im Mund. Da:w 
verbrannten die Mörderuuppen 127 Häuser, den gesamten 
Mais, die Bohnen, den Weizen, Kleider, Sandalen, Uten· 
silien, die Maismühle, das Geschäft und raubten alle Haus· 
tiere und Geld. 

Unser Vergehen: arm und Indianer zu sein 

Alle Häuser der Weiler Sacatalji, San Isidro und Samuc de 
Coban. Aha Verapaz, wurden von Truppen der Junta am 
24. Märl. verbrannt. Die Weiler Las Pacayas, Cisiram, EI 
Rancho, Quixal, Chiyuc und andere in San Cristobal Vere· 
paz wurden von Hubschraubern aus bombardiert, zwischen 
dem 24. und 27. März. 100 Personen ,tarben durch die 
Bomben. 
In Chiantla, Huehuetenango wurden ganze Familien ausge· 
löscht, wie im Fall der Kinder von 4 und 6 Jahren, die mit 
ihren Ehern in dem Weikr San Nicolas, am 22. April star­
!><n. 
In Baja Verapaz, San Marco5, Sacatepequez, Quet'taltenan­
go, Totonicapan und der gesamten Südküste gehen die Mor­
de und EntfUhrungen weiter. 
Dies sind Beispiele für die Repression unter der wir in den 
Tagen seit dem Regierungswechselleiden. Aber, wir leiden 
nicht nur unter Mord, Entführungen, dem Verbrennen unsc· 
rer Häuser, dem Raub des Wenigen, was wir durch unsere 
Arbeit kaufen konnten. Wir sind vielmehr einem wahren 
Völkermord ausgesetzt, der zum Ziel hat, unsere Völker zu 

vernichten, speziell die Indianer, damit sie in Ruhe leben 
können, die Generäle, die Reichen, ohne daß wir unsere 
Rechte fordern. 

Das Militär verfolgt uns heute überall, ermordet uns in unse· 
ren Häusern, auf unseren Wegen, bei unserer Arbeit und im 
Wald. Manchmal kommen sie und versprechen uns Frieden, 
respeklieren dann aber nicht ihre eigenen Versprechen. Und 
nach einer Weile ennorden sie die Wenigen, die ihren Lügen 
geglaubt haben. Sie sterben für das Vergehen, daß sie arm 
sind und daß sie Indianer sind. 
Danach lügen sie abennals, indem sie ihre Massaker als Zu­
sammenstoß zwischen Soldaten und der Guerilla darstellen, 
oder aber, wCrln dies schwierig ist, ihre kriminellen Taten 'tu 
verstecken, behaupten sie, daß das Guerilleros gewesen 
seien. Aber, wir haben genug eigene Erfahrung, um zu wis· 
Jen, daß das Militär und die paramilitärischen Banden es 
sind, die ohne Ausnahme morden und alles zu zerstören 
trachten. _ 
Juzt haben sie sich einen neuen Betrug ausgedacht: Sie 
präsentieren die Massaker als Zusammenstoß zwischen der 
Gueri lla und vermeintlichen zivilen Pat.rouillen, wo angeb· 
lich Landarbeiter beider Banden starben. So erzählten sie 
die Vorfalle von Chinique/EI Quiche, wo zwischen dem 30. 
März und dem 2. April, Soldaten in Zivil gekleidet 55 Per· 
sonen ermordeten. 
Diese "Zivilpatrouillen" sind nichts anderes, als paramilitä­
rische Banden von Soldaten oder Militärbc:auftragten gelei· 
tet, oder von Spitzeln der jeweiligen Dörfer. In vielen DÖr· 
fern hat das Militär uns, alle Landarbeiter, gezwungen, sich 
an diesen Banden zu beteiligen. Sie sagen uns, daß, wenn wir 
nicht mitmachen, sie uns alle als Subversive ermorden und 
alles verbrennen. Außerdem haben sie denen, die bei den 
Patrouillen mitmachen, versprochen, daß sie die Ernte, Hab 
und Gut, ja sogar die l-·r.tuen der Landarbeiter bekommen, 
die sie massakrieren. 
So wollen sie erreichen, daß Anne sich gegen Arme erheben, 
umere Misere noch ausnutzend und den Terror, den sie 
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brachten. Sie wollen uns zw ingen, als Kanonenfutter zu 
fungieren, damit wir unsere Klassenbrüder und Blutsbrüder 
ermorden. 
Außerdem gibt es noch andere Lügen. Das Militär hat Ver­
sammlungen organisiert. wo sie die Leute zwingen teilzuneh­
men, genauso wie es die le tz te Regierung machte. jetzt de­
klarieren sie sie als Versammlungen der Zivilpatrouillen. So 
machten sie es in Nebaj und Chajul. Sie zwangen die ge­
sam te Bevölkerung, die nicht in die Berge fliehen konnte, 
sich zu versammeln und " Pro-Militär-Parolen" zu lernen. 
Dabei mischen sie Soldaten in Zivil unter uns, um uns zu 
kontrollieren. Den, der nicht schreit, was sie wollen, er­
morden sie hinterher. 
Auf diese Weise wollen sie vorzeigen, daß es eine Unter­
stützung des Militärs im Volk gibt. Zu solcher Komödie 
laden sie journalisten und nordamerikanische Militärs ein, 
die versprochen haben, Waffen und andere Hilfe zu geben, 
um noch mehr Aggressionsakte gegen unser Volk zu finan­
zieren. 

Neuerdings haben sie die sog . " I'Togramme der ßürgerak­
oon" in unseren Dörfern und Weilern wieder eingeführt_ 
Diese Programme lösen in keiner Weise die Probleme wie das 
Fehlen von bebaubarem Land, guter Arbeitsbedingungen, 
Gesundheitsfürsorge und der Erziehung, die wir haben, der 
Ausbeutung unter der wir leiden und der Auswirkungen der 
Besetzung dureh das Mili tär. Diese Aktionen dienen ihnen 
dazu, noch mehr Spitzel in unsere Dörfer zu bringen. 

Das Militär läßt uns nicht säen 

Angesichts dieser Situation des Terrors, durchgeführt vom 
Militär und seinen Banden, haben wir uns, die r-.'iehrheit der 
indianischen Landarbeiter organisiert, um in die Wälder flie­
hen zu können, wenn sich das Militär nähert. So haben wir 
verhinder t, daß die Massaker noch zahlreicher wurden. Wir 
nehmen mit an Essen, was wir können und tragen außerdem 
alle unsere Kinder, die wir mitnehmen, um zu verhindern, 
daß das Militär sie grauenvoll e rmordet. Von den Erfahrun­
gen, die wir gemacht haben, haben wir gelernt, kleinere 
Mengen an Verpflegung zu verstecken, Kleider, Töpfe und 
sonstige Geräte, um die notwendige Zeit überleben zu 
können, bis die Soldaten sich zurüc kziehen. 
Aber das Militär läßt es nicht genug sein mit dem Verbren­
nen und Zerstören von allem, was sie in den Dörfern finden. 
Sie suchen und zerstören auch unsere versteckten Vorräte 
und pub lizieren dann, daß sie Schlupfwinkel der Guerilla 
aufgedeckt haben. Mit Maschinengewehren und Bomben 
verfolgen sie uns in die Berge und machen so auch oft die 
Flucht zunichte. Desweiteren beginnen sie, die Wälder abzu­
brennen. Diese Brände stelten sie dann dar als Feuersbrände 
im Wald, von der Natur verursacht , oder als Akt der Gueril­
I •. 

Wir wissen, daß das Militär damit das Ziel hat, uns aufzu­
s.:;heuchen, damit sie uns an anderen Orten elWischen und 
töten können. Die Hälfte der Wälder um Chichicastenango 
wurden vom Feuer in diesem jahr vernichtet und damit 
haben wir kein Ho lz mehr zum kochen. Sie vernichten 
NatuTTeServen, die wir in Zukunft brauchen werden, 
Die, die wir uns verstecken, leiden unter den schlimmsten 
Bedingungen. Wir haben kein Essen. In einigen Gegenden 
essen wir Wurzeln und Kräu ter, um zu überleben. Das Mili­
tär hat unsere Reserven an Mais vernichtet, der uns bis zur 
nächsten Ernte, zum Ende des jahres ernähren sollte. Das 
Wenige. was nicht verbrannte, haben wir unter allen geteilt. 
Aber, es sind zu viele Münder und zu wenige Lebensmittel. 
j etzt haben wir keine Hütten mehr. Wir hungern und frie­
ren. Die Kinder sterben an Unterernährung oder an Krank-
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heiten, zum Beispiel häufen sich die Fälle von Masern und 
anderen Ausschlägen. 
Mit dem Beginn der Regenzeit wird sich unsere Situation 
noch verschlechtern, vor allem rur die Kinder und die Alten. 
Wir befürchten, daß Epidemien ausbrechen könnten. Alt das 

'geschieht, weil das Mi litär unsere Dörfer und Weiler besetzt 
·häh. 
Viele von uns, die jedes jahr zu den großen Fincas an der 
Südküste hinabfahren, um einige Pfennige bei der Baum­
woll-, Zuckerrohr- und Kaffeernte zu verdienen, können 
jetzt nicht mehr fort, aus Angst, auf dem Weg oder in den 
Fincas ennordet zu werden. Ermordet aus dem einfachen 
Grunde, weit wir arme Indianer sind, oder, weil wir aus ganz 
bestimmten Gegenden kommen. Besonders schlimm ergeht 
es uns, wenn wir aus EI Quiche, Chimaltenango und Ilue­
huetenango kommen, Das Mili tär und die Privatbanden der 
Großgrundbesitzer bezichtigen uns, subversiv zu sein und 
ermorden uns. 
Ebenso ergeht es uns, die wir in anderen Orten oder in der 
Haupts tadt unsere Produkte verkauften, oder sonstwie l-lan­
dei betrieben. Wir mußten den Handel aufgeben. Soldaten 
kamen in die Stadt, begleitet von Spitzeln, um die Leute aus 
ganz bestimmten Gegenden oder Dörfern auszumachen, um 
uns zu töten. So passierte es z.B. zwei Mitgliedern der Fami­
lie Lainez, vom Weiler La Estancia/EI Quiche, ermordet am 
27. April durch die Sicherheitskräfte der Regierung, inmit­
ten der Hauptstadt, nachdem sie vor der großen Repression 
des Militärs in ihrem Dorf genohen waren. 
Sogar wenn wir das Land verlassen, verfolgen uns Banden 
der Militärs, die als Zivilisten mexikanischen Boden betre­
ten, um Flüchtlinge zu ermorden oder die !\Iexikaner, die 
uns helfen. Auf diese Weise gibt es rur uns keinerlei r-.löglich. 
keiten mehr, unsere Familien zu erhalten. 
Die, die wir in den Dörfern bleiben. die vom i\lililär besetzt 
sind, müssen in diesem jahr noch mehr Hunger leiden und 
Strapazen durchstehen. Das Militär läßt uns nicht säen. Alle, 
die sie auf dem Wege zum Feld oder das Land bearbeitend 
antreffen. bezichtigen sie, Guerilleros zu sein und ermorden 
sie. Daher kommt es, daß wir jetzt, wo wir an vielen Orten 
unseren Mais aussäen müßten, noch nicht einmal den Boden 
säubern konnten. wo es vorher gebrannt hat. den Boden, 
den wir verlassen mußten, als wir vorm Militär flohen. 
An anderen Orten säen wir nachts oder versteckt. So wird 
die Ernte dieses jahr sehr arm sein und unsere Familien 
müssen noch mehr hungern. Auf diese Weise will das Militär 
mit uns Schluß machen, daß wir nach und nach durch den 
Hunger gelötet werden. 

Für eine Regierung, die unser ist 

Unsere Indianervölker widerstehen und kämpfen Hunderte 
von jahren gegen Militärs, die versucht haben uns zu beu­
gen. Wir werden jetzt weiter kämpfen, damit die r-.lön!er, die 
Militärs aus unseren Gemeinden verschwinden, denn bei die­
sen liegt der Grund für die allergröbsten Schlechtigkeiten. 
Wir wollen weder ihre Bürgeraktion noch ihre Kommandos, 
noch ihre Organisierung von paramilitärischen Banden, noch 
ihre billige Propaganda. Wif wollen nicht, daß das Militär 
und die kriminelle junta weiterhin scheinheilig von Men­
schenrechten, der Familie und von Gott reden, während sie 
gleichzeitig die schlimmsten Massaker in der Geschichte 
Guatemalas begehen, unsere Familien zerstören und unsere 
Kinder foltern. 
Wir werden· weiter kämpfen, damit es in Guatemala eine 
Regierung geben wird, die die Interessen der Armen und der 
Arbeiter verteidigt und die nicht fortfährt, nur die großen 
reichen Familien noch reicher zu machen, sowie die hohen 
Militärs. Eine Regierung, die ein menschenwürdiges Leben 



den La!ldarbeitern und allen Armen ennöglicht, mit Land, 
Krediten, Eniehungswesen, angemessenen Wohnungen und 
Gesundheitsnlrsorge. Eine Regierung, die Wlser ist, wo 
Indianer teilhaben, sowie auch Ladinos, wo alle patrioti. 
schen und demokratischen Sektoren des Volkes Stimme 
haben werden. Eine Regierung, wo das Militär dazu dient, 
unsere Souveränität zu verteidigen und nicht dazu da ist, zu 
massakrieren und zu rauben. Eine Regierung, die unser 
Leben respektiert, unsere Kultur, unsere eigene Idendität, 
unsere Religion, die heute von der Regierung mit Füßen 
getre ten wird, e iner Regierung, die uns unterdrückt, diskri­
miniert , unsere Gotteshäuser ansteckt, Priester und Kate­
chisten ermordet und auch uns ermordet, weil wir Teil des 
armen Volkes sind, Indianer, entschieden zu kämpfen. 

Angesichts der bestialischen Repression des ~mitärs der 
kriminellen Junta, bitten wir um eine breite nationale und 
internationa;e Solidarität mit den guatemaltekischen Land­
arbeitern, spezie ll mit den indianischen Völkern. Wir bitten 
darum, daß sich in ganz Guatemala und in de r ganzen Welt 
Stimmen erheben, die fordern, daß die Militärs, die Mörder 
der Militärjunta aus unseren Gemeinden verschwinden. Daß 
überall diese kriminellen Taten der Militärjunta bekannt 
werden, damit niemand betrogen wird, durch die fa lschen 
Versprechen, ihre Demagogie, die sie benutzen, um zu er, 
reichen, daß das Ansehen der Regierung, besonders im Aus­
land sich verbe ssert, damit sie mehr Geld und Waffen erhal-
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ten, um uns zu töten. 
Wir rufen das nordamerikanische Volk und alle Völker der 
Welt auf, mit aller Kraft zu verhindern, daß noch mehr Mili­
tärhilfe der JWlla von Generälen und Offizieren gewährt 
wird. Besonders rufen wir den Kongreß der Vereinigten 
Staaten auf, keine Hubschrauber, Flugzeuge, Waffen und 
Geld mehr an diese Junta zu geben. Diese werden allein 
dazu benutzt werden, uns weiterhin zu massakrieren. Sie 
bringen unserem Vo lk in keiner Weise etwas Gutes, sondern 
bergen nur die Gefahr der Ausweitung des größten und 
schrecklichsten Krieges in Zentralamerika_ 
Was wir vor allem möchten, ist, daß unser Volk und die 
Völker der ganzen Welt uns ihre Hilfe geben, für unseren 
gerechten Kampf, um für immer Schluß zu machen m it der 
Repression, der Ausbeutung und Diskriminierung, unter der 
wir leiden, damit wir d ie Regierung haben können, d ie wir 
wollen, um ein neues Guatemala aufzubauen, in Frieden 
und m it einer Hoffnung ftir unsere Kinder. 
Militärs, Mörder raus aus unseren Gemeinden! 
Schluß mit dem Völkermord an unserem Volk! 
Machen wir die Massaker der derzeitigen MititäJjunta be­
kannt! 
Vereinigtes Landarbeiterkom itee (CUC)/Volksfront 31. 
Januar (FP-3I) 

(Quelle: Noticias d e Guatemala, Guatemala-Stadt, 4_ J g-, Nr_ 
80/ 15_5.1982) 

Ein Stundenlohn für EI Salvador 
Der ~t gegen Awlbllutung und Untero:lNC~ung In EI ~ II;tt alleo:l iI'I den 

!eUlen t.4onl'len Ube< 10000 Men,c/>en tI8S L~ gekoslel. Unse<a KoII8Qff'Inen 
und Kolegen In EI $al.edor woIen elne mMl$Chen....urdjge ExiStenz. woIen Lohne. 
von denen SIe leben konnen. Nahtungsrr"ttet UI'td SdIuIen lu, ihre KInder. Albeotsbe 
donounoen, an dantIorl .... nicht $dI(>n m,t 40Jahren Iterbe<\, woIen doe Freiheit. sich 
po~tlSCh gewerkseh/lltllch und ~ulture. eng<Igoet'en Zu komen Otese se!bs1VG<' 
ItafldllCtoen Forderun!len nach Vftl"'lrkllCl>Utl9 der Mense/lflflred1te nach soNier 
und poitosctw!f DoImokratN! on eonem unabhangigen EI Salvador stollen auf den 
erbttterten Widerstand der Her'r$Chl)r,den ur.d ihrer m'~ Ia(lschen Handlange<' Je. 
oen Tag WMO&n alleon in der H~lstadt San SlII'<ado< ITIII"I(Iestens 20 von (!er Fotter 
id'or\ld<kllversto,unmelte Laoeheo O"IlunOoo; IM solen getUOl.len _den - ZlII' Ab· 
schrecl<""O Allein doe M,tgkldschatl on _ Gewe.-k9Chalt osllebensgelallrlch, 
ersl red1t etrI Streik oder _ Oemonstr~hon LB gegen dte IJ1jr.clesteros JOptozen-
1'08 ArtlellSlOSOgkeot Im Inte-r_ der ~ reoct>en Gro6grund' und FaI)r,kbe­
"tzM tretben ~lars l.W'td Paramiitara - unlerSlulll YOI'1 's..ratem"......ci WaNen aul 
!Ien USA - doe..w..oo.~ BevOII<eruog '" IM Altet .... IMI"Rfl'ioluTiof'I oder Tod' 

Gegen d_ unmenschloche Regrn<I haben SIeh ,IM! demolo..ratlSCllen Kralle '" 
EI Sahado< zu der natIOnalen Befreoongslront (FORlFMLN) zu~ssen. 
damit der VöI\o;ermord nocht welte'geht ur.d doe s..h.dor_ endlictl selbst uber il, 
Land und de_ EntwlClclong '" F,er.e.t besl .... men konnen 

DIe 10 B_lra"""konl~z des OGB veovleolle Im Mal 1981 eons1.mm>g 
"dan Terro< ., EI SalYador, den die rfIIIIerende Junta zusammen m,\ lechtsra"okalen 
Krahen gegen dtl! 8evoII<eruno au""bt" und for(!erte unter anderem YOI'1 da.- de<Jt , 
1Cl1en BunGesregoerung, -dtl! demot<,atlSChen Knolle zu ""t...stutzen und doe FDfI 
PI\luerl<"""",,' Aüch der t\us3chuB tur d ... Vef1elChgung der Mensd>er\· und Ge­
werkschal1/M'achte des InlMl'lilhOfla!en Buno:Ies Fr_ Gew«l<s.ctoaf1en IIBFG) 10<' 
d9r1 "oe "voIe SoWantal .... 1 dem KaI1"4" der demokr>ltoscl!en und ,evoIutlOM,en 
Kralte- '" EI Satvador 

Wrr lChloe8en uM diesen FO<derungen an Wrr _unedefl dte ameril<atQC/Ie Ein' 
mischung ZUgUflSIIll1 der Machthaber In EI Satvador ·E ..... Untarstutzung 00 oe­
gen .... art.gen Mn.larl'eg-.nes dlenl nICht dam "'n8fStaatloche<1 Fned<ln. den Sonalre­
formen und da .... 1 .,., F.K\eIt L-.d Demokrattl!. SO<>dern _sc/'ooIrft dtI! GewaHlal !Q' 
ke,ten und die bew8Nneten Kample' (IBFG) Wrr tordem auch YOI1 den USA Re· 
spekt \IOf dem SeIOSl tleStlmmungsrecllt des sat.-adorenlSChen VoII<as. 

Oamtt u~e SoId.!ntlit nochl beO Apefer> ur.d "'otKten stehenble.bl. da .... t 
unsen:o KoIeg1l'lnetl und KoIegoIn., EI SaIvador unsere UotMSMzung aucl> pral<­
toscl'o et1atrren. lI)I8nderl _ lur die oerfolgTen Gewerluchaller 

EINEN STUNDENLOHN FÜR EL SALVADOR 
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Äthiopien 

Göttinger Eritrea·Diskussion 
Am 8./9. Mai d.J. fand in Göttingen ein Treffen von Dritte·Welt·Zeitschriften statt. Obwohl lange geplant und anknüpfend an 
eine vor nunmehr über einem Jahr von der "Gesellschaft für bedrohte Völker" (GfbV) und ihrer Zeitschrift "Pogrom" gegen 
das AlB erörfnete Kontroverse (siehe unseren Kommentar in: AlB 3/198 1, S. 48), stieß das Thema Eritrea auf kein großes 
Interesse. Die Kontrahenten blieben im wesentlichen unter $ich. Teil nahmen außer Pogrom und AlB nur noch die blätter des 
iz3w. Das mag auch an technischen Mißverständnissen bei der Vorbereitung liegen. Aber mehr noch liegt es wohl an der 
Kompliziertheit des Gegenstandes und an der Tatsache, daß die Eritrea(rage - schaut man auf die reale Entwicklung der 
antiimperialist ischen Bewegung in der Bundesrcpublik und anderswo - als Solidaritätsthema keine erstrangige Rolle spielt. 
Die Diskussion in Gött ingen stand unte r dem Thema "Sozialistische Entwicklung und demokratische Nationa litätenpolitik am 
Be~pid Äthiopien/E ritrea". Sie sollte auf der Grundlage zweier Einlei tungsreferate des AlB und der GtbV geflihrt werden. 
Doch letztere beließ es bei einem zweiseit igen Thesenpapier zum allgemeinen Selbstverständnis, ohne echten Themenbezug. 
Darin hieß es beispielsweise: "Wichtige Vertreter eingeborener (!) Völker betonen immer wieder, daß sie nie eine kapitalistische 
Gesellschaftsordnung hatten, sie deshalb auch den Sozialismus nicht nötig haben." Kein Zeichen sachlicher Kompetenz. Die 
Diskussion fand deshalb im wesentlichen zwischen dem Referenten des AlB, jürgen Ostrowsky und dem Gießener Eritrea­
Ex.perten Günter Schröder • einem Autoren der blätter des iz3w, statt. 
Wir dokumentieren im folgenden die stark gekiinte Version des Papiers von j. Ostrowsky, auf das sich die Diskussion im 
wesentlichen bezogen hat. Das Papier zeichnet die wesentlichen kontroversen Punkte der Auseinandersetzung nach_ Es ent­
wickelt davon ausgehend die Position, daß die Eritreafrage nur auf der Basis von Verhandlungen, die die revolutionären 
Entwicklungsmöglichkeiten für die Gesamtregion offen halten müssen, gelöJt werden kann, wobei der 9-Punkte-Vorschlag des 
äthiopischen Revolutionsregimes vom Mai 1976 als ein praktikabler Rahmen hierflir angesehen wird. Die ungekiinte Fassung 
des Papiers von j_ Ostrowsky wird demnächst in einem Sonderheft des Kiekr Forums erscheinen, das der Eritreafrage gewidmet 
sein wird. 

Jürgen Ostrowsky 

Die zwei Seiten der Eritreafrage 
Die kontroversen I'ositionen in der Auseinandersetzung zwi­
schen der äthiopischen Zentralrcgierung (dem DERG ge­
nannten Revolutiomrat) und dcr Bewegung, die den Kampf 
rur die nationale Unabhängigkeit des Gebietes Eritrea führt, 
sind rasch umrissen. 
Auf der einen Seite steht die des DERG, der eine Loslösung 
Eritreas bislang entschieden ablehnt und im Rahmen einer 
Nationalitätenstaatskonzeption für das eritreische Gebiet 
einen Status als "au tonome Region" vorschlägt. Auf der 
anderen ist die der nationalistischen Bewegung (namentlich 
die der Eritreischen Volksbefreiungsfron t EI'LF sowie der 
Eritreischen Befreiungsfront ELF), welche die Loslösung 
des Gebietes Eritreas von Äthiopicn anstreben. 

Zur Legitimation der jeweiligen Position wird eine Ausein­
andersetzung darüber geführt, ob zwischen Eritrea und 
Äthiopien historische usw. Verbindungen bestanden bzw. 
bestehen. "Eritrea war immer ein eigenes Land für sich, das 
nichts mit Äthiopien zu tun hatte", erklärte der italienische 
Sozialist Lelio Basso 1978. 1 So einfach ist die Sache nun 
wieder nicht, denn beide Seiten können Argumente für ihre 
Position anführen. 
Die historische Streitfrage läßt sich nur äußerst schwer end­
gültig beantworten. An der allzu klaren D(trstellung der eri­
trcischen Nationalisten sind Zweifel erlaubt: Die trennenden 
Elemente sind gewiß nicht so zwingend wie von ihnen be­
hauptet. Unstreitig ist indessen auch die Legitimität des 
Widerstandes gegen das FeudaJregime, das alle Freiheiten 
beseitigte, die Eritrea dem UN-Beschluß (von 1950; d. Red.) 
zufolge zustanden. 
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Für die heutige Diskussion ist dies jedoch nicht allein ent­
sche idend_ Für sie müssen die durch die Ereignisse von 19 74 
eingetretenen Veränderungen einbezogen werden. Sie mach­
ten die Lage einerseits komplizierter - und daraus ergibt 
sich wesentlich die heutige tragische Situation - , anderer­
seits eröffneten sie jedoch Möglichkeiten, das Eritrea-Pro­
blem wie die übrigen Nationalitätenfragen Äthiopiens "auf­
wheben", eine Lösung auf einer anderen Ebene zu finden. 
Dies gilt umso mehr, als sich mit dem ä thiopischen Revolu­
tionsregime und namentlich der EPLF Kräfte gegenüberstan­
den und -stehen, dk sozialistische Positionen für sich rekla­
mieren_ 
Seit 1972 kämpfte die EPLF gegen die feudale Unter­
drückung und den mit dem Feudalrcgime verbündeten US­
Imperialismus. Ab 1974 wurden beide "von Äthiopien 
selbst verworfen. Kann unter diesen Bedingungen nicht der 
Gegner von gestern ein Partner werden"? 2 

Der 12_ September 1974, vor allem aber die raschen Ent­
wicklungen der nachfo lgenden Etappe, stelhen eine qualita­
tiv neue Situation her. Ihre Kennzeichen, die aus vageR; An­
fangen immer deuliiche r hervor traten: Proklamation einer 
sozialistischen Perspektive (im ersten programmatischen 
Dokument vom 20_ Dezember 1974, "Ethiopia tikdem" _ 
"Äthiopien zuerst", als äthiopischer Sozialismus" bezeich­
net), antifeudale und antiimperialistische Stoßrichtung, Be­
reitschaft zu einer progressiven Lösung der Nat ionalitäten­
frage. J Die neue Lage ermöglichte es, diese Frage auf e iner 
neuen Ebene zu lösen, im Rahmen einer gemeinsamen revo­
lutionären Anstrengung, welche die trennenden Elemente 



abbauen würde. Die Festigung und Vertiefung dieses Pro­
zesses liegt im objektiven Interesse der konsequent revolu­
tionären Kräfte auf beiden Seiten. 
Dies machte eine neue Bestimmung der eigenen Politik auch 
auf Seiten der nationalistischen Bewegung Eritrea! erforder­
lich, eine Neueinschätzung der Sezessionsforderung. Be­
stimmte Kreise auch hierlulande umgehen dieses fraglos 
komplizierte Unterfangen schlicht, indem sie diese Notwen­
digkeit ignorieren und/oder der äthiopischen Entwicklung 
nach 1974 einfach den revolutionären Charakter absprechen 
- mehr oder weniger direkt. 4 

Athiopiens "Sozialismus" - nur leere Worte? 

Wie sehen die Tatsachen aus? 
Nach enormen Anfangsschwierigkeiten und unter ständigen 
sehr rigoros und anfangs blutig ausgetragenen Differenzie· 
rungskämpfen, unter Widersprüchen und Fehlern (so zeit· 
weise bei der Bodenreform) wurde nicht nur das Profil der 
Revolutionsrcgierung deutlich, sondern die Vorhaben auch 
- gegen zahlreiche Widerstände - realisiert. Sie stießen auf 
wachsende Unterstützung der vom feudalen joch befreiten 
Massen. 
Daß ein solcher Prozeß kompliziert und gewiß nicht im Eil­
verfahren 7.um Erfolg zu bringen, geschweige denn der 
Sozialismus per Dekret volle Realität ist, !.iegt auf der Hand. 
Letzteres ist vom DERG auch nie behauptet worden. So 
verwundert die - ge!.inde gesagt - absonderliche Polem ik 
der EPLF in ihrem Programm vom januar 1977: "Die Offi­
ziersc1ique rief den 'Ät hiopischen Sozialismus' aus ... Als ob 
man den Sozialismus per Erklärung und militärischem 
Staatsstreich einführen könntt! Aber die Offi:dersc1ique hat 
in Äthiopien den 'Sozialismus' durch leere Beschlüsse inner· 
halb eines jahres errichtet!"s 

Die entscheidenden Bestimmungen wurden während des 
jahres 1975 erlassen (und damit relevante Teile des "Pro· 
gramms der Nationaldemokratischen Revolution Äthio­
piens" vom 20. April 1976 "vorweggenommen"): Bodenre· 
form (März), Verstaatlichung der Zweithäuser und des 
städtischen Grundbesitzes Uuli), Verstaatlichung von Han­
ken und Versicherungsgesellschaften Uanuar), der größeren 
Privatindustrien (Februar); dazu Bestimmungen über die 
Höhe des Privatkapitals (Dezember) sowie ein neues Arbeits­
recht (Dezember). Diese Reformen - im Zusammenhang 
mit der Trennung von (koptischer) Kirche - die mit dem 
amharischen Herrscherhaus und der amharischen Aristokra­
tie eng verfilzt gewesen war - und Staat - brachen die 
Macht der amharischen Feudalherren wie des übrigen Groß­
grundbesitzes, der Finanz· und Industriebourgeoisie. 
Für die Lösung der nationalen Konflikte sind spätere Maß­
nahmen von Bedeutung, vor allem die offiziell am 3. Feb­
ruar 1979 gestartete Kampagne für wirtschaftlichen und kul­
turellen Fortschritt. 
In ihrem Zuge wurden - nach dem endgültigen Scheitern 
der Abtrennung des Ogaden - auch effektive Hilfsrnaßnah­
men für die Somali·sprachige Ogaden-Bevölkerung eingelei­
tet.6 Kernstück der Kampagne ist eine mit umfangreichen 
Lehrmitteln ausgestattete Alphabetisicrungsinitiative. Sie 
findet stall in fünf Sprachen: Amharisch (das auch weiter­
hin als "lingua franca" ge lten soll), Oromo, Tigrinya, Somali 
und Wollomo; für die folgende Stufe ist die Ausweitung auf 
insgesamt 15 Sprachen angesetzt, darunter Afar. 1 

Ein durchaus reserviert der äthiopischen Entwicklung gegen­
überstehender Autor kommt zu folgenden Einschätzungen 
der Politik der DERG: 
"I. Den vor 1974 in Äthiopien herrschenden Klassen, dem 
politischen Bündnis von Kirche, feudalem Großgrundbesitz 

und kaiserlicher Zentralgewalt ist durch die Agrarreform die 
ökonomische Grundlage entzogen worden. Mindestens in 
diesem Sinne ist es gerechtfertigt, von der 'äthiopischen 
Revolution' zu sprechen. 
2. Die agrarpolitischen Bestimmungen der Agrarreform sind 
geeignet, die Entstehung neuer ländlicher Klassengegensätze 
(z.B. Kulaken) weitgehend zu verhindern. 

3. Die Verstaatlichung der großen Industrie hat die Voraus­
setzung für ein nationales Akkumulationsmuster geschaffen, 
das sich nicht mehr blind nach kapitalistischen Gesetzen 
(z.H. Profitmaximierung) vollziehen muß, tendenziell eine 
bewußte Reduktion der Weltmarktabhängigkeit ermöglicht 
sowie eine Umverteilung des industriell erwirtschafteten 
Mehrproduku denkbar macht. 
4. Während im vorrevolutionären Äthiopien die politische 
Isolation der Massen systemimmanent war, machten die 
Agrarreform und di .. städtische Landreform erstmals in der 
Geschichte des Landes deren breite Mobilisierung notwen­
dig. Sie findet ihren institutionalisienen Ausdruck in den 
Bauemvereinigungen und den K'ebeles (Stadtviertclvereini­
gungen; d. Verf.)."8 

Das Provisorische Büro für Massenorganisationsfragen des 
DERG (POMOA) sorgte in den rückgewonnenen Gebieten 
für die Bildung derselben Massenorganisationen wie im übri­
gen Äthiopien. 
K'ebelcs wurden in den Städten wie Asmara und Massawa 
gebildet. Den K'ebeles obliegt z.B. - analog den Bauernver­
einigungen - eine begrenzte Selbstverwaltung: Gründung 
städtischer Produktionsgenossenschaften, Wahl von Rich­
tern auf unterer Ebene, Durchfühnmg politischer Schulun­
gen u.a.m. Auf dem Land wurden Bauernvereinigungen ge­
schaffen, sogar Vo1ksmil~en wurden gebi ldet und bewaff­
net, die in einigen Regionen alle militärischen Funktionen 
übernahmen. Zugleich setzte die Sonderkommission des 
DERG flir Eritrea mit einem Budget von zunächst 10 Mio 
Dollar Rehabilitationsmaßnahmen für Kriegsopfer lß 
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Seither wechselte offenbar eine große Anzahl von Angehöri. 
gen der EPLF wie der ELF die Seiten,lO Eine seit dem 
Januar dieses Jahres laufende Offensive gegen die Restposi. 
tionen der EPLF im eritreischen Nordwesten um die Stadt 
Nacfa, in einer schwer zugänglichen Bergregion - d ie sog. 
"Operation Roter Stern" - , sieht auf dem 2:ivilen Sektor 
umfangreiche Ausgaben für den Wiederaufbau in Eritrea vor, 
für Reinlegrationsmaßnahmen von flüchtlingen, die Ver­
ringerung der Arbeitslosigkeit und die Beseitigung von Ver­
sorgungsengpässen. 
Die eritreische Sezessionsbewegung ist - sozusagen namt­
gemäß - gegen solche Reformprojeklc des DERC in Eritrea 
eingestellt - nicht nur verbal, sondern auch in der Praxis. In 
diesem Zusammenhang wurden bei der Erörterung der Of­
fensive "Roter Stern" im Januar dieses Jahres schwere Vor­
würfe von seiten Mengistu Haile Mariams, des DERG-Vorsit­
zenden, gegen die Unabhängigkeitsbewegung erhoben: Zer­
störung von Infrastruktureinrichtungen, Fabriken, sogar von 
Schulen und Hospitälern, auf den den Bauern übergebenen 
ehemaligen Farmen ausländischer Kapitalbesitzer. Wie es 
sich damit auch verhält - vor wenigen Wochen sprengten 
EPLF-Einheiten einen größeren Stausee bei Asmara, der für 
die Trinkwasserversorgung und Bewässenmg wichlig ist. ll 

Die doppelte Tragik der Eritreafrage liegt heute darin, daß 
der äthiopischen Revolution innerhalb des eritreischen 
Nationalismus gleichfalls ein revolutionäres Potential gegen· 
übersteht. Die Revolutionsregierung hat sich deshalb explizit 
an die progressiven Kräfte des eritreischen Nationalismus 
gewandt und zugleich die Legitimität des bewaffneten 
Widerstandes gegen das Feudalregime anerkannt: "Im Wis­
sen, daß es progressive Krähe gibt, die zu den Waffen gegrif­
fen und gegen das auto kratische Regime in der Verwaltungs­
region Eritrea gekämpft haben, hat sich die Provisorische 
Militärregierung mehrfach an diese gewandt mit dem Auf­
ruf, sie mögen, indem sie Seite an Seite mit anderen progres­
siven Äthiopiem arbeiten, die Revolution ihrem letztlichen 
Ziel näherbringen ... "12 

Es ist richtig, daß die äthiopische Revolution, die mit den 
Aufständen und Streiks vom Februar 1974 einsetzte, um 
sich mit dem Sturz Haile Selassies am 12. September 1974 
durchzusetzen, erst allmählich zu einer klaren I'osition in 
der Nationalitätenfrage fand. 
Im Dezembu 1974 formulierte der DERG in seinem Doku-
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ment "Ethiopia likdem" erstmals den Umriß einer künftigen 
äthiopischen Vielvölkergemeinschaft. Das Programm vom 
20. April 1976 präzisierte dann: 
"Das Selbstbestimmungsrecht aller Nationalitäten wird aner­
kannt und voll geachtet. Keine Nationalität wird eine andere 
beherrschen, denn Geschichte, Kultur, Sprache und Rel igion 
jeder Nationalität werden, dem Geist des Sozialismus ent­
sprechend, gleiche Anerkennung genießen. Die Einheit der 
Nationali täten Äthiopiens wird sich auf ihren gemeinsamen 
Kampf gegen Feudalismus, Imperialismus, bürokratischen 
Kapitalismus und alle reaktionären Kräfte gründen. Dieser 
vereinte Kampf beruht auf dem Bestreben, ein neues Leben 
und eine neue Gesellschaft auf der Basis der Gleichheit, der 
Brüderlichkeit und der gegenseitigen Achtung aufzubauen ... 
In der gegebenen Situation (!) Äthiopie:ns kann das Nauo­
nalitätenproblem gelöst werden, wenn jeder Nationalität das 
volle Selbstverwaltungsrecht gewährt wird. Das bedeutet, 
daß jede Nationalität regionale Au tonomie: besitzt und über 
Fragen ihrer inneren Angelegenheiten entscheiden wird. Auf 
ihrem Gebiet hat sie das Recht, den Inhalt ihres politischen , 
ökonomischen und sozialen Lebens zu bestimmen, ihre ei­
gene Sprache zu gebrauchen und ihre eigenen Führungs- und 
Leitungskräfte für ihre inneren Organe zu wählen. Dieses 
Se lbstverwaltungsrecht der Nationalitäten wird im Einklang 
mit allen demokratischen Verfahren und Grundsätzen in die 
Praxis umgesetzt."13 
Daß es sich dabei um mehr als eine reine Absichtserklärung 
handelte, belegt die seitherige Praxis. Dasselbe gilt ftir Eri­
trea, dessen besondere Problematik der DERG in einer 
"Politischen Erklärung zur Lösung des Problems der Verwal­
tungsregion Eritrea auf friedlichem Wege" am 16. Mai 1976, 
also berein einen Monat später, aufgriff. 14 Sie wurde unter 
dem Namen "Neun-Punkte-Vorschlag" bekannt. 

Unzweifelhaft stellt das Nationalitätenkonzept des DERG 
weitestgehend jenen Zustand der Föderation von 1950/52 
wieder her, dessen Ex.istenzfahigkeil vor allem durch die 
feudale Repression zunichte gemacht worden war. Zudem 
entspricht diese Konzeption eines Vielvölkerstaates dem, 
was im Rahmen Eritreas auch die: EPLF zur Lösung der 
zwischen den don lebenden verschiedenen Nationali täten 
bestehenden Probleme in ihrem Programm vorschlägt. Dem 
Buchstaben zufolge entsprechen beide Vorstellungen den 
Prinzipien einer revolutionären Nationali tätenpoli tik. 

Die Nationalitätenpolitik des DERG 

Das Konzept vom Mai 1976 bieut eine Basis für eine Lö­
sung des Eri trea-Problems. Sozusagen "in Ennangelung" 
inhaltlich-programmatischer Widersprüche in den meisten 
Fragen der Gestaltung der gese llschaftlichen Verhältnisse 
sowie ausgehend von einer zumindest verbal gleichen Grund­
position für die Lösung von Nationalitätenproblemen bei 
EPLF und äthiopischer Revolutionsregierung - reduzierte 
sich da nicht die Forderung auf Sezession als spezifische 
Form der nationalen Selbstbestimmung auf ein zweitran­
giges Problem? 
Die Realität sieht bekanntlich anders aus. Die Positionen 
stehen heute nach wie vor diametral und scheinbar unver· 
söhnlich gegeneinander. Von ihrer Maximalforderung ist die 
EPLF bis 1980 in keiner Phase abgewichen - auch nicht 
während der kurzen Ansätze von Verhandlungen, die z.B. 
1978 auf Einwirkung Kubas und anderer sozialistischer 
Kräfte zustande kamen. Worüber sollte auch verhandelt wer· 
den, wenn deren Ergebnis von seiten der EPLF im Vorhin­
ein feststeht? ZK.Mitglied Haile Menkerios in einem Inter­
view 1979: "Das Hauptziel (1) der eritreischen Revolu­
tion (1) ist die völl ige Unabhängigkeit vom äthiopischen 
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EL Salvador: Kein neues Vietnam zulassen! 
Die Reagan-Administration hat 1981 EI Salva.dor 'Zum "Testfall" 
ihres globalen Konfrontationskur$es erklärt. Das ausgreifende: Enga­
gement der USA in EI Salvador/Miuelamerika soll den Beweis erbrin­
gen, daß die Schlap~ der Weltmacht Nr. 1 im Vietnamkrieg 
(1964.73) lediglich ein "venncidbarer" Betriebsunfall gewesen sei. 
Laut US-Au6enminincr Alcxander Haig, chemah NATO-Obcrkom­
mandierendcr und als Offizier im Vietnamkrieg dabei, lassen sich die 
in In.o;I.pchina begangenen Fehler in EI Salvador vermeiden, häHen 
doch ,,die Vereinigten Staaten dort maitärisch gewinnen können, 
wenn sie nur schneller uJld entschiedener 'Zugeschlagen hätten", 

<;enau darauf steuern A. Haig/R. Rcagan heute im Kampf um EI 
Salvador zu. Und nur eine starke Protcstbewcgung. in den USA und 
weltweit, wird sie davon abhalten können, im Fall eint'!" greifbaren 
Niooerla8f! des salvadorianischen Diktatunegimes selbn militärisch 
noch ,,schneller und. entschiedener zU:W$Chlagcn". 
Noch, weil sie längst direkt gegen die Aufstandsbewegung in EI Salva­
dor und im Grenzbereich zu Honduras intervenieren (siehe Beitrag 
von A_L Banios). Und von da ist el nicht mehr weit zur Entsendung 
regulärer US-Kampftruppen wie dereinst in Indochina (zeitweilig 
500.000 Mann!), zum totalen U$-Bombenkrieg oder zum multinatio­
nalen Invasionsheer - Varianten, die in WashingIOn lauthals disku­
tie rt werden. Die ersten 5<:hrine zur KriegseSkalation in und um EI 
Salvador (siehe auch AlB 4/1982, S. 4ff. und AIB·$onderheft 
2/1982 zum Antiinterventionskongn:ß in Münster) sind längst getan. 

A. Haig: "Entschiedener zuschlagen als in Vietnam"! 

Daß in den USA die Menschen seit Vietnam - sieht man von der 
Atomriistung ab -;- nichu mehr derart aufrüttelte wie EI Salvador, hat 
also gute Gründe: Die negativen Eigenerfahrungen mit dem verloren­
gegangenen Vietnam krieg (1964-73) sind noch sehr lebelldig, die 
Parallelen beider Engagements zu offensichtlich. Worin bestehen sie? 
Auch in Vietnam stand am Anfang die Entsendung einiger Dutzend 
US-Militän, von Ausbildern der "Green Bereu" und Beraterstäben, 
für die Aufstalldsbekämpfung. Auch im Fall Vietnam legitimierte 
Washington das zunehmende militärische Eingreifen mit einer ver· 
meintlichen "kommunistischen Intervention", damals seitens Nord· 
vietnams, diesmal seitens Kubas, Nikaraguas und der Sowjet union. 
Auch zu Anfang ihrer Überlebenshilfe für das Regime in Südvietnam 
drohte eine republikanische US-Regierung an, sie werde mit militäri· 
schen Gegenmaßnahmen nötigenfalls bis zu den "Quellen" des Be· 
freiungskampfes gehen. Was folgte, war ein Bombenkrieg gegen 
Nordvietnam, war die Ausdehnung der US-Kriegsführung auf Kam· 
bodscha und Laos. Die Reagan·Administration vertief! nur den Arg· 
wohn, wenn sie das "Vielnam-Syndrom" rur längst überwunden e r­
klärt, wenn sie jede Ähnlichkeit zwischen ihrer damaligen Ver­
strickung in Indochina und der gegenwärtigen in Minelamerika ab· 
leugnet. 

Ihre aktuelle Argumentation läuft darauf hinaus, den Kampf um EI 
Salvador als eher gewinnbar (!) und noch wichtiger erscheinen zu 
lassen: Zunächst einmal !iege - so WJ. Oüey/A. Haig - EI Salvador 
vor der "Haustüre" der USA, wohingegen Viemam 9.000 km ent­
fernt gewesen sei. Im Unterschied zu Vietnam gehe es in MitteIameri­
ka und der Karibik um gerahrdete Lehcnsinteressen der USA, wes­
halb e in "Domino-Effekt" hier bis zum Inneren der USA durchzu­
schlagen drohe. Ronald Reagan: "Die Terroristen zie len nicht nur 
auf EI Salvador ab. Sie zielen auf das gesamte Mittel· und später 
möglicherweise Südamcrika, und, da bin ich sicher, eventuell Nord­
amerika ab. Was wir machen, ist der Versuch, den Export dieser 
destabilisierenden Kraft der Guerilla·Kricgdührung und Rl:volution 
nach hierhin zu unterbinden." 
Kein Wunder, daß sich heute in den USA selbst und gerade auch in 
Westeuropa eine Antiinterventionsbewcgung zu EI Salvador{Mittel· 
amerika formiert, die in Vielem an die Antikriegsbewegung zu Viet­
nam Ende der 60.:r/Anfang der 70er Jahre erinnert. 
Seit den Tagen der US-Weihnachubombardemenu 1972/73 gab u 
keine antiimperialistischen Solidaritänaktionen solchen Massencha· 
rakten in den USA und Westeuropa. Ein Ausdruck dessen: Im März 
1982 gingen bei nationalen Manifestationen in Washington 
50-80.000, in Frankfurt 25-30.000 Menschen auf die Straße. Du 
Leitspruch: "Kein neues Vietnam in EI Salvador! Gegen die USo 
Intervention in Mittelamerika!" 

Seit Vietnam und OI.ile (1973) hat auch die Opposition gegen Inter­
Vl:mionspraktiken in der Dritten Welt nicht mehr derart breite Kreise 
erfaßt. In den USA, wo mittlerweile mehr als 300 EI·Salvador-Komi­
tees landesweit agieren, reicht der Widerstand gegen R. Rcagans Mit-

telamerikapolitik VOll der Linken über das Gesamtspektrum der Kir· 
chen bis in die Zentralgeweruchaft AFL/eIQ und den Kongreß in 
Washington hinein. Bei einer Umfrage des Gallup-lnstituts vom Feb· 
ruar 1982 'wandten sich 89% der befragten US-BÜI'ger gegen eine 
Truppenentsendung nach EI Salvador, 54% gegen jede Oberlcbens­
hilfe für die Junta. 

Damals unterstützte rund 1/4 der Abgeordneten im Kongeß eine 
Resolution, in welcher die FeststeUung R. Rl:agans, man könne von 
"Fortschritten" in der Menschenrechtsfrage in E! Salvador ausgehen, 
als unhaltbar bezeichnet und eine vorläufige Einnellung der Hilfe 
gefordert wurde. Nachdem Ende Mai dJ. der Senatsausschuß für 
Auswärtige Beziehungen der Reagan-Administration die geforderle 
Erhöhung der US·Militärhi!fe für San Salvador verweigerte, sind 
ähnliche Voten des Kongresses (die nächsten Bewilligungen stehen 
im Juli und Dezember 1982 an) nicht mehr völlig auszuschließen. 
Wirkung zeitigt auch die weitgehende internationale Ablehnung die­
ses US-Interventionismus. Gegen ihn erklärten sich in jüngster Zeit 
eine Rl:ihe von Schlüsselrnächten Amerikas und Westeuropas, dar· 
unter die Regierungen Mexikos, Kanadas, Brasiliens, Frankreichs, 
Griechenlallds, Hollands und Schwedens. Sie lehnten allesamt die -
von Washington erbetene - Entsendung von Waldbeobachtern zum 
28. März 1982 nach EI Salvador ab und sprachen sich für eine politi· 
sche Verhandlungslösung auf der Grundlage der französisch·mexika­
nischen Erklärung vom August 1981 und der regionalen Friedens­
initiative Lopez Portillos vom Februar 1982 aus. 

Auch Bonn muß durch vermehrten Druck der So!idaritätsbewegung 
dazu gezwungen werden, eine solche Verhandlungslösung ausdrück· 
lich zu unterstützen. Es muß dazu gezwungen werden, sich unmißver­
ständlich gegen den Intervemionskurs Washingtons in EI Salvador 
uhd der Region zu wenden. Ein neues Vietnam in EI Salvador zu 
vereiteln, hieße die von Washington herautbesch\V"öm "Gefahr einu 
überregionalen, wenn nicht sogar weltweiten Konflikts" (so der 
Münste raner Antiinterventionskongreß) zu bannen. Und das ist wohl. 
abgesehen von der bereiu ansehnlichen materie llen Hilfe rur die 
FMLN/FDR, der gegenwärtig wichtigste Auftrag der hi~ ~igen EI· 
S..lvador ·Solid., Ti {ei l ,1,,:\\" ~"I!.u tl l! ülu."rhaup t. 

'llow About a Candle Jor U', SeIIor?' 

S.h,.,J.,". n''''hc, \ ,,1 . '" R Re,p •. ,"" .,.~ ",« ... tu< P""'n on, h n"'<r ,,"'11' .. v.". ~ dl" 
m it ""'" KeCM "jl " "'. me,n 11.,.,.. '" 
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AHons I. Bresche 

Wo liegen die Ursachen des 
EI·Salvador· Konflikts? 

Worum es beim KonflIkt 10 und um EI Salvador in Wahrheit 
gehl, welche: realen Ursachen dieser Konflikt hat, das zu 
durchschauen, rollI! hic:n:ulande: nicht leicht. E, wird dem 
Bundesbiirgcr von den Massenmedien auf doppelte Weise 
schwer gemacht. Da werden nicht nur die Verbrechen des 
salvadorianischen Regimes gegen das eigene Volk an den 
Rand gedrä.ngt, heruntergespielt, verdrängt. Da wird auch 
gar :w gerne darüber hinwq:gcsehcn, daß sich dieses Killer­
regime in San Sah'ador nur dank einer überdimensionalen 
Militär- und Wirtschafl5hilfc $eitens der USA an der Macht 
w halten vermag. Die Verantwortlichen für den Kriegszu. 
stand in EI Salvador, die wirklichen Gewahverursacher sol­
len im Dunkeln bleiben. Und mit ihnen die eigentlichen 
Wurzeln der salvadorianischen Krise und VolkHebelIion. 
Die Frage nach den Ursachen des EI·Salvador·Konnikts und 
die nach den Interventen hängen hautnah l:usammen. Dafür 
sorgten allein schon die Irrcführungsversuche der Reagan­
Administration. 
Für sie handelt Cl sich schlicht um einen von Außen einge­
schleustcn, einen von fremden Mächten nach EI Salvador/ 
Miuelamerika exportierten Konflikt. In ihren Augen 
herrschte bis zum Revolutionsauftakt in Nikaragua, Grenada 
(1919) und EI Salvador in der miuclamerikanisch·karibi· 
schcn Region noch eine heile Welt. Eine heile Welt, das sind 
rur den konservativen US·Präsidenten "freies Unternehmer· 
turn" und ,,demokratische Regierungen", anstelle einer 
"weitere(n) Ausbreitung der politischen Gewalt", des "eiser· 
nen Griff(s) der totalitären Linken in Grenada und in Nika· 
ragua sowie ... die sich ausweitende Unterstütl:ung ftir ge· 
waltsame Revolutionen in Mittclamerika - begünstigt von 
der Sowjet union, dirigiert von Kuba." Also sei, schlußfol· 
gert Ronald Reagan, die Wurzel der mittelamerikanisch· 
karibischen Krise im "importierten Terrorismus und bewaff· 
neten Angriff" zu suchen. 1 • 

"'ÜT den dl::nkenden Rest der Welt, von dem 1981 abgelösten 
US·Botschafter in San Salvador, Robert White, bis zu den 
Revolutionären Lateinamerikas, sind die Ursachen der Re­
bellion in EI Salvador und der Region vorort zu suchen. In 
ihren Augen ist diese Rebellion die Antwort auf eine uner· 
trägliche soziale Ungerechtigkeit und Not, auf die Gewalt· 
orgien alteingesessener Militärdiktaturen und auf die neo­
kolonialistische Gängelung durch die regionale Vormacht 
USA. Die Rebellion hat vorrangig interne Wurzeln, aber 
nicht nur ... 
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Oaniel Ortcga Saavcdn, Sandinistamhrer und Regierungs· 
koordinator des revolutionären Nikaragua, illustrierte den 
geschichtlichen Hintergrund der aktuellen Krise in Mittel· 
amerika/EI Salvador. In seiner Rede vor der 36. Vollver· 
sammlung der Vereinten Nationen (UNO) im Oktober 1981 
mach te der Sandinistaführer den geschichtlichen Ursprung 
der Krise in Mitlelamerika/E I Salvador an drei Punkten fest: 
a) an der jahrhundertelangen Ausbeutung der mittelamerika­
IlIschen Länder durch die entwickelten kapitalistischen Staa· 
ten. insbesondere durch die dominiercndcn USA; b) an der 
Stützung volksfeindlicher Diktaturrcgimes, die ausbeute· 
rische Minderheiten repräsentieren, welche "wie Eunuchen 
den Interessen der internationalen Ausbeutung dienen"; 
el an der fortgCletl:ten Verteidigung der "brutalen wirt· 
schaftliehen Ausbeutung" durch eine nicht abreißende Ket· 
te von Interventions.akten und anderen Verletzungen der 
Souveränitätsrechte der Länder Lateinamerikas seitens der 
USA. Und diese Geschichte des US·lnterventionismus be· 
gann _ 10 Daniel Ortega Saavedra weiter - lange bevor das 
sozialistische Lager, bevor die Sowjetunion und das revolu· 
tionäre Kuba überhaupt existieren.' 
Ein Gutteil der Verantwortung flir die unerträgliche Lage 
der unterprivilegierten Massen liegt bei den Westmächten, 
ihren Konzernen und Regierungen. 
In der Tat erklärt sich nicht l:uletzt aus dieser vereinten 
Verteidigung eines tiberholten Status quo, daß die sOl:iale 
Ungerechtigkeit und Elendssituation breiter Massen in die· 
sen Ländern besonders kraß ausfällt. Sie drückte sich Ende 
der 10er Jahre darin aus, daß von insgesamt 20 Mio Mittel· 
amerikanern rund 8,5 Mio in extremer Annut lebten, 12 
Mio keine menschenwürdige Unterkunft fanden, rund 1/3 
arbeitslos und mehr als die Hälfte der Bevölkerung wer 15 
Jahre Analphabeten WilTen, 15% aller Kinder vor Vollen· 
dung des ersten Lebensjahres narben. Sie drückt sich heute 
in EI Salvador darin aus, daß die Bevölkerungsmehrheit 
unterernährt in, während 2% der Bevölkerung die Hälfte des 
Landes und den Großteil der Reichtümer des Landes besit· 
zen. 
Hierin und in den Gewaltexusscn der Diktatoren sind die 
Wurzeln der revolutionären Krisen in Nikaragua (1918/19), 
EI Satvador und Guatemala zu suchen. Sie brauchten nicht 
importiert l:U werden. Sie bergen genügend innere Ursachen 
und Konfliktstoff - eine Einsicht, die auch Ed Broadbent, 
der kanadische Beauftragte der Sozialistischen Internatio· 
nale aus EI Salvador mitbrachte: 
"Zuerst und vor allem WiIT und ist EI Salvador gekennl:eich­
net durch eine extreme $Ol:iale und politische Unterdrük­
kung, die in der extremen wirtschartlichen Ungleichheit 
wurzelt.( ... )Oie Unterdrückung demokratischer Bewegungen 
wurde in EI Salvaclor institutionalisiert und im Laufe der 
ganzen Geschichte des Landes verschärften die herrschenden 
Kräfte generell durch massive Gewaltakte die Unterdrük· 
kung gegen die Bevölkerung. ,,3 

Arunerkun8'=n: 
I) A1B4(1982,S.7 
2) Siehe Wortlaut in: AlB 111982, S. 4·6 
3) SociaHlt Affain, London. Nr. ~/1981, S.196 



Veronika Sieglin 

Soziale Veränderungen im 
Griff der Oligarchie 

Schien in den ersten Wochen nach der Wahl zur Verfassungs­
gebenden Versammlung (28. MärL 1982) eine Beteiligung 
der Christdemokratie an einer Regierung aus Vertretern der 
rechtsradikalen Parteien und des Militärs noch fragwürdig. 
so kam ein sokhcs Regierungsbündnis unter dem Druck der 
USA nun doch zustande. Damit wurde - zwangsweise -
zwischen Teilen der Mittelklassen, repräsentiert durch die 
Christdemokratie. und der Oligarchie erneut ein politisches 
Bündnis geschlossen. 
Diesem rechten herrschenden polit ischen Block steht in Ge­
stalt der FDR/FMLN eine breite Mitlc-Links-Bewcgung ge­
genüber, die sowohl revolutionäre Massenorganisationen wie 
auch bürgertich-demokratische Parteien um faßt (siehe nach­
stehenden Beitrag). 
In beiden Blöcken existieren aufgrund ihrer sozialen Streu­
breite vielfältige, teilweise sogar widersprüchliche Interessen 
nebeneinander. Die weitere politische EntwiCklung EI Salva­
dors wird daher nicht allein vom militärischen Moment ab· 
hängig sein, sondern auch davon, inwiefern es den Befrei­
ungskräflen gelingt, innerhalb des herrschenden Blocks 
Widersprüche zu fördern, bestimmte Klassen oder Schichten 
(z.B. Kleinbourgeoisie, Teile der abhängigen Zwischen­
schichten) aus dem herrschenden Block herauszubrechen. 
Im folgenden soll versucht werden, die wirtschaftlich-sozia­
len Grundlagen der beiden gegnerischen Lager und ihren 
Veränderungsprozeß nachzuzeichnen_ 

Bis Mitte der 40er jahre dieses jahrhunderts basierte die 
Einbeziehung EI Salvadors in den kapitalistischen Weltmarkt 
auf so gut wie nur einem Exportprodukt, Kaffee_ Der 
Kaffeeanteil an den Gesamtausfuhren des Landes lag durch· 
schnittlich bei 90-95%_ Zwar ging im Zuge einer stärkeren 
Diversifizierung der Agrarexportproduktion seit Ende des 
2. Weltkrieges die absolute Bedeutung des Kaffees für die 

Volkswirtschaft zurück, Kaffee blieb jedoch nach wie vor 
mit einem Anteil von 40-50% wichtigstes Exponerleugnis. 
Durch die Industrialisierung wurde zwar die Bedeutung des 
Agrarsektors bei der ErwirlschaflUng des Bruttoinlandspro­
dukts (BIP) geringer - sein Anteil am BIP verminderte sieh 
von 34 % im jahr 1950 auf 21% im j ahr 19 77 1_, er blieb 
aber aufgrund des hohen Anteils der Agrarprodukte an den 
Gesamtexporten (ca. 70-75%) wichtigster Devisenbringer. 
Diese Schlüsselposition des Agrarexportsektors, insbeson­
dere der Kaffeeproduktion, rur die -[ntwicklung der salvado­
rianischen Volkswirtschaft ist die Grundlage für die Stabili­
tät der wirtschaftlichen und politischen Macht eines großen 
Teils der herrschenden Klasse, der sog. Agraroligarchie. 

Kaffee - Machtquelle der herrschenden Familien 

Seit jahrhunderten wird Herrschaft in EI Salvador von eini­
gen wenigen Familien ausgeüb t, die sich entweder durch ihre 
unmittelbare Verbindung mit dem Weltmarkt entscheidende 
Anteile des außer Landes realisierten Mehrprodukts aneig­
nen (Exporteure) und/oder das wichtigste Produktions­
mittel, den Grund und Boden, in ihren Händen konzentrie­
ren konnten (Kaffeexport-, später auch Baumwoll· und 
Zuckerrohrproduzenten). 

Allerdings kann dabei nicht von einer in sich homogenen 
Klasse ausgegangen werden. Seit Anfang des 20. j ahrhun­
derts läßt sich ein Prozeß zunehmender Uneinheitliehkeit 
beobachten, der in erster Linie auf der Erschließung neuer 
Akkumulationsquellen durch Teile der Kaffeeoligarchie 
fuß!. Einige Cafetalero(Kaffeepflanzer)-Familien begannen 
zu diesem Zeitpunkt zusätzlich noch mit der Verarbeitung 
des Kaffees in sog. Beneficios (Kaffeemühlen) und mit dem 
Anbau von Baumwolle und Zuckerrohr für den Binnen­
markt. Bis Mille der 60er jahre hatten von den 36 größten 
Cafetalero-Familien ca. ein Drittel (14 Familien) ihre Pro­
duktion in dieser Weise diversifiziert. 
Ihnen war es gleichzeitig auch gelungen, sich beim Export 
von Kaffee entscheidende Positionen zu sichern. Da sich das 
Mehrprodukt erst in der Zirkulationssphäre realisiert, kon­
trollieren diese Familien zugleich auch in entscheidendem 
Maße seine Verteilung. 
Bereits in den 20er J ahren zeigten die Baumwoll- und 
Zuckerrohrproduzenten ein starkes Interesse am Aufbau 
einer an der Verarbeitung dieser Produkte orientierten Indu­
strie. Damit verknüpflen sie die Bereitschaft zu begrenzten 
Reformen der Besitz- und Eigentumsverhältnisse im Agrar­
sektor , st ießen aber - wie auch heute noch - auf den erbit­
terten Widerstand der traditionellen Teile der Agraroligar­
chie, deren ökonomischer Schwerpunkt auch heute noch 
nach wie vor im Kaffeeanbau liegt. Ihren Widerstand gegen­
über e iner Industrialisierung gab die traditionelle Kaffee­
oligarchie erst zu Beginn der 50er jahre auf, als mit der 
Gründung des Gemeinsamen Zentralamerikanischen Marktes 
e ine Industrialisierung nicht mehr unmittelbar an eine Er­
weiterung des Binnenmarktes und damit an Strukturrefor-



roen im Agrarsektor gebunden schien. 
Zusammenfassend läßt sich festha lten, daß innerhalb der 
Agraroligarchie zum Teil sehr starke Interessenunterschiede 
und sogar Gegensätze bestehen, denen letztendlich unter· 
schiedliche Akkumulationsbedingungen in den wirtschaft· 
lichen Sektoren zugrunde liegen, in denen diese beiden 
Fraktionen schwerpunktmäßig tätig sind. 
Die Indust riebourgeoisie ist teilweise mit der Agraroligarchie 
identisch. In ihr lassen sich 3 Gruppen festhalten: a) diejeni­
gen Teile der Agraroligarchie, die inzwischen schwerpunkt­
mäßig auch weiterhin im Agrarsektor und vor allem in der 
Kaffeeproduktion tätig sind, und die sich allen Reform­
ansätzen widersetzen, die die industrie lle Entwicklung vor­
antreiben könnten; b) diejenigen Teile der Agraroligarchie, 
die inzwischen sehr stark in den Industriesektor investiert 
haben, d.h. der "reformistische" Flügel der Agraroligarchie. 
Dieser Teil der Industriebourgeoisie setZ! sich aus ca. 75 
Familien zusammen, die ungefahr 2/3 des Aktienkapitals 
kontrol lieren; c) eine nichtagrarische Fraktion, ca. 38 Fami­
lien, die 19% des Aktienkapitals kontrollieren. 2 

Ihrer Herkunft nach scheint sich diese Fraktion aus den 
wir tschaftlich potentesten Teilen der Kleinbourgeoisie zu re­
krutieren, denen nach Beseitigung der restriktiven Industrie­
gesetzgebung unter dem Diktator Hernandez Martinez 
(1931.1944) im Bündnis mit der reformor;entierten Frak­
tion der Agraroligarchie der wirtschaftl iche Aufstieg gelang. 
Dieser Flügel selbst war jedoch nie mächtig genug, um seine 
noch weitergehenden ReformvorstelJungen durchsetzen zu 
können, sondern ordnete sich entsprechend der "reformisti­
schen" Fraktion der Agraroligarchie in den Auseinanderset­
zungen mit den konservativen Teilen der Agraroligarchie 
unter. 

Im Verlauf der Industrialisierung gewann das Auslands­
kap ital in EI Salvador, speziell seit den 60er Jahren, sowohl 
im wirtschaftlichen als auch im politischen Bereich eine 
stärkere Bedeutung (siehe auch Beit rag von W. ßrönner/H.J. 
Nieth zum US-Interventionismus). Da die salvadorianische 
Agraroligarchie offensichtlich das Eindringen ausländischer 
Unternehmen in ihren Tätigkeitsbereich erfolgreich verhin­
dern konnte - 1973 flossen lediglich 1,8% alter ausländi­
schen Direktinvestitionen in den Agrarsektor - , kom:cn­
t rierten sich Auslandsinvestitionen in erster Linie auf den 
Industriesektor (55%), den Handel (13%) und den Dienst­
leistungsbereich (23 ,5%). 
Dabei fallt auf, daß allein 80% der ausländischen Direkt­
investitionen in Unternehmen des "reformistischen" agrari­
schen Flügels der Industriebourgeoisie nossen. Aus einer 
Untersuchung David Menas geht hervor, daß das vielfach 
skizzier te Idyll von Gemischtunternehmen Uoint ventures) 
zwischen nationalem und ausländischem Kapital der salva-
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dorianischen Realität nicht entspricht. Im Großteil der 
untersuGhten Unternehmen besitzt das Auslandskapital eine 
Aktienmehrheit oder zumindest eine Sperrminorität. J 

Aus der Konzentration des Auslandskapitals auf den nicht­
agrarischen Sektor und aus seiner Verbindung mit der poli­
tisch stärkeren agrarischen Fraktion der Industriebour­
geo isie erklär t sich einerseits die Unterstützung, die den 
Reformprojekten dieser Fraktion durch das Auslandskapital 
zukommen und andererseiu die Tatsache, daß diese Re· 
form vorstellungen zumindest zeit- und te ilweise realisiert 
werden konnten. 

Während es Industriebourgeoisie und Auslandskapital einer­
seits und der Agrarbourgeoisie andererseits nach dem 
2. Weltkrieg gelang, insbesondere durch die Eröffnung des 
Gemeinsamen Zentralamerikanischen Marktes (MCCA, gegr. 
196 1) eine kurzfristige Lösung ihrer Imeressengegensätze zu 
finden, spitzten sich die Auseinandersetzungen zwischen 
beiden Fraktionen der herrschenden Klasse nach dem Krieg 
mit Honduras 1969 erneUI zu. Der Industriesektor war von 
dieser Krise besonders stark betroffen (1969 wurden allein 
40% a ller industriellen Exportgüter in den MCCA ausge­
führt) und eine stärkere Konzentration der industriellen Ex· 
portproduktion auf außerregionale r-.lärkte (Lateinamerika, 
USA, Europäische Gemeinschaft) bo t wegen zahlreicher 
Zollschranken, dem geringen Qualitätsniveau salvadoria­
nischer Erzeugnisse und d urch den Status des Zuspätgekom­
menen auf diesen Märkten keine mittel- oder langfristige 
Möglichkeit zur Bewältigung der Krise. 
Also wurden seit Anfang der 70er Jahre uni er der mit der 
reformistischen Fraktion liierten Regierung l\lolina 
(1972. 7 7) erneut Pläne für eine Agrarreform entworfen. Auf 
diese Weise sollte vor allem die Kaufkraft der Landbevölke­
rung geSlärkt und damit d ie Absatzbedingungen auf dem 
Binnenmarkt verbessert werden. 

Die Anbind ung der f!. lilitärd iktatoren 

Die Anwendung dieser Reformpläne konnte jedoch von der 
konservativen Fraktion der Agrarbourgeoisie verhindert wer­
den. S ie initiierte durch die von ihr kontrollierten r-. l assen· 
medien eine j'ropagandakampagne gegen die Reformprojek­
te der Regierung Molina. Und sie konnte bei den Präsident­
schaftswahlen 1977 durch Wahlbetrug einen Vertreter ihrer 
Interessen, General Carlos I-Iumberto Romero in das Präsi· 
dentenamt bringen. Nachdem sich die Regierung Romero als 
nicht fähig erwies, sowohl dic schwere wirtschaft liche als 
auch politische Krise (Hegemonieschwund der herrschenden 
Klasse; Radikalisierung der oppositionellen Gewerkschafts· 
bewegung, von Teilen der Intelligenz; Aufschwung der revo­
lutionären r-.lassenorgan isationen) zu lösen, wurde sie am 15. 
Oktober 1979 durch einen Putsch liberaler Militärs, der sog. 
J uvcntud Militar, gestürzt. 

Hierin deutet sich bereits ein Charakteristikum salvadoria· 
nischer Herrschaftsausübung und die Form, in der inner· 
oligarchische Konnikte reguliert werden, an: der Mili tär· 
putsc h. 
So fand 1948 ein Putsch liberaler Offiziere (Angehörige der 
Juventud Militar) statt, mit dem die politischen Rahmen· 
bedingungen für eine Modernisierung der Produktionsstruk· 
turen gelegt wurdc:n. 1961 wurde der konservative Präsident 
Lemus, 1956 an die Macht gekommen, wiederum von libe­
ralen Offizieren gestürzt. Das diesem Putsch rolgende 
demokratische Intermezzo wurde jedoch schon 3 Monate 
später durch einen konservativen Gegenputsch abgebrochen. 
1972 gelang es wiederum einem m it der "reformistischen" 
Fraktion der Oligarchie sympathisierenden Militär, Oberst 
Arturo Armando Molina, durch Wahlbetrug in das Präsiden· 
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tenamt zu kommen. Dasselbe Spiel wiederholte sich bei sei­
nem konservativen Nachfolger C. Humberto Romero. 
Damit ist ein weiteres Merkmal salvadorianischer Hen-­
schaftspraxis beschrieben: die Institutionalisierung der Mili· 
tärdiktatur. Seit 1931, als die mit der Weltwirtschaftskrise 
verschärften Klassenauseinandersetzungen auf einen Auf­
stand (im januar 1932) zutrieben, vermittelt sich die Herr· 
schaft der Oligarchie durch das Militär. Die Präsenz der Mili­
tärs in Staaufunktionen beschränkte sich nicht nur auf das 
Präsidentenamt. sondern umfaßt alle wichtigen Funktionen 
innerhalb der öffentlichen Verwaltung. 
Die 8indung des Militärs an die Oligarchie wurde durch 
Gewährung bürokratischer Privilegien sowie die Vergabe von 
Konzessionen und Lizenzen rur Privatgeschäfte hergestellt. 
Um eine zu starke Machtkonzentration bei einzelnen mili· 
tärischen Führern zu verhindern, wurde Anfang der 50er 
jahre eine Funklionsaufteilung innerhalb des Militärs vor­
genommen, d.h. bestimmten Gruppen innerhalb des Militärs 
wurden bestimmte Teilfunktionen zugewiesen (20.8. entstan· 
den dadurch die Nationalgarde und die Haciendapolizei, die 
rur die Kontrolle der Landbevölkerung zuständig sind). Die 
Führung dieser verschiedenen Gruppen rivalisierten so stark 
miteinander, daß die Entwicklung eines zu starken militäri­
schen Führers und eine zu große Machtkonzentration bei 
einzelnen Militärs verhindert werden konnte." 
Die Stabilisierung und Sicherung des oligarchischen Hen-­
schaftssystems vollzog sich über eine stetige Unterdrückung, 
aber nicht ausschließlich über sie. In einem gewissen Maße 
läßt sich auch der Versuch feststellen, die Mittelschichten 
indirekt an das herrschende System anzubinden. 
1m Zuge der Industrialisierung und der allgemeinen Moder­
nisierung der Produktionsstruktur waren die Mittelschichten 
(insbesondere aber die abhängigen Zwischenschichten wie 
Beamte, Techniker, Lehrer usw.) stark angewachsen. Diese 
Schichten erhoben schon früh höhere Ansprüche an gesell. 
schahliche wie politische Beteiligungsmöglichkeiten. Bereits 
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Mille der 50er Jahre begannen sie ihre Unzufriedenheit mit 
den bestehenden gesellschaftlichen Strukturen zu artikulie· 
ren. 
Die ihnen von der herTSchenden Klaue in den 60er jahren 
zugestandenen Möglichkeiten sich politisch zu organisieren, 
stellten den Versuch dar, diese Schichten indirekt an das 
bestehende System zu binden. 
Diese .. Anbindungsstrategie" erwies sich jedoch nur solange 
als wirksam, wie es der herrschenden Klasse gelang, diesen 
Bevölkerungsteilen den Schein eines demokratisch-paria­
mentarischen Weges aufrechtzuerhalten. Zu Beginn der 70er 
jahre zeigte sich jedoch, daß Oligarchie und Militärs dies nur 
begrenzt duldeten. Sie erwiesen sich nur bereit, oppositio­
nelle demokratische Parteien zuzulassen und ihnen Möglich­
keilen zur Teilnahme an Wahlen einzuräumen, solange diese 
Parteien ihre VormachLSteIlungen nicht gef<ibrdeten. Par­
teien, deren Programmatik den fundamentalen Interessen 
der herrschenden Klasse widersprachen, wurden entweder 
verboten (z.B. die: Partei der Erneuernden Aktion - PAR 
1967) oder gar nieb! erst zugelassen (die Kommunistische 
Partei). Wahlsiege der Opposition wurden 1972 und 1977 
t!urch Wahlbettügereien verhindert. 

Stürmische Proletarisierung in Stadt und Land 

Auf gewerkschaftlicher Ebene versuchte die Oligarchie, 
Teile der Arbeiterklasse in regierungskonformen Gewerk· 
schaften zu organisieren. Der Einfluß dieser Gewerkschaften 
auf die Arbeiterklasse darf dabei nicht unterschätzt werden. 
1979 waren in ihnen ca. 40% aller gewerkschaftlich Organi. 
sierten zusammengefaßt.5 Auf der anderen Seite wurden 
seit Mitte der 50er Jahre nach einer kurzen liberalen Re­
formpha$( (etwa 1948.52) Anstrengungen unternommen, 
die oppositionelle Gewerkschaftsbewegung zu spalten, sie zu 
verfolgen und zu verbieten. 
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EI·Salvador·Daten 

T~rritorium: 21.393 qkm (Hessen 21.110 qkm, rund 1/10 der 
Fläche der Bundesrepublik); kieinSlc5 Land auf dem amerikani­
schen Fest land 
Bevölkerung: rund 4.9 l\1io.84% der Salvadorianer sind Mestizen, 
10% Weiße (Kreolen), 6% Indios. Mit 200 Einwohnern pro qkm ist 
EI Salvador das dic:htcstbesicdchc Land Minclamcrikas 
Ha.u p tstad t: San Salvador, mit nahezu 900.000 Einwohnern 
Sprache: Spanisch. Etwa 10% sprechen noch indianische Sprachen 
Religion: zu 96% römisch-katholisch 
Währung: Colon (0); I q, "" 0,96 DM (Stand Män: 1982) 
Stutdorm: Präsidialc Republik 
Wirtschafi/Sozialcl: Kapitalistischer Agrar-Industriestaat von mitl­
krem Entwicklungsniveau. Durchschnittliches jährliches Pro-Kopf­
Einkommen (Bruttosozialprodukt pro Kopf 1979): 670 Dollar 
(Honduras 530, Guatemala 1.020). Überdie Hälfte des kulti~ierten 
Landes ist in Händen von weniger als 2%der Ik~ölkerung, der ,,14 
Familien". Sie vereinnahmen auch rund 50·6~ der Exporterlöse, 
die auf das Kaffee- und ßaumwollgeschäft entfallen. Wichtigste 
Anbauprodukte: Kaffee, Baumwolle, Zuckerrohr, Mais, Sorghum 
(Hirse), Reis, Bohnen, Weizen, Kakao, Zitrusfrüchte. Tabak und 
Balsam. Die Vorkommen an Bodenschätzen sind gering: Gold, Sil· 
ber, Steinkohle, Kalk, Sab:. EI Sal~ador hat den höchsten Indusnia· 
lisierungsgrad Mittelamerikas, wobei die Branchen Nahrungsmittel-, 
Textil- und chemische Industrie überwiegen. 
Das Lohnni~cau EI Salvadors ist das niedrigste MiUclamerikas. 
1/4 der Erwerbsfahigcn sind arbeitslos. In der Landwirtschaft sind 
51% aller Erwerbsfahigen beschäftigt. 65% der Fa[l'lilien auf dem 
Land besitzen keinen Boden. 80% der salvadorianischen Be~ölke­
rung leben unter dem Existenzminimum. 3/4 aller Kinder unter 5 
Jahren sind unterernährt. 2 ~on 5 Sal~adorianem sind Analphabe­
ten. In den ~nuß einer Sozial~ersicherung kommen nur 4,7%der 
&:~ölkerung_ 

GcKhichte: 
1524/25 

1821 
1823-38 
1931-44 
1932 

1944 
1950-79 

Unterwerfung der Mayas und Nahuas unter die Kolo­
nialherrschaft Spaniens 
Unabhängigkeitserklärung 
Bestandteil der Vereinigten Staaten Mittelamerikas 
Militärdiktatur unter General Martincz 
Niederschlagung eines Volksaufstands. 30.000 Mas­
sakrierte. Hinrichtung Farabundo Martis 
Generalstreik erzwingt Sturz des Martinez-Rcgimes 
Modernisierung unter der Regierungspartei von Mili­
tärs und Oligarchie PRUD, seit 1961 PCN 

1969 Krieg gegen Honduras 
1972 u. 1977 Wahlsiege des Oppositionsbündnisscs UNO werden 

von den Militärs nicht respektiert 
1979 
1980 

1981 
1982 
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Eine zi~ilmilitärischeJunta venpricht Reformen 
Gründung der Demokratisch·Revolutionären Front 
(FDR) und der Ndtionalen Ikfreiungsfrom Fara· 
bundo Marti (FMLN). Ermordung Erzbischof Rome· 
TOS und der FDR·Führung 
Januaroffensive der Befreiungsbewegung 
Erfolg der Uilrarechten bei den ~farzwahlen 

Diese Formen, in denen die herrschende Klasse versuchte, 
ihre politische Hegemonie aufrechtzuerhalten, zeigten sich 
gerade noch in den 70er jahren als wirksam, als sich trotz 
starker VerelendungSlendenzen in den städtischen Unter­
klassen zumindest noch bis Mitte der 70er jahre beträcht­
liche Teile der Bevölkerung noch nicht radikalisiert hatten_ 
So gelang es z.B. auch bis heute kaum, die Kleinbourgeoisie 
aus dem Bündnis mit der Oligarchie herauszubrechen. 

Trotzdem konnte dieser Radikalisierungsprozeß nicht auf­
gehalten werden. Die neue revolutionäre Linke gewann zu­
nehmend an Einfluß, während der Einfluß der bürgerlichen 
Parteien und Verbände in der Bevölkerung relativ stark zu­
rückging. 

Diesem rechten politischen Block stellte sich mit Gründung 
der Demokratisch-Revolutionären Front (FDR) im April 
1980 eine relativ einheitliche demokratisch-revolutionäre 
Gegenbewegung entgegen. Sie setzt sich vor allem aus gTo­
Ben Teilen der Arbeiterklasse, der Campesinobewegung 
(Bauern und Landarbeiter), Marginalisierten (E lendsviertel­
bewohner, Arbeitslose usw.), großen Teilen der Intelligenz 
und anderen Teilen der Mittelschichten zusammen. Damit 
unterscheidet sich dieser linksdemokratische Block insofern 
von allen vorangegangenen Emam:ipationsbewcgungen, als 
er zum ersten Mal unterschiedliche Klassen und Schichten, 
Stadt· und Landbevölkerung zusammen faßt, während alle 
früheren Bcwegungen immer nur bestimmte Gruppen er­
faßten. Die Herausbildung dieser Bewegung beruht u.a. auf 
tiefgreifenden Veränderungen in der Sozialstruktur, die sich 
seit Anfang der 50cr jahre in Stadt und Land vollzogen. 
In der Landwirtschaft wurde die AgTarexportproduktion 
(Kaffee, Baumwolle, Zuckerrohr) sowohl flächenmäßig aus­
gedehnt als auch mechanisiert und dem internationalen 
Stand der Produktivkraftentwicklung angepaßt. Damit 
kamen bis dahin noch verbre itete halbfeudale Abhängig­
keits- und Beschäftigungsformen (wie das Colonato- und 
Aparceria-System) zur Auflösung. Diese Kleinproduzenten, 
die bis dahin als Entgelt für ihre Arbeit auf den Plantagen 
ein kleines Stück Land zur Subsistenzproduktion bewirt­
schafteten, wurden von ihrem Grund und Boden vertrieben. 
Ein Teil der ehemaligen Colonos und Aparceros erschloß 
wenig fruchtbare Ländereien zur eigenen Subsistenzproduk­
tion (Selbstversorgung), ein anderer Teil hing fast voUstän­
dig vom Verkauf seiner Arbeitskraft an die Exportprodu­
zenten ab. Ein weiterer Teil wanderte in die städtischen 
Zentren ab, in der Hoffnung, in der Industrie einen Arbeits­
platz zu finden. 

Die Verelendung - eine Massenerscheinung 

Ocr Proletarisierungsprozeß voUzog sich jedoch auf dem 
Lande sehr widersprüchlich, da die Nachfrage nach Arbeits· 
kräften auf den Exportplantagen außerhalb der Emtezeiten 
relativ gering ist. Entsprechend groß ist die Unterbeschäfti· 
gung der Landbevölkerung. 1975 fanden nur 37% der wirt­
schaftlich aktiven Landbevölkerung einen festen ·Arbeits­
platz. 14% waren 9 Monate lang, 19% 6 Monate lang und 
30% sogar nur 2-3 Monate lang besehäftigt. 6 

Daraus läßt sich schließen, daß auf dem Stand der Entwick­
lung der Agrarexponproduktion die Trennung der Arbeit 
von ihren Produktionsmitteln nicht nur mit der Schaffung 
eines Heeres freier Lohnarbeiter einherging, sondern daß 
Teile dieser Landbevölkerung gänzlich aus der Produktion 
ausgeschlossen, d.h. marginalisiert wurden. 

Die unkontinuierliche Beschäftigung und die geringe Höhe 
des Arbeitslohnes reichtcn jedoch nicht aus, um die Repro­
duktion der landlosen Familien zu sichern. Sie waren zusätz­
lich auf die Erschließung neuer Selbstvc:rsorgungsquellen 



angewiesen (Verkauf wildwachsender Früchte, Kleinhandel, 
Handwerk usw.), die ea. 50% ihrer Reproduktionskosten 
deckten. 
Insgesamt läßt sich seit 1965 eine deutliche Verschlechte· 
rung der sozialen Lage der Landbevölkerung feststellen. 
Zwischen 1965 und 1970 ging das Jahreseinkommen einer 
landlosen Familie von 715 Co1ones um 8% auf 660 Colones 
zurtick. Minifundistas bis zu 1 ha Land verfUgten über ca. 2% 
weniger EinkommenJ Bis 1975 besaßen 75% der Land· 
bevölkerung weniger als 1.332 Colones, d.h. sie lagen unter 
dem von der Regierung ermittelten Existenzminimum. 
Eine ähnliche Entwicklung zeichnete sich in den Städten ab. 
Parallel zur Modemisierung der Agrarexportproduktion wur­
de die Industrialisierung EI Salvadors in Angriff genommen. 
Durch die Weigerung der konservativen Agraroligarchie 
grundlegende strukturelle Reformen im Agrarsektor zuzu-. 
lassen, waren die Möglichkeiten zur Ersehließung des Bin­
nenmarktes stark begrenzt. So war die salvadorianische 
Industrie schon früh auf den Export ihrer Erzeugnisse ange· 
wiesen: Zunächst gingen sie in den Gemeinsamen Zentral· 
amerikanischen Markt, seit Mitte der 70er Jahre verstärkt 
auf Märkte in den USA, der EG und in Latcinamerika. 

Die Exportorientierung bestimmte in entscheidendem l\Iaße 
die Struktur des Industriesektors. Wurde in den 40er Jahren 
noch der größte Teil industrieller Erzeugnisse in Klein·, 
Mittel- und Handwerksbetrieben gefertigt, zeigte sich bereits 
Mitte der 50er Jahre eine verhälmismäßig starke Konzentra­
tion in wenigen Großbetrieben, die sich in den folgenden 
Jahrzehnten noch beschleunigte. Der größte Teil der Indu­
striearbeiterschaft (52%) war jedoch 1975 immer noch in 
der Kleinindustrie und im Handwerk tätig. 
Daraus läßt sich schließen, daß die Beschäfligungseffekte 
der industriellen Großbetriebe relativ gering sind. Dies ist 
das Ergebnis einer im Vergleich zu Klein- und Handwerks­
betrieben verhältnismäßig hohen organischen Zusammen­
setzung des Kapitals als Folge der Anpassung der Produk­
tionsmethoden in der Exportindustrie (den Großbetrieben) 
an das internationale Enlwicklungsniveau. Neben dieser 
"organischen" Begrenzung einer Erweiterung der industriel­
len Beschäftigungskapazitäten wirkten sich Anfang der 70er 
Jahre der Zerfall des Gemeinsamen Zentralamerikanischen 
Marktes und die depressive EntwiCklung der Weltwirtschaft 
seit 1974 zusätzlich negativ auf die Arbeitsmarktsituation 
aus: 1975 lag ca. 1/3 der industriellen Kapazitäten brach. 
Hinsichtlich der Entwicklung der städtischen Unterklassen 
läßt sich daher konstatieren, daß die Ausdehnung der indu· 
striellen ßeschäftigungskapazitäten (ca. 1,5% jährlich zwi­
schen 1961 und 1972) weit unler dem durchschnittlichen 

natürlichen Bcvölkerungswachstum (3,5%) und unter der 
Zunahme der erwerbstätigen Bevölkerung von 3,9% jährlich 
lag. 
Im Verlauf der Industrialisierung entstand daher eine nur 
kleine Industriearbeiterschart, die wenig mehr als ein Viertel 
(26,4%) des Gesamtpotentials der städtischen Arbeiterklasse 
ausmacht (1975). Die Mehrheit der städtischen Arbeiter­
klasse (54%) konzentriert sich im Bereich der persönlichen 
Dienstleistungen (29%), im Handel (14%), im Transport­
und Kommunikationswesen (ca. 9%) und im Finanz- und 
Versicherungswesen. 
Ähnlich wie in der Landwirtschaft verschlechterte sich seit 
Anfang der 70er Jahre die soziale Lage der städtischen Ar­
beiterklasse. Zwischen 1970 und 1978 ging der Reallohn um 
ca. 13% im Industriescktor zurück. Innerhalb der Industrie­
arbeiterschaft waren vor allem Frauen (sie verdienten durch· 
schnittlich 40-45% weniger als Männer)8 und in der K1ein­
industrie und im Handwerk Beschäftigte besonders stark 
betroffen. Während in der Großindustrie im Gebiet von San 
Salvador 1974 ca. 30% der Arbeiter weniger als den gesetz­
lichen Mindestlohn von 200 Colones verdienten, waren es in 
der Kleinindustrie noch 60%.9 
Ein ähnliches Gefälle läßt sich zwischen Industriearbeiter­
schaft und den im Tertiärbereich beschäftigten Teilen der 
Arbeiterklasse, insbesondere im Dienstleistungsbereich. fest· 
stellen. Aber obwohl die Industriearbciterschaft im Gegen­
satz zu anderen Teilen der Arbeiterklasse besser organisiert 
war, gelang es ihr nicht, den Verelendungsprozeß aufzuhal­
ten. 
Die erwähnte geringe Aufsaugfahigkeit der Industrie hatte 
zur Folge, daß nicht nur wachsende Teile der städtischen 
erwerbsfahigen Bevölkerung nicht in die Produktion einge· 
gliedert werden konnten, sondern daß auch Zuwanderer 
vom Land in den Städten kaum noch Beschäftigungsmög­
lichkeiten finden. Der Anteil der marginalisierten Bevölke­
rungsteile (kleine Schuhmacher, Straßenhändler, Prostituier· 
te usw.) an der wirtschaftlich aktiven Stadtbevölkerung lag 
1978 bei rund 19%. 
Das Heer marginalisierter Personen steht in der städtischen 
Einkommenshierarchie an unterster Stelle. Sie sind in den 
30% ärmsten Familien repräsentiert, die 1974 über weniger 
als 200 Colones monatlich oder über nur 3,4% des gesamten 
städtischen Familicneinkommens verfügten. Die Einkom­
men der ärmsten Familien (10%) lagen sogar zu 50% unter 
dem der ärmsten ländlichen Familien. Entsprechend diesem 
starken Einkommensgefalle zwischen Stadt und Land kam 
die Landflucht Ende der 60er Jahre zu einem Stillstand. 
Der Proletarisierungs- und Verdendungsprozeß der unter­
privilegierten Massen in Stadt und Land vermehrte das so­
ziale Protest potential in EI Salvador einschneidend. 
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Wolfram Brönner/Heinz·JÜrgen Nieth 

Von der "Reform"junta 
zum Krieg gegen das Volk 

"Die Streitkräfte EI Salvadors sind sich ihrer heiligen POicht 
gegenüber dem salvadorianischen Volk bewußt und sind er­
griffen von der Anklage seiner Bevölkerung gegen eine Re­
gierung, die: 
1. sämtliche r-,'Ienschenrechtc verletzt hat, 
2. die Korruption in der öffentlichen Verwaltung und in 

der Justiz gefördert und geduldet hat, 
3. ein wahres wirtschaftliches und soziales Chaos herbei­

geführt hat, 
4. das Land und die ehrenhaften Streitkräfte zutiefst in 

Mißkredi t gebracht hat. 
Sie sind überzeugt davon, daß die zuvor genannten Probleme 
das Ergebnis veralteter wirtschaftlicher, sozialer und politi­
scher Strukturen sind, die seit jeher das Land bestimmen 
und die der Mehrheit der Bevölkerung nicht die minimalsten 
Bedingungen bieten, sich wie menschliche Wesen zu ent­
wickeln." 
Das verkündeten die reformwiJIigen Armeeoffiziere um 
Oberst Adolfo Arnoldo r-.lajano, die den Putsch gegen Präsi­
dent Humberto Romero angeführt hatten, in der Proklama­
tion der Streitkräfte vom 15. Oktober 1979. In ihrem Dring­
lichkdtsprogramm fanden sich ähnlich vielversprechende 
Zielsetzungen: die Beendigung der Korruption, die Auf­
lösung der ultrarechten Organisation ORDE.N, die Gewähr­
leistung der Organisations-, Versammlungs- und Meinungs­
freiheit, eine Generalamnestie, das Schaffen von Vorausset­
zungen für wirklich freie Wahlen und e ine Agrarreform, 
gleichmäßigere Verteilung des Reichtums, Reformmaß­
nahmen auf dem Gebiet des Außenhandels, im Banken- und 
SteUClWesen. 1 

Die Offiziere boten der demokratischen Opposition und den 
Unternehmerverbänden die Teilnahme an den Regierungs­
geschäften an. Der fünfköpfigen "Reform"junta gehörten 
an: Oberst Adolfo Arnoldo Majano; Oberst j aime Abdul 
Gutierrez; der Sozialdemokrat Guillermo Manuael Ungo, 
stellvertretend für das Oppositionsbündnis; der jesuit und 
linksliberale Rektor der Zentralamerikanischen Universität 
von San Salvador, Roman Mayorga Quiroz; sowie Mario An­
tonio Andino, Manager der salvadorianischen Toch tergesell­
schaft der Phelps-Dodge Corporation und Interessenvertre. 
ter des modernistischen, eng mit dem Fremdkapital ver-
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bundencn Teils der Bourgeoisie. 
Im neuen Regierungskabinetl bekleideten alle Parteien des 
Volksforums Ministerposten. 
Für Guillermo Ungo, den Vorsitzenden der MN R, war .. die 
erste Junta ein Risiko, aber wir mußten es e ingehen. Es war 
die letzte r-.'1öglichkeit für einen friedlichen Wandel."2 Die 
letzte Möglichkeit aber schwand dahin, da die progressiven 
r-.lilitärs der juventud Militar sich nicht gegen den konserva­
tiven OffiziersnügcJ durchzusetzen vermochten. 
Letztere, die sog. "Technokraten" um Oberst Gutierrez und 
Verteidigungsminister Oberst J ose Guillermo Garcia, waren 
stark durch die USA beeinflußt. Und sie stellten sich von 
Anbeginn schützend vor die fasc histischen Kräfte der Streit­
und Sicherheitskräfte, die paramilitärischen Banden 
(ORDEN , Todesschwadrone) und die Oligarchie. 

Sie trat für einen Vernichtungs kurs gegen alles 
"Subversive" ein. 
Die rechten Militärs ordneten iiler die Köpfe der junta hin­
weg Gewalteinsätze gegen Demonstranten an. So überstieg 
schon zum jahresende 1979 die Tötungsrate jene unter der 
Romero-Diktatur. Nachdem G. Manuel Ungo und R. Mayor. 
ga Quiroz Ende Dezember 1979 vergeblich die Absetzungj. 
Guillerrno Garcias und einmal mehr die Einlösung der Re­
rormversprechen gefordert hatten, verließen sie am 2. j a­
nuar 1980 die junta. Mit ihnen traten auch der juntareprä­
sentant der Unternehmer, M. Antonio Andino, und alle 
Regierungsmitglieder zurück - ausgenommen Oberst Garcia. 
Die "Reform"junta war geschei tert. Der "starke Mann", j. 
Guillermo Garcia, forcierte in der Folgezeit die Verdrängung 
der progressiven Militärs aus den Schlüsselpositionen und die 
Liquidierung demokratischer Spielräume. 
An der zweiten Junta und Regierung beteiligte sic h, abge­
se hen von den Militärs GutieTTez und Majano, nur noch eine 
Partei, die Christdemokratische Partei (PDC). Illre aus dem 
Exil heimgekehrten rech ten Führer wie der PDC-Vorsitzen· 
de Jose Napoleon Duarte und Antonio Morales Ehrlich 
brachten wichtige Eigenschaften in die junta ein: ein Image 
als "gemäßigte" kleinbürgerliche Reformer und die Unter­
stützung der internationalen Christdemokratie ftir die Junta. 
Gerade auch die US.Regierung brauchte das Prestige der 
Christdemokraten, sollte sie ihren Mythos, sie unterstutze 



ein "gemäßigtes Refonnregime" gegen rechts- und links­
extreme Gewalttäter, aufrechterhalten. 
Die rechte PDC-Führung wiederum baute auf die Rücken­
deckung Washlngtons bei der Durchsetzung ihres gemein­
samen Anliegens, nämlich der anschwellenden revolutionä­
ren Massenbewegung durch ein Minimum an Reformen den 
Wind aus den Segeln zu nehmen - ohne die ultrarechten 
Kräfte zu entmachten. Am 11. Februar 1980 verkündete die 
zweite Junta die Nationalisierung der privaten Banken (ein. 
schließlich der ausländischen), die staatliche Kontrolle über 
die Exportgeschäfte und ihre Absicht, in Kürze ein Agrar­
reformprogramm vorzulegen. 
Die Untemehmerverbände klagten die Nationalisierung als 
Schritt ins "Chaos" an, die Kapitalflucht stieg steil an. 
Roberto D'Aubuisson, der Wortführer des ultrarechten 
Lagers und Kopf der ORDEN-Nachfolgeorganisation Br.eite 
Nationale Front wie der Todesschwadrone, forderte die Ent­
femung der Christdemokraten von den Regierungsgeschäf­
ten und eine chilenische Lösung der salvadorianischen Krise. 
In einem Femsehauftritt Mitte Februar 1980 trat er mit 
einer Liste von Personen auf, die er der Kollaboration mit 
der revolutionären Linken bezichtigte. Unter ihnen befand 
sich das PDC-Führungsmitglied Mario Zamora Rivas, der 
sich als Werber für die Parteibeteiligung an der zweiten Jun­
ta und als Mittler zwischen rechtem und linkem Flügel der 
Christdemokratie hervorgetan hatte. Einige Tage später wur­
de M. Zamora Rivas von einem Kommando erschossen. Am 
24. März 1980 folgte der Mord an Erzbischof Romero. 
Roberto D'Aubuisson, der diese Gangsterstücke - und im 
Mai 1982 einen Putschversuch - inszenierte, blieb unbehel­
ligt. 

Die Mörder bleiben unbestraft 

Da sich die PDC-Führung dennoch für den Verbleib in der 
Junta entschied, zerbrach die Einheit der Christdemokratie 
und mit ihr die zweite Junta. Das christdemokratische 
Juntamitglied Hector Dada Hirezi stellte in seiner Rück­
trittserklärung vom 3. I\färz 1980 fest: "Wir waren nicht in 
der Lage die Repression zu stoppen. Und jene, die dil: 
Repressionsakte verübten, ... gehen ungestraft aus. Der ver­
sprochene Dialog mit den Volksorganisationen ließ sich 
nicht verwirklichen. Die Chance, Reformen mit der Unter· 
stützung des Volkes durchzuführen, in unerreichbar gewor­
den."3 Fünf christdemokratische Regierungsmitglieder folg­
ten dem Beispiel Dada Hirezis. 

Der linke Parteiflügel der PDe lehnte die Unterstützung 
"eines Programms von 'Reformen und Repression'" und 
einer "wachsenden Unterdrückung der Volksorganisationen 
und des Volkes im allgemeinen"4 ab. Er verließ die Partei 
und schloß sich der im April 1980 gegründeten Demokra­
tisch-Revolutionären Front (FDR) an. 
Anfang März 1980 trat der PDG-Vorsitzende Jose Napoleon 
Duarte selbst in die Junta ein. 

Die dritte Junta verkündete mit ihrem Amtsantritt am 6. 
März 1980 das Grundgesetz der Agrarreform (Dekret 153) 
und verhängte den - am 15. Oktober 1979 aufgehobenen ­
Ausnahmezustand über das ganze Land. Zum Auftakt der 
Landverteilung machten Nationalgardisten, Polizisten und 
ORDEN-Aktivisten Jagd auf "subversionsverdächtige" 
Landarbeiter und Bauern. Armeeinheiten assistierten mit 
Bombenangriffen 1.U1d Hubschraubereinsätzen. 1m März 
1980 fielen - nach Angaben des erzbischöflichen Rechts­
hilfebüros - innerhalb einer einzigen Woche 798 Salvado· 
rianer diesen Operationen zum Opfer. Von den Ermordeten 
waren 681 Bauern und Landarbeiter. s 

Auf Betreiben des Hauptverantwortlichen, Verteidigungs-

minister Garda, entzog man A. Amoldo Majano den Armee· 
oberbefehl und übertrug ihn dem konservativen Juntaoffi­
zier J. A1GutieITez. Im November 1980 wurde Oberst Maja­
no aus der Junta und der Armee ausgeschlossen. dann ver­
haftet und ins Exil abgeschoben. Das ultrarechte Lager 
konnte damit im Machtkampf innerhalb dcr Streitkräfte 
einen definitiven Sieg verbuchen. 

Damit schwanden die Chancen für jedwede sozialreformisti­
sche Vorhaben dahin, wenngleich die PDe in Worten weiter 
an ihnen festhielt. Im Oktober 1980, knapp ein Jahr nach 
dem Antritt der "Reform"junta, starteten die Juntatruppen 
ihre erste Großoffensive in der Provinz Morazan. Ihre Taktik 
der "verbrannten Erde" verdeutlichte den übergang des 
Regimes zum Krieg gegen das Volk. Mit der Ermordung der 
dialogbereiten FDR-Führung am 27. November 1980 schlug 
die Junta auch die letzte Türe zu einer friedlichen Lösung 
des Konrlikts zu. 

Die Agrarreform - eine Totgeburt 

Was versprach und hielt die im März 1980 eröffnete Agrar­
reform, die da als "beispiellos" rur Lateinamerika (R. Rea· 
gan) oder als "die ticfgreifendste Agrarreform Amerikas" 
U.N. Duarte)6 gepriesen wurde? Sie soll angeblich die 
Lebenslage von 1,25 Mio ehemals landlosen Bauern gründ­
lich verbessert haben ... 
Das Agrarreform-Dekret vom 6. März 1980 ermächtigte den 
Staat zur abgestuften Enteignung von Landbesitz gegen Ent­
schädigungszahlungen und zu dessen Aushändigung an Bau­
ernkooperativen. In einer ersten Phase sollte aller Groß· 
grundbesitz über 500 ha enteignet werden, und zwar gegen 
Gutscheine mit einer Laufzeit von 20-30 Jahren. Dies betraf 
eigentlich rund 15% der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
oder 238 Ländereien. Doch ein gleichzeitig gewährtes "Vor­
behaltsrechts" machte es den alten Landbesitzern möglich, 
je 150 ha als "Reserve" zurückzubehalten. Somit vermin­
derte sich der enteignete Boden auf 10% und vermochten 
die Großgrundbesitzer ihr bestes Land zu halten. 
In einer zweiten Phase sollte der Landbesitz zwischen 500 
und 150 ha enteignet werden, der insgesamt 23% des kulti­
vierbaren Bodens umfaßI. Diese Ländereien machen rund 
2/3 der Kaffeeplantagen aus, auf die sich der Reichtum der 
salvadorianischen Oligarchie griindet. Die im Dekret 153 
projektierte Enteignung und überführung in (etwa 
1.700-1.800) staatlich kontrollierte Kooperativen hättc die 
Machtgrundlagen der kaffeegestützten Oligarchie ernsthaft 
erschüttert. Daher mochte sie sich auch nicht mit einer ver­
sprochenen Barentschädigung zu 25% (der Rest in Gutschei­
nen) besänfligen lassen. Daher lief sie Sturm gegen die An· 
wendung dieser Phase 11 - mit Erfolg. 
Am 28. April 1980 erklärtc die salvadorianische Junta sie 
aus "technischen" Gründen rur aufgeschoben, also beendet. 
Stattdessen proklamiertc sie, zur überraschung aller Betei­
ligten, mit dem Dekret 207 den Übergang zu einer dritten 
Phase der Agrarreform, die nach dem Prinzip verfahren soll­
te: "Das Land gehört dem, der es bearbeitet." Die "Neue­
rer" kamen aus den USA (siehe US-Interventionismus). 

Die dritte Phase der salvadorianischen Agrarreform sah vor, 
daß die Pächter von Bodenparzcllen unter 7 ha - innerhalb 
von 30 Jahren - zu Besitzern des bewirtschafteten Bodens 
werden sollten. Der Abschluß dieses Ubertragungsprozesses 
war bis zum März 1982 vorgesehen. 150.000 salvadoriani­
sche Pächter sollten zu seinen Nutznießern werden. Doch 
knapp eineinhalb Jahre nach Verkiindung des Dekrets 207 
hatten ganze 13.000 Pächter ihre Besitztitel erhalten. Mehr 
als 5.000 Mitglieder selbst der regierungsnahen und vom 
AIFLD beeinflußten Bauemvereinigung ues waren vom 
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Pachtland vertrieben worden. 83 UC5-Mitglieder erhielten 
statt der geforderten Besitztitel den Todesschuß. 
Im Endeffekt übergab der salvadorianische Staat bestenfalls 
10-12% der landwu-tschaftlichen Nutznäche im Rahmen der 
ersten Agrarreformphase an sog. "Modell"·Farmen. Nach 
offizielIen Angaben gehören diesen 34.000 Bauern an, doch 
erhielt die Mehrzahl dieser rund 320 neuen Farmen nie 
Eigentumsrechte. Diese potentiellen Kleinbauern teilten 
damit die soziale Unsicherheit von Zehntausenden Pächtern, 
die durch die dritte Phase scheinbar "beschenkt" worden 
waren. 

Die in der Propaganda Washingtons behaupteten ,,1,25 Mio 
ehedem land losen" Nutznießer der salvadorianischen Agrar­
reform gehören so gesehen ins Reich. der Fabel. Die große 
Masse der Landarbeiter und Tagelöhne ging bei der Anwen­
dung des Dekrets 153 leer aus und war von Dekret 207 
ohnehin ausgeschlossen. Zudem drohte den wirklichen bäu-

erlichen Nutznießern des Programms ohnehin die Rücker­
oberung des bewirtschafteten Landes durch die alten Besit­
zer (bis Anfang 1982 in 68 Fällen geschehen) oder die 
Liquidierung durch staatliche (t) Mordkommandos. Ein 
christdemokratischer Unterstaatssekretär des Landwirt­
schaftsministeriums bezeugte: " In Wirklichkeit sahen wir 
vom ersten Moment der Agrarreform an, daß die offizielle 
Gewalt gegen die Dauern, die die vermuteten Begünstigten 
des Prozesses waren, scharf anwuchs ... Alle diese blutigen 
Taten sind von uniformierten Mitgliedern der Nationalgarde 
und der ZoJlpoLizei, unter Teilnahme von zivilen Mitgliedern 
der ORDEN, verübt worden."7 

Die Landreform fungierte in erster Linie ab Vehikel einer 
breitgefacherten "Säuberungs"welle auf dem Land. Die 
monatliche Tötungsrate erhöhte sich just mit dem Einsetzen 
der ersten Agrarreformmaßnahmen sprunghaft: von 487 im 
März 1980 auf l.000 im Juni 1980. Die Agrarreform wurde 
instrumentalisiert zur Aufstandsbekämpfung, die von der 
systematischen Ausrottung organisierter Landarbeiter, 
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Kleinbauern, Dornehrer usw. bis hin zu periodischen Mas­
sakern selbst an der unbeteiligten Zivilbevölkerung (Kinder. 
Frauen, Greise) reichte. 

Auf der anderen Seite kamen die wirklich eingeleiteten 
Reformschritte nicht einmal 10% der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten (keine 200.000) zugute, verschlimmerte sich 
noch die Lebenslage der großen Mehrheit. 
Da das Herzstück der am 6. März 1980 verkündeten Agrar­
reform, die Enteignungs- und Landverteilungsphase 11, gar 
nicht erst in Angriff genommen wurde, beschränkten sich 
die Veränderungen auf Randbereiche. Die Säulen des Reich­
tums und der Machtfülle der salvadorianischen Oligarchie, 
die Kaffee- und Baumwoll-Plantagenwirtschaften, blieben 
weitgehend unangetastet. Ihr Roll Back (Zurückrollen) 
gegen bäuerliche "Nutznießer" lief 1981 auf vollen Touren. 
Und noch. unter Präsident Duarte gab die salvadorianische 
Junta im März 1982 bekannt, daß die Agrarreform erst ein­
mal für die nächsten 5 bis 10 Jahre "ausgesetzt" sei. 
Die Regierung Magana, die im Mai 1982 installiert wurde, 
dekretierte sodann das Aus der Reform. Die Restbestände 
an Bauemkooperativen sind aufzulösen. Sie sind ebenso wie 
die Besitztitel von Kleinpächtern an die alten Eigentümer 
zurückzugeben,8 Die salvadorianische Agrarreform - eine 
"beispiellose" Totgeburt. 
Phantasterei ist auch die Behauptung, die Machthaber in San 
Salvador seien für den alltäglichen Terror nicht zuständig. 
Das wäre neu fllr EI Salvador, wo die ultrarechten Banden 
(ORDEN und Todesschwadrone) vor und w'ährend der 
Romero-Diktatur vom Offizierskorps der Streitkräfte und 
Nationalgarde dirigiert wurden. 
Ermittlungen verschiedenster Institutionen ergaben überein­
stimmend, daß die direkten Verantwortlichen der Mord· 
und Verschleppungsaktionen zu 80-90% (so Ed Broadbent, 
der Beauftragte der Sozialistischen Internationale Mitte 
1981) bzw ... in der größten Mehrheit der Fälle wiederer­
kannte Mitglieder der Sicherheitskräfte und des Militärs" 
sind (so das Rechtshilfebüro des Erzbistums von San Salva­
dor). Selbst die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
klagte im November 1981 die Repression in EI Salvador als 
"staatlichen Terrorismus" an.9 

Berge von Leichen 

Auf dem Lavafeld La Playon, nahe San Salvadors, entdeckte 
man Mitte 1981 ein Leichenfeld mit rund 1.000 ermordeten 
Verschwundenen. Nahezu alle wiesen Zeichen barbarischer 
Folterungen auf. Das Totenfeld liegt inmitten dreier Kaser­
nen, und der Zugang ist ohne Zutun der Armee gar nicht 
möglich. lO 

Seit dem 3.12.1980 existiert ein Ausnahmegesetz, das De­
kret 507. Danach ist die Folter erlaubt, um Geständnisse zu 
erzwingen. Das Gesetz 507 hat keine festgelegten Grenzen 
der Anwendbarkeit, so daß es sogar rur Kinder und Jugend­
liche beansprucht wird. Es erlaubt die totale Isolation gefan. 
gener Regimegegner. Es ermächtigt die Behörden zur Ver­
haftung eines Jeden aufgrund der nichtigsten Vorwürfe oder 
einer Denunziation. Das Verfahren findet unter Ausschluß 
der öffentlichkeit stau. Die Verhöre und Ermittlungen 
können bis zu 180 Tage dauern, bevor der Gefangene mög­
licherweise freigelassen wird. Viele sterben während der FoJ· 
ter, die meisten werden nach der Folter ermordet. 
Ansonsten verfahren die Killer vornehmlich nach staatlich 
gefertigten Todeslisten, auf denen sich das gesamte Spek­
trum der Opposition, FDR-Führer, Gewerkschafter, Priester, 
Hochschulrektoren usw. wiederfindet. 

Die schlimmsten Massaker aber verübten salvadorianische· 
Juntatruppen in den Provinzen (Morazan, Chalatenango, 
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Verleldlgungsmlnlster Guillenno Garela: 
.Darum handeln wir so entschieden!" 

Verteidigungsminister JOse Guillenno Garda, einzige. n:rbliebene, 
Rqierungsmitglied der "Reform"junta ,·om Oktober 1979 und 
neuerdings Anm:egeneral, gilt als der alte "starke ~bnn" des Re­
gimes (der andere, neue ",tarke Mann" ist tei t den Märzwahlen 
1982 Roberto D'AubuiSlOn). 
Eine bundesdeut$(:he Delegation unter Leitung ,·on Helmut Frenz, 
Generabekretär von Amnesty International, die im Dezember 1981 
in EI Salvador weilte, sprach mit J. Guillermo Garda im militäri· 
schen HauptqUilU"ticr E,tado Mayo. Sie traC auf dcn "eigentlichen 
Herncher im St.u.te EI Salvador", der ihnen eine halbstündige Au. 
sprache bescherte. Helmut Frenz ,·ermittelt Ausschnitte und Ein_ 
drücke: 

( ... ) Wir bedanken un, und wollen um erheben ... Wir waren fest 
enlschlossen, jetzt aufzubrechen. Doch Gareia htih uns noch zu­
rück. In meinem Tagebuch habe ich die nun folgende Ansprache 
feslgehalten: 
"Sie, liebe Freunde, sind gläubige Christen. Auch ich glaube an 
Gott wie Sie. Ich bin ein treues Glied der Kirche und den Bischöfen 
diese, Landes in Freundschaft verbunden. Wir wollen endlich Frie­
den. Die Campesinos wollen Friedenl Die Leute in der Stadt wollen 
Frieden! Meine Soldaten wollen Frieden! Es gibt aber Menschen, 
die keinen Frieden wollen. Das sind die Kommunisten - überall auf 
der Welt. Die gibt es jetzt leider auch in unserem La.nde. Sie haben 
etliche vergiftet. Sie sind Terroristen; und wir werden sie vernich· 
ten und ausrotten!" 
Diese lettlen Sätze spricht er in kaltem Stakkato. Dann fahrt er mit 
sanfter Stimme fort: 
"Wir werden unser Volk vor diesen Terrorist .. n beschützen. Ich 
habe mir diese edle Aufgabe nicht selber gestdlt. Gott hat micb 
beauftragt, unser Volk vor dem Kommunismu~ zu beschützen. 
Darum handeln wir so entschieden." 
"Wir sind uns mit den Bischöfen in diesem Lande einig, daß wir die 
Kommunisten vernichten müssen, denn sie sind Gift Hir unser gläu­
biges Volk. Ich treffe mich mindenens einmal im Monat mit den 
Bischöfen. Sie helfen mir. Sie be.,.ten mich. Ich bin ihr Schüler. Bei 
Bischof Apalicio bin ich früher tut Schule gegangen. 
Wir werden es nicht tulassen, daB die Kommunisten ungestraft ihre 
Uigenpropaganda verbreiten. In den kranken Gehirnen ('cerebrO$ 
podridosl') der Kommunisten entstehen die Grcuelgeschichlen, die 
Ikrichte von angeblichen Massakern, die meine Soldaten am Rio 
Sumpul angerichtet haben sollen. Sie hällen Säuglinge in die Luft 
geworfen und mit Maschinenpistolen auf sie geschossen." 
Dabei voUf"Uhrt Garda die Geste des Werfens und SchieBens, so daß 
die Szene lebendig wird. Mir läuft eine: Gänsehaut über den Rücken. 
Immer wieder fallen die Worte "vernichten", "ausrotten". Der zu 
Vernichtende wird vert .. ufelt und als Untermensch dargestellt. Wer 
so denkt und redet, hat damit schon den ersten Schritt zu Folter 
und Völkermord getan. Wenn dann noch der Wahn einer göttlicben 
Sendung hill1:ukommt, muß der Gedanken notwendig zur Tat wer­
den. Hitler ist ein Ikispicl hierflir; Garcia ein weiteres. ( ... ) 
(QueUe: H. Fretu. u.a., EI Sah'll.dor _ Massak .. r im Namen der 
Freiheit, Rdnbck 1982, S. 106-107) 

Cabaftas, Usulutan), die weitgehend die GUerilla kontrol­
liert. Drei dieser Schlächtereien an der Zivilbevölkerung 
seien herausgegriffen: 

• Am 14. Mai 1980 richteten salvadorianische und hondu­
ranische Truppen am Rio Sumpul ein Blutbad unter flüch­
t igen Salvadorianem an. Mit Flug:Leugen, Kampfhubschrau­
bern und Maschinengewehren nahmen sie Hunderte von 
Bauem, Frauen, Jugendliche und Kinder beim Versuch des 
überquerens des Gren?:nusses unter Feuer. Rund 600 Tote 
blieben zurück. 
• Am 7. April 1981 ermordeten Militärdnheiten in Aram­
bala und Umgebung rund 1.500 Greise, Frauen und Kinder, 
die größtenteils vor den Luftangriffen der salvadorianischen 
Armee in Höhlen Zuflucht gesucht hatten. Sie wurden von 
der Soldateska erstickt und ?:usammengeschossen. 11 

• Im Rahmen ihrer Dezemberoffensive 1981 in der Provin?: 
Morazan massakrierten salvadorianische Juntatruppen mehr 
als 1.100 Zivilisten, in ihrer Mehrzahl Kinder, Frauen und 
Greise. Sie wurden erschossen, erschlagen, erhängt oder bei 
lebendigem Leibe verbrannt. Die Mordkommandos fielen 
über Orte her, die bisher als "Niemandsland" galten, die 
keine der beide Seiten ständig kontrollierte, die sich ab 
"Unbeteiligte" am Kriegsgeschehen gefühlt hatten. Nach 
dem Massaker zählte man in La Joya 193 Tote, darunter 
133 Kinder. In Cerro Pando fand man 180 Leichen und im 
Dorf EI Mozote 472, davon etwa die Hälfte jünger als 15 
Jahre. 
Ein später von Guerilleros gefangengenommener Soldat, der 
die Aktion miterlebte, sagte in Radio Venceremos: "Ich 
habe die Leichen der Kinder gesehen, Berge von Leichen ..... 
Im Dorf EI Mozote, das am 12. Dezember 1981 ausgelöscht 
wurde, ließen die Täter ihr Marketeichen zurück. In der 
Sakristei der zerstörten Dorfkirche fand sich neben Leichen­
bergen die Inschrift: "i-lier kam das Bataillon Atlacatl vor· 
bei, die Engel der Hölle." AtJacatl, das ist eine von US­
Militärs ftir die Aufstandsbekämpfung getrimmte Eliteein­
heiL 

Und die Verantwortlichen? V.-rteidigungsminister Garda 
gab den Einsatzbefehl für die sog. "Operation Hammer und 
Amboß" in der Provinz Morazan. Das Oberkommando 
führle Generalstabschef Flores Lima. " Hammer", das waren 
4.000 Mann der Armee einschließlich der gesamten Luft­
waffe, der Nationalgarde und paramilitärischer Banden. 
"Amboß", das waren nach Aussagen von J . Guillermo Gar­
da die .. terroristischen Gruppen", also die Guerilla und ihr 
Sender Radio Venceremos, deren beider "völlige Zerstö­
rung" der Verteidigungsminister Mitte Detember 1981 vor­
eilig verkündete. in Wahrheit zerStört wurden Zivilisten und 
Dörfer im Raum um EIl\lozote. 12 

In diesem wie in anderen Fällen gehen die Killereinsätze und 
Massaker am Volk nicht auf unabhängig operiende, "pri­
vate" Todesschwadrone der Ultrarechten zurück. Dort wo 
sie die Verbrechen ausführen, handeln sie in der Regel - so 
bezeugte der Armeehauptmann Ricardo Fiallos im Mai 1981 
vor einem Ausschuß des US-Kongresses - nach der "Pla­
nung hochrangiger Militäroffiziere und in Gemeinsch~fts­
arbeit mit Mitgliedern der Sicherheitskräfte".13 Sie täten 
dies, egal, ob es sich um Attentate, Verschleppungen, Folte­
rungen oder Willkürmorde drehe. 
Die Konsequenzen des Vern ichlungskrieges lassen sich in 
Zahlen fassen: Seit der Machtübernahme der salvadoria· 
nischen Junta vom Oktober 1979 gab es mehr als 30.000 
Ermordete, d ie in Kriegshandlungen gefallenen Soldaten 
und Guerilleros (geschätUe 3.000) nicht eingerechnet. Al· 
lein im Jahr 1981 wurden 15.709 Salvadorianer umge­
bracht. Von den davon 10.517 bislang identifizierten 
Opfern waren 8.222 Bauern, 885 Arbeiter, 577 Studentenl 
Schüler und 397 Angestellte. 
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Opfer des Vemichtungskrieges sind ferner Tausende von 
Verschwundenen und politischen Gefangenen, sowie Hun· 
derttausende von Flüchtlingen bzw. Vertriebenen. Anfang 
1982 bezifferte mall die Flüchtigen im Inland auf 300.000, 
im Ausland auf 329.000. 14 

Der Ausgang der Wahlen am 28. März 1982 bestärkte den 
Vernichtungskurs des Regimes. Von den insgesamt 60 Sit­
zen der Verfassungsgebenden Versammlung eroberte die 
poe als - mit 40% der Stimmen - stärkste Partei zwar 24 
Sitze, aber die absolute Mehrheit fiel mit insgesamt 36 Sit­
zen den vier vertretenen Rechtsparteien zu. 
An ihre Spitze schob sich die erst ein halbes Jahr zuvor 
gegründete Republikanisch-Nationalistische Partei (ARENA) 
des Majors Robeno D'Aubuisson (29%, 19 Sitze), der vom 
rechten Flügel der Oligarchie finanziert und zum "starken 
Mann"aufgebaut wurde. Er halle im Wahlkampf verkündet, 
den Reformexperimenten (Nationalisierung von Banken und 
Außenhandel, Agrarreform) des Napoleon Duarte, die die 
Ursache der wirtschaftlichen Misere seien, den Garaus :;o;u 
machen. 

Nach den Märzwahlen: Faschisten am Zug 

Unmittelbar nach seinem Wahltriumph drängte Robeno 
D'Aubuisson auf die Bildung einer puren Regierung der 
Uhrarechten und erklärte der FMLN/FDR den "totalen 
Krieg". Doch unter dem Druck der Reagan·Administration 
kamen die ARENA, die Partei der Nationalen Versöhnung 
(PCN, rund 17% der Stimmen, 14 Sitze) und die anderen 
Rechtsparteien nicht umhin, auch der "gemäßigten Mitte" 
Platz in der Regierungskoalition einzuräumen. Ronald Rea· 
gan muß wenigstens den "demokratischen Schein" wahren, 
um die je halbjährlich zu bewilligende Uberlebenshilfe an 
San Salvador im Kongreß durchbringen zu können (so im 
Juli und Dezember 1982). 

R. 0' Aubuisson wurde mit der einflußreichen Funktion des 
Präsidenten der Verfassungsgebenden Versammlung betraut. 
Er mußte aber auch Anfang Mai d.J. die Regierungspräsenz 
der PDe und die Wahl eines "gemäßigten" Kompromißkan­
didaten, des reehtsunabhällgigen Bankiers Alvaro Magana 
Borge zum Obergangspräsidenten hinnehmen. A. Magana 
bringt familiäre Bande zum modernistischen Flügel der Oli­
garchie und enge Beziehungen zum Militär mit. In der neu­
formierten Regierung stellte die ARENA vier Vertreter, die 
peN und PDC je drei, zuzüglich vier Unabhängigen. General 
Garcia behielt sein Amt als Verteidigungsminister, in die 
anderen Schlüsselpositionen teilten sich die Rechtsparteien. 
Noch im Mai 1982 setzten sie in der Verfassungsgebenden 
Versammlung den Beschluß der faktischen Liquidierung der 
Agrarreform durch. 
Die äußere Rechte um Roberto D'Aubuisson betreibt zielge­
richtet und offen die Liquidation der Reformwerbleibsel, 
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ohne sich viel um die dadurch vermehrten Legitimierungs. 
schwierigkeiten Washingtons zu scheren. Sie baut darauf, 
daß die verbündeten USA es sich angesichts der Stärke der 
FMLN/FDR und der prekären militärisch-wirtschaftlichen 
Lage in EI Salvador einfach nicht leisten können, ihren 
Hilfsstrom versiegen zu lassen. 
Wie sonst auch sollten die Löcher gestopft werden, die 
durch eine dramatische Wirtschaftskrise und die enormen 
Kriegskosten aufgerissen sind? Die einheimische Bour­
geoisie und die Auslandskonzerne sorgten mit der Schlie­
ßung von über 200 Betrieben, einer Kapitalflucht von mehr 
als 2 Mrd Dollar seit 1979 sowie mit der einschneidenden 
Senkung der Investitionsrate (um 14,7% im Jahr 1979, 
38,7% im Jahr 1980) ftir die rasante Zuspitzung der Krise. 
Diese Wirtschaftskrise äußert sich im Absinken des Brutto­
inlandsprodukts um 3,2% (1979) und um 15% (1981), oder 
im gleichzeitigen Anstieg der jährlichen Inflationsrate von 
13,7% auf 24,8%. 
Sie äußert sich im ähnlich deutlichen Absinken der Exporte 
und einem Zahlungsbilanzdefizit, das 1981 auf 241 Mio 
Dollar anwuens. Sie äußert sich ferner im raschen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit oder darin, daß der öffentliche Dienst 
Anfang Juni 1982 Lohnrückstände gegenüber seinen Arbei­
tern und Angestellten von zwei oder mehr Monaten aufwies. 
Aus gleichem Grund streikten im Mai d.J. 7.000 Bauarbei­
ter. Die Lehrergewerkschaft ANDES protestierte im Mai dJ. 
gegen den Lohnstopp und die Unterdrückung der Gewerk­
schaftsrechte und forderte eine Gehaluaulbesserung um 
mindestens 50% angesichts des Anstiegs der Lebenshaltungs­
kosten. lS 

Ein Ausweg aus dieser Krise scheint unter der neuen Regie­
rung kaum in Sieht, da in ihr - mit der faschistischen 
ARENA - die unnachgiebigsten Verfechter einer Kriegs-­
eskalation und der oligarchischen Privilegien das Überge. 
wicht haben. Allerdings sind vehemente Konflikte zwischen 
ihnen und den gemäßigteren Kräften der Armeespitze (hier 
spielt auch die Rivalität zur Nationalgarde, der Stütze 
D'Aubuissons hinein) bzw. der Regierungskoalition schon 
vorprogrammiert. Die wachsende Unzufriedenheit der Be­
völkerung dürfte das Konfliktpolential dieser künstlichen, 
von außen aufgenötigten Allianz mehren. Den versproehe. 
nen sozialen Frieden bzw. einen blitzartigen Endsieg über 
die FMLN dürfte die Equipe um Roberto D'Aubuission und 
General Garcia kaum wahnnachen können. 
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Der Befreiungskampf der FMLN/FDR 
"Dir: Vereinigte Revolutionäre Führung der Nationalen Befreiungs­
from Farabundo Mart; (FMLN) trahusammcn im Hauptquaruerdcs 
Generalstabs der revolutionären bewaffneten Kräfte der fiirlf Organi­
utioncll, die die FMLN. die Avantgarde du heroischen Volkes von 
EI Salvador. bilden. Arbeiter und Bauern, revolutionäre Männer und 
Frauen, D.:mokratr:n und Patrioten - die Zeit ist gckommcn, die 
entscheidenden militärischen und aufständischen Kämpfe zu begin­
nen, damit das Volk die: Macht übernehmen und eine Demoluatisch­
Revolutionäre Regierung errichten kann. Jahre des Leidens, über !)O 
Jahre Militärdiktatur können ruf immer durch den Kampf des Volkes 
z.crschlagcn werden. ( .•. ) 
Wi. rufen das ganz" Volk auf, sich wie ein Mann zu erheben, und mit 
allen Kampfmittcln, nach den Bc:fdllen ihrer unmittelbaren VOTgl!­

setzten, an allen Kriegsfronten und im ganzen Land tapfer zu 
kämpfen bis das unterdrückeriKhe und völkennörderiKbe Regime 
der einheimiKhen Oligarchie und des Imperialismus gestürzt i$t."1 

Mit diesem Aufruf der FMLN-Führung vom 10. JanuM 1981 
begann die Generaloffensive des bewaffneten Widerstandes 
in EI Salvador. Die Volkserhebung erfaßte das ganze Land. 
Die Wahlbetrügereien der Militärs (1972 und 1977) und die 
unerhörte Mordpolitik der salvadorianischen Junta im Jahr 
1980 - zuletzt die Liquidierung der dialogbereiten Füh­
rungsspitze der Demokratisch-Revolutionären Front (FDR) 
im November 1980 - ließen den Volkskräften keine andere 

Schwerer Neubeginn nach 1932 

Wahl als den allgemeinen bewaffneten Widerstand. 
Damit traten die Befreiungskämpfer der FMLN/FDR das 
Erbe jener Arbeiter und Bauern an, die sich am 22. januar 
1932 zum bewaffneten Aufstand gegen die Militärdiktatur 
Herandez Martinez erhoben. Angeführt von der Gewerk· 
schafuzentrale Regionale Föderation der Arbeiter EI Sa1va­
don und der Kommunistischen Partei EI Salvadors (PCS, 
gegr. 1930) hatte sich eingangs der 30er jahre eine revolu­
t ionäre Massenbewegung in Stadt und Land herausgebildet. 
Agustin Farabundo Marti (1893-1932), PCS-Generalsekretär 
und militärischer Kopf des Volksaufstands, wurde jedoch 
zusammen mit anderen Aufstandsführern vom Regime ge­
faßt und hingerichtet. Mit ihm starben 30.000 Aufständi­
sche. Die PCS und die Gewerkschaften wurden weitgehend 
zerschlagen und verboten. Doch das Vermächtnis Farabun-

do Martis blieb ebenso lebendig wie jenes des Generals San­
dino in Nikaragua, in dessen Guerillaverbänden in den jah­
ren 1928/29 Farabundo Marti gekämpft hatte. Seine legen­
däre Aussage: "Wenn man die Gesehichte nicht mit der Fe­
der schreiben kann, muß man sie mit dem Gewehr schrei­
ben."2 machten sich die salvadorianischen Befreiungs­
kämpfer der FMLN zueigen. 

Als die Martinez-Diktatur 1944 stürzte, vermochte die PCS, 
seinerzeit die einzige Linksorganisation, sich im Lande zu 
reorganisieren und neue Kräfte im Untergrund zu sammeln. 
Daß dabei trotz des Fehlens von Gewerkuhaften im April 
1944 ein Generalstreik organisicrt wurde, zeigte das Wieder­
erwachen der Kamplbereitschaft der salvadorianischen Ar­
beiterklasse an. Im November 1945 unterstrich dies ein 
spontaner Eisenbahnerstreik. 
Das Diktaturregime General S. Castaneda Castros (1945-48) 
reagierte mit der Illegalisierung aller Strciks und der Inhaf­
tierung Hunderter streikender Arbeiter der Brotfabriken 
und anderer Betriebe im jahr 1946. Am 15. September 
1946 wurde eine Protestversammlung auf der Plan Libertad 
in San Salvador, die sich gegen die Kriminalisierung von 
Arbeitskämpfen richtete, von Uniformierten zusammen­
geschossen. Im September 1947 ging das Komitee zur Reor­
ganisierung der Arbeitergewerkschaft EI Salvadors (CROSS) 
daran, die Gewerkschaftsbewegung im Untergrund wieder­
aufzubauen. Als CROSS·Generalsekretär agierte das 
PCS·Führungsmitglied Salvador Cayetano Carpio. 
Unter der Regierung Osorio (1948-56) gestand man den 
städtischen Arbeitern gewerkschaftliche Aktivitäten zu, 
führte einen Mindest lohn ein und suchte sie erstmals mit 
Sozialprogrammen (Wohnungsbau, Sozialversicherung) zu 
integrieren. Der PCS gewährte man ein legales Zwischen­
spiel. Auf dem Lande wurde freilich weiterhin jeder Organi­
sationsversuch von Landarbeitern und Bauern erstickt. Und 
schon 1952 ging das Regime wiederum zur Züchtigung der 
Volksbewegung über. Es ließ Gewerkschaftsführer inhaftie­
ren, foltern und ausweisen. Und es verbot die PCS. 
Daß die Konsolidierung der Arbeiterbewegung dennoch vor­
anschritt, veranschaulichte der erste nationale Gewerk­
schaftskongreß im jahr 1957, der die progressive Gewerk-
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schafuzentra1e Generalföderation der Arbeiter EI Salvadors 
(CGTS) hervorbrachte. Das Lcmw.Regime (1956.60) kon· 
terte postwendend, indem es mit der Generalförderation der 
Gewerks<:harten (CGS) eine gelbe, regierungstreue Gewerk· 
Khaft aus der Taure hob. Die Spaltung bewirkte in den 60er 
Jahren eine LähmlUlg der Gewerk.sc::haftsbewegung. 
Protestaktivitäten gegen die Repreuion und das soziale 
Elend initiierte zwis<:henzeitlich vor allem die Nationale 
Front Ziviler Orientierung (FNOC), die 1957 von der Partei 
der Erneuernden Aktion (PAR) und drcj anderen antidikta· 
torischen Gruppierungen gegründet worden war. Sie unter· 
nützte die zivilmilitärische junta, die im Oktober 1960 eine 
dreimonatige Demokratisierung inszenierte, bevor ein rech· 
ter Gegenpuuch den Status quo wiederherstellte. 
Mit der kontrollierten demokratischen Öffnung lUlter 
Oberst Rivera (1962·67) kamen neue Elemente ins Spiel. 
Zum einen ließ die regierellde Partei der Nationalen Ver· 
söhnung (PCN) erstmals demokratische Oppositionsparteien 
zu, ausgenommen die KommlUlistische Partei. Oie Christ· 
demokratiKhe Partei (PDC, gegr. 1960) vermochte sich 
rasch als Anwalt der anwachsenden Mittelschicht zu profi· 
lieren, da sie Hir Strukturreformen und eine weitergehende 
Demokralisierung der Staatsorgane eintrat. 
Im jahr 1965 formierte sich die sozialdemokratische Natio· 
naJrevolulionäre BewtJung (MNR), die sich hauptsächlich 
aw Intellektuellen und Freiberuflichen rekrutierte. Die An· 
hänger dieser l:ahlenmäßig kleinen Partei finden sich eben· 
falls vorrangig im städtiKhen KJeinbürgertum. Die MNR ist 
Mitglied der SozialistiKhen Internationale. 

Radikalisierung der Volksbewegung ... 

Von der Partei der Erneuernden Aktion (PAR) drohte der 
Regierungspartei PCN in den 60er jahren allerdings die 
größte Gefahr. Ab traditionelle liberale Oppositionspartei 
(gegr. 1944) durchlief sie in den 60er jahren, da Mitglieder 
der PCS und andere Linkskräfte in ihr wirkten, einen Radi· 
kalisierungsprol:eß. Sie verlangte grundlegcnde antioligarchi. 
Khe Umgestaltungen wie eine Agrarreform, staatliche So· 
~ialfiirsorge flir die ärmsten Bevölkerungstei1c, Arbeitsbe· 
schaffungsprogramme, eine progressive Besteuerung der Ein· 
kommen usw. Der Wahlerfolg dcr PAR bei den Präsident· 
schaftswahlen 1967, als ihr Kandidat Fabio Castillo trotz 
aller Behinderungen 1/3 der Stimmen eroberte, l:eigte, 
welch starke Resonanl: diese Partei in der städtischen Arbei­
terklasse und in kleinbürgerlichen Kreisen fand. Das alar­
mierte Militärregime verfUgte das Verbot der PAR. 
1968 waren der linke PAR.Flügel und die PCS maßgeblich 
an der Gründung der Demokratisch-Nationalistischen Union 
(UDN) beteiligt. Sie wurde faktisch l:ur Massen­
organisation der illegalen KommunistiKhen Partei. Ihr 
Kampr~iel definierte die UDN als demokratische, antioligar­
chische und antiimperialistische Revolution. 
Ein wiChtiges neues Element ist hier bereits mit der Heraus· 
bildung einer demokratischen Studentenbewegung und der 
Radikalisierung der lohnabhängigen Jntelligen~. vor allem 
der Lehrerschaft, angesprochen. Mit ihrem sprunghaften An· 
wachsen, das sich an der Erhöhung der lIochschulstudenten 
im Zeitraum 1960·80 von 3.000 auf 35.000 ablesen läßt, 
drängten seit den 60er jahren auch wnehmcnd Kräfte klein· 

bürgerlicher lind proletarischer Herkunft in diesen Bereich. 
Die erste große Aktion an den salvadorianischen Hochschu· 
len war ein von der Studentenversammlung der Nationalen 
Universität ausgerufener Streik im Jahr 1971. 
Ein weiteres neues Element kam in den 60eT Jahren mit der 
Organisiemng der Bauern und Landarbeiter ins Spiel. Das 
Regime selbst suchte seit 1962 mit dem Aufbau der Natio· 
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naldemokratischen Organisation (ORDEN) und der klein· 
bäuerlichen Salvadorianischen Kommunalen Union (UCS) 
einen Teil der Landarmut an sich zu binden. Mit ihrer Aus· 
streuung sozialer Lockmittel hoffte man, eine eigenständige 
Bauernbewcgung auf Dauer abblocken, mit paramilitäri. 
schcn ORDEN-Banden fortan Unruhen noch effektiver er· 
sticken zu können. Doch diese Rechnung ging nicht auf. 
Katholische Priester trugen in den 60er/70er jahren die 
Theologie der Befreiung aufs Land und vermochten sie in 
christlichen Basisgruppen der Kleinbauern und Landarbeiter 
einzubringen. 

Ein anderes Gegengewicht entstand 1967 mit der von der 
ChristdemokratiKhen Partei beeinflußten Christlichen 
Föderation Salvadorianischer Kauern (FECCAS). FECCAS 
wuchs mit dem Aufschwung der Arbeil$kämpre 1973·75 
nicht nur uhlenmäßig stark an, sondern machte auch einen 
Radikalisierungsprozeß durch. 1975, als sich die revolutio· 
nären, marltistisch orientierten Kriifte endgültig in ihr durch· 
gesetl:t hatten, fusionierte die FECCAS mit der progressiven 
Union der Landarbeiter (UTC) wr Föderation der Landar· 
beiter (FTC). Sie l:ähhe Ende der 70er jahre rund 80.000 
Mitglieder. Zum erstenmal seit dem Volksaufstand 1932 gab 
es wieder eine organisierte revolutionäre Landarbeiter· und 
ßaucrnbcwegung mit Massencharakter. 3 

... in den 60er/70er Jahren 

Ein Ileues Element war ferner die Radikalisiemng der städ· 
tischen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ab Mille der 
60er jahre. In den Jahren 1965-68 bahnte sich ein Um· 
SChwlUlg hin zur Reaktivierung der Arbeiterbewegung an. 
1965 formierte sich aus der aufgelösten CGTS und ver5Chie· 
denen unabhängigen Einl:elgewerkschaften die Gewerk· 
sehartliche Einheiuföderation EI Salvadors (FUSS). Sie tat 
sich mit der Unterstütl:ung der erfolgreichen Streikkämpfe 
der Kraftfahrer 1966/67, der Textilarbeiter im Februar 
1967 und der BeKhäftigten dei öffentlichen Dienstes (Bus­
fahrer, Müllarbeiter, Facharbeiter u.a..) hervor. Sie war Orga­
nisator eines Generalstreiks, der aw Solidarität mit der strei· 
kenden Belegschaft des Stahlwerks Acero S.A. (nahe Zacate· 
coluca) im April 1967 ausgeruren wurde. Er endete mit ei· 
nem grandiosen Erfolg der gesamten Arbeiterbewegung, 
denn sie erkämpfte mit ihm das Streikr«ht. In der Folgezeit 
vermochte die FUSS ethche Einzelgewerk.sc::haften der gel· 
ben GewerkKhaft CGS zu sich herüberzuziehen. 
Zur jahreswende 1967f68 traten die in dcr Gewerkschaft 
ANDES 2 1. juni organisierten Lehrer in einen mehrtätigen 
Streik und besetzten über zwei Monate lang das Erziehungs­
ministerium. EI kam zu Solidaritätsstreiks der öffentlichen 
Bediensteten und Textilarbciter. 
So vollzog sich in den 70er jahren ein PrOl:eß des mehrheil' 
Iichell übergangs der Gewerkschafubewcgung auf klassen. 
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kämpferische Positionen, der sich im übrigen nicht auf die 
von revolutionären Kräften dominierten Gewerkschaften be­
schränkte. 

Während mit dem Aufschwung der Klassenkämpfe seit Mitte 
der 70er jahre die regierungstreuen Verbände CGS und CNT 
rasch an Bedeutung verloren, avancierte die Einheitskon­
Cöderation der Salvadorianischen Arbeiter (CUTS) zur 
stärksten Gewerkschaftszentrale des Landes. In ihr fanden 
die von der Kommunistischen Partei geführte FUSS und die 
von den revolutionären Volksorganisationcll radikalisierten 
Verbände, die Nationale Gewerksc::haftsföderation der Ar­
beiter EI Salvadors (FENASTRAS) und die Gewerkschafts· 
föderation der Arbeiter der Lebensmittel-, Bekleidungs- und 
Textilindustrie (FESTIA Vl'SCES), ein Koordinaüonsor­
gan.4 

Der Radikalisierungsprozeß der salvadorianischen Bevölke­
rung spiegelte sich bereits bei den Präsidentscha!tswahlen 
1972 deutlich wider. lIatte sich 1967 die regierende Partei 
der Nationalen Versöhnung (PCN) noch mit 60% der Stim­
men (die Linkspartei PAR enielte rund 1/3) souverän be­
hauptet, so gewann diesmal der Kandidat der Nationalen 
Oppositionsunion (UNO), jose Napoleon Duarte, mit über· 
wältigender Mehrheit. Doch die UNO, ein Wahlbündnis der 
Christdemokratischen Partei, der Demokratisch-Nationali­
stischen Union und der sozialdemokratischen MNR wurde 
um itu:en Sieg b etrogen. 

Bei den Präsidentschaftswahlen 1977 respektierte das Mili­
tärregime den Sieg des UNO· Kandidaten, des Obersten i.R. 
Ernesto Claramoum, wiederum nicht. Uniformierte erschos­
sen damals 200 Demonstranten, verletzten lIunderte, ver­
ha'fLeten und verschleppten 6.000 Menschen. s Für weite 
Teile des salvadorianisehen Volkes erstarb damit die ·Hoff­
nung, über Wahlen ihr Los verändern zu können. 

Die Iierausbildung der Guerilla 

Die erste politisch-militärische Linksorganisation, die Volks­
befreiungskräfte Farabundo Marti (FPL), entstanden im 
Jahr 1970, als sich aus der Kommunistischen Partei EI Salva­
don (PCS) der Minderheitsflügel um Generalsekretär 
Salvador Cayetano Carpio abspaltete. Den Ausschlag gab 
eine umerschiedliche Sicht der Frage, ob die Zeit reif sei flir 
die Aufnahme des bewaffneten Kampfes. Die Gründer der 
FPL sahen den unmittelbaren Aufbau von ersten bewaffne­
ten Widerstandsgruppen als erforderlich an. 

Der FPL gelang es verhältnismäßig rasch Kader und Einfluß 
unter Industriearbeitern, Studenen und -anfanglich beson­
ders - Lehrern zu gewinnen. Dann, ab 1974, war sie in der 
Lage, eine Vielzahl von Landarbeitern und Bauern zu orga­
nisieren. Sie konzentrierte sich nun darauf, neben Guerilla· 
gruppen (F APL) auch Selbstverteidigungseinheiten und 

Volksmilizen aufzubauen, um die Massenbewcgung gegen­
über dem Staatsterrorismus verteidigungsfahig zu machen. 
Die FPL organisierte sich in einem Netzwerk von Zellen 
(Produktions-: Orts- und Spezialzellen) und definierte sich 
als marxistisch· leninistische Partei der Arbeiterklasse. 6 

Als zweite bewaffnete Linksorganisation entstand im Jahr 
1971 das Revolutionäre Volksheer (ERP). Sie rekrutierte 
sich aus radikalisierten Christdemokraten und Intellektuel­
len. Mitte der 70er jahre kam es :m Auseinandersetzun· 
gen innerhalb der ERP, wobei der Wortführer einer vor­
rangig politischen Strategie, der bekannte Schriftsteller 
Roque Dalton, umgebracht wurde. Seine Anhänger des Min­
derheitsnügels verließen daraufhin 1975 die ERP. Noch im 
selben jahr griindeten sie die Stre itkräfte des Nationalen 
Widerstands (FARN), deren Kommando Eduardo Sancho 
Castaneda (Ferman Cienfuegos) fUhrt. Sie schuf sich mit 
dem Nationalen Widerstand (RN) eine politische Partei. Die 
ERP löste sich ihrerseits im Jahr 1977 vom "Militarismus" 
U. ViJlalobos), der überbetonung des militärischen Aspekts 
und griindete die Partei der Salvadorianischen Revolution 
(PRS), der die GuerilJa unterstellt wurde. 
Die ERP und FARN machten durch serienweises Kidnap­
ping von Repräsentanten der OligarChie wie internationaler 
Konzerne von sich reden. 
Alle drei revolutionären Linksorganisationen, t' PL, PRS und 
RN, haben heute e in marxistisches Selbstverständnis. Ge­
meinsam ist ihnen das Ziel des Sozialismus, das sie über eine 
umfassende Volksallianz, eine demokratisch-revolutionäre 
Volksregierung und eine echte Volksdemokratie anstreben? 

Die Volksorganisationen 

Die erste revolutionäre Volksorganisation wurde im jahr 
1974 mit der Front der Vereinigten Volksaktion (FAPU) 

gegründet. Zunächst verstand sie sich als Sammelbecken fUr 
Gewerkschaften, andere Massenorganisationen, Parteien 
(POE, r-,'INR, PCS), progressive Kräfte der Kirche u.a. Ihr 
Programm hob auf die Durchsetzung elementarer wirtschaft­
licher Forderungen, demokratischer Rechte und Reformen 
und auf die Kombination von parlamentarischem und außer­
parlamentarischem Kampf ab. 
Mit der Radikalisierung der Massenbewegung auf dem Land 
kam es zur Spaltung der FAPU. Die Landarbeiter- und 
Bauernorganisationen fECCAS und UTC sowie die Lehrer­
gewerkschaft AN DES traten 1975 aus, um sich mit anderen 
gewerkschaftlichen Organisationen zum Revolutionären 
Volksblock (BPR ) zusammenzuschließen. FA PU und BPR 
fUhrten Besetzungsaktionen von Fabriken, Botschaften oder 
Haciendas (Landgütern) durch. Sie inszenierten "wilde" und 
Solidaritätsstreiks. Die BPR avancierte dank ihrer dominie· 
renden Verankerung auf dem Land, zur mit Abstand grö­
ßten Volksorganisation, die 1979 an die 100.000 Mitglieder 
zählte. Sie ist heute die Massenorganisation der FPL und 
teilt deren strategische Ausrichtung. Die FAPU ist am 
stärksten unter der Industriearbeiterschaft verankert und 
dominiert mit der Gewerkschaftsföderation fENASTRAS 
eine der größten Gewerkschaftsverbände. Sie versteht sich 
heute als Massenfront der politisch-militärischen Organisa. 
tion RN/FARN. 
Als dritte revolutionäre Volksorganisation entstanden im 
jahre 1978 die Volksligen 28. Februar (LP.28), deren 
Namen an das Massaker der Nationalgarde auf der Plaza 
Libertad in San Salvador im jahre 1977 erinnert. Sie defi­
nierte sich als revolutionäre Massenfront der PRSfERP. 

Die Kommunistische Partei EI Salvadors (peS), die über ihre 
Massenfront Demokratisch-Nationalistische Union (UON) 
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Abo.Kampagne 1981/82 in der Schlußphase 
Im juli 1982 läuft unsere Abo-Kampagne aus. Zum Redaktionsschluß dietei Heftel (I S. Juni 1982) dauerte die Endspurtphase noch an, war 
noo.:h aU~1 drin. Im juli letzten Jahre. r,d der St,arbchuß. Anrang Juni 1982 hatten wir genau 852 neue Abon~ntcn. Wenn wir jetzt noch 
einen Zahn zulegen, können wir bis Ende J uli die 1.000 scharren. Natürlich nur mit der Untcrslülzu", unKrer Leser. 
Wer mit unstre:m Sonderhert "Ein Jahr Reagan" werben möchte, dem .enden wir gerne Probeexemplare: kostenlos zur Wcitervertci lung zu. 
Gle ichzeit ig läuft unKre: A ktion ,,Abonnent~n werben Abonn~nten" weiter, und zwar mit e inem erheblich erweitertem Buch- und Schallplat­
tenangebot. Das heißt: jedem AlB·Leler, der einen neuen Abonnenten rur unte re: Zeitlchri ft wirbt, stellen wir kOltenlOI eine Buch- oder 
SchaUpla lt~nprämic nach eigener Wahl zur Verfligung. Er muß nur selbst AJB.Abonnent sein. Und der neue Abonnent muß das Abo bezahlt 
oder einrach die in der Mitte dielCI Hertes bcigehcftetc Abbuchungsvollmacht aUSIJeflillt haben. 

Prämien für 1 geworbenen Abonnenten: 
WDIt,am e rOnnllrlHtHnz..lOrge<1 Nielh 
o.r K.mpf um EI S.lYadof. 
Volk....m.bung "nd tn" ...... ntlon 
ca, 250 s.rnon. Paht.Jh>Q"nl1,,1n V""-II '982 

Gual.m.la. 
0., ~ W"'ll zur Fr_ 
255 s.i1en. Pe1&r Ham ...... v .... ag . 982 

JAn "''''''lI&rlMartin OrlhICh St&rting 

lO<e ScI!..nz.·Wik! 0lOI _.U. 8OIf,"ung, 
""pn.beti"'rung In NIe.""",a 
Mit ';""m VOIWOtl ...., Femrdo CtiOenal 
204 Seiten. Jugtn(Id'oenI!l981 

Se<gio Ramirez 
Viv. S. ndino! L.o.n und Tod <140. 

Du ,.1 un .. , l8nd _ W"lbMlk und GaHltrltl1 ... 

... 1 ... '".ln."""'~""KhOIn Gu .... ll111üh . ... 
157 Seilen. Pet .. H~mer 1981 

unI .. , ..... 111<:_ Boo..w.ng 
Ja) Se~ .... loImw V .... ag 1960 

HIIIII VAn Ooyen (Hrsg ,) 
0... Rng.n R.port . 
W.ltmacht US'" In N6t ... 
204 s.i1 ..... WeU~ VerIIog 1982 

... nllngOlß bis .... GOIgItfIw"," In ..... , BlInden 
Band • ode, 2 
372 bzw. 297 Seit .... Pa/1I-Ru.gens1ein 1979190 

J O'",," Ro\IIfI(ami! Tartan 
0101 TürtOll - Republik unI .. W6lftn 
2010 Sei' .... lamuv 1981 

Eduardo Ga""'".. 
01, ott_n Adlm utOlln ..... rtk .. 

,,"red ßebjngIH.....oiet&r e",_ 
N.mlbl • . Kotonlalz.lt, Wldersl.nd und 
a."""'ngekampf ...... 1. 
219 Seil.n. Palll-R~I .. n 1980 

Giln,.,~ 

0 .. Sexbuch 
249 s.i1en. W&ltkreis 1979 

.t.Sf'/ ... GOF (Hrt(j,) 

Bonn 10. 10. " 
FrtedItfI_ ........ I .. tlon lür ... bril. 'Unll 
unel Enl"P'nn .. nll In Europoo _ R_n, fotol. 
224 Sen"n. L.""", 198. 

E..-lO Ca,denal 
In Kube. 8erk:ht von eI"., ROll .. 
388 Seilen. Hammet 1960 

Erweit&rte N_ ufla.ge, 311 Seilen. P9tet Hammet 1981 
Raine' FalkJPet&r Wahl (Hrsg.) 
a.l""'ng_"'II""9"n In "'Irt~ • • 
Polillecto. PTogr, m"", .. 

Pet", SchOtt 
0., Moh, h.1 Mi". Scl>u11ll9Q1I getM. 
Gibt .. R.Mismu. In der Bun ....... publlk7 
264 Seilen. W.nlu", 1981 

GÜf\I" G_ teId 
L.nd ".,. RooII'_. 
VIOIln.m. '"-, K.mpucto.a 
220 Seit ..... Pa/1I-Rugenst,in 198. 
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532 Se;t ... , PoIII-R~lein 1960 

F,lI(Ierik VaNoe 

M.nu". 0<100, eil" R.IM "" rIItfI "'nl""l1 ".,. W.1t 
2010 Seilen. Umuv Hllll 

AAloniO $ kimleta 
0., ..... ,,,.nd 
218 Selten, P9t., H.mmet 1981 

Guatemala 
Der lange Weg zur Freiheit 

Srig,na Benz,ngII(a/'ISaI WokIe-Giofgis 
O .. n_ilh~. 
Vom KalMr<elc:h :tU' Revolullon 
198 Seilen. Pa/1I-Ru.gens ..... 1960 

Se,,,,,,, AamIf9! 

Vom Vergnüg.erl ".. P'hIdOInt .... 
EnlhlungOlß .... "!ca""",. 
141 Seiten. P,r.r H,m""" 1981 

A$F (Hrsg.) 
KeI". MU'" Alomw.Htn In ".,. BundHr, publlk. 
"'ktlon. ""'''''''''h 3 
1112 Seil .... Larnuv.982 

Ein Vitrt.I).h""'ndOln mit AI"n"'. 
ErklnerungOlß Mi .... Prtv.lHkrtllra 
429 Seiten. PaJ1I.fI~lein .981 

E..-IO Ca,deI\et 
DI, StundOl Null 
2, ..... 1Iage. 400 s. •• n. P9tef Hammet .981 

Plokido ErOozaIn 
s.n Rom .. o ". "'m_". 
Oie Gtec hleht" dOll BtKhol1 von Sen S.tvMlor 
122 s.i1tn. Jugendd_'.y~ 1981 

Herrn.nn Kohn 
EI S.IvMlorINIc.,'IIu •. 
Aullland Im US·Hlnte<hot 
.91 Seilen. WtllkrOllo 1981 

Jilrge<1 Ostrowsl<ylWolfi Gtiale, 
Siiel. trtQ. 
R .. aI.."u •• Im!>"""'I"",,., 8e1..t"ngsto.mpf 
160 Seilen. P'hl-Ruge""le+n 1978 

Bestellkarte in der Mitte des 
Heftes benutzen! 



o Ich bestelle ... Exemplar(e) AIB-Sonderheft 3/1962 w EI Salva­
dDr (2 DM zuzugl. Porto) 

o Ich bestelle ... Exemplar(e) AIB-Sonderheft 2/1982 zum 
Mittelamerika-Antiintervenlionskongre6 (2 DM) 

o Ich bestelle Exemplar(e) AIB-Sonderheft 1/1982 zu ~eagan 
(2 DM) 

o Ich bestelle ... Exemplar(e) AIB-Sonderheft 2/1961 zu Sudafrika 

(2 DM) 

o ... Exemplar(e) Sonderbroschüre zum Aeagan-Besuch (5 DM) 

o Ich abonniere das AlB ab Nr. bis auf Widerruf' 

o Ich bestalle AlB Nr. 

o Ich möchte Probeexemplare, Register (Jahr: .. ) 

I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
Vor""""'. Nama 

I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
St,ar>e S&'uf 

rrlllrllllllllllllllllllllW 
)5;itN>tzahl . ~ N,. <!es Zuslellposlamtes 

IUfllersclvlft) (Oeotum) 

o Ich CiberwtIH den Aboonementp"'is entweder auf du POStseheCkkonlo AlB-Weltkreis­
verlag. Konlo H,. 312(193.1lO7 beim PostseheCJ(aml F ..... kturtlM. <lde, aul das KonIo 
AlB-We!liueit-Verlag Hr. 9660 bei Oe< Volksbank Martxo'O (BLZ 533 900 00). 

o ~~ Oe< Abb\IChung <!es AIlonnementpra_ bin ;eh einverstanden. Mrt dem Ende des 
Abonnement' erlischI diese Einzugsermllchligung 

o MI! der Abbuchurog der obigen B&slellungen tHn Ich einvertll.roden. 

Mein Bank-/ PostSCheckkonto bei I I I I I I I I ! I I I I I I 
oe I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 

UlIIIIIIIIIII .., 1II1IIII1 
·JallreS8lXl (,nkI. 'ponoj: Inlarod 25.- DM; Auslafld """""I 30.- DM. Luftpost Europa 
35,- OM, ..mge Lande< tiO.- DM; Forderabos ItiO,- DM <lder mehr) DM. Kündigungen 
fruhesl""" nach I Jahr. KufICII~ngsI"Sl 2 Monale ..........•.......................................................................... 

OMEN eH -""'" 
STIRBT NICHT 
AM BROT AllEIN ••• ---

Prämie für 2 geworbene Abonnenten: 
Peter Krieg 
Der Mensch stirbt nicht am Brot allein 
Lesebuch :turn Film "Septemberweizen" 
192 Seiten, Großformat, Peter Hammer 
1981 

AUlorenkollektiv 
Länder der Erde. 
Politisch-ökonomisches Handbuch 
7. Auflage, 720 Seiten, Pahl-Rugenslein 
1981 

Lutz Görner spricht Niizim Hikmel 
Ich liebe mein Land 
30-cm-LP, Verlag Pläne 1981 

Quilapayun 
UMBRAL 
30-em-Ll', Verlag Pläne 
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James Madhlope Phillips /Bremer 
Zeitgenossen, 
Bongi Makeba, J abula 
Konzert für Soweto 

_ 30-cm-Doppel-LP 

c « 

Chor 

UN-Centre against Apartheid /Pläne 1981 

Ernesto Cardenal 
Unser Land mit den Menschen 
die wir lieben 
Gedichte. Mit Bildern aus 
Solentiname und dem neuen Nicaragua 
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Die 

64 Seiten, Großformat, Peter Hammer 1980 

Hannes Stütz/Dieter Süverkrüp 
Kuba, Vom Zuckerrohr zur Zukunft 
144 Seiten, reich i!lustriert 
Weltkreis 1 9 78 

Miriam Makeba 
Country Girl 
30-cm-LP, Verlag Pläne 
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Wie geht das? .................... ... 
Aufruf von Radio Venceremos 

"ln EI Salvsdor sind alle kriti~hen Stimmen in der 
Presse, im Rundfunk, in den Kirchen und Gewerkschaf­
ten zum Schweigen gebracht worden. Pressezensur durch 
Todeskommandos, Bomben. Folter. 
Alle Stimmen - bis auf eine, 
die nicht zum S1:hweigen ge-
bracht werden kann, weil es 
die Stimme der neuen 
VolksmlK'ht ist, die in 
weiten Teilen des Landes 
schon die Kontrolle über­
nommen hat: 
Radio Venceremos ... 
Was anfing mit einer klei­
nen ~ndeanlage in den 
Bergen von Morazan, 
ist in elf Mo naten Arbeit 
zu einem kom-
plexen Apparat geworden, 
der große Aufwendungen in 
die T«hnik und Organisa­
tion erfordert, um seine 
Aufgabe erfüUen zu können: 
einer Bewegung Ausdruck 
und Orientierung m geben, 
die sich in den ländlichen 
Kriegsfronten wie im Unter­
grund der Städte vorbereitet 
auf den Aufstand, auf die 
endgültige Beseitigung eines 
poliliSl.:h, wirlschafllich und 
moralisch schon bankrotten .. 

~ei.t'1 a~f dtr 
KiickStitt 
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und Dur noch "on den Waf­
fen der USA lUD Leben ge­
haltenen Regimes . .. 
Tragen wir bei zu der Erhal­
tung des Senders der FMLN, 
der letzten freien Stimme 
unter der Diktatur und der 
ersten der Volksmacht! In 
der Erwartung, IbIß dieser 

Aufruf überall in der Welt, 
\\0 die Stimme "on Radio 
Venceremos gehört wkd, 
ebenfalls Solidarität und Un­
terstützung er"'eckt, und in 
der Gewißheit, "ereint den 
Sieg zu erringen! 

Radio Veoceremos 
Moradn, EI Sahador" 

Was braucht RadioVenceremos? 
Politische und materielle Solidarität 

Was kann man tun? 
MItmachen bei der Solidaritätskampagrze des Jugendmagazins elan; 

* Ein Sender für * 
Radio Venceremos 

Wir haben den heißen 
Draht ltlm Sender 
MonaWeh neue In~ 

" formalionen und Re­
" , portagen. Einzelherr 

i~~~~~~~:;~;~:~i:~~[~~g~\·l·~1'~·SO DM, Jahre5lbo 
nur 18,_ DM. 

"', ;, 
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weiterhin einen bedeutenden Einnuß in der Industriearbei­
terschaft ausübt, begann erst im Frühjahr 1979 mit dem 
Aufbau eigener bewaffneter Formationen. 
Aus ersten 1971 gebildeten bewaffneten Zellen ging im jahr 
1975 eine weitere politisch.militärische Linksorganisation, 
der salvadorianische Zweig der Revolutionären Partei der 
Mittclamerikanischen Arbeiter (PRTC) hervor. Sie bekennt 
sich zum Befreiungskampf und orientiert auf den Sozia­
lismus nir Mittelamerika. Ihre Volksorganisation ist die 
1979 gegründete Befreiungsbewegung des Volkes (MLP), die 
sich offenbar vorwiegend aus Studenten· und Intellektucl· 
\enkreisen rekrutiert. 8 

Bis Ende der 70er jahre formierten sich in Stadt und Land 
Tausende von Volksmiliz- und Selbstverteidigungsgruppen. 
Sie verliehen Jen Massenorganisationen Schutz und ein er· 
höhtes Durchsetzungsvermögen. Die Guerilla vermgte jetzt 
über Versorgungsquellen, militärisches Wissen, Kampferfah· 
rungen und Volksunterstützung. Damit war ein allgemeiner 
Stärkezuwachs der Volksbewegung verbunden, die im März 
1979 das Romero·Regime zur Rücknahme seines Ausnahme­
gesetzes (vom November 1977) zwang. 

Mitte 1979 bildete sich ein breites antidiktatorisches 
Bündnis, das Volksforum. Es vereinte erstmals die traditio­
nellen Oppositionsparteien UDN, MNR, PDC mit Teilen der 
revolutionären Volksorganis.ationen. Neben den Volksligen 
28. Februar schlossen sich ihm auch der von der FA PU 
dominierte Gewerkschaftsverband FENASTRAS, die über­
greifende Gewerkschaftszentrale CUTS und sechs weitere 
Gewerkschaftsverbände an. Nur der Revolutionäre Volks­
block blieb fern. Das Volksforum verabschiedete im Sep­
tember 1979 eine gemeinsame Plattform. In dieser stellte 
man "eine akute politische Krise im Lande" fest und rief 
zur Aktionseinheit al\er Volkskräfte auf, um einen "echten 
Demokratisierungsprozeß und ein neues politisches Regime" 
zu erkämpfen.9 

Von der Revolutionären Koordination ... 

Als am 15. Oktober 1979 das Romero-Regime gestürzt wur­
de, arbeitete das Volksforum zunächst in und mit der "Re­
form"junla. Doch im Zeitraum januar bis März 1980 brach 
das gesamte Spektrum der demokratischen Volksbewegung 
mit der junta (siehe Beitrag zur "Reform"junta), bis hinein 
in die Christdemokratie, deren linker Flügel das Repressions­
regime und die PDC verließ. 
Gleichzeitig tat die revolutionäre Linke seit der jahreswende 
1979/80 Riesenschritte hin zu ihrer Vereinigung. Mit ihrer 
ersten gemeinsamen Großdemonstration der 200.000 am 
22. januar 1980 in San Salvador stellte sie ihre Stärke unter 
Beweis. Die revolutionären Linksorganisationen waren es 
auch, die die Initiative zum Zusammenschluß aller revolutio­
nären und demokratischen Kräfte unter einem Dach ergrif­
fen. 
Am 10. januar 1980 veröffentlichten sie ihre Proklamation 
der revolutionären Einheit, in der sie die Mission der Revo­
lutionären Koordination so festhielten: "Wir, der Nationale 
Widerstand (RN), die Volksbefreiungskräfte Farabundo 
Marti (FPL) und die Kommunistische Partei EI Salvadors 
(PCS) ( ... ) streben (wir) den fortschreitenden 
organisatorischen Zusammenschluß unserer Gruppen an. 
Und allen wahrhaft revolutionären Organisationen unseres 
Landes steht es offen, sich daran zu beteiligen." 
Ihre strategische Zielsetzung faßten sie so zusammen: "Um 
Irrtümer auszuschließen, sei noch einmal betont: Die einzig 
wirkliche und wirksame Alternative zur Lösung der natio­
nalen Krise zum Wohle des Volkes ist die bewaffnete Volks­
revolution, deren Kräfte im Kampf vervielfacht werden. ( ... ) 

Die(se) gToßen Aufgaben können nur realisiert werden, 
wenn zuvor die Revolution triumphiert, d.h. wenn sie die 
Macht erringt, die schimpfliche, korrupte und blutige Ma· 
schinerie der Militärtyrannei zerstört und auf der Grundlage 
der Volksrnacht eine revolutionäre, demokratische und anti· 
imperialistische Regierung errichtet. "10 

Unmittelbar nach der Unterzeichnung dieser Einheitsprokla­
mation trat auch die Partei der Salvadorianischen Revolu­
tion/Revolutionäres Volksheer (PRS/ERP) dem neuen 
Koordinationsorgan bei. 

... zur FDR und FMLN 

Noch in der ersten januarhäIfte 1980 schlossen sich die 
revolutionären Massenorganisationen zu einem quasilegalen 
Koordinierungskomitee, der Revolutionären Koordination 
der Massen (CRM) zusammen. Am 23. Februar 1980 unter­
zeichneten in San Salvador alle vier Mitgliedsorganisationen 
der Revolutionären Koordination der Massen ihr offizielles 
Programm. Es muß, da die vier Massenorganisationen fak­
tisch als legale Annec der revolutionären UntergTundorga­
nisationen FPL, RN, PCS und PRS/ERP fungieren, auch als 
deren beider gemeinsamer Nenner angesehen werden. 
In dieser "ProgTammatischen Plattfonn flir eine Demokra­
tisch-Revolutionäre Regierung" wird der Charakter der 
Revolution so zu Papier gebracht: "Diese Revolution ist so­
mit auf das Volk gegründet, ist demokratisch, antioligar­
chisch und bestrebt, die wahre und tatsächliche nationale 
Un:lbhängigkeit zu erobern." (siehe Kasten) 

Der Dialog der revolutionären Koordinierungskomitees mit 
den demokratischen Kräften kam im März/ April 1980 
schnell voran. Anfang April 1980 fanden sich die sozial­
demokratische Nationalrevolutionäre Bewegung (MNR), die 
linkschristdemokratische Christlich-Soziale Volksbewegung 
(MPSC) sowie mehrere Berufs- und Gewerkschaftsverbände 
zur Demokratischen Front zusammen. 
Am 18. April 1980 vollzogen sie und die Revolutionäre 
Koordination der Massen den größten Schritt zur Einheits­
front der revolutionären und demokratischen Kräfte EI Sal­
vadors, die Gründung der Demokratisch-Revolutionären 
Front (FDR). Die FDR machte sich als politisches Pro­
gramm die CRM-Plattform für eine Demokratisch-Revolutio· 
näre Regierung vom 23. Februar 1980 zueigen. Bis Anfang 
1982 traten der Front 118 Organisationen und Institutionen 
bei. 
Am 22. ~1ai 1980 einigten sich die vier politisch-militäri­
schen Untergrundorganisationen FPL, RN, PCS und 
PRS/ERP darauf, eine Vereinigte Revolutionäre Leitung 
(DRU) zu bilden. In ihrem GfÜndungsmanifest stellte sich 
die DRU hinter die Programmatische Plattform der FDR. 
Mit der DRU gaben sich die bewaffneten Linksorganisatio­
nen "eine einzige Führung, einen einzigen militärischen Plan 
und eine einzige nationale und internationale politische 
Linie".11 

45 



Programm der Demokratisch-Revolutionären Front 
Am 18. April 1980 konstitu ierte sich in San Satvador die Demo­
kn.tisc;b-Rcvo lu lionän: Front EI Satvadors (FOR). Sie erklärte die 
Planform ftircinc Demokntisch·Rcvolu tionän: Regkrul13 Zu ihn:m 
politischen P rogramm. Als $ich im Oktober 1980 durch die Vere ini­
gung de r politi$ch-m ilitärischcn LinborganiAtionen die Na.tionale 
Befre iung,front Farabundo Marti (FMLN) fonnitrtc, b rach te sioe 
ihn: volle ~n:instimmulll mit dieser Platdorm zum Ausdruck. 

( ... ) Die wirtschaftl ich~ und politische Krise der herl'$chendcn Klu­
sen eincrseiu und die Stärke der Volksbewegung andeI"Cseits -
en tscheidende politische Kraft unseres Landes - haben einen revo­
lutionären Prozcß ausge löst und Bedingungen gCKhaffcn, unter 
denen das Volk die Macht übernehmen wird. ( ... ) 

Die5C Revolution ist somit auf das Volk gegründet, ist demokra­
tisch, antioligarchisch und bestrebt, die wahn: und talsächliche 
nationale Unabhängigkeit zu aob<!m. Nur der Sieg der Revolution 
wird die verbrecherische UnterdrikkUIl8 b<!enden und dem Volk 
den Frieden ennöglichen, den es heute nicht hat; einen stabilen 
Frieden, gegriindet auf der Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit und 
de r nationalen Unabhängigkeit. 

Diese Revolution, die schon im Gange ist, ist nicht - und kann 
nich t - das Werk e iner Gruppe von Vaschwörern sein; im Gegen­
teil, sie ist das Ergebnis des Kampfes des gamen Volkes, d.h. der 
Arbeiter, Bauern, de r Mittelschichten im allgemeinen und aller auf· 
richtig demokratischen und patriotischen Menschen. Die b<!wußte­
ren und organisie rten Teile des lalvadorianischen Volkes, die schon 
sehr zahlre ich sind, kämpfen ständig umfassender und einheitlicher. 
Mit Kampfgeist, Bewußtsein, Festigkdt, OTganisation und Opfer­
b<! reitschaft rür den Sieg des Volkes hat das Bündnis der Arbeiter 
und Bauern bcwicliCn, daß es die stärkite Garantie für Entschlossen· 
heit und Festigkeit der Bewcgull8 bis zur Befreiung i~t. In ihm 
vereinen sich - als Ausdruck der Einheit des gamen Volkes - die 
revolutionä ren und die demokratischen Kräfte, die beiden großen 
Strömungen, die am Befreiungskampf des salvadonanischen Volkes 
beteiligt sind. 

Die entscheidende Aufgabe der Revolution, von dn die Erfllllung 
aller anderen Aufgaben und Ziele abhängt, ist die Eroberung der 
Macht und die Einsettung einer Demokratisch-Revolutionären 
Regierung, die an der Spitze des Volkes den Aufbau einer neuen 
Gesellschaft unternimmt. 

A ufgabe n und Z iele der Revolution 

Die Aufgaben und Ziele der Revolution in EI Salvador sind die 
folgenden: 
I. Zerschlagung der reaktionären Militärdiktatur der Oligarchie 
und des US-Imperialismus, die seit fast 50 Jahren gegen den Willen 
des salvadorianischen Volkes an der Macht ist; Zerstörung ihres 
kriminellen politisch-militärischen Apparats und Einsettung einer 
Demokratisch·Revolutionären Regierung, die sich auf die Einheit 
de r revolutionären und demokratiscben Kräfte, von Volksheer und 
salvadorianischem Volk griindet. 
2 . Beendigung der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Vor· 
hernchaft der großen Besitzer von Kapital und Land. 
3. Endgültige Beseitigung der wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen Abhängigkeit unseres Landes vom US·Imperialismus. 
4. Sicherung der demokratischen Rechte und Freiheiten für d"s 
gante Volk, vor allem für die Massen der Arbeiter, die sie bisher am 
wenigsten genosliCn hab<!n. 
5. Obertragung der wichtigsten Mittel der Produktion und Vertei­
digung, die bisher von der Oligarchie und den US-Monopolen in 
Händen gehalten werden, an das Volk mittels Nationalisierung und 
Schaffung von Gemeinschaften und Genossenschaftsbetricben: d.h. 
das Land der Großgrundbesitte r ,der Produktions- und Verteilungs­
unternehmen der Bereiche Elektritität und Erdölraffinerie, Indu­
strie·, Handels- und Diennleistungsunternehmen im Besiu der 
Monopole, der Außenhandel, die Banken und die großen Trans­
portunternehmen. Dies, ohne die kleinen und mitt leren Privatun­
ternehmen anzutasten, denen Anreite und Hilfe in jedem Sinne in 
den verschiedensten Bereichen der nationalen Wirtschaft tukom­
men sollen. 
6. Hebung des materiellen und kulturellen Leb<!nsniveauJ der Be­
völkerung. 
7. Schaffung der neuen Armee unseres Landes, die sich vor allem 
auf der Grundlage des Volksheeres aufbaut, das im Laufe des revo-
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lutionären Protcsses entsteht und dem sich aufrechte patriotische 
und würdige Elemente des gegenwärtigen Heeres anschließen 
können. 
8. Förde rung der Organisierung des Volkes in allen Ebenen, Berei· 
chen und Formen, um liCine aktive, kreative und demokratische 
Beteiligung am revolutionären Proteß sicherzustellen und die 
größtmögliche Einheit zwischen dem Volk und $Ciner Regierung tU 
e-rreichen. 
9. Orientierung der Außenpolitik und der internationalen Baie­
hungen unseres Landes nach den Grundsätten der Unabhängigkeit 
und Selbstbestimmung, der Solidarität, des friedlichen Zusammen· 
leb<!ns, der Gleichberechtigung und der gegenseitigen Achtung twi­
scben Staaten. 
10. Mit all dem, Sicherung des Friedens, der freiheit, des Wohl· 
ergehens des Volke. und der fortschreitenden sozialen Gerechtig· 
keit in unliCrem Land. 

Die Dem okratisch-Revolutionäre Regieru ng, 
ihre Z u sammensetzung und ih r Programm des po litischen, 
stru k.turellen und sozialen Wandels 

Die Demokratisch-Revolutionäre Regierung bildet sich aus Ver­
tretern der revolutionären Volksb<!wegung, d.h. der Parteien, Or· 
ganisationen und der demokratischen Persönlichke iten, die benit 
sind, an der Verwirklichung des vorliegenden l'Togramm:l mittu­
arbeiten. 

Diese Regierung wird sich auf eine breite sotiale und politische 
&uis stützen, die an erster Stelle aus der Arbeiterklasse, den Land­
arbeitern und den fortgeschrittenen Mittelschichtell b<!steht; eng 
mit diesen verbunden werden alle die sotialen Schicbten sein, die 
dem Weg dieses Programms folgen wollen, kleine und mittlere 
Industrieuntemehmer, Händler, Handwerker, wie auch Landwirte 
(kleine und mittlere Kaffeeprodutenten und andere B~reiche der 
Landwirtschaft und Viehtucht); selbstverständlich ehrliche Frei­
b<:ruflich~, fortschrittliche Priester, demokratische Puteien wie der 
MNR sozialdemokratische Nationalrevolutionäre Bewegung und die 
fortgeschrittenen Sektoren der Christdemokratie, würdige und ehr· 
liehe Armeeoffitiere, die entschlosliCn sind, den InteresliCn des Vol· 
kes tu dienen, und alle anderen Bereiche, Gruppen, Persönlichkei­
ten oder Elemente, die rur die breiteste Demokratie für die Volks­
masliCn, rur eine unabhängige Entwicklung und rür die Befreiung 
des Volkes eintreten. 
Alle diese Kräfte b<!mühen sich zur Zeit um die Vereinigung in 
einem demokratischen und revolutionären Bündnis, in dem die 
politische und religiöse Ansicht jedes einteInen voll respektiert 
wird. Die organisatorische Form dieses freiwilligen Bündnisses ,",um 
Dienst rur das salvadorianische Volk wird das Ergebnis einer Ober­
einstimmung aller derjenigen sein, die daran teilnehmen. 

I. Politische Sofortma6n~hmen 

l. Schluß mit der Repression gegen das Volk in allen Fonnen und 
Freiheit fiirdie politischen Gefangenen. 
2. AufkläI:l.lßg der Verhaftungen und der Schicksale der Ver· 
schwundenen sei t 1972 und Bestrafung der (militärischen oder tivi­
len) Verantwortlichen von Verbrechen gegen das Volk. 
3. EntW<1ffnung und ~ollständige Auflösung der Repreuionsorgane 
ANESAL, ORDEN, Nationalgarde, Nationale Politei, Landpolizei, 
Grentpolitei und ihrer jeweiligen "Sondereinheiten"; der "Schule 
für Aufstandsbekämpfung" in Gotera und des log. "Ingenieurwis­
M:oschaftlichen Ausbildungstemrums der Streitkräfte (CIFA)" in 
Zacateculuca, der Miliiäntreifen auf regionaler und Stadtviertel­
ebene, der privaten paramilitärischen Banden der Oligarchie und 
jeder Att von Organisation, die tats.ächlich oder dem Namen nach 
kriminelle Aktionen und Ve-rleumdungen gegen das Volk und seine 
Organisationen unternimmt. 
Die falschlieh so genannten Sicherbeiuorgane werden durch eine 
Zivilpolizei eTSCUt. 
4. Auflösung der gegenwärtigen staatlichen Gewalten (Exekutive, 
Legislative und Justit), Aul"hebung der Verfassung und aller Ge­
sette tur Änderung oder Ergäntung derliClb<!n. 
Die Demokratisch·Revolutionäre Regierung wird ein Verfassungs­
gesett erlassen und den Staat und seine Aktivitäten mit dem Ziel 
organisieren, die Rechte und Freiheiten des Volkes und die Ver­
wirklichung der anderen Ziele und Aufg-dben zu garantieren. ( ... ) 



11. StruktureU~ V~r3ndcrungen 

Di~ IkmokratiiJCh-R~volutionäre Regierung wird: 
I. das gesamte Bank· und Finanzw~sen nationalisieren. Di~se Maß­
nahme wird die Spareinlagen und andere öffentliche Interessen 
nicht beriihr~n; 
2. den Außenhandel nationalisieren; 
3. die Stromversorgung und die entsprechenden in privater Hand 
befindlichen Produktionsuntem~hmen na tionalisieren; 
4. die Erdölraffinerie nationalisieren; 
5. gemäß dem nationalc:n Nutz~n die Enteignung der Monopol· 
betriebe in Industrie, Handel und Dienstleistunvsektor verwirk­
lichen; 
6. eine grundlegend~ Landrdorm verwirklichen, die du Land, das 
lich bislang in Händen einiger Großgrundbesitzer befindet, den 
breiten Massen zur V~rfligung stellen wird, die es bearbeiten. Dies 
wird nach einem wirksamen Plan geJch~hen, der die große Mehrheit 
der arm~n und minIeren Bauern und der bezahlten Landarbeiter 
begünstigt und die Produktionientwicklung in Landwirucnaft und 
Viehzucht fördert. 
Die Landreform wird die Interessen der kleinen und mittlc:ren 
Landeigentüm~r nicht berühren, die Anreiz und Hilfe erhah~n wer­
d~n, damit sie ständig besser produzi~ren können; 
7. ein~ Stadtrdorm zugunsten der großen Mehrheit durchführen, 
ohne kleinen und minIeren Immobilienbesitz anzutasten; 
8. das Steuersystem von Grund auf so umgenalten, daß die Zah· 
lung von Abgaben die Arbeiter ni<:ht veriJChuldet. Indirekte Abga· 
ben auf Waren und Dienstleistungen des Massenkoosums werden 
gesenkt. Dies wird nicht nur durch die Reform des Steue-rsystems 
möglich werden, sondern auch, wdl der Staat über hohe Einnah­
men aus der Tatigkeit d~5 nationali!;ierten $to;ktoT$ der Volkswirt­
schaft verftigcn wird; 
9. wirksame Mechanismen der Kredithilf~, wiruchaftlichen und 
technischen Förderung du k1ein~n und minIeren Privatunter· 
nehmen in allen Wirtschaftsbereich~n einrichten; 
10. ein System der wirksamen Planung der nationalen Wirtschaft 
elTichten, das eine ausgeglich~ne Entwicklung ermöglicht. 

111. Maßnahmen im SOliakn Bereich 

Die Demokratiseh·Revolutionäre Regierung wird ihre Arbeit im 
sozialen Bereich an folgenden Ziden au nichten; 
I. Schllffung von genügend Arbeitsplätzen, um die Arbeitslosigkeit 
iJChn~llstmöglich zu beseitigen. 
2. Effektive Durchführung einer gerecht~n Lohnpolitik, die beruht 
auf: 
a) Regulierung d~r Löhne unter Berücksichtigung der Lcbenshal· 
tungskouen, 
b) durchgreifender Kontrolle und Senkung d~r Preise von Waren 
und Diennleistungen im Bereich der Grundbedürfnisse, 
c) einschneid~nder Vermehrung der sozialen Di~nltkistungen für 
die große Mehrh~it d~s Volkes (soziak Si<:herheit, Erziehung, Frei· 
zeitangebote, Gesundheit UiW.). 

3. Beginn einn umfalsenden Wohnungsbauprogramms fiir das 
Volk. 
4. Schaffung eines einheitlichen nationalc:n G~5undheiudienstes, 
der der gesamten Bevölkerung (in der Stadt und auf dem Land) 
wirksame medizinische Versorgung garamiert, die vor allem auch 
vorbeugend sein soll. 
5. Durchf'lihrung einer umfassenden Alphabetisierungskampagne, 
die schnelLSlmöglich die soziale Krankheit d~1 Analphabeumums 
ausrottet. ( ... ) 
Nur die Oligarchie, der US·lmperialismus und jene, die ihren anti· 
patriotischen Interessen dienen, wehren sich und arbeiten gegen 
diese V~ränd~rungen. Seit d~m 15. Oktober 1979 haben einige 
Parteien und Bereiche den vergeblich~n Versuch gemacht, aus der 
Regierung her:aus weite Teile der von uns vorgeKhla.gcnen Maß· 
nahmen in Gang zu setzen, ohne vorher die alte reaktionäre Macht 
zu zerschlagen und ohne eine tatsächliche revolutionäre VolkS' 
macht aufzubauen. Diese Erfahrung hat mit aller Klarheit bewie· 
llen, daß di~se Umwälzung nur von der vereinigten revolutionären 
Bewegung im Bündnis mit allen demokratischen Kräften bewerk­
stelligt werden kann. 
Die Stunde des historis<:hen Siegel d~r Freiheit, rur die das salva· 
dorianische Volk gekämpft und so viel Blut vergossen hat, ist nahe. 
Nichts und niemand kann das verhindern. 
Für die Einh~it der revolutionären und demokratischen Kräfte! 
Vorwärts Zur Demokratisch·Revolutionären Regierung! 
(Quel1~: Frent~ Democratico Revolutionario, Programmatische 
Plattform, IIrsg. Informatlonsstelle EI Salvador e. V., München, oJ., 
S.7-21) 

Die DRU schuf sich umgehend ein Oberkommando, zusam· 
mengesetzt aus S. Cayetano Carpio (FPL), Emesto jovel 
und später Fennan Cienfuegos (RN), Shafiq jorge Handal 
(PCS) und joaquin Villalobos (PRS/ERP), und andere bei· 
gestellte Organe wie etwa den Generalstab. 
Am 10. Oktober 1980 erklärte die Linksorganisationen ihre 
Absicht, eine einheitliche aufständische Armee, die Natio· 
nale Befreiungsfront Farabundo Marti (FMLN) zu formie· 
ren. Diesem Vorhaben schloß sich kurz darauf die Revolu· 
tionäre Partei der Arbeiter Mittelamerikas (PRTC) an. Die 
nunmehr fiinf militärisch-politischen Linksorganisationen 
unterzeichneten schließlich am 5. Dezember 1980 ein Ab· 
kommen, mit dem die Vereinigung der verschiedenen Gue· 
rillagruppierungen zu einer FM LN-Streitmacht unter einem 
einheitlichen Oberkommando (der DRU) endgültig festge­
macht wurde. 
Noch im gleichen Monat bildeten die FMLN und FDR ein 
gemeinsames Führungsorgan, die Politisch-Diplomatische 
Kommission der FMLN/FDR. Sie ist autorisiert, beide Fron· 

ten nach außen hin zu repräsentieren. Ihre zur jahreswende 
1980/81 eröffnete diplomatische Offensive trug wesentlich 
zu dem internationalen Durchbruch bei, den die salvadoria· 
nische Befreiungsbewegung im jahr 1981 erzielen konnte. 

Radikale Veränderungen durch die Offensiven 1981 

Ein weiteres Element dieses Einigungsprozesses ist die 
Cründung des progressiven gewerkschaftlichen Dachver· 
bandes Komitee für Gewerkschaftliche Einheit EI Salvadors 
(CUSS) im Mai 1980. Die CUSS repräsentiert rund 85% aHer 
organisierten Industriearbeiter und spielt damit die Schlüs­
selrolle bei der Organisierung nationaler Streiks der städti­
schen Lohnabhängigen. 

Der Gewalteinsatz gegen die Gewerkschaftsbewegung nahm 
überhand, just nachdem diese mit :twei Generalstreiks vom 
24./25. juni und vom 13.·15. August 1980 die Wirtschaft 
und das öffentliche Leben EI Salvadors weitgehend lahmge. 
legt hatte. Beide Male hatte die FDR zu der landesweiten 
Aktion aufgerufen. Nach der januaroffensive 1981 wurde 
die Verfolgung jeder gewerkschaftlichen Aktivität zur Regel. 
Die Selbstverteidigungsanstrengungen der Arbeiter wurden 
erhöht, viele Gewerkschafter gingen :tur Guerilla. 

Mit ihrer Generaloffensive, die die Nationale Befreiungs­
front Farabundo Marti am 10. januar 1981 eröffnete, setzte 
eine radikale Kräfteverschiebung im Lande ein. 

Die FMLN nihrte in diesen Tagen gleichzeitig größere Ope­
rationen in 2/3 des Landes durch. Immer noch eine "Annee 
im Entstehen", sammelte die FMLN wertvolle Erfahrungen 
im Kombinieren von Guerillaaktionen mit größer angelegten 
Angriffen der aufständischen Armee. Der FMLN gelang es 
ferner, größere Waffenkontingente zu erbeuten, ihr Stütz· 
punktnet:t auszubauen und die von ihr fest kontrollierten 
Gebiete in mehreren Landesteilen :tu erweitern, insbeson· 
dere in den Provinzen Morazan und Chalatenango. 
Die FMLN war in diese Auseinandersetzungen mit rund 
4.000 GueriUeros und über 5.000 Volksmilizionären gegan­
gen und konnte deren Zahl und Schlagkraft deutlich erhö· 
hen, ihre Verankerung in der Bevölkerung ausbauen. 

Damit ist eine Seite beschrieben, die die Erkämpfung kOIl­
trollierter Gebiete im Laufe des jahres 1981 in Morazan. 
Chalatenango, Cabaflas, Cuscatlan (Guazapa.Vulkan), San 
Salvador, Usulutan, San Vicente (Vulkan von San Vicente), 
San Miguel und La Union so bedeutend macht. Sie dienen 
als feste Rückzugs·, Nachschub· und als Ausgangsgebiete für 
.sporadische Ausfalle in angrenzende Landesteile. 
Von diesen auf 9 Provinzen (von insgesamt 14 in EI Salva· 
dor) verteilten kontrollierten Zonen aus konnte die FMLN 
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darangehen, die militärische Infrastruktur im nichtkontrol, 
lierten Bereich aufzubauen bzw.zu reorganisieren (so in San 
Salvador) und der vom Staatsterrorismus tagtäglich attak­
kierten zivilen Opposition größeren Schutz und Sdbstver­
teidigungsflihigkeit zu geben. 
Da die Streitkräfte bei ihren Gegenoffensiven in zunehmen­
dem Maße zum breitangelegten Artilleriebeschuß, zum Hub­
schraubereinsatz, zu Bombenangriffen und zur Taktik der 
"verbrannten Erde" (einschließlich Massakern, Massenver­
treibungen der Zivilbevölkerung) übergingen, mußte die 
fMLN neue Kampf techniken entwickeln und bevorzugte sie 
einen variablen Bewegungskrieg. Beispielsweise setzte sie 
dem Luftkrieg und Ansturm von bis zu 5.000 Juntasoldaten 
Oberlebenstechniken nach vietnamesischem Vorbild ent· 
gegen, so mit dem Anlegen von Tunnelsystemen. 

Die Ausweitung der Volksmacht 

Andere klassische Methoden des revolutionären Volkskrie­
ges sollten im Zuge einer neuen Offensive im Juli/August 
1981 zur Anwendung gebracht werden. Konsequenzen: Die 
Anlagen der nationalen Energieversorgung (Hochspannungs­
masten, Leitungen, Kraftwerke) wurden in dieser Phase 
durch Sabotageakte zeitweise zu 3/4 lahmgelegl. Bis Ende 
1981 gelang es der Guerilla die Hälfte der Eisenbahnloko· 
motiven außer Gefecht zu setzen und 20 Briicken zu spren­
gen, darunter am 15.10.1981 die wichtige 1064m lange 
Puente de Oro (Goldene Brücke). 
Die fM LN verbuchte so in der zweiten Jahreshälfte 1981 
stetige Positionsgewinne, und übernahm selbst die Initiative. 
Bei den "Säuberungs"aktionen der Juntatruppen demon­
strierte die Guerilla ein ums andere Mal ihre größere Beweg­
lichkeit, Kampfmoral und ihre stark verbesserte Koordina­
tion. 12 
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Von Januar-März 1982 ging die fMLN an verschiedenen 
fronten erneut in die OHensive. Zu den spektakulärsten 
dieser Aktionen zählten: Die Einnahme der Städte Nueva 
Trinidad und San fernando in Chalatenango, von Joeai­
tique, Sensembra und Corinta in Morauin sowie von Teilen 
Usulutans; die Stünnung des Militärflughafens lIopanga am 
27. Januar 1982, wobei 28 Flugzeuge und Hubschrauber der 
Annee und damit 2/3 ihres Bestandes zerstört wurden; am 
25. März 1982 besetzten FMLN-Einheiten für rund 1 Woche 
die viertgrößte Stadt des Landes, Usulutan, und am 28. 
März 1982, dem Tag der Wahlen, nahm die FMLN die Stadt 
Apopa, 12 km nördlich von San Salvador, sowie eine Reihe 
von Außenvierteln der Hauptstadt ein. Ebenfalls Ende März 
eroberte die Guerilla kurzweilig Stadtteile in den Provinz­
hauptstädten San Vicente, Zacatecoluca und Santa Ana. 
Hinter diesen Operationen wird ein weiteres neues Moment 
der FMLN.strategie sichtbar. Ihr Eindringen in Stadtteile 
oder Orte, um sie vorübergehend zum Zweck der Organisie­
rung der Bevölkerung und ihrer Vorbereitung auf bewaff­
nete Aufstandsaktionen zu besetzen, wird zusehends zu 
einer landesweiten Erscheinung. 
Die FM LN zählte bis zum Herbst 1981 rund 550 Verwun­
dete und Gefallene (250), während die Verglcichszahlen bei 
der Juntatruppe die 2.000-Grenze weit überstiegen. Letztere 
sind offensichtlich trotz des ansteigenden Waffeniiberhangs 
(infolge der US.Aurrüstungshilfen) stark demoralisiert, wes­
halb sie derleil von ca. 20.000 auf über 25.000 Mann erwei­
tert werden. Die FMLN kann demgegenüber heute - laut 
FMLN-Kommandant Ferman Cienfuegos - auf 6.000 Gue­
rilleros bzw. Kämpfer der aufständischen Armee und 20.000 
bewaffnete Volksmilizionäre verfUgen und hat 20-25% des 
Landesterritoriums fest unter Kontrolle. 13 Sie kann auf ei­
ne weitaus größere Unterstützung durch die Bevölkerung 
und eine ungleich höhere Kampfmoral bauen. 
Zum Jahresbeginn 1982 kämpfte die H.ILN immerhin in 13 
der 14 Provinzen EI Salvadors. Fest kontrollierte Gebiete 
unterhielt sie in 9 Provinzen, die großflächigsten in d er 
nördlichen, an Honduras angrenzenden Region (Chalatenan­
go, Cabanas, i\lorazan) und östlich des Rio Lempa (Usulu­
tan). In diesen kontrollierten Zonen (siehe nachstehendes 
Gespräch) gibt es Niederlassungen bzw. feststehende Lager 
der FMLN, von Selbstveneidigungseinheilen und Volksmili· 
zen. Und h.ier entsteht die revolutionäre Volksmacht, bilden 
sich die Fundamente der neuen Gesellschaft heraus. 
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Gespräch mit Comandante Aicardo Gutierrez 

So wächst die Volksmacht 
und außerhalb der • Inner-

Gebiete 

An die 53 Tage, die die Kämpfe um den Vulkan Guazapa, 30 km nördlich von San Salvador, andauerten, werden sowohl die 
Nationalgardisten und regulären Anneesoldaten der Brigade Atlacatl als auch die be teiligten Kämpfer der zentralen Front 
"Modesto Ramirez" der Nat ionalen ßcfreiungsfront Farabundo' Muti (F?Io;LN) noch lange denken. Genau 53 Tage brauchten 
die Regierungstruppen mit e ine r Stärke von 4.000 Mann, unterstützt von J agdbombern , ArtiUeriehubschraubc:m, Kanonen und 
Mörsern, um eine einzige Stellung der Aufständischen, EI RoblaT, ll U erobern. 
Beim Appell ste Uten die vollkommen überrumpehen Militärs 150 Mann Verluste in den eigenen Reihen fest. Einer der Olfizierc, 
verantwortlich für die breitangelegte Operation, mußte zugeben, daß "wir gegen erfahrene Leute kämpfen, die eine hohe 
Kampfmoral und ausgezeichnete Kenntnisse der Gegend und der Guerillataktik besitzen". Der Stratege und Urheber der Taktik 
in Guazapa ist Comandante Ricardo Gutierrez, 30 Jahre, Mitglied des Generalstabs der zentralen Front "Modesto Ramirez" der 
FMLN. Nur durch .seinen Sachverstand, seine hohen militärischen Fähigkeiten und seine guten Kenntnisse der Gegend wie der 
Taktik des Juntaheeres war es m öglich, daß sich seine Truppen aus der Umkl;unmerung befreien und sich mit tausenden 
Zivilisten bei geringe n Verlusten zurückziehen konnten. 
Comandante Ricardo ist auch ein politischer Analysator mit viel Erfahrung. In der Zone, um die er sich zu kümmern hat, legt er 
speziellen Wert darauf, die Massen, die Milizen und die Organe der Selbstverteidigung du:u zu motivieren, sich dem Studium 
und der politisch· ideologischen Ausbildung zu wKlmen. Und man sagt, daß e r einer der Organisatoren der Poder Popular (PP), 
der Volksmacht. in den Zonen .sei, die von der FMLN politisch und militärisch kontrolliert werden. Davon handelt dieses 
Gespräch. 

FRAGE: Welche Strukturen haben die Poder Popular 
(Volksmacht)? 
COMANDANTE RICARDO: Es sind die Strukturen der 
Macht der Massen in den Gebieten, in denen sich die revolu­
tionären Kräfte entwickeln. In der Praxis ersetzt die Volks· 
macht (PP) die politische, ökonomische, militärische und 
soziale Macht des Feindes im ganzen Gebiet. Auf dieser 
Basis wird die neue Volksorganisation aufgebaut. 
Die Konkretisierung der pp ist nichts als die Errungenschaft 
des Volkes, Herr über sein Schicksal zu sein, die Organisa. 
tion des politischen, sozialen, ökonomischen und militäri· 
sehen Lebens in die eigenen Hände zu nehmen. 
FRAGE: Was ist die Funktion der PP? 
CO~tANDANTE RICARDO: Ökonomisch besteht die 
Funktion der PP darin, der Produktion und Verteilung 
Orientierungen zu geben, gleichzeitig die Kooperationsbezie. 
hungen, die sich im Produktionsprozeß ergeben, zu koordi· 
nieren, und das alles im Krieg. 

Produktion und Selbstverteidigung 

Die pp wacht auch über die Entwicklung des sozialen und 
familiären Lebens. Vor allem auf dem Lande ergeben sich 
aufgrund der sozialen Beziehungen unter dem froheren 
System eine Reihe von Verhaltensweisen, die Anlaß zu Zu· 
sammenstößen zwischen Familien und Personen geben. 
Dann hat die PP die Pflicht, zu vermitteln und auf gute 
soziale Beziehungen zu achten. 
Außerdem gibt sie Anstöße zu Alphabetisierungs· und Ge· 
sundheiukampagnen, die im Augenblick in den Zonen, die 
wir unter Kontrolle haben, voll im Gange sind. Schließlich 
gibt die PP die Leitlinien aus für das politische Leben in den 
Zonen, die von den revolutionären Kräften kontrolliert wer· 

den. 
FRAGE: Was sind im Moment die wichtigsten Fortschritte. 
der PP? 

COMANDANTE RICARDO: Sie hat sich am besten und 
breitesten in den ländlichen Zonen entwickelt, dort gibt es 
die größten Fortschritte. 
Die Alphabetisierungskampagnen waren in Chalatenango, 
San Vicente, Cabanas, Usulutan, Guazapa und Morazan be· 
sonders erfolgreich. Dort nehmen die Guerilleros nächtliche 
Studienzirkel auf sich. In einigen Zonen ex istieren Luft· 
schutzräume, die als Klassenzimmer benutzt werden, um die 
Alphabetisierung auf alle Fälle durchzuHihren. 

Auf dem Gebiet der Produktion hat die PP wichtige Auf· 
gaben erfüllt. Mit der Verschärfung des Krieges haben viele 
große und mittlere Grundbesitzer ihre Ländereien verlassen, 
die in der Zone liegen, die von der Guerilla kontrolliert 
wird. 
Der PP kommt die Aufgabe zu, die Ländereien entsprechend 
einem Produktionsplan, aus dem die ganze Gemeinschaft 
Nutzen zieht und der in übereinstimmung mit den Bedürf· 
nissen des Volksbefreiungsheeres steht, zu kontrollieren und 
zu verwalten. An allen Kriegsfronten rechnet man schon mit 
dem Land, das für die Produktion von Lebensmitteln für die 
Bevölkerung und das Volksheer verwendet wird. 
Auch Vieh wird verwaltet, allein in der Küstenregion von 
San Vicente gibt es mehr als 500 Stück Schlachtvieh und 60 
Stück MiJchvieh, alles der Oligarchie entrissen . 
Die PP orientiert und leitet die Politik in den Zonen an, die 
von den revolutionären Kräften beherrscht werden. Wie ich 
schon gesagt habe, hat die PP ihre Strukturen vor allem auf 
dem Lande aufgebaut. Dort ist es ihr gelungen, ihre Haupt· 
aufgabe zu erfüllen: Im Bereich der Bildung bei der Alpha· 
betisierung hat sie sich gut entwickelt, die revolutionären 
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Schulen funktionieren. Wir haben auch unmittelbare Erfolge 
im Bereich der Fischerei und der Zuckerproduktion. Um all 
diese Arbeit durchnihren zu können, gibt es natürlich einen 
entscheidenden Punkt, die nihrende Rolle der Partei ge':ge':n­
übe':r der PP. In unserem Falle hat die Organisation der 
FM LN d ie Bildung und Entwicklung der PP unter sich. Das 
heißt nicht, daß die PP dasselbe ist wie die FMLN, denn hier 
sprechen wir von einer neuen Volksorganisation, die breit ist 
und alle Aspekte umfaßt. 
Und was die Beziehung zwischen PP und den bewaffneten 
revolutionären Kräften, den Milizen und revolutionären 
Heer angeht: Die Miliz ist in die PP eingegliedert, doch er­
hält die ~1iliz ihre Direktiven und Befehle von den Leitungs­
organen der Streitkräfte. Aber sie ist zugle':ich Teil der PP, da 
sie die': äußerst wichtige Aufgabe': hat, die Massen bei der 
Verteidigung ihrer Güter und ihres Lebens zu sammeln und 
ihnen Oricnticrungen zu geben. 
Hinzu kommt die Verbindung der PP mit anderen be':waffne­
ten Kräften wie Guerilla und Heer, um verschiedene Aspek­
te abdecken zu können: Die Bedürfnisse der Guerilla und 
des Heeres an Lebensmitteln müssen befriedigt werden ; in 
Bezug auf die Informationen, die die Bevölkerung erhält, 
und die sehr viel zum Handeln unserer Kräfte beitragen; Hir 
die Zusammenarbeit bei der Verlagerung der Kräfte bei An­
griffen des !'eindes; bei der Koordination, umjedesmal bes­
ser den Vernichtungsoffensiven, die die Juntatruppen durch­
führen, entgegentreten zu können. Hier ist es wichtig, die 
Entwicklung der PP zu sehen, die in Beziehung steht zur 
Entw icklung des Krieges in bestimmten Zonen und an be­
stimmten Orten, sowohl in den Siedlungen als auch auf dem 
Land und die sich besser in Zonen entwickelt, wo das 
Niveau der Leitung der Kräfte, das Kampfniveau fortge· 
schrittener ist. 
FRAGl-:: Wie ist die Struktur der Volksrnacht? Wer ist T-eil 
der PP in der Gemeinde? 
CO~IANDANTE RICARDO: Die PI' hat eine Grundstruk· 
tur, die von der Volksversammlung gebildet wird, an der die 
gesamte Bevölkerung einer bestimmten Gegend teilnimmt. 
Dieses Organ wählt die Leilung der PP, die je nach der Ent­
wicklung der Zone variiert. EigentliCh wird sie von der 
Volksversammlung eines Gebietes gewählt und besteht aus 
dem Vorsitzenden und außerdem 4-5 Genossen, je nach Um-

fang der Aufgaben und Aktivitäten aus den Bereichen Pro­
duktion, Erziehung und Soziales des jeweiligen Stützpunk. 
tes. Außerdem nehmen an ihr direkt der Führer der Milizen 
dieses Stützpunktes und der Verantwortliche der Partei, der 
F:-'ILN, teil. 

Drei Arten von Kampfzonen 

Zweifellos ist es keine homogene Struktur. Das kann sie zur 
jetzigen Zeit auch nicht sein, da sie der Kriegsentwicklung in 
den versehiede':nen Teilen entspricht, d.h. wir finden hier 
drei Arten von Zonen vor : 
I. Zonen unter KontrolIe der Guerilla, die zwischen dem 
Zentrum und Norden des Landes sind, in den Regionen, wo 
der Feind vom Land vertrieben wurde. An einigen Orten 
hält er nur die militärische Macht in den Kasemen, aber das 
Umland wird von der Guerilla kontrolliert. In diesen Zonen 
gelingt es, die PP zu entwickeln, sowohl in den Volksver­
sammlungen, als auch in der Organisation, die wir erwähnt 
haben. ( ... ) 

2. Die Zonen, die umkämpft sind ; sie befinden sich mehr im 
Landeszentrum. Es ist offensichtlich, daß die Entwicklung 
der Guerillaeinheiten und die Kontrolle des Geländes gerilt­
ger sind. In diesen Zonen herrschen im wesentlichen diesel­
ben Bedingungen wie in den Zonen, die von den revolutio­
nären Kräften kontrolliert werden, doch gelingt es dem 
Feind gelegentlich, mit seinen Vernichtungs feldzügen einzu­
fallen und zeitweilig die Kontrolle über Teile der Zone zu 
erlangen. 

Also muß die Entwicklung der Volks macht flexibler und 
variabler in ihrer Form sein: Wir müssen ihre Arbeit sowohl 
zu Zeitpunkten betrachten, wo sie unter Kontrolle der revo­
lutionären Bewegung ist als auch zu Zeiten, wo es dem 
Feind gelingt, einzudringen und sich die Streitkräfte und die 
Bewegung verlagern müssen und die Funktion ihrer Macht 
gewährleistet werden muß. 
Grundsätzlich funktioniert sie mit demselben Aufbau, aber 
sie ist flexibler, da die Grundbesitzer und Kleinproduzenten 
Macht besitZC':n. Außerdem gibt es zahlreiche Fincas und 
Haciendas auch von großen Landbesitzern wie dem ISTA 



(staatliches Landwirtschaftsinstitut: d. Red.), die teilweise 
vom Gegner verlassen werden. Dann kontrolliert die pp sie 
und entwickelt eine Reihe von Produktionsformen. In die­
sem Sinne wird die Arbeit der pp mit den bewaffneten 
Kräften koordiniert, sowohl mit der Miliz als auch mit der 
Guerilla, die dort ständigen Angriffen des Feindes ausgeselzt 
sind. 

3. Schließlich gibt es Zonen, die vorübergehend noch vom 
Gegner besetzt sind. Dort übt er noch hauptsächlich die 
Kontrolle aus. 
Es sind vor allem die Städte wie San Salvador, San Miguel, 
Usulutan, Suchitoto, Sonsonante. Dort wird die pp immer 
noch nach demselben Prinzip geführt, aber unter anderen 
Formen: Ihre Entwicklung muß vollkommcn geheim vor 
sich gehen und in einem begrenzteren und vorsichtigeren 
Rahmen. 
Es ist wichtig zu sehen, wie sich die Volksrnacht in der 
Hauptstadt entwickc-lt hat, vor allc-m in den Außc-nbc-zirkc-n, 
wo seit der Januarofrc-nsive (1981: d. Red.) das Volk sich 
massenhaft der pp anschließt. D.-:r Feind entfesselt große 
Offensiven: Es kommt dort der pp die Aufgabe zu, dem in 
sehr vielfältiger Form entgegenzuwirken und ihre Zusam­
menarbeit bei der Bildung von Gueril1aeinheiten in den 
Städten und Dörfern zu entw ickeln. Ich sage das, da die 
Arbeit im Geheimen verborgenere, geheimere Verbindungc-n 
mil den bewaffnetc-n revolutionären Kräften erfordert, um 
den Angriffen des Feindes zu begegnen. 
In diesen Zonen nimmt die Macht mit der Verankerung in 
der Bevölkerung und der Entwicklung geheimer Organisa. 
tionsformen in allen Orten einer Gegend zu. Es wird die 
Arbeit in einer Gegend und ihrem Hinterland aufgenommen 
nicht nur, um diejenige Zone zu entwickeln, sondern auch 
l:ur Hilfe und Zusammenarbeit mit den Zonen, die unter 
revolutionärer Kontrolle sind. 

Basen im Herzen des feindlichen Hinterlandes 

Auf diese Art werden - untc-r sehr schweren Bedingungen -
solide Basen in der Struktur der pp im Herzen des feindli­
chen Hinterlandes aufgebaut. Sehr wichtig und entscheidend 
ist hier wegen d~r Komplexität ihrer Entwicklung die stetige 
Führung durch die FM LN. 
FRAGE: Kann man sagen, daß die außerordentliche Organi· 
sation der Massenbewegung, die in EI Salvador c-xistierte, 
sich in diese Struktur der PP verwandelt hat? 
COMANDANTE RICARDO: Man kann nicht sagen, daß sie 
sich verwandelt haben. Man kann sagen, daß sie die Grund­
lage der Strukturen der PP sind in dem Sinne, daß die pp zu 
keinem Zeitpunkt die Verneinung oder Umwandlung der 
Massenorganisationen bedeutete, aber die Massenorganisa­
tionen sind die Basis der PP. Und die pp ihrerseits gibt 
Orientierungen aus und konkretisiert die Arbeit der Volks­
organisationen, vor allem auf dem Land bd den Organisa­
tionen der Landarbeiter, in dc-r Stadt bei den Volkskomitees 
der Stadtteile und bei den Arbeitersiedlungen sowie bei den 
Gewerkschaften und in den Fabriken. Ihre Arbeit rc-icht bis 
hin zur Beteiligung an der Studentc-nbewegung, gegen die 
eine repressive Offc-nsivc- durchgeführt wird und die in dem 
Eingriff in die Universität gipfelt. Das macht die Koordinic- · 
nmg und Ausweitung der studentischen Arbeit in den Zen· 
tren schwierig, aber sie macht in den Stadtleilen und Dör­
fern eine Basis aus, auf dc-r man aufbauen kann. Und dies 
spielt bei der Koordinierung eine wichtige Rolle. 

Wir halten die Massenorganisationen für sehr breit und in 
diesem Sinne können wir diese offenen Strukturen nicht 
zerstören, noch haben wir das Recht, den Massen das Recht 
auf Bildung ihrer Gremien abzusprechen. D.-:nn es sind diese 

Gremien, mit denen sie sofortige ökonomische und soziale 
Fortschritte erkämpfen können. 
FRAGE: Wie ist l:ur Zeit die nationale Entwicklung, wie das 
Niveau der Koordination der Volksmacht? 
COMANDANTE RICARDO: Vor allem in den letzten 
Monaten hat die pp viel Kraft gewonnen, hauptsächlich in 
den Provinzen Chalatenango, im Norden von Cuscutl.in, im 
Nordosten von San Salvador, in Cabanas, San Vicente, 
Usulutan, im Norden von San Miguel und Morazan. Wir 
können sagen, daß sich die pp in diesen Gegenden entwik· 
kelt und konsolidiert, angdangen bei ihren grundlegenden 
und einf~chsten Strukturen. ( ... ) 

In diesen Gebieten ist die pp l:iemlich stark. Man kann 
sagen, daß in den Zonen im Norden von San Salvador, 
Usulutan und in einigen Teilen von Cabaii.as und San Vicen­
te große Gebiete von der Guerilla kontrolliert werden. Die 
Entwicklung und der Aufbau der pp schreiten dort schnell 
voran. Es ist wichtig zu sehen, daß trotl: der feindlichen 
Angriffe auf Usulutan die PP sich entwickelt und ihre Lei­
tungsstrukturen gefestigt hat. Die Massen haben die Arbeit 
über die Volksversammlungen mit sehr viel Kreativität in 
Angriff genommen. 

Umkämpfte Zone auch um San Salvador 

In San Salvador ist die pp relativ stark im Verhältnis zur 
Repression, die der Feind ausübt, denn die Hauptstadt wird 
von ihnen als ihr Hinterland angesehen. Hier ist es wichtig 
l:U beachten, wie es der' PP durch ihre Arbeit im Untergrund 
gelungen ist, eine relativ gute Kontroile über die Vororte zu 
erlangen, vor allem im Norden und im Nordosten. 
Im Westen EI Salvadors,· wo die Volkskräfte noch schwach 
sind, spielt sich die Entwicklung der pp vor allem in den 
Provinzen Santa Ana, La Libertad und Metapan ab. ( ... ) 
FRAGE: Wie ist die Entwicklung der Volksrnacht (PP) in 
der Zone, die Sie kontrollieren? 
COMANDANTE. RICARDO: An· der zentralen Front, die 
genauer gesagt San Salvador umfaßt, hat die pp eine Zone, 
die wir als umkämpft bezeichnen. Es ist die Umgebung der 
Hauptstadt in einem Umkreis von ungefähr 20-25 km; dann 
eine Zone, die unter Kontrolle dc-r Guerilla ist, die den Nor­
den umfaßt, vor allem Chalatenango, Cabaii.as und Cus­
cutlan. 

In Chalatenango ist es uns gelungen, die pp stärker auszu­
bauen und sie entspricht einer beträchtlichen Bewegung der 
revolutionären Kontrollc-. Offensichtlich hat der Feind eine 
Offensive gegen dic-se Zone gestartet und versucht, die revo­
lutionären Kräfte auszulöschen und die PP l:U zerschlagen: 
zweifellos werden die breit angelegten Operationen eine 
nach der anderen niedergeschlagen. In der Zone im zentra­
len Norden, die Tc-ile von San Salvador und Cusculilin um· 
faßt und im westlichen Teil von Cabaii.as entwicke lt sich die 
pp mc-hr im Untergrund, da der Feind große Vernichtungs­
aktionen und Aktionen zur Zerschlagung der Lebensgrund. 
lagen der Massen durchgeführt hat. 

Aber trotz der 50 schwierigen Bedingungc-n haben wir das 
ganze ErziC'hungs- und Cc-sundheitssystem angepaßt, auch 
an die Wirtschaft des Hinterlandes. Der Feind versuchte, 
unsere Kräfte zu vernichten und die Produktion zu zerstö­
ren, indem er Chemikalien abgeworfen hat (Napalm und 
weißen Phosphor). Doch hat es unser Erfindungsreichturn 
ermöglicht, uns unter großen Opfern weiterzuentwickeln. 
Es geht weiter und I':her früher als später werden wir die­
verbrecherische r..taschinerie zerschlagen, die von den Ver­
brechern des nordamerikanischen Pentagon (US-Verteidi­
gungsministerium: d. Red.) unterhalten wird. 
(Quelle: Por Esto, Mexiko-Stadt, 17.12.1981, S. 24-28) 
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AHonso I. Barrios 

Das Engagement der USA in EI Salvador 
,Je mehr Gewalt die salvadorianischen Streitkräfte anwen­
den, desto größer wird das Engagement der Reagan-Admini­
stration, desto größer wird die militärische US-Hilfe, aber 
diese Unterstützung wird nur die Zahl der Opfer er­
höhen."l Zu diesem Schluß kam der Rat für Angelegenhei­
tcn der Westlichen Hemisphäre: (COHA), eine US-Institu­
tion, welche enge Bezie hungen zum Kongreß in Washington 
unterhält. 
Tatsächlich wurde von der Reagan-Administration nicht nur 
die Militär- und WirtschafLShilfe für das salvadorianische 
Regime drastisch ausgeweitet, sondern auch das direkte 
Engagement der USA in dem mittelamerikanischen Land 
und in der Region. Längst zu vor aber wurden 
die Fundamente für den behelTschenden Einnuß der 
USA in EI Salvador ge legt. Der politische Einnuß Washing­
tons wuchs mit dem beschleunigten Anstieg der US-Kapital­
investitionen und der US·Militärhilfe sei t Ende der 50erl 
Anfang der 60er jahre an. 

Erst gegen' Mille der 50er jahre gingen Kapitalinve­
storen aus den imperialistischen Metropolen dazu über, auch 
Industriebetriebe in EI Salvador zu erTichten. Sie taten dies 
häufig in Gestalt von Gemischtuntemehmen mit der salva­
dorianischen Bourgeoisie, angefangen bei der Schuhfabrik 
der US-FirmaGENESCO (1953). 

US- Investitionsboom seit J .F. Kennedy 

Der größte Teil der fremden Direktinvestitionen noß seit 
den 60er jahren in dynamische Industriebranchen wie 
Chemie/Olraffinierung (ESSO. ShelJ, Texaco), Pharmazie 
(Foremost, Bayer), Elektrogeräte (Westinghouse, Philips), 
Nahrungsmittel (Unilever) oder Papierproduktion (Kim­
berly-Clark). Gleichlaufend legten Auslandskonzeme be­
trächtliches Kapital in Vertriebsgesellschaften für diese Pro­
dukte an, um über solche Standortvorteile die Märkte EI 
Salvadors und ganz l\litlelamerikas zu erobern. Zu Anzie­
hungspunkten für f'remdinvestoren wurden in EI Salvador 
ferner die Kaffeevermarktung (Procter & Gamble) und der 
Bankensektor (First National City Bank 1964, Bank of 
America 1976). 
Der Gesamtbestand ausländischer Direktinvestitionen in EI 
Salvador stieg von 43 Mio Dollar im jahr 1959 auf über 140 
Mio Dollar im jahr 1979 an. wovon laut vorliegenden 
Schätzwerten 50-60% allein aus den USA stammen dürften. 
Damit dominieren die US-Konzerne deutlich gegenüber den 
Konkurrenten aus japan, Großbritannien, Holland, Kanada, 
Mexiko und der Bundesrepublik. 2 

Dieser Strom von Kapitalexporten nach EI Salvador hing 
einerseits mit den Verlockungen zusammen, die man den 
Fremdinvestoren bot. Sie reichten von Steuer- und Zollver­
giinstigungcn, dem Recht zur uneingeschränkten Rikkfüh­
rung der Reingewinne über langfristige Staats kredite bis hin 
zur Schaffung einer f'reihandelszone in San Banolo, wo die 
Regierung völlige Stuerfreiheit gewährte und ein Streikver· 
bot verhängte. Eine vielleicht noch größere Attraktion nir 
die internationalen Konzerne hat das bevölkerungsreiche EI 
Salvador mit seinen Arbeitskräften zu bieten. da sie extrem 
billig (1980 lag der durchschnittliche Tageslohn bei 4 001-
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lar) und in überschüssiger Zahl vorhanden sind.3 Und noch 
etwas schätzen ausländische Unternehmer an ihren salva­
dorianischen Bediensteten: "Der Salvador ianer arbeitet 
gerne. Das ist ein nationaler Charakterzug." So die WOrle 
eines Kleiderfabrikanten aus den USA.4 

Der Einzug der US-Multis in EI Salvador vollzog sich im 
Rahmen des Modemisierungsprogramms der sog. Allianz rur 
den Fortschritt, das US-Präsident john F. Kennedy imjahr 
1961 den unterentwickelten Verbündeten im Süden verord­
nete. Mit rund 20 Mrd Dollar Außenhilfe und 80 Mrd Dollar 
Eigenaufkommen sollten Sozialreformen (Boden- und Steu­
erreformen!) angewandt und eine industrielle Entwicklung 
angekurbelt werden. Sozialen Explosionen wie auf Kuba 
sollte hiermit vorgebeugt werden. 5 

EI Salvador wurde von j.F. Kennedy gar als Modellfall sei­
ner Allianz für den Fortschritt hochgelobt: "Regierungen 
des zivilmili lärischen Typs E.I Salvadors sind die effektivsten 
in der Eindämmung des kommunistischen Vordringens in 
Laleinamerika."6 

Das Regime des Oberst Rivera (1962-67) war den in \Va­
shington regierenden Demokraten schon deshalb so sympa­
thisch, weil es sich der Allianz rur den "'ortschritt mit Ober­
eifer anschloß: Die Partei der Nationalen Versöhnung 
(PCN ), die 1962 die abgewirtSchaftete PRUD (Revolutio­
näre Partei der Demokratischen Vereinigung, gegr. 1945) als 
Regierungspartei ablöste, machte das Symbol von j.F. Ken­
nedys Allianz zu ihrem offiziellen ParteisymboJ. Als Partei 
der Militärs und des mcxlernistischen Teils der Oligarchie 
ging die peN den Weg der kontrollierten demokratischen 
Offnung und großzügiger Infrastrukturinvestitionen. 7 

Die Folge: Die Muhis halten in EI Salvador zwar lediglich 
um die 15% dcs industriellen Kapita ls, sind aber - wie eine 
Studie im jahr 1974 ermittelte - an mindestens der Hälfte 
des "salvadorianischen Business" beteiligt, teils in Form von 
Tochterunternehmen, teils in Form von Gemischtgesell­
schaften. In den mcxlernen Branchen wie der Petrochemie , 
Elektro-, Düngemittel-, Fahrzeug- oder Metallindustrie falh 
die dominierende Stellung der Multis, darunter solcher Weh­
spitzenreiter wie Esso (Exxon). Standard Oil, In ternational 
Harvester oder U.S. Sleel, noch deutlicher aus. Wichtige 
Positionen erlangte das US·Kapital bis Ende der 70er jahre 



außerdem im Banken-, Fernmelde- und Transportsektor. Da­
mit verbunden war der Abzug von Extraprofiten, von Hun­
derten Mio Dollars. 

Damit verbunden war die Kontrolle weiter Teile der salva­
dorianischen Wirtschaft weniger im Interesse der nationalen 
Entwicklungsplanung, als im eigennützigen Profitinteresse 
der jeweiligen Muttergesellschaften. Diese neokolonialisti­
sche Abhängigkeit wW'de noch verstärkt durch die Export­
abhängigkeit von den USA, die Haupthandelspartner (Kaf­
feeabnehmer!) EI Salvadors sind. 

Monopolistische Positionen, aber auch Sperrminoritäten in 
wichtigen Wiruchaftszweigen geben den US-Multis eine be­
trächtliche Machtrlille. Sie traten als ein zweites, teib rivali­
sierendes Machtzentrum neben die ,, 14 Familien" EI Salva­
dors. Und das wiederum erweiterte die Einwirkungsmöglich­
keilen Washingtons namentlich auf den salvadorianischen 
Militär- und Sicherheilsapparat, den man zusehends in den 
Griff bekam. 
Als "wichtigste politische Kraft des Landes" bezeichnete 
das Pentagon (Verteidigungsministerium der USA) die Mili­
tärs EI Salvadors. Man wußte Bescheid in Washington, hat­
ten doch die USA seit dem Jahr 1957 - bis dahin hielten sie 
Offiziere aus Ghile - die MonopolsteIlung bei der Ausbil­
dung und Instruktion der salvadorianischen Armee , Natio­
nalgarde, Nationalpolizei und Geheimdienste (insgesamt 
rund 20.000 Mann) inne.Mit einer Sicherheitshitfe von 16,7 
Mio Dollar im Zeitraum 1950-79 war die Ausbildung von 
rund 2.000 salvadorianischen Offizieren durch US-Instruk­
teure, war deren durchgängige Modernisierung aller Repres­
sionsorgane verbunden. 
Sie wurden ausgebildet auf solchen Gebieten wie Aufstands­
bekämpfung ("Gountcrinsurgency"), militärische Geheim­
diensttätigkeit oder Aufbau von Sondereinheiten zur Kon­
trolle von Unruhen bzw. "terroristischen Aktivitäten". 

Ab Mitte der 70er Jahre tätigten zwar auch Israel, Frank­
reich und Brasilien ansehnliche Rüstungsgeschäftc mit den 
salvadorianischen Diktatoren (darunter Kampfflugzeuge, 
Panzer, Maschinengewehre), doch blieben die USA wei ter­
hin Waffenexporteur Nr. l. Die Unterbrechung des Militär­
hilfeprogramms unter der Regierung Garter im Jahr 1977 
wurde nach dem 15. Oktober 19 79 mehr als ausgeglichen. 
Dank der Militärhilfe der USA wurde in den letzten 25 Jah­
ren die Schlagkraft der Armeeteilstreitkräfte Heer, Marine 
und Luftwaffe, die insgesamt 7.000 bis 10.000 Mann zählen 
(zuzüglich 75.000 Reservisten), durchgängig erhöht. 8 

Diesen Einfluß machte die Garter-Administration geltend, 
als sie im benachbarten Nikaragua den Sieg der sandinisti­
sehen Volksrevolution (im Juli 1979) hinnehmen mußte 
und sich in EI Salvador eine ähnliche Rebellion gegen die 
Militärdiktatur abzeichnete. 
US-Unterstaatssekretär Viron Vaky, ein intimer Kenner EI 

t 

Salvadors, warnte damals vor einem Hearing des Kongresses: 
"Die zentrale Frage ist nicht, ob der Wandel sich ereignen, 
sondern ob er gewaltsam und radikal oder friedlich und evo­
lutionär ablaufen wird." In einem Arbeitspapier für das 
State Departement (US-Außenministerium) erläuterte er, 
daß eine gewaltsame Lösung wegen der sehr weit fortge­
schrittenen Polarisierung nicht mehr lange vermeidbar sei. 
Sein Vorschlag laute auf "Unterstützung von echten und 
seriösen Reformen durch Kooperation und gut angepaßte 
Hilfe".9 Als der Diktator knapp einen Monat später, 
am 15. Oktober 1979, durch einen Militärputsch gestÜTZt 
und ins Exil USA ausgenogen wurde, reagierte die Regie­
rung Garter .. erfreut".10 
Das State Departement sagte prompt folgende Hilfestellung 
flir den Reformprozeß zu: "Wirtschafts hilfe von rund 50 
Mio Dollar im Finanzjahr 1980 zur Förderung der Agrar­
reform und anderer Programme von direktem Nutzen für die 
Armen; Militärhilfe von 5,7 Mio Dollar im Finanzjahr 1980 
in Form von Krediten zum Verkauf von Militärgütern, um 
die salvadorianische Armee zu befähigen, Nachrichten- und 
TransportausrWtungen zu kaufen, die ihnen helfen werden, 
die Durchführung der Agrarreform gegen Gewalt von rechts 
und links zu verteidigen. Wir würden sofort unsere Politik 
überprüfen, wenn es Anzeichen daflir gäbe, daß unsere Hilfe 
nicht dazu benützt würde, die Situation der Menschenrechte 
in EI Satvador zu verbessern."ll 
Natürlich hat die Garter-Administration vom Zusammenspiel 
von Sicherheitskräften, Armee, paramilitärischen ultrarech­
ten Banden und von diesen mit US·lnstrukteuren gewußt. 
Mehr noch, sie hat sie selbst vorangetrieben. Dieses Einge­
ständnis machten ca. 30 US-Regierungsbeamte im sog. Dis­
sent Paper, einem Papier vom November 1980. 12 

"Reform"hilfe der Carter-Administration 

Die Garter-Administration untermauerte diese Aktivitäten 
mit einer dramatischen Ausweitung der Militär- und Sicher­
heitshilfe für die salvadorianische Junta. Keine drei Wochen 
nach deren Machtantritt stellte die US-Regierung 0.2 ~1io 
Dollar für die Anschaffung von Tränengas, Gasmasken und 
kugelsicheren Westen für die Sicherheitskräfte bereit, um 
ihnen eine solidere Kontrolle von "Unruhen" zu ermögli­
chen. Als Beigabe entsandte man ein sechsköpfiges US­
Trainingsteam nach San Salvador. 
Im Fiskaljahr 1980 (Oktober 1979 bis Oktober 1980) ge­
währte Washington der salvadorianischen Junta zudem 5,7 
Mio Dollar für den Ankauf von militärischen Ausrüstungen, 
die darauf abgestellt waren, das Transport- und Kommuni­
kationssystem der Aufstandsbekämpfung von Grund auf zu 
verbessern. Uberdies autorisierte' J. Garter im Dezember 
1979 einen Etat von 0,3 Mio Dollar, der für die Ausbildung 
salvadorianischer Militärs in den USA bestimmt war. 
Für das Fiskaljahr 1981 vergab die Regierung Garter 5 Mio 
Dollar für die Lieferung militärischer Ausrüstungen und 0,5 
Mio Dollar zur Finanzierung militärischer Ausbildungspro­
gramme an EI Salvador. Hinter letzterem verbarg sich die 
Entsendung von drei mobilen Ausbilderteams der US-Armee 
(je 12 Mann), welche die salvadorianischen Juntatruppen in 
einem rotierenden Verfahren auf dem Gebiet des Nachrich­
tendienstes, der Logistik und der Kommunikation auf Vor­
dermann bringen sollten. 
Unter den bereitge$lellten US-Rüstungsgütern befanden sich 
Kamprhubschrauber, Jeeps, Militärla~twagen, Patrouillen­
boote u.a. auf die Aufstands-Bekämp,fung gemünzte Aus­
rüstungen. Alles in altem stellte die Garter-Administration 
der salvadorianischen "Reformjunta" also im Zeitraum 
1980/81 11,7 Mio Dollar an Militärhilfe zur Verfügung, zu­
züglich einer Nothilfe von 1"5,3 Mio Dollar. Eine enorme 
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Summe verglichen mit den 16,7 Mio Dollar, die die USA 
diesem mittelamerikanischen Kleinstaat im gesamten Zeit· 
raum 1950·79 gewährt hatten. 
Sie wurde vervollständigt durch die von der Carter·Admini· 
stration im Fiskaljahr 1980 verausgabte US·WirUchafuhilfe 
von 50 Mio Dollar für EI Salvador und durch von ihr erwirk· 
te internationale Kreditvergaben in Höhe von 270 Mio 001· 
Iar: 110 Mio Dollar seitens der Weltbank und 160 Mio 001· 
lar seitens der Interameri kanischen Entwicklungsbank. 13 

Agrarreform - Vehikel zur Aufstandsbekämpfung 

Ein Kapitel für sich war schließlich das US-Engagement in 
Sachen Agrarrdorm_ Denll was da vom State Departement 
als Werk "für die Armen" feilgebo ten wurde, ist voller 
Ähnlichkeiten mit jenem "Befriedungsprogramm", das un­
ter der Regie des CIA während des US-Vietnamkrieges 
(1964-73) angewandt wurde: 
Die Ubereinstim mung beginnt bei der personellen Identität 
ihres Architekten, des Washingtoner Rechtsprofessors Roy 
Prostermann. Er, der seinerzeit das Agrarreformprogramm 
für Südvietnam entwarf und an dessen Durchführung vorort 
beteiligt war, nahm im Auftrag des Amerikanischen Instituts 
für die Entwicklung Freier Gewerkschaften (AlF LD) im 
Frühjahr 1980 das Reformprojekt in EI Savador in die 
Hand. Bei di eser Mission assistierten ihm weitere erfahrene 
AIFLD-Beamte wie Michael Hammer und Mark Pearlman. 
Seit den 60er Jahren ist es ein offenes Geheimnis, daß das 
AIFLD als "Frontorganisation" des CIA fungiert und seine 
Finanzen vornehmlich von der US-Agentur für Internatio­
nale Entwicklung (AIO) bezieht, also in die offizielle 
Außenpolitik Washingtons eingebunden ist. 
Das von R. Prosterman neu eingebrachte Landreformkon­
zept wurde in Gestalt des Dekrets 207 am 28. April 1980 
von der dritten salvarlorianischen Junta, in der die ul trarech· 
ten Kräfte den Ton angaben, verkündet. Abgesehen von den 
Streitkräften, der Nationalgarde und den paramili tärischen 
ORDEN-Kommandos konnte sich R. Prostermans Team 
namentlich auf die kkinbäuerliche Salvadorianische Kom­
munale Union (UeS) stützen, die in den 60er Jahren von der 
AIFLD selbst gel!:ründet worden war. 

'""",<1" .. , ,Oe, .\<'.lId,~", 
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Roy Prosterman selbSl gab als oberstes Ziel einer solchen 
Landreform "die Erweiterung der Basis der Junta" an, da 
"der Großteil des bäuerlichen Sek tors in EI Salvarlor unorga­
nisiert oder von der extremen Linken radikalisiert" sei. Falls 
jedoch "die Reformen erfolgreich durchgeflihrt werden", so 
setzte R. Prosterman Mitte 1980 hinzu, "dann wird der An­
sturm der bewaffneten Linken bis Ende 1980 endgültig eli­
miniert sein" .14 

Mit der Anwendung dieses AIFLD-Programms, das rur die 
Aufstandsbekämpfung im Dienste einer reform feindlich ge· 
führten Junta maßgeschneidert war, kam es zur weiteren 
Verschärfung der Massenrepression. 

Nach Ermittlungen kirchlicher Stellen stiegen in den von der 
Agrarreform erfaßten Gebieten (Cabanas, Chalatenango, 
Morazan) die monatlichen Mordziffern im Zeitraum März 
bis Juni 1980, der Auftaktphase der Reform, von rund 500 

auf 1.000. Die Opfer waren Großteils Mitglieder oder mut­
maßliche Sympathisan ten der Volksorgan isationen. 1S Das 
Verfahren lief in der Regel so ab, daß Juntatruppen mit 
vorgefertigten Listen über "Linksverdächtige" in Dörfer 
bzw. Kooperativen eindrangen, um d iese an Ort und Stelle 
zu liquidieren. 
Reform als Vehikel für systematischen Massenmord. 

"Entscheidungsschlacht" unter R. Reagan 

Die Reagan-Administration stellte unmittelbar nach ihrem 
Amtsantritt (20.1.1981) klar, daß sie das militärische Enga­
gement auf seiten der salvadorianischen Junta auszuweiten 
gedenke. 

US-Außenminister A. Haig lancierte, gestützt auf gefälschtes 
Material (Weißbuch I und 2)16. Kampagnen gegen eine an­
gebliche "kommunistische Intervention in EI Salvador". So 
hoffte man in Washingion, meisterlich vom eigenen Inter­
ventionismus in diesem Land ablenken und zugleich den 
US-Kriegskurs gegen Nikaragua und Kuba legitimieren zu 
können. 
Dahinein gehörI die forcierte Nu tzung von Honduras als 
Aufmarschbasis im Kampf gegen die salvadorianische Ik· 
freiungsbewegung . Zunehmend assistieren honduranische 
Truppen der salvadorianischen Nationalgarde. Armee und 
paramilitärischen ORDEN· Banden bei Einsätzen gegen die 
Befreiungsbewegung FMLN im Nordosten EI Salvadors oder 
gegen salvadorianische Flüchtlinge. 

Geht es nach den honduranischen ~ l ilitärs, so sollen alle 
salvadorianischen Flüchtlinge umgesiedelt oder verlfieben 
werden . Dahinter verbirgt sich - wie die Agentur SAL­
PRESS berichtete - der offenbar zwischen den Alliierten 
Honduras, EI Salvador und USA abgestimmte Plan, "die 
Grenze von Flüchtlingen (zu) säubern, um unbemerkt von 
ausländischen Beobachtern der internationalen Hilfsorgani­
sationen, die in den Flüchtlingslagern tätig sind, in EI Salva­
dor eingreifen zu können. um die salvadorianische Guerilla 
im Norden des Landes von beiden Seiten in die Zange zu 
nehmen und auch um ein Aufmarschgebiet für eine wie auch 
immer zusammengesetzte interamerikanische 'I;riedens­
truppe' zu entwickeln. Vor wenigen Wochen hat die US­
Administration der honduranischen Regierung 21 ~ l illionen 

Dollar zum Ausbau von drei Flughäfen zur Verfügung ge­
stellt. Ober 100 US- und 22 argen tin ische Militärberater be­
finden sich bereits im Land."17 
Daß in solchen Aktivitäten eine regionale Kriegseskalation 
bewußt mit angelegt ist, wird deutlich auch aus der Kampf­
ansage des Unterstaatssekretärs für interam erikanische Ange­
legenheiten Thomas O. Enden, abgegeben am 8.2.1982 vor 
dem außenpolitischen Senatsausschuß in Washington: "Es 



besteht kein Zweifel darüber, daß die Entscheidungsschlacht 
um Mittelamerika in EI Salvador stattfindeL"l8 
Generalleutnant W.II. Nutting, der als Chef des Südkom­
mandos der US-Arrm:e (in Panama) Mitte februar d.J. in EI 
Salvador die Lage erkundete , empfahl, z ur Rettung der sal­
vadorianischen Junta den Einsatz fremder Truppen zügig 
vorzubereiten. Ronald Reagan, Alexander Haig. Larry 
Speaks und andere Washingtoner Regicrungsvertreter moch­
ten eine Entsendung von US. Kampftruppe n nach EI Salva­
dor aU$drücklich nicht ausschließen_ Nach Angaben des Mit­
glieds des fMLN-Generalkommandos, Sh. jorge Handal, soll 
die Reagan-Administration für diesen fall in den USA be­
feits runf Marineinfanterie Brigaden in Gefechtsbereitschaft 
halten. l9 

Ende 1981 hatte die Regierung der USA u.a. auf einer inler­
amerikanischen Anneclagung in Fort McNair und auf der 
OAS-Vollversammlung auf St. Lucia für kollek t ive Militärak­
tionen gegen die Hochburgen des "Tcrrorismus" in Millel­
amerika und der Karibik geworben . Inzwischen vereinbarten 
die Armeespitzen Guatemalas. Honduras' und EI Salvadors 
ein Geheimabkommen, das den gemeinsamen Einsatz gegen 
die salvadoriani$che Gueril1a beinhaltet_ 
Am drastischsten weitete die Regierung Reagan indessep das 
Engagement der USA auf dem Kampfschauplatz EI Salvador 
aus. Sie rechtfertigte dies immer wieder mit der Zwecklüge, 
die salvadorianische Junta habe - wie es ein noch unter J­
Carter verabschiedeter Kongreßentscheid verlangt - "kon­
tinuierliche Fortschritte" bei der Verwirklichung der Men­
schenrechte und "wichtiger wirtschafllicher und politischer 
Reformen" von:uweisen, wie etwa Thomas 0_ Enden in 
einer Regierungserklärung vom 8.2. I 982 fesl5tellte_20 

In Wahrheit halle die salvadorianische Regierung längst, im 
Frühjahr 198 1, die Pha!ien 2 und 3 der Agrarreform ausge­
setzt - auf Betre:iben der Realran-Administration, die drin­
gend eine Entschärfung der Widersprüche zwischen junta 
und großgrundbesitzender Oligarchie anriet. In Wahrhei t 
hatte sie darauf gedrängt, daß man in San Salvador das -
von jimmy Cartc:r mitinitiierte - Reformbeiwerk zu den 
Akten Ic:gte, um alles rur den Krieg gegen das eigene Volk zu 
mobilisieren. Angesichts der Tatsache, daß die salvadoria­
nische Befreiungsbewegung 198 1/82 einen stetigen Stärke­
zuwachs verzeichnen konnte und "die Regierung der Ge­
mäßigten in EI Salvador auf schwachen Beinen steht und 
stÜr2en kann" (W. H_ Nuuing) ,21 ging man in Washington z u 
Sonderhilfen für da!i angeschlagene Regime über_ 
Die noch unter J. Cuter ftir das Fiskaljahr 198 I veransch lag­
te US-Wirtschafl5- und Militärhilfe von 92 ,7 Mio Dollar für 
die salvadorianische Junta, wurde unter Ronald Reagan auf 
165,4 Mio Dollar (hiervon für Rüstungszwecke 35 ,4 ~Iio 
Dollar) aufgestockt. Washington sorgte ferner daftir, daß der 
Regierung Duarte zeitgleich mult ilaterale Schenkungen in 
Höhe von 380,2 Mio Dollar (davon allein 140 1\Iio Dollar 
aus Venezuela und 19,2 1\Iio Dollar aus Großbritannien) so­
wie über 600 Mio Dollar von internationalen Finanzinstitu­
tionen und Privatbanken (Internationaler Währungsfonds 
160,6 Mio) zunossen. Die Gesaml5umme von rund 1,1 Mrd 
Dollar aber macht immerhin da!i mehr als das Doppelte der 
jährlichen Steuereinnahmen EI Salvadors aus_ Wenn es nach 
der Reagan-Administration geht, dürfte die Oberlebenshilfe 
ruf das salvadorianische Regime im Fiskaljahr 1982 eher 
noch höher ausfallen_ Zusätzlich zu den für 1982 bereits 
veranschlagten 210 Mio Dollar an US-Militär- und Wirt­
schaftshilfe, wurden am 1. 2.1982 von R. Reagan zusätzlich 
55 Mio Dollar an militärischer "Sicherheitsnothilfe" aus ei­
nem Sonderfonds des US-Präsidenten bereitgestellt. Anfang 
März d.J. forderte die Regierung dem Kongreß weitere 35 
Mio Dollar Nothilfe: ftir EI Salvador ab, womit man auf offi­
zielle 300 Mio Dollar an bilateralc:r Hilfe im laufenden j ahr 
1982 rur dieses Regime kam.22 

Ex.cIA·Agent Bames packt aus: 
Die USA liefern Napalm 
und chemische Waffen 

Oer Einsatz von chemischen WaUen und Napalm sei tens der Alv. 
dorianischen Juntatruppen im Krieg gegen von den Aurständi»ehen 
konuollic:rten Gebiete wurde seit Herbst 1980 mehrfao:h anstezeigt. 

I Im Mal 1981 klagte MaI'ianeUa Garcia, d;e Prä.identi n 
dcT salv3<k>riani"ben Menschcnrechtskommission, daß gegen die 
!kvölkcrung chemische Kamphtorre eingeJetzt würden, die ver­
hcen:nde Verb n:o;nnungen herbeifUhrten_ Bei dcn aufgefundenen ßc!. 
hällern, die die Auf.!.chri ft ,~\tade in USA" tl'ÜiCn. h:a.ndek es sich 
vermutl ich um Frachtgut der US-Miliu.rhilfe. Die5C' JIx: Anklage er­
hob im August 198 1 die Mcnschenn:chtskommi55ion Mittelamen. 

'ß 
Zum Jah n:o;swceh,., l 198 1{82 berichtete die mexikani lChe ZeH­
Khrift Por Euo, daß bcc i der Gegcnoffen$i"e der J untatruppen auf 
den von der n.tLN gehaltencn Vultan Guazapa (25 lun von San 
Sa"' -'-or entfe rnt ) Napalmbomben abgt:worfen worden seien. Die 
Rcasan-Adm inistration wurde nun du rch die Enthüllung dn ehe:­
maligcn CIA-Agenten Seott Harnes IIChwer bcc lastet. 

Die USA liefern ntoben gewöhnlichem Militärmaterial auch Napalm 
und chemische Waffen an die salvadorianillChe Anna:_ Dies gab 
Scott Bames, ein ehemaliger U8-Militär, der im Dienst des ClA 
stand, in einem Exklusiv-Interview mit SALPRESS bekannt. 
Nach S. Samc:s werden Napalm und chcmische Waffen im flug­
hafen von Los Angele, verladen. Venntwortlicher fUr den Trans­
port ist Daniel Amold, Ex-cIA-Otef in Südostasien, die ÜberfUh­
rung der Wafren besorgt die LACSA, die staatliche Fluggesellschaft 
von Kostarika. Diese fliegt zweimal pro Woche je: 2-,3 t Waffen nach 
EI Salvador_ Um keinen Verdacht ~u erwecken , starten die Flug­
uuge um 2 Uhr morgens. 
Recherchen der Agentur bestätigten, daß diese Flüge tatsächl ich 
stattfinden. Auf Anfrage hin g'olb LACSA weder die brisante Fracht 
zu noch dementierte sie diese. Nach Aussagen von S_ Bames wer­
den die Transporte "von cinem Spezi.alfonds deI CIA" finanziert. 
Auf die Frage hin, ob die US-Botschaft 'f.n EI Salvador über die 
Transporte von Napalm und chemischen Waffen unter richtct sei, 
meinte S. Harnes: "Einige der Jungs müssen es wissen, vor allem 
diejenigen, die fiir die Sicherheit zuständig sind und dafUr, daß alle 
gelieferten Waffen ihr Ziel erniehen." 
Weiter sagte S. Bames aus. daß es in EI Salvador scitJanuar (1982; 
d. Red_) ,,geheime" Militä rba.en dCI e lA gebe und daß Bo Grinz, 
der wie S. Bames früher bei der US-Spezweinheit zur Guerilla· 
bekämpfung "Green !kn:IS" war, damit beauftragt sei, "alte 
Kämpfer" ru r diese Basen zu rekrutieren. Dort werden diese - nach 
S_ Barnes - "in der Zerstörung von Wasserquellen, von kultivier­
ban:o;m Land und von Nutztieren der Guerilla" ausgebildet, sowie 
im Aufstellen von Fallen und "anderc:n berciu in Vietnam ange­
wendeten Techniken" _ Auf die Frage. was er mit andem Techniken 
meine, antwortete Scott Sames "chemische Sachen, möglicher· 
weise einige seltene Viren, Krankhcitskcime usw." Ob die chemi­
schen Waffen gegcn die Zivilbevölkerung eingesetzt werden, wisse 
er nicht. (_._) 
Was aber dem Fall die Dimension eines Watergate geben könnte, 
sind die Äußc:rungen S. Barnes' über eine geheime Aktion gegen 
Laos seit Scginn 1981, von der dal republikanische Kongreß­
Mitglied K_ Dornan, der GenerahtabKhef der US-A.nnee David 
Jones und Präsidcnt Reagan unterrichtet gewesen sein soUen. Die 
geheime Operation besland darin, zwei von der laotischen Regie­
rung gefangengesetzte US-Amerikaner zu hefn:ien. 
Ein Kommando von sechs "Gn:o;en Bereis", darunter auch Seott 
'sames selbst. drang mit falschen Pässen, die Regicrungsbehörden 
ausg~stellt halten, nach Laos ein. Im letzten Moment erhielten sie 
aber - nach S_ Bames - !kfehl, die heiden US-Amerikaner zu 
töten, weil sie zuviel wußten"_ Beide seien e IA-Agenten, deren 
Mission darin bestand, falsche Tatsachen über ,,,eJlx:n Regen" zU 
vt-rbn:i ten, eine Form biologischer KricgsHlhrung, die das US­
Außenministerium Laos, Vietnam und Kampuchea vOTWlfft. 
Die "Green Bcn:ts", die die beiden eIA-Agent~n umbringen soll­
ten, seien mit ihrer Mission gescheitert. Zwei von ihnen seicn aber 
danach unter sehr verdächtigen Umständen gestorben. 
S. Bames begründete seine AUlosageben:itschaft damit, daß seine 
Familie bedroht worden sei und daß er sich von der Publiz.ität des 
Falles mehr Sicherheit erhoffe:. 
(QueUe: SALPRESS. Boletin Semanal, Mexiko-Stadt, Nr. 

' 22/11.- 17.4. 1982, S. 1·2) 

55 



Darüber hinaus gewährte Washington zum jahresbeginn 
1982 ein ad-hoc-Ausbildungsprogramm für die salvadoria­
nischenjuntas treitkräfte, das für Lateinamerika einmalig ist_ 
Ganze 1.600 salvadorianische Offiziere und Offiziersanwär­
ter wurden in den USA, in Fort Bragg und Fort Benning, in 
SchneUverfahren einer Spezialausbildung flir die Aufstands· 
bekämpfung unterzogen. Einen Vorgeschmack davon, was 
von ihnen nach ihrer Rüc kkehr ins Kampfgeschehen zu er­
warten steht, gab im Dezember 1981 das 2.000 Mann starke 
"Bataillon Atiacatl", das die Massaker in Morazan durch­
fUhrte. Diese von Oberst Monterrosa kommandierte Killer­
truppe ist die erste salvadorianische Eliteeinheit , die von 
US-Militärberatem eigens für flexible "Gegenschläge" in der 
Aufstandsbekämpfung getrimm t wurde_ 
Die zehn- bis sechze hnwöchigen Spezialkurse, die in den 
Trainingscamps von Fort Bragg und Fort Benning für wei­
tere 1.600 Salvadorianer durchgezogen wurden (Kosten. 
punkt 18 Mio Dollar zusätzlich), waren einesteils auf "Nach­
hilfe" im Fach Aubtandsbekämpfung ("counter insur­
gency") zugeschniuen. Andernteih sollten sie den Umgang 
mit modernstem Kriegsgerät. wie Militärhubschraubern 
Iluey UH-I-H, Kampfflugzeugen des Typs A.37-Dragonfly, 
Truppentransportem C· 123 oder neuen Kommunikations­
systemen, einüben. 

Sind US·Militärinstrukteure Unbete iligte? 

Gerade auf den Einsatz von Kampfhubschraubern wird gro­
ßer Wert gelegt. Das zeigt die prompte Ersatzlieferung von 
sechs Hueys UH- I H durch Washington Anfang Februar d.]., 
nachdem bei einem Guerillaangriffvom 27.1.1982 auf den 
Militärflughafen I1opango 28 Kampfhubschrauber und Flug­
zeuge der salvadorianischen Armee am Boden zerstört wor­
den waren. 
Im US-Außenministerium wird außerdem ernsthaft erwo­
gen, gegebenenfalls - wie einst im Vietnam krieg - B-52-
Kampfbomber in den umkämpften Provinzen EI Salvadors 
einzusetzen . Militärpilo ten und Techniker wurden insgeheim 
schon entsandt. Verschiedentlich wird überdies der Einsatz 
von Napalmbomben oder Giftgas US-amerikan ischen Fabri­
kats durch juntatruppen. beispielsweise in den Kämpfen am 
Fuße des Vulkans Guazapa (nahe San Salvador), gemel­
det .23 

Zur jahresmilte 198 1 gestand die Regierung Reagan zwar 
ein, daß sich ein Kontingent von 54 US-Militärberatern zu 
Ausbildungszweden in EI Salvador befande. Was sie aber 
stelS vehement bestritt, ist deren - wie auch immer geartete 
- Teilnahme an Kampfeinsätzen der Juntatruppen oder an 
Folter- und Mordaktionen der salvadorianischen Sicherheits­
kräfte. Diesen Anschein suchte Washington zu wahren, als 
im Februar 1982 drei US-Offiziere, die automatische 
r.1.16-Kampfgewehre, M-79-Granaten u.a. Kampfausrüstun­
gen trugen, nahe San Miguc1 insgeheim gefilmt worden wa­
ren. Obgleich einer der Gefilmten, Oberstleutnant Harry 
Melander, kurt. darauf in die USA zurückbeordert wurde, 
mochte Ronald Reagan blauäugig bleiben. Er bestand dar­
auf, daß sie di!." Waffen "zu ihrem persönlichen Schutz tra­
gen, und das halte ich für verständlich. Unsere Politik ist die, 
daß wir nicht in Kämpfe eingreifen, und diese Gentlemen 
haben dies, soviel ich weiß, in keiner Weise getan."24 
.Es sei dahin gestellt, ob diese "Gentlemen" in Kämpfe ein­
griffen. Andere ilPEI Salvador stationierte US-~,t i litärs, daflir 
gibt es Belege und Augenzeugen, haben es wiederholt getan. 
Schon im August 1980 hallen bundesdeutsche Berichter­
statter zu vermelden gewußt, eine wachsende Zahl von MiIi­
tärberatcrn aus den USA übernehme "in zuntchmendem 
Maße die Führung der sa1vadorianischen Einsatzstäbe und 
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(sie) fUhren bei Großeinsätzen die Truppen selbst. "25 
Im November 1980 verlor der Sergeant der US-Streitkräfte, 
j erome C. Racine, bei einem Kampfeinsatz salvadorianischer 
juntatruppen in der Provinz Morazan seinen Miütärausweis. 
Ein erstes Eingeständnis, daß eigenes Mi litärpersonal an An· 
griffen auf salvadorianische Zivilisten beteiligt gewesen sei, 
gab das State Departement (Außenministerium der USA) 
Anfang November 198 1 von sich. Ein Mi litärberater und ein 
technischer Instrukteur der US-Regierung, beide Majore des 
Anneekorps der Ingenieure, hatten sil;h in diesem Fall am 
17.10.1981 an. Bord eines Hubschraubers befunden, von 
dem aus das Feuer auf eine Gruppe viehtreibender Bauern 
eröffnet worden war_ 26 
Zur Jahresmitte 198 1 wurde ferne r bekannt, daß den in EI 
Salvador sta tionierten US-Militärs mindestens 15 Ausbilder 
der berüchtigten "G reen BereU" (Grünrnützen) angehören. 
Sie machten Geschichte als wildeste Killer der US-Armee im 
Vietnam krieg (1964-.73) und bürgen dafür. daß die von 
ihnen in 1:1 Salvador ausgebildeten Infanteristen sich ähnlich 
skrupe llose Methoden bei der Bekämpfung von Guerilleros 
oder "verdächtiger" Zivilisten zu eigen machen. Die ent· 
sandten "Green BereIS" kommen alle vom 7. Bataillon der 
Special Forces in Panama und haben den Vorteil, auch 
Laleinamerikaerfahrung und Spanischkenntnisse mitzubrin­
gen. 
Ein US-Kon-espondent, R. Banner von der New Vork 
T imes, vermeldete, im honduranisch-salvadorianischen 
Grenzbereich seien "Green BereU" auch an Kampfeinsätzcn 
gegen Flüchtlinge bzw. "Sympathisanten" der salvadoria­
nischen Befreiungsfront FM LN nahe La Virtud beteiligt. 
Unterstellt sind sie US-Hauptmann Michael Sheehan, der 
hier eine Einheit der Special Forces von ca. 100 Mann kom­
mandiert. 
Daß während des Vietnam krieges von US-Truppen und CIA­
Instrukteuren zehntausendfach "Verdächtige" gefoltert 
oder umgebracht wurden, is t aktenkundig. Auch die US­
Militärberater in EI Salvador beschränken sich nicht darauf, 
ihre Auszubildenden für das Schlachtfeld gefechtsbereit zu 
machen. Wie ein desertierter salvadorianischer Soldat, der 
2 1jährige Carlos Antonio Gomez ~lontano. im januar 1982 



FMLN/FDR.Yorschlag 
zu Friedensverhandlungen 

( .•. ) Unser Krieg ist also ein gerechter und notwendiger Krieg zur 
Schaffung des Friedens und der Gleichheit aller Safvadorianer. 
Zweifellos ist ußM!r Wille der Friede, UM um ihn zu crn': iche n, 
schlagen wir eine politische Lösung vor, die die Beendigung des 
Krieges urwl. die Errichtung e ine r neuen wiruchaftlichen und politi­
schen Ordnung zum Ziel hat, eine politische und wirtschaftliche 
Ordnung, die den Salvadorianern ih,..., Bürgerrechte und e in men­
schenwürdiges Leben sichert. Dies aUes geht einher mit unserem 
ausdrücklichen Willen, einen Dialog mit zivilen und militärischen 
Vcrlrcu:m einzuleiten, die die JUni<! im Laufe der Friedensgesprä­
ehe bestimmen 5011. 
Diese Friedensverhandlungen, die unlCr Eintn:ten für eine politi­
s<:he Lösung beweisen, wollen wir auf die folgenden allgemeinen 
Prinzipien aufbauen : 
I. Die Verhandlungen soUen twischen Delegierten der FMLN/FDR 
uoo Vertretern der salYadorianischen Regierungsjunta geführt wer· 
den. 
2. Sie: sollen im Beisein von Regierungen ablaufen, die in ihrer 
Eigenschaft als Zeugen zur I..ö$ung des Konflikts beitragen. 
3. Sie soL!<:n globalen O1arakter haben und die grundsätzlichen 
Aspekte des Konflikts umfassen; den Geiiprächen liegt eine Tageii' 
ordnung zugrunde, die: von beiden Seiten aussearoeitet werden soU. 
4. Das ilaLvadoTianische Volk ist über alle Verhandlungsschriue zu 
infonnieren. 
5. Die Verhandlungen sind von beiden Seiten ohne jegliche Vor· 
bedingungen aufzunehmen. 
Im Bemlilcn, die notwendige Grundlage IUreine poLitische Lösung 
zu schaffen, erklärt die FMLN/FDR ihren WHlen, folgende Punktc 
zu diskutieren: 
a) Eine neue politische, wirtsChaftliche uoo gesetzliche Ordnung 
ist auszuarbeiten unter voUer Einbeziehung der verschiedenen Sek­
toren und politischen, gesellschaftlichen und wiruchaftlichen 
Kr.i.fte, besondel"$ jener, die benachteiligt waren. eine Ordnung, die 
die politische Beteiligung aller erlaubt und fördert. Den Wahlen als 
Mechanismus der Beteiligung und als Ausdruck des Volkswillens 
kommt IOOmit große Bedeutung zu. 
b) Die Umsuukturicrung der Strei tkräfte, wobei Offiziere und 
Truppenteile, die für die Verbrechen und den Völkermord nicht 
verantwortlich waren, in den Streitkräften verbleiben sollen und 
Führung und Truppenteile der FMLN integriert werden. ( ... ) 

Eine politische Lösung ist notwendig für unser Volk, für die Stabili· 
sierung der Lage in der Region, für Frieden und Sicherheit unter 
den Nationen. Dies setZI voraus, daß die Regierungen sich strikt an 
das Prinzip der Nichteinmischung in die inneren Ange]egenheiten 
anderer Völker halten. Desha]b richten wir uns direkt an die Regie­
rung der USA und fordern sie auf, die Militärintervention in EI 
SalYador einzustellen, denn dies richtet sich gegen die Interessen 
der Völker EI Sa]vadOT$ und Nordamerikas und gefahrdet Frieden 
und Sicherheit in Mittelamerika. ( ... ) 
(Quelle: Barricada. Edicion Special, Managua, Oktober 1981) 

in Mexiko-Stadt bezeugte, unterrichten US·Offiziere salva­
dorianische Soldaten nicht nur in der Anwendung von Fol· 
termethoden, sondern nahmen aktiv an Folterungen te il. 
Gomez Montano berichtete weiter, die Berater hätten Wert 
auf die Feststellung gelegt, daß Foltermaßnahmen - das 
lehre Vietnam - mit eher noch größerer Rücksichtslosigkeit 
anzuwenden seien , um erfolgreicher als dort sein zu können 
- ein Prinzip, das sich die salvadori anischen Kommandeure 
zueigen gemacht haben. Ober solche Methoden sei seine 
Truppe, so Gomez Montano weiter, von den US-Beratem 
auch in Form von Filmvorführungen über ihre Verhör­
methoden in Südvietnam ins Bild gesetzt worden. ,.Ganz 
gleich, ob es sich um Frauen oder Kinder handelt", so zitiert 
er seinen ehemaligen Vorgesetzten, Hauptmann Turcios, vor 
einem Kampfeinsatz in Chalatenango im Januar 1980, 
"mäht alles nieder, gebt kein Pardon. Denn auch ein Kind 
kann ein Guerillero sein - und ein toter Guerillero ist e in 
Feind weniger."27 Der Berg von Kinderleichen. den salva­
dorianische Streitkräfte im Dezember 1981 in La Joya, EI 
Mozote, Cerro Pando usw. hinterließen, verrät eben diese 
Handschrif!. .. 

Doch ungeachtet der stetigen Ausweitung des US-Engage­
ments in EI Salvador, so schätzten im Februar 1982 Vete­
ranen des Pentagon ein, sei die Moral der salvadorianischen 
Streitkräfte niedrig, schwinde ihre Fähigkeit zur Abwehr der 
Aufständischen zusehends. Daher müßten sich d ie USA bald 
entscheiden, ob sie ihre militärische Verwicklung in dem 
mittelamerikanischen Land auf irgendeine Weise radikal aus­
dehnen oder sich gant herausziehen möchten. Der CIA teilte 
der Reagan.Administration mit, das salvadorianische Regime 
könne den Krieg ohne die Hilfe von US-Marineinfanteristen 
nicht gewinnen. Und Dean Hinton, US-Botschafter in San 
Salvador, bestätigte, daß seine Regierung mehr un d mehr in 
Begriffen einer militärischen Lösung denke, zu der sie sich 
gezwungen sehen könnte. 
Das Angebot einer politischen Verhandlungslösung der 
FMLN/FDR vom Oktober 198 1, das gerade erst vom 
FMLN-Generalkommando in e inem Brief an Präsident Rea­
gan (siehe Kästen ) erneuert worden war, verwarf Alexander 
Haig in ein er Rede vor d em Kongreß am 2. Februar 1982 
zum wiederholten Male. 28 Sie bleibt dennoch die Alter­
native zu einer Kriegseskalation im Kampf um EI Salvador. 
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WoH Breugel 

Die Bundesregierung und EI Salvador -
ein widersprüchliches Verhältnis 

Am 7. Februar dJ. hat Hans-Jiirgcn Wischnewski (SPD) in 
e iner Pressemitteilung den "tiden Schmerz" und die "Em­
pörung" der bundesdc:utschc:n Sozialdemokratie über qie 
jüngsten Massaker in EI Salvador zum Ausdruck gebracht. 
Entschieden plädierte HJ. Wischnc:wski für eine politische 
Verhandlungs lösung des EI·Salvador-Konflikts und bezeich· 
nete: d ie für den 28. März dJ. geplanten Wahlen als "eine 
Farce" - eine Position, die soweit mit jener der Soziali­
stischen Internationale übereinst immt. Auch drückte das 
SPD-Führongsmitglied - explizit gegen die Eins~hätzung R. 
Reagans von angeblichen "Fortschritten" der Menschen­
rechte in EI Salvador gewandt - seine Überzeugung aus, 
,,daß die gegenwärtig politisch und militärisch Verantwort­
lichen in EI Salvador jetzt dazu übergegangen sind, den 
mörderischen Terror systematisch weiter zu forcieren". 

Bonner Beteiligung an der "Aktion Grenzsäube­
rung" 

Einen guten Monat später wurde bekannt, daß di~ Bundes­
regierung sich an der Finanzierung der "Aktion Grenzsäube­
rung" zwischen Honduras und EI Satvador mit 0,8 Mio DM 
beteiligt habe. Die Aktion sollte allem Anschein nach dazu 
dienen, durch die Verlegung der Flüchtlingscamps ins Lan­
desinnere von Honduras freies Feld für eine konzertierte 
Aktion der Streitkräfte von Honduras, EI Salvadar und Gua· 
temala, nebst rund 100 US·Militärberatem, gegen die salva­
dorianische Befreiungsbewegung zu bekommen. 
Diese beiden Schlaglichter erhe llen, wie widerspriichlich die 
Bonner Position in Sachen EI Salvador bis heute ist. Anfang 
Dezember 1981 schickte Bundesaußenminister H.D. Gen· 
scher sogar den Bonner Botschafter Neukirch wieder nach 
EI Salvador zuriick, gemäß der Ubeneugung der FDP·Staats· 
ministerin H. Hamm-Briicher, die salvadorianische J unta 
beabsichtige ernsthaft, "das Land in ein demokratisches 
System übenuleiten". 
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Zwar konnte ein derartiger Schritt zur internationalen Auf­
wertung der Junta durch Proteste bis weit in die SPD-frak­
tion hinein wieder rückgängig gemacht .werden. Gleichwohl 
beteiligte sieh die Bundesmarine kurze Zeit später, im März 
1982, am NATO-Manöver "Safe Pass '82" in der Karibik. 
Dabei wurde die Kriegsftihrung gegen revolutionäre Regimes 
geprobt. 
Derartige Handlungen, die in deutlichem Widerspruch zu 
den Außerungen einzelner Regierungsmitglieder oder ruh­
render Parteipolitiker von SPD und FDP stehen, machen die 
Inkonsequenz der Bundesregierung deutlich. Sie machen 
deutlich wie schwer sich Bonn tut, sich in seiner Mittel­
amerika- und speziell EI-Salvador-Politik von der Bindung an 

Und wo steht 
die CDU/CSU? 

Anders als die Sozialistisehe Inlernalionale haben die internatio­
nalen OTganisalionen de r Qu-isldemokralie seil Oklober 1919 ei· 
sem die salvadorianische Juma und ihn:n Vemichlungskrieg gegen 
das Volk unlerstüu:t. Venezuelas Regierungspartei COPEI und die 
bundesdeut$<;he CDU{CSU ragten und ragen dabei als Wortführer 
hervor. 
Ihr aus Washinglon ent lehnter Rechlfertigurtg$versuch lau lei die 
Krisenzuspilzung in EI Salvador/Millelamerika sei auf eine kuba­
ni5eh-sowjelische Unterwanderung bzw. marxistische Subversion 
zuriickzufühn:n. Dies tal im Anschluß an eine Milldamerikavisile 
im Februar 198 1 CDU-Generabekrelär Heiner Geißler, als er das 
salvadoriani$<;he Blutregime als ,,demokratisches Reform"gespann 
bzw. "Regierung der Mitte" n:inwu$(:h. Die Aufständischen hin· 
gegen gab H. Geißler als "Werkzeug der Sowjelunion und Kubas, 
um die Vereinigten Staaten ... zu einer direkten militärisehen In ter­
venlion, zu einem amerikanischen Afghaniuan zu provozieren", 
aus (zit. nach: FAZ, 9. 12.1981 und Die Zeil, 13.2.1981). Kein 
Zufall war es auch, daß in einer von der CDU·Bundesgesdläfustelle 
am 15. Februar 1982 ve röffentlichten EI-Salvador-Dokumenlalion 
ausgen:chnel zwei Kapilel fehlten , nämlich die des Staauterroris· 
mus uod die des US-Engagements. 
Während Otrisldemokralen einiger Länder La teinamerikas, etwa 
Uruguays oder Otiles, sich gegen die d1riSidemokralische Einn:i· 
hung in den" Völkermord" de r salvadorianischen Junta uod deren 
UnterstUtzung wandten, forderte die CDUICSU die Bundesregie­
rung zur Wiederaufnahme ihrer Entwicklungshilfe für das Regime 
auf. Und sie enlsandle Beobachler zum Wahlspcktakel des 
28.3.1982 nach San Salvador. Die CDU/CSU, die COPEI und ande­
re christdemokratis<:he Parteien trugen bislang maßgeblich zur Zu· 
nahme der imernalionalen Wirlschaflshilfe für die salvadorianische 
Junta und die PDC bei - im Verein mil den USA, Großbritannien 
und den faschistischen Diktaturregimes Lateinamerikas. Die salva­
dorianische Olrisldemokratie iSI mit dem Segen R. Reagans und 
der inlCTßationalen Otristdemokratie unter J. Napoleon Duarte ei­
nen - so Kubas Präsident Fidel Castro - ,,äußerst seltenen Bund" 
mit einer de r blulrilruligsten Mi liläreliquen eingegangen: "Die 
Olristdemokratie gibt für den Völkermord ihn:n Namen und ihre 
Ideologie her. Sie n:ehnel mil ihrem Verbündeten, der benachbar­
len Regierung von Venezuela, die ebenfalls christdemokratisch ist. 
Eines Tages werden sie zusammen den Schwanengesang der Irauri· 
gen Organisation vernehmen, der sie angehön:n." (Dialogo Social, 
Panama, Nr. 140/Novembcr-Dezeniber 1981, S. 40f.) 



den Kurs der Reagan-AdminiSlration zu lösen. So gibt es bis 
heute keine regierungsoffizielle Stellungnahme, in der die 
Interventionsdrohungen Washingtons gegenüber Nikaragua, 
Kuba, Grenada oder der salvadorianischen Befreiungsbewe­
gung unmißverständlich zuriickgewiesen worden wären. 
Stattdessen begrüßte die Bundesregierung das im Februar 
1982 von Ronald Reagan verkündete Sonderhilfsprogramm 
für das karibische Becken, dessen militärische Komponente 
unverkennbar ist und das die reaktionären Diktaturregimes 
der Region bevorzugt unterstützt - ein Konzept, das z.B. 
von Mexiko heftig kritisiert worden ist. Bislang konnte sich 
Bonn n icht dazu durchringen, eindeutig rur eine Verhand­
lungslösung im Sinne der französisch-mexikanischen Initia­
tive vom August 198 1 und des mexikanischen Präsidenten 
Lopez PortiUo vom Februar 1982 (siehe AlB 4/1982, S. 
4ff.) zu p lädieren. Stattdessen hält die Bundesregierung 
orfensichtlicht nach wie vor an dem fragwürdigen (gegen. 
über der FMLN/FDR spaherischen) Projekt fest, die "demo­
kratischen Kräfte" aus beiden Lagern, d_h. aus den Reihen 
der Befreiungsbewegung und des Regimes, als Alternative 
zusammenbringen zu wollen. In einer von der Frankfurter 
Allgemeinen am 26.2.1981 veröffentlichten Stellungnahme 
drückte die Bundesregierung ihr Verständnis aus für "die 
amerikanischen Besorgnisse wegen der Entwicklung in EI 
Salvador und der Eillflußnahme kommunistischer Staaten 
auf die inneren Verhältnisse des Landes_ In einer Erklärung 
wendet die Bundesregierung sich gegen jede Anwendung von 

Französisch·mexikanische 
Erklärung zu EI Salvador 

Oie Regierull8en Frankreichs und Mexiko. über~ichten am 28. 
August 198 1 dem Vorsitzenden dt:s UN-Sicherheit.rates eine ge· 
mdnu.me Erklli.rung ~um EI-Satvador.Konflikt, in der die SliIvado­
rianischen ßcf~iung.fronten .'MLN!FOR ab reprä5"ntath-e Kraft 
und al. Verhandlungsp .... tei anerkannt sowie eine politische Lösung 
vorgeschlagen wurde. 

Obeneugt, daß es allein dem Volk von EI Salvador zusteht, eine 
gerechte und dauerhafte Lösung der tiefen Krise, die das Land 
durchmacht, zu finden, um 50 dem Drama, das die Bevölkerung 
erlebt, ein Ende zu seuen: 
im Bewußtsein ihrer Verantwortung als Mitglieder der internatio­
nalen Gemeinschafl und erflilh von den Zielen und Prinzipien du 
Charta der Ve~inten Nation~n: 
berücksichtigend den außergewöhnlichen Emu der aktuellen Situa­
tion in EI Salvador und die NOlwendigkeit grundlegender Verände· 
rungen auf sozia~m, wirtschaftlichem und politischem G~biet; 
erkennen die Regierungen Frank~ich~ und Mexikos an, daS das 
Bündn;, der Nationalen Befreiun~front Farabundo Marli und der 
Demokralisch·Revolutionä~n Front eine repräsentative politische 
Kraft darstellt, bereit, die Verpflichtungen einzugehen und die 
Rechle wahnunehmen, die sich daraus ahleiten. Folglich ist es legi­
tim. daß das Bündnis t~ilhat an der Ingangsetzung der Mechanismen 
zur Annäherung und Verhandlung, die für eine politische Lösung 
des Konflikts erforderlich sind; 
erinnern die Regicrungen Frankreichs und Mexikos daran, daß es 
dem salvadorianischen Volk zusteht, d~n Prozeß eincr umfassenden 
politiKhen Lösung einzuleiten, durch den eine inne~ Neuordnung 
er~ichl wird, die Streitkräfte umSirukturicrt und die notwcndigcn 
Ikdingungen geschaffen werden, die die Respektierung des Volks­
willens sichern, der sich durch f~ie Wahlen äußert sowie durch 
andere, einem demokratischen System eigene Mechanismen; 
richten sie einen Appell an die internationale Gemeinschaft, damil 
sie, insbc$Ondcre im Rahmen der Vereinten Nationen. den Schutz 
der Zivilbevölkerung gemäß den internationalen Bestimmungen 
sichert und die Annäherung zwischen den Vertretern der sich be­
kämpfenden politischen KriIfte EI Salvadors annehmbar und er­
leichlert wird, erleichtert, um die Eintracht im Land wiedemer:z.u­
stellen und jegliche Einmischung in die inneren Angelegenheiten EI 
Salvadors zu y~rmeiden. 
(Quelle; W. Brönner/HJ. Nieth, Der Kampf um EI Salvador, Köln 
1982) 

cl" USA unterslu\zen 
MORD ""--tUl TER 
,n El SALVADOR 

Gewalt in EI Salvador, sei es von rechts oder von links. Sie 
will im Rahmen ihrer Möglichkeiten alles umernehmen, um 
die demokratischen Kräfte in beiden Lagern zu einem Dia­
log zusammenzufUhren." 

Dabei kann die Bundesrepublik nicht so tun, als ginge sie die 
Entwicklung in EI Salvador nichts an oder als könnte man 
eine unbeteiligte Position im Konflikt einnehmen_ Immerhin 
gehört die BRD - neben den USA - zu den größten Han· 
delspartnem EI Salvadors und haben zahlreiche BRD-Kon­
zerne, z.B. der Chemie·Konzern Bayer. profitable Investitio­
nen in dem Land getätigt. Die Juntatruppen verfUgen 
schließlich über westdeutsche Maschinengewehre und 
Spezialfahrleuge des Typs Unimog von Daimler Senz zur 
Auf standsbe käm pfung. 
Angesichts dessen ist die Verantwortung unseres Landes und 
der bundesdeutschen Solidaritätsbewegung nicht gering zu­
schätzen. Die Antiintervenlionsbewegung hat von ihrem 
Kongreß in Münster (18.-21.3.1982) aus einen Forderungs. 
katalog an die Bundesregierung gerichtet (Wortlaut in AlB· 
Sonderhdt 2/1982, S. 19). Darin wird die Bundesregierung 
aufgefordert. sich wie schon andere westeuropäische Regie­
rungen von der Mitlelamerikapolitik der USA zu distanzie­
ren. Darüber hinaus wird sie angehalten: 

" . die wirtschaftlichen und diplomatischen Beziehungen zu 
den MiJitlirregimes in Guatemala und EI Salvador abzu­
brechen: 
• das Bündnis der nationalen Befreiungsfronten FM LN und 
FDR, die ein Konzept politischer Lösung unter Berücksich­
tigung aUer benachteiligten Bevötkerungsschichten anstre­
ben, als repräsentative politische Kraft anzuerkennen. wie 
dies bereits die Regierungen von Frankreich, f\lcxiko, den 
Niederlanden und 97 weiteren Staaten der Blockfreien­
Bewegung getan haben; 
• keine Rückkehr des deutschen Botschafters nach EI Salva· 
dor: 
• verstärkte politische und wirtschaftliche Unterstützung 
Nikaraguas ohne politische Bedingungen; 
• auf die Regierung von Honduras einzuwirken, eine Politik 
der strikten Neutralität im salvadorianischen Konrlikt zu be­
treiben." 

59 



Aktions- und MaterialspIegei 

Mit der Zuspitzung des EI-Salvador-KonrlikI5 
wuchs die Zahl der Publikationen enorm an. 
Aus dem reichen lnformationsangebot a.n 
Büchern, Broschün:n, Filmen und sonstigen 
Materialien haben wir du empfehlenswerte­
ste und hiHreichstc ausgewählt. Dabei gaben 
wi r in de r Regel den aklUcllslcn Materialien 
den Vorzug. 

Bücher/Broschüren 

ßf:i den Büchern, die hier näher vorgeneIlt 
werden sollen, handelt CI sich um Untenu· 
chungen und Dokumentationen, die die Ge­
schichte des Regimes und Befreiungskampfes, 
die Gewerkschaftsbewegung, die Kirche und 
den US-Interventionisffius beleuchten. 
Als EinfUhrung am besten geeignet und ver­
ständlich geschrieben, ist das Buch von 
• W. Brönner/j . Nielh, IXr Kampf um EI 
Salvador. Volk.serhebung und Inu,rvcntion, 
Köln, Pahl-Rugenstein Verlag, Juli 1982, ca. 
220 S., 10 DM 
Anliegen der Auto~n ist es, die Hintergründe 
der Verbrechen in EI Salvador, die durch die 
hiesigen Medien verschwiegen und herunter· 
gespiel t werden, 1IiU erhdlen. Du Buch geht 
den Ursachen des EI·Salvador·Konflikts und 
der Volksrebellion auf den Grund. Es zeich· 
net den Werdegang e iner ~Ojäh rigen Militär· 
diktatur, der ,,14 Familien" EI Salvadors und 
eines ttad ition:m:ichen Volkswidentandcs 
nach. Es benennt die Verantwortlichen fü r 
die Gewalteskalation und die wirklichen in· 
terventen in EI Salvador. Eine umfang~iche 
Dokumenta tion stellt die Positionen alle r 
Konfliktpartcien, von der FMLN/ FDR bis 
h in zur Reagan-Administration, vor. 
Das be i rororo erschienene Taschenbuch 
• H. F~n4 N. Gn:inacher/ U. Junk! ß. 
Päschke, EI Salvador - Massaker im Namen 
de r Fn:ihcit, rororo-aktucll ~027, Rcinbek 
bei Hamburg 1982, 200 S., 7,80 DM 

beschreibt die Leiden der geflüchteten Salva· 
dorianer im Gn:mgebiet zu Honduras und in 
Honduras selbst. Oie vier Autoren be~isten 
im Auftrag der Evangel ischen Studenten· 
gemeinden im Dezember 198 1 die beiden 
minelamerikanischen Lände r. Sie haben die 
Flüchtlinge in den verschiedenen Lagern be· 
sucht, und erlebt, daß die salvadorianis.o::he 
6evölkeruog auch jenseits der Greru:e vor den 
Zugriffen der Militärs nicht ,icher ist. Oie er· 
leb ten Informationen werden m it Fakten und 
Dokumenten, die den S'chluSteii des Buches 
bilden, belegt. Briefe, Gedichte und Lieder 
der Flüchtlinge sowie Fotos sind in die Jk. 
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rich te eingeschoben. Das Honorar für das 
Buch stel len die Autoren den salvadoria· 
nischen Flüchtlingen zur Verfligung. 
Zur Geschich te des Befreiungskampfes brach· 
te das Informationsbüro EI Salvador eine Ie­
seOliwerte Brochiirc heraus. In knapper und 
übersichtlicher Form schildert A. Gomo: das 
Leben Farabundo Martis. Es ist aber nicht 
nu r eine biographis.o::he Skizze, sondern zeich· 
oet den Kampf des sa lvadorianischen Volkes 
und seiner Avantgarde in den 20er/31kr J ah· 
n:n nach : 

• A. Gomcz, Fubundo Marti. Volk..oauf· 
stand in EI Salvaclor 1932, fusg. Informa· 
tionsbüro EI Salvador e.V., München 1980, 
52 S.,4 DM. 
Der Arbeitsk~is Lateinamcrika Düneldorf ist 
de r Herausgeber einer Broschün: über die Ge­
werkschahen in EI Salvador, ihre BnlSte· 
hungsgeschichte und augenblickliche Lage, 
der Kampf im Untergrund: 
• Gewerksehdtcr in E I Salvador. Informa· 
tionsstelle EI Salvador e.V., Kö ln 1982,40 
S.,3 DM. 
Ober die Rolle der Kirche im Bcfn:iungs­
kampf und die Entwicklung hin zu einer pro­
gressiven Ki rche in EI Salvador berichtet 
• O. Erd01.afn, San Romcro de Ameriea. 0115 
Volk hat d ich he il iggesprochen, Jugend· 
dienst·Verlag, Wuppertal 1981, 122 S., 9,80 
DM. 
Zur weiteren Information über diesen Teil· 
upckt empfehlen wi r die Broschün:n: 
• EI Satvador. Gegendarstellung 1.u einer 
Do kumentation der C DU, Hrsg. OlristLiche 
Initiative EI Salvador e.V., Müoster 1981,47 
S.,3 DM. 
• EI Salvador Dokumentation, Hrsg. Kinder· 
hilfe Lateinamerika e.V., Kö ln 1981, 79 S., 
3 DM. 
• A ktionsheft EI Salvadnr, Hng. Christliche 
Initiative EI Salvador e.V .. Münste r 198 1,51 
S., 3 DM. 
Einen Oberblick zum Aspekt U5-lnterventio· 
»ismus in EI Saivador/Miuclamerika geben: 
• Ph. Ag«, CIA gegen EI Salvador, Konkret 
Literatur Verlag, Hamburg 1981, 224 S., 
14,80 DM. 
• AIR-Sonderhcft 2/82, zum KongreS .. Ge· 
gen die US· ln tcrvention in Zentralamerika" 
in Müoster vom 18.·21. März 1982,2 DM. 
• ASK, Gebcimdokument des Komitees von 
Santa .''; Frankfurt/M. 1982,40 S., 3 DM. 
• Hcinz Dietrich, US-Stntcgie in Zentra l· 
amerika. Ocr Weg in den Kries, Verlag Inter· 
rullionale Kritik, Oberursel 1982, 75 S., 
9 DM. 

• den., S tratcgit:n dc. Imperial ismus in Zen· 
tralamerika, Verlag 2000 GmbH, Offenbach 

fllliII811N PO Ir! 1/ liTt 
/I()USIfIlI$TIIlfl I/lU Ul/lIfH~ 

1932 

.. __ ._--, ----_ .. _~ .. 

1981,1285., 10 D~1. 
Weiten: EI·Salvador·Publikationen: 
• H. Kolm, EI Sal~ador. Nieuagua, Auf· 
stand im US·Hinterhof, Wellkn:is·Verlag, 
Dortmund 1981, 192 S., 9,80 D~I. 
• R. Jokisch (Hg.), EI Salvado r. FreiheitJ· 
kämpfe in Miuclamerika, rororo-aktuell 
4736, Reinbek 1981,250 S., 7,80 DM. 
• Late inaml'rika Nachrichh:n, EI Salvador. 
Ein Land im Kampf um seine ßcfn:iung. Ana· 
lysen· Dokumentation· lnterviews, Rerlin 
1981,19 1 S., 6 DM. 
• 11. Jung, Soziale Kämpfe und KIaNoen· 
struktu r in EI Salvador, Informationsstelle 
Lateinamerika (ila) e.V., Bonn 1980,40 S., 
3ml. 
• Vom Völkermord de r Militäljunta zur 
Hoffnung im Aufstand. Dokumentation des 
Rech tshilfebüros-Erzbistum San Salvador, 
Hrsg. Christliche Initiative EI Salvador e. V., 
Münster 1981,44 S., 3 DM. 

• Roque Dalton, y otros lugares/ und anden: 
Orte, Verlag Roter Stern, Frankfurt /M. 1981, 
189 S., 19,80 ml. 

In acinen Gedichten ne Ut R. Oal1o" das Un° 
recht und MaJSenclend in EI Salvador dar. Als 
Revolutiona r sah cr ,;cinc liter;,ri~ehc Arbeit 
nie losgelöst ~on der herrschenden Politik in 
w:inem Land. R. Dalton wunle am 1 0.~.1975 

ermordet. 

Filme 

Ein wich tiges Mittel der Dokumentation des 
Bd~iungskampfes des salvadorianischen Vol· 
kes ist der Film. In erschüuernden Aufnah' 
men Ulgt der Film Frank Diamands den blu· 
tigen Terror des Militärrcgimes: 
• EI Salvador - Revolution oder Tod, 16 
mm, Niederlande 1980. 
Die UNIDOC Film GmbH, Postfach 45, 8000 
München 19 verleiht diesen 43 minütigcn 
Farbfilm. Bestell·Nr. 5002. 
• EI Salvador: Tbc Sceds or Libetty, 16 
mm, 28 Min., zu entleihen bei CATALYST 
MEDIA, P.M. Box 640, Canal SI. Station, 
New York, New York 10013. 
• EI Salvador: Another Vietnam/ Ein neues 
Vietnam?, 16 mm, Farbe, 53 ~1in. von Glenn 
Silber, USA. 
• EI Salvaclor: Los Primeros Frutos/ Die Er· 
liten Früchte, 16 mm, Farbe, 64 Min., vom 
KoUektiv "Cero a la IzQuienla", EI Salvaclor. 
Bcide Filme sind über die Verleihstelle CAC­
TUS FILM, Postfach 258, CH·8037 Zürich, 
Tel. 01/448711 zu beziehen. 



Weitere Materialien 

Im Rahmen der ASK-Kllmpagne der materiel· 
Len Solid .. rirät sei besondcT$ hingewiesen auf 
• Grafikmappc des salwdorianischen 
Künstlers Rabe] Cabrera, ~ Biäner, dazu je 
ein Blal! mit Gedichten von Neruda, Carde­
nal und Vega, DIN-A4--Oberformat, schwarz­
weiß, 10 DM, Bestell-NT. 8-0504. Diese Map­
pe, Plakate und andere Materialien, eine um­
fangreiche Materiallistc zu EI SalYador sowie 
einen umfassenden Katalog gibt es bei: 

ASK, Mainur Landstr. I:', 6000 Frank­
furt/M.I 
• Mit einem Gegen-Aufklebe. "Alles frisch" 
will das Münsteraner EI Salvador-Solidaritäts­
komitee über die wah~ Herkunft und die 
Produktion$bedingungen informieren. Der 
Aufklebe. "Alles Frisch" - Kaffee, an dem 
BLut klebt - in bei der EI Salvador-Gmppc, 
Kardinal-von-Galcn-Ring 45, 4400 Münster 
zu erhalten. 

Ferner können etliche Aufklcl)er und But· 
tons bestell t werden bei: 
• Informationsbüro Nicaragua e.V., Fried· 
richsnalk 10, 5600 Wuppertal I 
• Information5ltelle Guatemala e.V., Mai· 
stralk 29, 8000 München 2 
• Christliche Initiative EI Sahrador e. V., Kar­
dinal· ... on·Gakn·Ring 45, 4400 Münster 
• Informationsstelle EI SaI ... ador e.V., Sie· 
bengebirgsalke 81, 5000 Köln 41 
Hier ist besonders der AufklebeT mit dem 
Bild ... on Farabundo Marti, der Button der 
FMLN/FDR in ihren Farben und ein T·shirt 
mit dem Aufdruck FMLN EI Sal ... ador ... en· 
cera, 15 DM 'L u elWähnen. 

Schailplatten/Ka$lel ten 

Zur musikalischen Vorstellung des salvadoria· 
nischen Ikfn:iungskampfes sind in der Bun· 
des republik mehren: Musikkassetten und e ine 
Schallplalle gn:ifbar: 
• "V ..... MOS MUCHACHOS". Cancion a EI 
SaI ... ador, 18,- DM 
ist eine LP, die 1981 im Verlag pläne (Post· 
fach 827, 4600 DortmWld I) enchien. Die 
LP enthält 11 Titd der s.alvadorianischen 
Gruppe jOLOCAMBA·I·TA (auf deutsch: 
Der Widentand der Ernte), die 1974 gegrün· 
det wurde. Sie greift auf die alte indianische 
Volkskultur zuruck. Unur den Titeln finden 
sich solche zu Ehren der Hdden des Volu· 
aufstands von 1932, darunter von Farabundo 
Marli, oder des Erzbischofs O. Arnulfo 
Romero. 
Aulkrdem sind dn:i Kassetten zu empfehlen: 
• "VAMQS MUCHACHOS". Cancion a EI 
SaJ ... ador, mit deutsch·spanischem TeXlheft, 
15 DM. 
• "Misa Popular Salvadon:na" - sal ... adoria· 
nis.che Volksmesse, mit deutsch·spanischem 
Te!t.theft, 10 DM. 
Beide KasJCtlm werden von der Gruppe jolo· 
eamba·i-l3, besungen. Sie können über die 
Otristliche Initiative EI Salvador, MünsUr, 
bestellt werden. 
• "Salsa Re ... olucionaria" - Los Salvacua­
t1(lS, Musikkassetle, 10 Lieder plus Te"thdt, 
Hrsg. Solidaritätskomitee Basel, 12 DM. Zu 
besteHen bei: InformatiollSstelle EI Salvador, 
Köln. 

Aktions- und Materialspiegel 

Solidarititskonten 

Die bundesdeutsche Solidaritätsbewegung hat 
zahlreiche Spendensammlungen initiiert, die 
der sal ... adorianischen Befn:iungsbewegung 
FMLN/FDR zugutekommen. Wir stellen eini· 
ge dieler unterstützungswerten Projekte 
materieller Solidarität ... or. Sie erbrachten bis 
zur jahn:smitte 1982 ben:its um die 4 Mio 
DM. Der salvadorianische Volkswidentand 

sehen ... or dem Terror der Junu zu der Gue· 
rilla fliehen, desto mehr Waffen benötigen sie 
zu ihrer Verteid igung." 
Freunde der TAZ 
Postscheckkonto Berlin·West, Nr. 28859·107 
Kennwort: Waffen für EI Salvador 

braucht diese HiJre, und auch Ihre Hilfe, drin- Medizinische Hilfe 
gend. 

Das Antiimperialistische Solidaritätskomitee 
für Afrjka, Asien und Lateinam.erika (ASK) 
hat die Spendenhmpagne "Brot rur EI Salva­
dor" initiiert, um die pn:klire Versorgungs­
Jage der Be ... ölkerung in den kontrollierten 
Gebieten verbessern zu helfen. Das ASK tut 
dies, da sich die Politik der " ... erbrannten 
Erde" des Regime. heute besonders gegen die 
Zonen in Morazan, Chalatenango. Ululutan 
usw. richtet, in denen die FMLN eine n:volu· 
tionlin: Volksmacht und gerechte soziale Be· 
l;iehung<:n errichtet hat. Mit der Kampagne 
sollen Unterernährung, Versorgungsengpässe 
und Kindersterblichkcit in dm kontrollierten 
Gebieten abgebaut werdm. 
Sonderkonto Prof. Erich Wulff 
Postscheckkonto Frankfurt/M., Nr. 527055 -
602 
Kennwort: Brot rur EI Salvador 

Waffen !'Ur EI Sa1vador 

Eine Gddsammlung für Waffen, die die Ta· 
geszeitung (TAZ) im No ... ember 1980 einlei­
tete, trug seither nahezu 3 Mio DM ein. Die 
Gelder gehen an die FM LN. Die Initiatoren 
begründeten die Aktion so: "Die Grundlage 
aller Verhandlungslösungen liegt in der mili· 
tärischen Stärke der Guerilla ... je mehr Men-

Für ,,Notdepots und anden: Notfalleinrich­
tungen mit medizinischem Material" sammelt 
Medico International. Bislang wurden vor al­
km Notdepots rur die mittlere und kleinen: 
Chirurgie zusammengestellt und in die ... on 
der Befn:iungsbewegung kontrollierten Ge­
biete gesandt. 
Mcdico-Intemational 
Staduparkasse Frankfurt/M., Sonderkonto 
Nr.232 
Kennwort: EI Salvador 

Flüchtlingshilfe 

Die Christ liche Initiative EI Salvador arbeitet 
in enteT Linie mit dem Rechtshilfebüro der 
Erzdiözese San Salvador zusammen. Ihre 
Spenden wurden für juristiKhe Wld humani· 
tän: Hilfe in den Flüchtlingslagern sowie fUr 
die Arbeit christl icher Basisgruppen ver· 
wandt. 
Christliche Hilfe EI Salvador e. V. 
Dahrlehnskasse im Bistum Münster e.G., 
Konto Nr. 3112200 

Ein Sender für Radio Venceremos 

Radio Venceremos ist einer der beiden Sen· 
der der Befn:iungsbewegung und in der Pro­
vinz Morazan stationiert. "Damit mehr Men­
schen in EI Salvador aus den befreiten Gebie· 
ten die Sendungen ... on Radio Venceremos 
hören können, wird eine neue starke Sende· 
anlage gebraucht." So die Begründung der 
Initiatoren des jugendmagazins clan. 
Radio Vencercmos 
Stadtsparkasse Dortmund Kto. 171004683 

Ein Stundenlohn für EI Salvador 

Der Haupt ... orstand der IG Druck und Papier, 
die Landesvorstände Hamburg und Berlin der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 
zahlreiche akti ... e Gewerkschafter und Persön­
lichkeiten des öffentlichen Lebens unterstüt· 
llen den Aufrof "Ein Stundenlohn für EI Sal­
... OOor". Die bei dieser Aktion gesammdten 
Gelder werden weitergeleitet an aktive salva· 
dorianische Gewerkschafter, die meist im 
Untergrund arbeiten oder mit der Guerilla in 
den kontrollierten ZOllen des Landes kä.mp­
fen. 
InformationssteUe EI Sal ... ador e. V. 
Siebengebirgsallce 81, 5000 Köln 41 
Konto: 180769-802 
Postscheckamt München - BU 700 100 80 
Stichwort: Ein Stundenlohn für EI Salvador 
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Fortset;;ung von S. 22 

Kolonialismus, und was dieses Ziel angeht, werden wir uns 
niemals auf einen Kompromiß einlassen ."15 

Von dieser Position schein t der im November 1980 unter­
breitete Vorschlag abzuweichen, ein Referendum unter 

internationaler Aufsicht abzuha lten, bei dem-die eritreische 
Bevölkerung zu entsche iden hätte zwischen vollständiger 
Unabhängigkeit, Föderation m it Äthiopien oder regionaler 

Auton omie innerhalb Äthiopiens (gemäß dem 9-Punkte-Plan 

a lso). Allerdings au ch der Ausgang dieser Prozedur steht ftir 
die EPLF-Führung bereits fest; "ein unabhängiges Eritrea" 
aufgrund e ines solchen Entscheids. 16 

Für diese Selbstgewißheit spricht einiges. Allerdings wäre 
das bestimmende Motiv einer solchen Enucheidung gewiß 
das Vorhandensein zahlreicher "antiäthiopischer" Ressen­
timents, die sich aus der leidvollen "gemeinsamen" Ge· 
schichte aufgestaut haben, und mit deren Abbau die Revo­
lutionsrcgierung durch ihre Reformpolitik erst vor kurzem 
beginnen konnte. Andererseits räumte die EPLF hiermit 
ers tmals die Möglichkdt e in, ihre eigene Maximalforderung 
aufzugeben. Nun aber war die Reaktion d es DERG negativ. 

Die Gründe ftir die fortdauernde Konfrontation der Stand-

pWlkte sind vielfaltig. Auf der Seite d er eritreischen Unab­
hängigkeitsbewcgung sind es die bekannten Posit ionen. Auf 
der Seite des DERG treten zu den bekannten Gründen 
einige neue hinzu. Einer davon ist in der Tat eine Art 

"äthiopischer Natio nalismus", wie J.C. Guillebaud es aus­
drückt, "ein langsamer Nationalwillen und Patriotismus" 17 , 

der auch die Losung "Ethiopia tikdem" prägte. 
Ein für die Herausbiklung dieses Nationalgefühls wesent­
licher F aktor ist die Entwicklung des anti feudalen Kampfes 
als eine Ange legenheit, die in fast allen Nationalitäten bei 
den unterdrückten Massen Anklang fand. Es ist gewagt, 
wenn in, Darste llungen dieses "äthiopischen Nationalismus" 
dieser kurzerhand zu e inem "amharischen Nationalismus 
von ne uer Qualität" d e finiert wird, der nun "in d er Verklei­
dung a ls äthiopischer" auftrete. 18 (Noch weiter ging die 
EPLF, die 1977 gar vom "Amhara-Chauvinismus, verkleidet 
als Sozialismus" sprach.) 

Beides steht nicht nur im Widerspruc h zu Programmatik und 
PTaxis der revolutionären Nationalitätenpolitik des DERG. 
Es negiert au c h die Überlagerung solcher traditioneller -
und n atürlich teilweise fortwirkender, wie so llte es anders 

Giftgas·Einsatz in Eritrea? 
Die Kampagne gegen die äthiopische Re ... olutionsregierung sowie 
die UdSSR, diese setzten im Krieg um Eritrea Giftgas(e) ein, wird 
b(s in die Details nach dem Vorbild der analogen Kampagnen in 
Sathen Afghanistan und Vietnam geflihrt. Es gehört zum Härte· 
sten, was die ohnehin verwirrende Propagandakriegführung um den 
Eritrea-Konnikt aufzuweisen hat. 
Setzen wir 1980 ein, als diese Kampagne erste Höhepunkte e!"Teich· 
te. In einer Erkllirung vom 2. Juli 1980 teilt die Gesellschaft rlir 
bedrohte Völker (GfbV) mit, daß "verschiedene Informationen ... 
bestätigen "', daß in der eritreischen Hauptstadt aus der UdSSR 
eingefühne Giftgase flir eine neue äthiopische Offensive bereitge­
stellt wurden:' Da>;u wird aufgezählt, wu da $0 alles zugehört: Da 
,.sollen" 40 MI·24-Hubschrauber bereiutehen; "ferner $Oll die 
UdSSR 100 weitere Hubschrauber ... $O ... ·ic 200 $Owjetische Eltper· 
ten für Gaskampfführung ... bueitgestellt haben". Und "befiirchtet 
wird von ... erschiedenen Seiten z.B. das Vorhandensein sowjetischer 
Bestände von Soman und Tabun bei der äthiopischen Annee". (Die 
Sprache - ständige Konjunktive - ~errii.t's: Beweise gibt es nicht, 
da muß man mit Spekulationen um$O kräftiger draufhalten.) 

Woher stammen diese Informationen? Offenkundig komplett aus 
einem zeitgleich verbreiteten, deu tschsprachigen "Appell" der 
Fhichtlingsagentur ERA in Kharturn. Die drückt sich freilich etwas 
direkter aus; Die UdSS R ,,hat" usw., "sind" ... Die 40 MI-24 "sind 
einsatzbueiC·. Außerdem "hat" die UdSSR "EntlaubungsmitteJ" 
geliefert. Woher hat die's? Aller Wahrscheinlichkeit von der Eri· 
treischen Volksbefreiungsfront EPLF (swu.). In ihrer drastisch for· 
mulierten Abscheu sind sich GfbV und ERA einig: "Ein Regime 
mit einem solchen Reginer von Brutalität und Mißachtung mensch· 
licher Grundrechte würde zweifellos aUe' Erdenkliche tun ..... -
und daher "appelliert" die ERA. es zu ... erhindern. 
Nur, die äthiopische Arm« hat es eben nicht. 
Dafür tauchen die einschlägigen Behauptungen prompt wieder auf. 
seit die äthiopische Armee im Januar/ Februar diese, Jahre, ihre 
6. Offensi ... e startete: Dem Verfasser eines Artikels der Blätter des 
izSw (Nr. 100, S.4) gilt als "bekannt", daß Athiopien .. chemische 
Waffen be!'itzt (Tabun.Ga!')". Woher? Von der BRD·Filiale der 
ERA in Köln. Und da sind sie alle wieder: die MI·24, selbstredend 
"allesamt für den Einsatz von Giftgas ausgerüstet", und diesmal 
,,$Ollen" die ,,200 sowjetische(n) Eltperten .. ." an der Offensive be­
teiligt sein. 
Da schimmert Ichon Vorsicht durch . Immerhin, nach EPLF-Infor­
mationen (von wann? Angegeben .... erden EPLF·lnformationen 
vom 14. und 15.2. sow~ ... om 5.1.1982; swu.!) "hat die äthiopische 
Armee, wu von ihr allerdings heftig bestrillen wird •... Giftgas­
granaten ... er$Chossen··. freilich, die - wie der Autor milleih -
dabei beobachteten Symptome lassen "darau f schließen, daß die 
äthiopische Armee es bisher nicht gewagt (I) hat, das hochgiftige 
Tabun·Gas einzusetzen". Hat sie ja auch bestritten. Aber was hi lft's 
ih r - "es ist nicht aU5Zu$Chließen, daß die äthiopische Armee bereit 

ist ... ", wo ihr doch alles zu~utrauen ist . 
Dieses Prinzip fu nk tioniert seit undenklichen Zeiten. Unterstelle 
etwas, und der/die Betroffene wird eine höllische Mühe haben , sich 
... om Verdacht zu reinigen, auch wenn nicht der Schatten eines 
Beweises vorliegt. Bewei!len Sie so mal, daß Sie etwu nicht getan 
haben! 
Bemerkenswerterweise tauchen die Entlaubungsmittel nicht mehr 
auf. Und iiler die im iz3w·Organ mitgeteilten .,Symptome" berich­
te te die Tageszeitung (TAZ) am 7.4.1982, daß es einem franz ösi­
schen Arzt zufolge Tränengas gewesen sei. 
Aber WjlJ wird mit Tabun, Soman usw.? 

Das unbeachtete EPLF-Dementi 

In einer Mitteilul\i ihru römischen Büros vom 5. J anuar 1982 er­
klärt die EPLF: "bisber noch nie benutu·'. Und für die 20 (sta tt 
40) ~tI·2 4 fand sich der iilliche Verwendungszweck: sie wurden zu 
Kampfhandlungen eingesetu - angeblich geflogen ..... on Piloten aus 
dem Süd-Jemen". 
Wober halle der idw-Autor seine brandneuen Informationen über 
Giftgas·Einsätze? Die EPLF selber nämlich ließ in einem Interview 
ihres ZK-Mitglieds Debesai wissen, das "seit 1978 (! ) gelagerte 
Nervengas" sei am 16. Februar 1982 ers tmals eingesetzt worden. 
Die iz3w-Quellen stammen ~om 14. und 15. Februar 1982 ... 
Natürlich ist es taut EPLF "Absicht, Nervengas überall in Eritrea 
einzusetzen" (Interview mit New African. London, April 1982). 
J etzt wird', interullant: Die TAZ läßt am 7. April 1982 wissen: 
.,Obrigen! wurde doch kein Ner~enga, eingesetzt. Die EPLF berich­
tete zwar über einen solchen Fall des chemischen Krieges. Für den 
Arzt .. :' (swo.). Also: EPLF-Mineilungen enthielten vor dem 16. 
Februar 1982 solche Behauptungen, obwohl ein authorisierte r 
EPLF-Sprecher den "El"Steinsatz" rur den 16. Februar 1982 angibt 
(und das Ganze findet sich in den Blättern des iz3w) - und dann 
war's noch nicht einmal was. 
Mit der Giftgas-Legende befaßt, berichtet auch Le Monde am 26. 
März 1982, und zwar aus Addis Abcba: "Seit Monaten (I) beschul­
digt die EPLF die äthiopische Armee ... Giftgase einzusetzen". Zur 
Beweislage meint der KOlTCspondent, Experten in Add is Abeba 
könnten sie weder belegen noch widerlegen .• ,Sie betonen nur, daß 
die Regierungseinheiten nicht mit Antigasmasken ausgerüstet lind" , 
und daß der Einsatz allenfalls in einigen wenig(n Situationen effek­
ti ... ~in könne. 
AI!o auch nichts. 
Aber Hauptsache. die Angeleg~nheit ist in die Welt gebracht. Nach 
dem Motto: "Es bleib! immer W ali hängen", wird's schon klappen. 
Fazit; Die Kette der Informationen ist stets dieselbe; die Quellen 
sind trübe. Die Glaubwürdigk~il, angesichu etlicher Widersprüche 
und bar jeglichen konk~ten Beweises; bislang gleich null. 

63 



sein? - Elemente durch klassen mäßige Positionen im Zuge 
der Radikalisierung der Revolution. Die Persönlichkei t Men­
gis tus hat flir diese Entwicklung Symbolcharakter. J .C. Guil­
lebaud: "Von einfacher Herkunft, dunkler Haut und negroi. 
den Zügen (diese Einzelheiten sind in Äthiopien nicht be· 
deutungslos) verkörpert (er) ein ziemlich starkes Symbol fUr 
die Mobilisienmg der Massen. Er ist 'der' Nachfahre von 
Sklaven, der an die Macht ge langte. Er symbolisiert die 
große Rache der Armen und der 'Parias' über die verächt­
liche Amhara·Elite ... die das gestrige Äthiopien regie rte."19 
Ein weiterer äußerst wichtiger po litischer Grund für die Hai· 
tung der Revolutionsregierung ist die Einschätzung des 
(nach 1974 sich wie eine Epidemie ausbreitenden) Sezes­
sionismus als Gefährdung der gerade erst angelaufenen 
Revolut ion - eine Gefahr, die noch nicht vollends gebannt 
ist. Wer dieses Argument "links" liegen läßt, so ll te sich mit 
der unverholenen Genugtuung vertraut machen, die aus Dar­
ste llungen der reaktionären Presse auf dem Höhepunkt der 
äthiopischen Krise 1977178 sprach: "Bald verschwindet 
Äthiopien von der Landkarte", so z.B. die Frankfurter All­
gemeine Zeitung am 18.2.1977. 
Für die erste Phase der ä thiopischen Revolution bis etwa 
Anfang 1975 mag es angehen, daß die eritreische Unabhän­
gigkeitsbewegung in der Machtübernahme durch den DERG 
lediglich einen x-beliebigen Militärpu tsch sah. Nichtsdesto­
weniger fällt auf, daß die EPLF ihre Aktivitäten nach den 
ersten Klärungsprozessen steigerte. Dies trifft vor allem au f 
die Situation des Sommers 1977 zu. Äthiopien befand sich 
im Existenzkampf an mehreren Fronten, insbesondere gegen 
den Angriff Somalias in der Ogaden-Provinz. Genau in dieser 
Phase sta rtete d ie EPLF ihre Offensive zur Eroberung großer 
Teile Eritreas. 
Diese Politik erfolgte o hne jede Rücksicht auf die Gefahr­
dung der äthiopischen Revolution durch ein eventuelles Ge­
lingen der einander in ihrer Wirkung potenzierenden Sezes­
sionskämpfe. Wie erklärt sich das? 
Der DERG hatte die Legitim ität des eritreischen Wider­
standes bis l 974 noch im Jahr 1976 bekräftigt und in der 
Unabhängigkeitsbewegung d ie Existenz fortsc hritt licher 
Kräfte anerkannt. Auf der Seite der EPLF fehlte jedwede 
Anerkennung eines progressiven, gar revolutionären Charak­
ters des DE RG und seiner Politik. Das Programm von 1977 
ist in dieser Hinsicht maßgeblich. Ausdrücke einer Art von 
VerSländnis für die Problematik einer jungen Revolution, für 
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ihre inneren Schw ierigkeiten, den Charakter der Differenzie­
rungsprozesse, überhaupt den Charakter der gesamten Revo­
lution sind ihm nicht zu entnehmen. Der 9-Punkte-Plan wird 
kunerhand als propagandistisches Manöver abgetan. Nir­
gendwo ist erkennbar, daß die EPLF, immerhin zwei Jahre 
nach der Revolution, in dieser Entwicklung eine neue Lage 
sähe. 
Es ist wenig bekannt über die innere Entwicklung der EPLF 
nach 1974. Viel spricht jedoch für die Vermutung, daß rech­
te und ultralinke Tendenzen zumindest zeitweilig gegenüber 
den progressiven Kräften'an Boden gewannen, daß - wie 
Fidel Castro 1977 in e inem Interview mit dem Ethiopian 
Herald - annahm, die revolutionären Kräfte innerhalb der 
nationalistischen Bewegung Eritreas unter dem Einfluß reak­
tionärer arabischer Staaten seit 1974 in die Minderheit ge· 
drängt wurden. 20 (Dies würde sich auch decken damit, daß 
z.B. die Arabische Liga nach wie vor auf die Wiederannähe· 
rung der erbilleTt verfeindeten (? ) ELF und EPLF drängen 
und - wie eine Konferenz in Tun is im Män 1981 zeigte­
die EPLF immerhin zur Teilnahme an einem solchen Ver­
such zu bewegen vennochte, auch wenn die EPLF sich kurz 
darauf entsch1oß, den dennoch weiterbestehenden Konflikt 
"mit militärischen Mitteln endgültig zu lösen"21 _ was sie 
von April bis August 198 1 denn auch tal.) 

Verspie lte Verhandlungschancen ? 

Eine solche En twicklung innerhalb der EPLF würde erklä­
ren, warum die EPLF ignorierte, was in Äthiopien seit dem 
12. September 1974 vor sich geht, warum sie den internatio­
nalen Kontext außer Acht ließ. Und es würde erklären, 
warum sie es ablehnte, die e igene Forderung gegenüber den 
entstandenen objektiven revolutionären Gemeinsamkei ten 
zu relativieren. 
Was für eine genuin revo lutionäre Position objektiv inter· 
nationalistischer Verpflichtung entsprochen hätte, setz te 
sich nicht durch aufgrund der Dominanz kleinbürgerlich. 
nationalistischer und ultralinker Auffassungen gegenüber 
Vertretern einer konsequent re\'olutionären Herangehens. 
weise. 
Daß die ät hiopische Revolut ionsregierung nicht "einfach", 
wie man ja fordern könnte, ihre Position - regionale Auto­
nom ie, sonst aber nichts - um "des lieben Friedens willen" 



preisgeben konnte, ergibt sich aus mehreren objektiven 
Zwängen : 
• dem Prinzip, Partikularinteressen nicht den Vorrang ge· 
genüber dem revolutionären Zie l e inzuräumen, und 
• der Lage am Horn von Afrika, der Bedrohung der äthio· 
pischen Revolution durch e tliche separatistische Bestrebun· 
gen in den Händen konterrevolutionärer Kräfte. 
Die VeTWirklichung der Abtrennung Eritreas würde auch 
heute noch die Gefahr des Zerfalls Äthiopiens heraufbe· 
schwören. Denn weder können die zahllosen Problem e der 
einzelnen Nationalitäten bereits gelöst sein (was stets An· 
satzpunkte für Manöver bietet, solche Probleme auszunut· 
zen), noch sind die separatistischen Bewegungen sämtlich 
bereits verschwunden - und ohne lJnterstützung von außen. 
Der Zerfall Äthiopiens aber wäre gleichbedeutend mit der 
Liquidierung der äthiopischen Revo lution - das erklärte 
Ziel der Konterrevolution . Saudi.Kronprinz Fahd: , ,Man 
sollte Äthiopien aufteilen und seine Revolution im Blut er­
t ränken."22 
Aus dem vorliegenden Versuch einer Einschätzung läßt sich 
der Schluß ziehen, daß die eri tre ische nationalistische Bewe· 
gung, indem sie gegenüber der durch die revolutionären 
Interessen der ehemals unterdrückten Massen in Eritrea und 
Äthiopien objektiv gebotenen Perspektive einen ablehnen· 
den Standpunkt einnahm, diesen Interessen objektiv zu· 
widerhandelte. 

Bis in die jüngste Zeit ist nicht festzustelJen, daß zum al die 
EPLF ihre Einschätzung des DERG wenigstens rückblickend 
grund~tzlich revidiert hätte. Wenngleich im Ton moderater 
werden die Vorschläge des DERG für die Lösung des Eri· 
treaprob lems von 19 76 immer noch als Betrugsmanöver ab­
getan. Dieses Festhalten an einer für damals zumindest vor­
ei ligen, in ihren Auswirkungen auf Verhandlungsansätze 
aber tragischen Beurtei lung hat alJem Anschein nach vor 
a llem Legitimationscharakter im Hinblick auf die eigene 
Haltung. 
Die vom DERG 19 76 vorgeschlagene Lösung bietet e inen 
gangbaren Weg. Immerhin hat die EPLF mit ihrem 7·Punk· 
te·Plan vom November 1980 eben eine solche regionale 
Autonomievariante verbal nicht mehr rundheraus abgelehnt. 
Die Tragik der Situation besteht darin, daß nunmehr der 
DERG, nachdem die eritreischen Nationalisten j ahrelang auf 
ihrer Maximalforderung beharrt haben, zu keinerlei Ver­
handlungen mehr bereit scheint. Es ist m.E. verfrüht, hieraus 
weitreichende Schlüsse au f die Entw icklung des Charakters 
des DERG zu ziehen - zumal sich revolutionäre Prozesse in 
mehreren Bereichen erfolgreich fortentwickeln. Mit Sicher· 
heit aber läßt sich sagen, daß - sowenig Raum das unnach· 
giebige Beharren auf Lostrennung für eine friedliche Lösung 
bot - eine "rein militärische Lösung" keine sein kann und 
wird. 
Nur eine konsequente Umsetzung der proklamierten Natio­
nali tätenpolitik in allen Regionen Äthiopiens sowie die Ein­
r.i.umung eines entscheidenden Mitspracherechts im Sonder­
fall Eritrea (einschließlich Verhandlungen mit den revolutio· 
nären Kräften, darunter auch mit jenen der EPLF, die zum 
Ausdruck gebracht haben, daß sie einer revolutionären Ent· 
wicklung Äthiopiens und der Lösung der Eritrea·Frage in 
diesem Kontext zustimmen) kann die Probleme langfristig 
lösen. 
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Dieses Buch deckt Hintergründe und 
Umfelder des Neonazi-Terrors an­
hand konkreter Beispiele auf, unter­
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Verhaltensweisen von Justiz und Be­
hörden. Kurzbeschreibungen von 
"A-Z" fassen typische Merkmale und 
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gen und Organisationen zusammen. 
Ein umfangreicher Dokumententeil er­
gänzt den Text. 

208 Seiten, kart., 12,50 DM 

66 

Erinnerungen 
Dokumente 

Fritz Bringmann 

RöDERBERG 

Von den ver­
schiedensten Seiten her wird nach­
gewiesen, wie durch Einrichtungen 
dieses Staates - Polizei, Verfassungs­
schutz, Bundesnachrichtendienst, Mili­
tärischer Abschirmdienst, aber auch 
durch die elektronische Datenverarbei­
tung - die Demokratie und die Freiheit 
des Bürgers bedroht werden. 
Gleichzeitig wird auf die Möglichkelten 
demokratischer Gegenwehr vor allem 
an Beispielen von gewerkschaftlichen 
Aktivitäten hingewiesen. 
Die Autoren dieses Buches: Wolfgang 
Abendroth, Hans-Udo Borgaes, Chri­
stine Elias, Hartrnut Günther, Wiho 
Haustermann, Hans-Martin Henning, 
Arnd Hochhuth, Hans Friedrich HöUer, 
Martin Kutscha, Axel Landwehr, Norman 
Paech, Gertrud Renz-Polstorff. Willi 
Schlömer, Jürgen Schneider, Ursula 
Tietgen, Roderich Wahsner, Usa Wiese. 

192 Seiten, kartoniert, 13,80 DM 

Während des Krieges wurden insgesamt 
106000 Häftlinge aus uber 20 Nationen in 
das KZ Neuengamme eingewiesen , 
55000 von ihnen kamen ums Leben. Viele 
der Gefangenen der 55 waren nicht im 
Stammlager, sondern in einem der rund 60 
Außenlager untergebracht, wo die meisten 
für die Kriegsproduktion deutscher Kon­
zerne schuften mußten. 

164 Seiten, kartoniert, 
mit zahlreichen Abbildungen 

10,- DM 

RÖDERBERG· 
VERLAG 

SICH ENTSCHEIDEN 
fOr ein Leben ohne 

FIschismus und Krieg -
gegen Neonazismus 

und HochrOSlUng 

"die tat" bestellen 

.10 
HUfllclllsUlche Wochenzeitung 

Er 
hat sie 
schonl 

('Ch ~S~'~,dle :t':-
ab dem ............................ .. 

zum Jahrespreis von 

o 45.- DM als POSlverlrlcbSSluck 

o 54.- DM als Slrcllt>aruJWlIlHJg 

o 'ur Schuler. Sluder,lcn. Auszubll · 
dende. ZOL. Soldalen . wegen 
Nachweis) jeweils 15. DM billtger 

o Ich wünsche kostenlose Probe­
exemplare "dle lat" 

Einsenden an 

I Röderberg-Verlag I 
I Po,tlaeh 4129. 6000 Frankfurt/M'

I 
I"~I 



Sudan 
Catharina Klotz 

Numeiris Tanz auf dem Seil 
"Wir lassen uns nicht vom IMF (Internationaler Währungs­
fonds), der Weltbank und den Vereinigten Staaten regie­
ren!" Mit solchen Slogans demonstrierten im Januar dJ. vor 
allem Schüler und Studenten in Khartum und später auch in 
anderen Städten gegen die Preiserhöhungen bei Waren des 
täglichen Bedarfs. 
Als eine Folge der Abkommen zwischen der sudanesischen 
Regierung und dem IM F waren die Preise für die Grund­
nahrungsmittel Zucker, Mehl, Speiseöl und Fleisch sowie ftir 
Benzin drastisch erhöht worden; ruf Zucker sogar um 62%.1 
Die: Demonstrationen dauerten vitr Tage an, Schulen und 
Universitiilen wurden geschlossen. Am vierten Tag schließ­
lich ging die Polizei mit Gewehren gegen die Demonstranten 
vor; mind~st~ns einer wurde getötet und 85 verhaftet, da"on 
40 Schüler. 
Die jetzigen Preissteigerungen sind nur die Spitze eines F.is­
berges, ein Anzeichen unter vielen für die katastrophale 
Wirtschaftslage des Sudan. Trotz an sich guter natürlicher 
Voraussetzungen steht das Land heute in der Liste der 
ärmsten Länder der Welt an 17. Stelle. 2 

Die wirtschaftliche Situation hat sich in den letzten Jahren 
immer weiter verschlechtert. In der Landwirtschaft führten 
die Anbaumethoden - besonders die schädlingsanfalligen 
Monokulturen - und die Oberstrapazierung des Bodens da­
zu, daß die Baumwollproduktion, wichtigste Einnahme­
quelle des Landes, seit 1976 um 50% gesunken ist. Die Ein­
nahmen daraus betrugen 1980 nur noch 150 Mio Dollar. 
Durch die exportorientierte Produktion und das weitgehen­
de !--ehlen einer eigenen Indusuie ist das Land gezwungen, 
Konsumgüter und ~Iaschinen teuer zu importieren. 1980 
stiegen die Importe um 25% auf 1,7 Mrd Dollar, die Exporte 
jedoch sanken um 3,3% auf 500 .\1io Dollar. Diese 500 Mio 
werden allein schon von den Öh:ahlungen an Saudi Arabien 
aufgezehrt . 

Wirtschaftskrise im Zeichen des IMF 

Man hofft zwa~, bis 1985 über die Hälfte des Bedarfs 
(25 .000 von den benötigten 40.000 Barrel pro Tag) aus den 
eigenen, neuentd~ckten Olvorkommen zu decken. Bisher 
jedoch kosten auch diese nur zusätzlich Geld: die neue Raf­
finuie in Kosti schluckte 1 Mrd Dollar, und die geplante 
Pipeline nach Port Sudan würde weitere 2 Mrd kosten. 
Um überhaupt die Wirtschaft in Gang halten zu können, ist 
der Sudan gezwungen, riesige Kredite im Ausland aufzu­
nehmen. Seine Auslandsschulden betragen mittlerweile zwi­
schen 3 und 4 Mrd Dollar, allein bei westlichen Banken 450 
Mio. Das Zahlungsbilanzdefizit liegt bei 700 Mio Dollar. J 

Schon früher hatte sich die Regierung Numeiri dem IMF 
gegenüber verpflichtet, das Budget zu kürzen und die 
Importe zu beschränken. Diese Verpflichtungen konnten 
jedoch nicht eingehalten werden - das Numeiri.Regime 
kann ~s sich politisch nicht leisten, an der Rüstung oder im 
Verwaltungsapparat zu sparen, und eine Verringerung der 
Importe hätte die Versorgung der Bevölkerung ernsthaft ge­
fahrdet. Der IMF stellte daraufhin die Zahlungen ein. 

Letzten November nun fanden neue Verhandlungen statt. 
Als Ergebnis wurde für 1982 ein "Notkredit" von 237 Mio 
Dollar bewilligt. Dabei mußte der Sudan akzeptieren, seine 
Währung um 12,5% abzuwerten (was Importe weiter ver­
teuert), die Steuern noch mehr zu erhöhen (Olsteuer um 
40%, ImporlSleuer um 10%) und die staatlichen Subventio­
nen fliT Speiseö l, Weizen und Zucker zu streichen.4 

Die Privatisierung der Wirtschaft schritt voran. Selbst das 
Regierungsmonopol auf Zucker-, Weizen- und Mehlimporte 
wurde aufgegeben und die Preiskontrollen gelockert . Das 
führte natürlich zu weiteren Preis5teigerungen und zu einer 
Erhöhung der Innationsrate, die schon jetzt bei tiber 50% 
liegt. 
Bei der restriktiven Lohnpolitik und einer Arbeitslosenzahl 
von 3 Mi0 5 verschlechterten sich 50 die Lebensbedingungen 
.der Bevölkerung rapide. 
Die Proteste dagegen sind nicht vereinzelt. Im Laufe des 

, 
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letzten Jahres gab es eine ganze Serie von Streiks; Höhe­
punkt war der mehrwöchige Eisenbahnerstreik im Mai/Juni 
1981. Er richtete sich gegen die Preissteigerungen und gegen 
unbegründete Entlassungen. die in letzter Zeit immer häufi· 
ger wurden. Präsident Numeiri konnte der Lage nur Herr 
werden, indem er die 43.000 Mitglieder starke Gewerkschaft 
aunöste, in der traditionell die illegale Sudanesische Kom· 
munistische Partei (gegr. 1946) fUhrend ist. Die Unruhen 
setzten sich zunächst in Khartum fort, um sich später auf 
die Provinzhauptstädte auszuweiten. 
Den vorläufigen Höhepunkt bildete die Reaktion auf die 
Preissteigerungen Anfang dieses Jahres. Nachdem zunächst 
Schüler in Khartum demonstriert hatten, schlossen sich bald 
auch die Studenten, schließlich sogar Arbeiter an. Die Be­
wegung verbreitete sich schnell auf die anderen Landesteile. 
In den Städten herrschte Aufruhr: Geschäfte, Tankstellen 
und Autos wurden verbrannt. Sämtliche Schulen und Uni· 
versitäten waren geschlossen. Zwischen Khartum und Atbar 
wurden die Bahnlinien zerstört. Wie breit die Bewegung ist 
und wie wenig Gafaar d-Numeiri mit Unterstützung aus der 
Bevölkerung rechnen kann, zeigt ein Beispiel: Als in Khar­
turn in einer Olraffinerie und in einem Elektrizitätswerk 
Bomben explodienen, wurde die Feuerwehr von der Bevö l­
kerung dann gehinde rt, die entstehenden Brände zu lö­
schen. 
Auch der wieder aufgebrochene Nord-Süd-Konflikt belastet 
das Regime innenpolitisch schwer. Letztes Jahr wurden im 
Zusammenhang mit den Olvorkommen zum ersten Mal 
Pläne bekannt, die halbautonome Siidregion in drei vonein· 
ander unabhängige Provinzen zu unterteilen. Dies löste bei 
den meisten südlichen Politikem Proteste aus. Eine Auftei­
lung würde ihre Macht gegenüber der Zentralregierung 
schwächen und den wirlschafliich unterentwickelten Süden 
kaum von einem Olboom profitieren lassen. 
Ende Dezember 1981 gründeten 21 Südpolitiker, die der 
stärksten Fraktion der Dinka-Stammesgruppe zuzurechnen 
sind und an d~ren Spitze Clement ~'Iboro, ehemaliges Mit­
glied des Regionalparlaments, steht, den Rat für die Einheit 
des Südsudan (CUSS). Sie warfen Präsident Numeiri vor, 
seine Vollmachten zur Auflösung des südlichen Regional­
parlaments verstießen gegen das Abkommen von Addis 
Abeba ( 1972), mit dem damals der Bürgerkrieg zwischen 
Nord und Süd durch größere politische Autonomie für den 
Süden beendet worden war. 
Die CUSS-Mitglieder wurden verhaftet und beschuldigt, eine 
neue Partei gegründet zu haben - ein Verstoß gegen die 
Verfassung des Sudan, nach der die Sudanesische Sozialisti­
sche Union (SSU) die einzig legale Partei ist. 12 der Politiker 
wurden bald wieder freige lassen, die anderen blieben vor­
läufig im Gefängnis. Mittlerweile befindet sich nur noch ci· 
ner von ihnen. Samuel A. Bol. in lIaft. 
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Diese Vorkommnisse sind vielleicht für sich genommen 
nicht von entscheidender Bedeutung. Sie zeigen jedoch, daß 
die Integrationspolitik der letzten Jahre nicht mehr richtig 
funktioniert. Präsident Numeiri kämpft gegen eine Opposi­
tion, die immer stärker wird und von allen Seiten kommt. 
Das Numeiri-Regime reagiert zunehmend repressiver. Naeh 
der Aunösung der Journalisten-Union und der Eisenbahner­
gewerkschaft Mitte letzten Jahres setzte eine Welle von Mas­
senverhaftungen e in. Im Septembcr 1981 wurden in Khar­
turn 8.000 Personen mit der Begründ\J.ng verhaftet, sie se ien 
"Herumtreiber", "Kriminelle" usw. Im Oktober waren es 
bereits über 17.000, und ihre Zahl ist seither nicht gesun­
ken_ 6 

Massenproteste und Nord-Süd-Spannungen 

Doch nicht nur von links kamen Angriffe: Auch die Mahdi­
sten und die Moslembrüder, die sei t 1977 - ein Jahr nach 
ihrem Putschversuch - wieder mit der Regierung zusam­
mengearbeitet hatten, üben zunehmend Kritik und distan­
zieren sich von Gafaar cI-Numeiri. Sie wenden sich vor allem 
gegen die Zusammenarbeit mit Ägypten und den USA_ Und 
sie ford ern die EinfUhrung des islamischen Rechts - was 
sich der nichtislamische Süden niemals gefallen lassen würde_ 
AIs wirksamstes Mittel gegen eine wachsende Opposition er­
wies sich im Sudan noch immer die Umbildung der Regie­
rung und die vorläufige Auflösung der demokratischen In­
stitutionen. 

Im Oktober 198 1 löste Präsident t'l"umeiri (wieder einmal) 
das Nat ionalparlament sowie das südliche Regionalparla­
ment auf. Die Anzahl der Parlamentsmitglieder im National­
parlament wurde von 366 auf 151 verringert. Für den Süden 
wurde eine Ubergangsregierung unter dem moslcmischen 
Militär A. Rassas eingesetzt und Neuwahlen innerhalb von 6 
Monaten angekündigt, womit den südlichen Autonomie­
bestrebungen fUrs erste ein Ende gesetzt war_ 
Im November entließ Numeiri im Zusammenhang mit den 
IMF-Gesprächen sein Kabinett "wegen UnHihigkeit" und 
bildete ein neues aus 13 statt wie bisher 18 Mitgliedern ­
ein Stab Getreuer, die ihm helfen sollen, die neue Politik 
durchzusetzen. Die einzigen, die ihre Posten behielten, 
waren Innen minister A_ Rachman, Außenminister M. ~1uba· 
rak und Verteidigungsminister A. ChaliJ. 

Doch zu Beginn dieses Jahres kam Kritik aus den Reihen der 
eigenen Partei, und schließlich sogar von seiten des Militärs, 
das bisher als einziges fest zu Präsident Numeiri gestanden 
hatte. Man sprach von Korruption innerhalb von Partei und 
Regierung, von schlechter ParteifUhrung. Hohe Generäle kri­
tisierten den immer autokratischer werdenden Stil Gafaar 
el-Numeiris. Dieser drohte daraulbin der SSU gegenüber mit 
Rücktritt, falls sie seine Wirtschaftspolitik nicht rückhaltlos 
akzeptiere. Eine Woche später löste er dann, im Anschluß an 
eine Tagung der SSU, das Zentralkomitee und das Politbüro 
auf. Der für Februar 1982 vorgesehene Parteikongre6 wurde 
auf unbestimmte Zeit verschoben. 

Auch das Militär blieb nicht verschont. 22 Offiziere wurden 
entlassen_ Entmachte t wurde auch A_ Chalil, der "Kron­
prinz", bisheriger Generalsekretär der SSU, I. Vizepräsi­
dent, Vertcidigungsminister und Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte. 
Präsident Numeiri riskiert vie l mit dieser Maßnahme: Wenn 
sein Rückhalt in den Streitkräften schwindet, verliert er 
seine einzige Stütze. Umso mehr muß er nun versuchen, sich 
auf seine ausländischen Freunde zu Stützen _ und dies sind 
vor allem Agypten und die USA. 
Zu Ägypten unterhält der Sudan besonders enge Kontakte. 



Am 5. Januar 1982, am selben Tag, als man begann, auf 
demonstrierende Schüler zu schießen, besuchte Ägyptens 
Außenminister K.H. Ali Präsident Numeiri, während der 
ägyptische Präsident Mubarak seinen Antrittsbesuch in den 
USA abstattete. 
Der Sudan nimmt in den Plänen der USA eine immer wich­
tigere Rolle ein. Die Militärhilfe der USA wurde 1982 von 
30 auf 100 Mio Dollar verdreifacht. (Die Wirtschaftshilfe 
betrug 1981125 Mio Dollar).7 
Welchen Stellenwert der Sudan rur die USA hat, machen die 
Worte von US-Außenminister Alexander Haig deutlich, der 
dieses krisengeschüttelte, bankrone Land als "Insel der 
Stabilität in einem Meer von Aufruhr" bezeichnete. 8 Dies 
hat sich seit dem Tod des ägyptischen Präsidenten Sadat 
noch verstärkt, denn Ägyp tens Haltung ist außenpo litisch 
nicht mehr ganz so eindeutig, wie sie war. 
Der Sudan dient den USA heute als strategischer Gegenpol 
gegen Libyen, Äthiopien und den Südjemen, die sich im 
August 1981 zu einem Verteidigungspakt zusammenge­
schlossen haben. Allerdings war dies nur eine Reaktion auf 
das - auf Betreiben der USA im März desselben Jahres zu­
standegekommene - Sicherheitsabkommen in der Golf­
region. Washington möchte dieses Abkommen auf die ge­
samte Region unter Einschluß des Sudan ausdehnen·. 

Indem G. el-Numeiri die "libysche Gefahr" hochspielte, 
kam er den Bedürfnissen der Reagan-Administration zum 
rechten Zeitpunkt entgegen. Täglich konnte man in Khar­
tum Berichte über libysche Grenzverletzungen und Angtiffs­
akte hören. 
Der Opposition wird vorgeworfen, sie arbeite mit libyschen 
Agenten zus.ammen, sei von diesen angestiftet. Libysche 
Agenten werden auch für die wirtschaftlichen Mißstände 
verantwortlich gemacht und aus einem Luftangriff der liby­
schen Streitkräfte auf den Tschad-Rebellen Hissene Habre 
wird ein militärischer Großangriff auf den Sudan. 

Als Stellvertreter der USA ist der arme und wirtschaftlich 
abhängige Sudan natürlich nicht so gut geeignet wie Ägyp­
ten - als Stützpunkt- und Hinterland rur Rebellen ist er 
jedoch ideal. Er liegt im Zentrum des Interessengebiets der 
USA, am Roten Meer, und hat Grenzen zu acht anderen 
Ländem, darunter Libyen und Äthiopien. Er beherbergt 
viele reaktionäre RebelJengTuppen, ob das nun die von 
Präsident Numeiri auch finanziell unterstützten Truppen H. 
Habres im Tschad sind oder reaktionäre Teile der eritrei· 
sehen Bewegung. 
Trotzdem muß der Sudan vorsichtig sein - die wirtschaft­
lichen und innenpolitischen Schwlerigkeiten erlauben es ihm 
nicht, sich in der Region zu viele Feinde zu machen. Offene 
Feindseligkeiten gibt es eigentlich nur Libyen gegenüber. 
Die Beziehungen zu Äthiopien sind zeitweise besser gewor­
den, und im Januar dJ. gab es Gespräche zwischen G. eI­
Numeiri und dem tschadischen Präsidenten G . Oueddei; die 
offene Unterstützung der Truppen H. Habres war damit be­
endet . 
Was Gafaar el-Numeiri betreibt, ist ein Tanz auf dem Seil. 
Aber die USA werden alles dafür tun, sich ihren Statthalter 
am Roten Meer zu erhalten. Und solange die Opposition 
noch derart zersplittert ist, wird ihnen das wohl auch gelin­
gen. 

Anmttkungen: 
I) Nach: Tag~~·Anz~iger, 15.1.1982 
2) Vg!.lnternational Herald Tribune (IHT), ZUrich, SO.11.1981 
3) Daten nach: IHT, 16., 15. und 30.1 1.1981 
-I) Vg!. PaJcnine, Beirut, Nr. 2/15.·31.1.1982 
5) Vg!. Deutsche Volksuitung, 3.12.1981 
6) Vg1. Süddeutsche Z~itung, 15.9.1981 sowie Fnmkfurter Allge­

meine Zeitung, 7.10.1981 
7) Vg!. IHT, 15.4.1981 
8) Zit. nach: New African, London, Februar 1982 
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Af hanistan 
Im März 1982 kamen in Kahul über 800 Delegierte der regierenden Volksdemokratischen Partei (VDPA) zur ersten VDPA­
Landc:skonferenz seit der Aprilrevolution 1978 l.usammen. Sie biUigten den von VDPA-Generalsekn:tär Babrak Karmal ver­
lesenen Berkht des Zentralkomitees, verabschiedeten einstimmig ein Aktionsprogramm für die kommenden Jahre und be­
schlossen Änderungen des VDPA-Statuts. Darunter findet sich e ine kürzere Kandidatenzeit für Arbeiter und Bauern a ls für 
Kandidaten anderer Sozialbereiche sowie die Verpflichtung, für die Einheit der Partei und die Festigung des Vertraucnsverhält­
nissc:s zu den Massen aktiv e inzutreten. Das Aktionsprogramm nennt als wichtigste Aufgaben die konsequente Fortführung der 
antifeudaJen Agrarreform, die Erhöhung des Gesamtniveaus der Wirtschaft und des Lebensstandards der Massen, die Entwick­
lung der Kultur der Nat ionalitäten und Stämme, eine tidgreifende Demokratisierung, die Respektierung der nationalen Eigen­
heiten, religiösen Gefühle und kulturellen Traditionen des Volkes. Als Voraussetzung hiernir erdchtete die VDPA·Konferenz die 
Zerschlagung der bewaffneten Gegenkräfte und die Konsolidierung der revolutionären Volksmacht. Die Landeskonferenz 
wandte sich in einem AppeU (siehe Kasten) an alle patriotischen Kräfte, beim Aufbau einer neuen Gesellschaft tei~uhaben. 
Ocr Marburger Proressor und Film emacher Güntel Giesenfeld, der kürzlich in Arghanistan weilte, spr.tch in Kabul mit der 
afghanisehen Erziehungsministerin Anahita Ratebzahd über Probleme und Rekonsolidierungsschritte der VDPA. 

Interview mit Anahita Ratebzahd 

Neues Vertrauen in die 
Volksdemokratische Partei 

FRAGE: Warum sind sowjetische Truppen in Ihrem Land 
und wie lange werden sie noch bleiben? 
A. RATEBZAHD: ~un, wir haben die Führung der Sowjet­
union rechtmäßigerweise darum gebeten, da Afghanistan 
und die Sowjetunion einen diesbezüglichen Vertrag unter­
schrieben haben; dieses begrenzte Kontingen t sowjetischer 
Truppen wurde gebeten, uns gegen eine Aggression zu hel­
fen, die vor dem neuen Stadium der Revolution gegen 
Afghanistan im Gange war. 

Andernfalls nämlich - wenn wir nicht um diese Hilfe gebe­
ten hätten, das versichere ich Ihnen -, bestand die Möglich­
keit, daß Afghanistan ein weiteres Chile im Herzen Asiens 
geworden oder in verschiedene Teile zersplittert worden 
wäre. Dann wäre auf Anordnung des Imperialismus und sei­
ner Führungsmacht, der Vereinigten Staaten, der Faschis­
mus an die Macht gelangt. Dieses begrenzte Kontingent so­
wjetischer Truppen ist hier, um uns gegen eine neue Aggres­
sion zu helfen, die es immer noch gibt: An unserer Grenze 
existieren 80 Lager; sie werden von pakistanischen reaktio­
nären Kräften ausgebildet, unterstehen der Regierung Zia 
ul-Haq und genießen die Hilfe der USA, der chinesischen 
Hegemonisten und reaktionärer Kräfte aus arabischen 
Ländern. 

Cowboy Reagan als Helfer der Moslems? 

Sie wissen, daß nach dem Tode Sadats, der öffentlich gesagt 
hat, e r helfe den Konterrevolutionären Afghanistans, Mrs. 
Thatcher an unsere Grenze gekommen ist. Sie nahm sich das 
Recht, diesen Konterrevolutionären zu versichern, daß sie, 
da Sadat tot ist, ihnen mit 4 Mio Pfund Sterling helfen 
werde. 

Und Sie wissen ebenfalls, daß seine Exzellenz, Herr Cowboy 
Reagan, ebenfalls öffentlich erklärt hat, daß er den Konter­
revolutionären Afghanistans helfen wird. Er ging noch einen 
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Schritt weiter und nahm sich das Recht zu sagen, daß sie für 
Afghanistans Freiheit kämpfen und afghanischen MC!slems 
helfen würden, wie er sich ausdrückte. Und er hai eine~ Tag 
(den 21. März; d. Red.) zum Tag des kämpfenden Afghani­
stan erklärt. 

FRAGE: Aber es gibt doch auch Widerstand und Kämpfe 
im Landesinnem? 
A. RATEBZAHD : Wir sind durchaus in der Lage, es mit den 
Konterrevolutionären innerhalb des Landes aufzunehmen. 
Aber das begrenzte Hilfskon tingent sowjetischer Truppen ist 
hier, um die neue Aggression zurückzuschlagen. Wenn man 
uns in diesem Augenb lick, während Sie hier si tzen, ein 
Dokument gäbe, das die Garantie einer Internationalen 
Organisation enthielte, würden wir das begrenzte Kontin­
gent so.wjetischer Truppen bitten, in seine friedliche Heimat 
zurückzukehren, so wie wir es gebeten haben, zu kommen. 
Und sie werden in ihre friedliche Heimat zurückkehren. 
Aber solange es eine solche Garantie nicht gibt und so lange 
unsere Nachbarn sich nicht mit uns an einen Tisch setzen 
können, um die Dinge auf politischem Wege zu diskutieren, 
so lange werden wir sie dabehalten, weil es diese 80 Ausbil­
dungslager an unserer Grenze gibt. 

FRAGE: Könnten diesen Schutz nach außen nicht Truppen 
der UNO übernehmen? 
A. RATEBZAHD: Nun, ich muß Ihnen sagen , daß wir die 
Vereinten Nationen darum gebeten hatten, durch ihre Hilfe 
oder in Gegenwart ihres Generalsekretärs mit unseren Nach­
barn zu sprechen. Aber wir bekamen keine Antwort. Und 
dann können wir sehen, daß überall in der Welt UN-Tmppen 
stehen, aber z.B. im Libanon, in Palästina und in Syrien und 
auf den Golan-Höhen gehen die Dinge weiter, und niemand 
kann etwas dagegen tun. 
Warum solhen wir also auf einem so schwierigen Weg um 
Hilfe biuen, der doch keine Garantie bielet und das Leiden 
des afghanisehen Volkes nicht beenden kann? Das einfach­
ste ist deshalb , daß die Länder dieser Region sich zu sam-



mensetzen und ihre Streitfragen auf politischem Wege lösen, 

d.h. durch Verhandlungen, freundschaftlich und friedlich. 
Aber die imperialistischen Kräfte wollen nicht, daß unsere 
Nachbarn sich an den Verhandlungstisch setzen, weil sie 
Pakistan anstelle des Iran, den sie verloren haben, als Gen· 
darmen in der Region behalten möchten. 
}-'RAGE: Wie sieht es aus mit der Unterstützung der Bevöl· 
kerung Afghanistans für die Regierung und für die Politik 
der Partei? 
A. RATE BZAHD: Die Menschen meines Landes haben eine 
sehr unverwechselbare Lebensweise und Tradition. Wenn sie 
wissen, daß Sie gerecht und ehrlich mit ihnen umgehen, 
werden sie immer mit Ihnen zusammenarbeiten. 
Nach der neuen Etappe der Revolution (seit dem Sturz H. 
Amins am 27.12.1979; d. Red.) haben wir sehr große An· 
strengungen untt:rnommen, unter dem Volk zu arbeiten, das 
sein Vertrauen verloren hatte. Wir gründeten mindestens 13 
neue Massenorganisationen in allen Teilen des Landes, die 
sich um die Vaterländische Front schanen. Sie kommen von 
verschiedenen Stämmen und verschiedenen Nationalitäten, 
die im Land leben .. Durch diese Massenorganisationen und 
aufgrund der Arbeit mit dem Volk verstanden die Menschen 
die Volksdemokratische Panei (VDPA) und das Programm 
der Regierung und gewannen ihr Vertrauen in sie zurück. 
So kommen sie nun zu uns. Sie kommen zur Fühnmg des 
Staates und sagen, daß sie gegen den gemeinsamen Feind 
gemeinsam mit den Parteimitgliedern, den Massenorganisa. 
tionen und den Regierungsmitgliedern kämpfen wollen. 
Wir hören jeden Tag aufs Neue, daß diese Menschen in ganz 
Afghanistan zu ihren örtlichen Verwaltungen, ihren Provinz· 
regierungen und ins Zentrum des Landes kommen und Fra· 
gen stellen, ihre Waffen niederlegen und uns billen, ihnen zu 
helfen, Sicherhdt und Frieden in ihren Dörfern, in ihren 
Hausem zu gewährleisten. 
Sie arbeiten mit uns zusammen, um ihre niedergebrannten 
Schulen, Hospitäler und Moscheen wiederaufzubauen und 
Häuser für sie selbst zu errichten. Sie arbeiten auch mit uns 
zusammen, um ihre Karawanen zu beschützen, die durch das 
Land ziehen, um Lebensmittel und Material für die Men· 
sehen in alle Landesteile zu transportieren. 
Durch all das wissen wir gut Bescheid. Und wir sehen auch 
die Demonstrationen, die in Kabul stattfanden, und ähn­
liche Demonstrationen überall im Land, die zur UnterstÜt· 
zung der landesweiten Parteikonferenz der Partei und des 
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Regierungsprogramms und zur Zurückweisung des (Rea· 
gan 'schen "Solidaritätstags" vom; d. Red.) 21. März. 

FRAGE: Wann wird es in Afghanistan Wahlen geben? 
A. RATEBZAHD: Wenn wir von' Wahlen sprechen, so muß 
ich einerseits sagen, daß wir eine sehr delikate Situation im 
Lande haben, und andererseits, daß wir wirkliche Wahlen 
wollen und keine kiinstlichen. 
Deshalb lassen wir uns noch Zeit, um unser Volk dahin zu 
bringen, alles zu verstehen, und um wenigstens einen gewis­
sen Prozentsatz des AnalphabetenlUms loszuwerden, der 
immer noch etwa 90% im Land beträgt. 
Was die Wahlen betrifft, so werden wir sie eines Tages 
durchführen. Aber in der gegenwärtigen Situation müssen 
wir alle Kräfte darauf konzentrieren, den Feind an der 
Kampffront zurückzuschlagen. Meiner Meinung nach kom· 
men in einer solchen Situation Wahlen nicht in Frage. 
Dies zumal wir wissen, daß die Menschen de facto mit uns 
zusammenarbeiten, das Programm der Volksdemokratischen 
Partei Afghanistans und der Regierung Afghanistans akzep­
tieren, das ihrem künftigen Wohlergehen, ihren Kindern und 
Familien ebenso wie dem ganzen Land dient und - was sehr 
wichtig ist - dem Land zunächst den Frieden bringt. Erst 
wenn Frieden heTTScht, kann man Wahlen durchfUhren, die 
keine künstlichen sein werden. 
FRAGE: Können Sie uns etwas über die Ergebnisse der lan· 
desweiten Parteikonferenz sagen, die am 15. März 19'82 zu 
Ende gegangen ist? 
A. RATEBZAHD: Die landesweite Konferenz der Partei 
(siehe Kasten; d. Red.) war eine sehr ermutigende Schule für 
unsere Parteimitglieder , die Kader und die FÜhrungskräfte 
der Partei. Sie zeigte uns neue Wege in der Parteiarbeit und 
trug in höchstem Maße zur Stärkung der Ei~heit der Partei 
bei. 
Die Konferenz hat auch ihren Beitrag zu mehr Sicherheit 
und Stabilität im Lande geleistet, vor allem dazu, gemein· 
sam, Hand in Hand, die Konterrevolutionäre und Rebellen 
loszuwerden und der Nation Frieden zu bringen. Für die 
Menschen in Afghanistan ist es von großer Bedeutung, daß 
vor allem anderen der Frieden im Lande gefestigt wird, da· 
mit sie leben, arbeiten und in den Genuß der Früchte ihrer 
eigenen Arbeit kommen können - in der Landwirtschaft 
ebenso wie auf industriellem, kulturellem, sozialem und an· 
derem Gebiet. Wir meinen deshalb, daß diese Konferenz 
eine Schu le für jeden war. 
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Appell an das Volk Afghanistans 
Liebe Landsleute, Brüder und SchwC'Stern in aUen Teilen unserer 
geliebten Heimat, Patrioten und rCl:htschaffenc Moslems! 
\Vir Vertreter der Volksdemokratischen PilflC; Afghanistans 
(VDPA), der Avantgarde der Arbeiterklasse und aller Werktätigen 
unseres Landes, haben soeben uruere Parleikonferenz beendet, auf 
der wir darme. sprachen, was getan werden kann und muß, um die 
Erfüllung der sehnlichen Lcbenswiinschc unseres leidgcpriiften Vol­
kes zu beschleunigen.( ... ) 

Unsere KoMeTem; hat ein Aktionsprogramm beschlossen, und wir 
möchten, daß Ihr. ehrenhafte Moslems und Patrioten, seinen Inhalt 
kennt. Und wir sind l.ibcncugt, daß keiner von euch bei seiner 
Erfüllung abseits stehen wird. Was schlagen wir vor, und was stre· 
ben wir an? 
Wir schlagen vor, $0 bald wie möglich Maßnahmen ... ur Siehentel· 
lung der Arbeit für alle Werktätigen zu ergreifen, gerechte Löhne 
fntzusetzen, einen großzügigen Bau von Wohnungen fiir die Werk­
tätigen in Angriff zu nehmen, PreiskontroUen einzufuhren, eine 
Verbesserung der medizinischen Jktreuung der Werktätigen und die 
allgemeine Gn.mdschulbildung durchzusetzen. 
Unsere Revolution hißte die Fahne des entschlossenen Kampfes für 
die Menschenrechte. Niemand soll sich in Afghanistan erniedrigt 
oder benachteiligt fUhlen. Die Zeiten der schrankenlosen Willkür 
gegen die einfachen Leute, an die sich ehemalige Feudalherren 
klammern, sind um, und wir werden ihre Rückkehr niemals zulas­
RO. 

Veränderungen für die einfachen Leute 

Mit der Weiterentwicklung der Industrie werden sich die Löhne 
erhöhen sowie die Arbeits- und Wohnbedingungen verbe$$Crn. 1)ie 
Partei und die Regien.mg werden alles Mögliche unternehmen, da­
mit die Arbeiterklasse im Leben des Landn eine wachsende Rolle 
spielt. Die VDPA und die Regierung der Demokratischen Republik 
Afghanistan sind bestrebt, den Bauern in einer möglichst kun:en 
Frist Und und Wasser zu geben, ihnen materielle Hilfe zu leisten. 
Die revolutionäre Macht möchte den Bauern helfen, aus der Fin· 
nemis auszubrechen, und ihren Kindern Bildung geben. 
Die Bauern sind die zahlreichsten Tei lnehmer an der revolutionären 
Erneuerung der Heimat, und die VDPA ist überzeugt, daß s.ie in 
wachsendem Malk -.:u Kämpfern für die Revolution und für ihr 
eigenes Glii.ck werden_ 
Die VDPA ist fest entschlossen, die kreati"en Möglichkeiten der 
afghanischen Intelligenz zu erweitern, ihre Beteiligung an der Lö­
sung akutester Probleme unseres Landes zu fördern_ Das Volk 
glaubt an seine Intelligenz und erwartet, daß sie ihm hilft. 
Händler und Handwerker mÜS5en überzeugt sein, daß die Partei und 
die Volumacht an der Entwicklung ihrer Produkt iOIl5- und Han­
ddstätigkeit zutiefst intereniert sind. Wir sehen in ehrlichen 
Händlern und Handwerkern Teilnehmer unserer Revolution und 
werden ihnen jegliche Hilfe leisten. Als Revolution$leilnehmer be· 
trachtet die VDPA auch jene nationalen Unternehmer, die zum 
Aufblühen Afghanistans beitragen_ Der Staat sichert ihnen Hilfe 
und Schutz vor der Konkurrenz des ausländischen Kapitals, schafft 
Bedingungen für eine gegen$<:itig vorteilhafte Zusammenarbeit mit 
dem staatlichen Sektor. {---l 
In der nationalen Frage wird der Kurs auf tatsächliche Gleichbe­
rechtigung und gleiche Möglichkeiten für alle Völkerschaften 
Afghanistans bei Respektierung des Freiwilligkeiuprinzips und der 
Oberzeugungen gesteuert. Wir werden danach streben, die Be­
schleunigung des Prozesses der Annäherung, der Zusammenarbeit, 
des Einvernehmens, der Freundschaft und der Brüderlichkeit zwi­
schen ihnen zu fördern. Ohne das kann es kein starkes und gedei­
hendes Afghanistan geben. 
Zusammen mit der revolutionären Regierung muß jet:tt das Volk 
das Wichtigste erreichen: Frieden und Ruhe auf dem Boden der 
geliebten Heimat. In ganz Afghanistan wollen nur die Bandenan­
führer keinen Frieden. Sie brauchen keinen Frieden, weil sie sich 
am Krieg gesundstoßen_ Kommt der Frieden, so werden ihnen die 
Imperialisten und Hegemonisten kein Geld mehr geben, wird man 
nicht mehr ungestraft Straßenraub treiben. Bauern, Handwerker 
und Händler ausplündern können. Es gilt, so bald wie möglich die 
Rebellen- und Inter\'entenbanden zu zerschlagen_ 
In jedem Kreis und in jedem Bezirk müssen freiwillige Abteilungen 
zum Schutz der Revolution und zur Selbstverteidigung aufgestellt 
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werden. Die Regierung wird diesen Abteilungen mit Ausrüstung, 
Nachrichten- und Transportmitteln helfen. Wir dürfen die Rebellen, 
die Pseudomoslems nicht in die Städte und Dörfer hereinlassen. 
Möge unter den Füßen der Gewalttäter und Räuber der Boden 
brennen! 
Moslems, wir erklären erneut feierlich, daß Respekt gegenüber der 
heiligen islamischen Religion der gesamcen Politik der Partei und 
der revolutionären Regierung zugrunde liegt. Im Widerspruch zum 
Islam steht das verbrecherische Treiben der Konterrevolutionäre, 
nicht aber das Streben der Volksmacht, die uralten Wünsche der 
werktätigen moslemischen Massen zu erfüllen. Deshalb fordern wir 
Konferenzteilnehmer alle Moslems, Ulemas, Mullahs und Imams 
auf, sich zum enuchlossenen und gnadenlosen Kampf gegen die 
Feinde unserer heiligen Religion, gegen die Feinde unseres leidge­
prüften Volkes zu vereinigen. 

Sich von der patriotischen Pflicht leiten lassend, Hiliren unse re tap­
feren SlRitkräfle einen aufopferungsvoJ1en Kampf gegen innere 
und äußere Feinde der Revolution, verteidigen sie ihre Errungen­
schaften. Es ist eine neue Volksarmee. Dienst am Volk und nicht 
der Schutz einer Handvoll von Unterdriickern vor dem Volknorn 
in für sie die höchste Pflicht. Wir fordern die Angehörigen unserer 
Streitkräfte, der Volksmiliz und der Sicherheil5kräfte auf, den 
Stand ihrer Gefechtsausbildung auf jede Weise zu erhöhen, die 
Disziplin zu verstärken, stelS mit dem Volk zu sein und für das 
Volk einzutreten. 

Teure Freunde und Genossen! Tretet unseren heldenmütigen Streit­
kräften bei, damit die Stunde näherri.ickt, da in unserer geliebten 
Heimat Ruhe und der langenchnte Frieden herrschen werden! 
Patrioten ! Einen unschätzbaren Beitrag zum gemeinsamen Werk 
des Kampfes fUr die Errichtung der neuen GesellSChaft in unserem 
Unde wird Eure Hilfe beim Aufstieg der Wirtschaft, beim Wieder­
aufbau und bei der Instandsetzung ,lillstehender und beim Bau 
neuer Betriebe sein_ Das wird Hunderttausenden MenKhen Arbeit, 
Brot und Obdach geben. Das wird Minel für d ie Verwirklichung der 
in Aussicht genommenen Plane zur Erhöhung des Lcbens$landards 
unseres Volkes geben, wobei es sich um den ersten Schritt zu der 
von jedem rechtschaffenen Moslem, von jedem Patrioten unserer 
Heimat so heiß ersehnten Prosperität handeln wird. Es gilt, alles, 
was dem Volk gehört, vor Feinden des Volkes zu schützen: 
Fabriken, Brücken, Straßen, Kraftwerke, Bcwäuerungskanäle, 
Schulen, Krankenhäu$<:r usw, Die Feinde zerstören sie, um dadurch 
den Kricgnunand zu verlängern. Not und Elend des Volkes 
kümmern sie nicht. Für alle Patrioten und recht$Chaffenen Moslems 
Afghanistans ist es eine Ehrensache, unsere ge liebte Heimat vor 
Ruin und Ausplünderung zu retten. 

Wir wi$$Cn sehr gut: Mögen die Konterrevolutionäre noch so wüten, 
mögen die amerikanischen. Imperialisten und Pekinge! Hegemoni· 
sten noch soviel Gold zur Unterstützunk unserer Feinde ausgeben -
ihre schwarzen Pläne sind zum Scheitern verurteilt. Es wird ihnen 
nicht gelingen, dem afghan ischen Volk erneut das Joch der Feudal­
knechtschaft und der Ausbeutung aufzuzwingen. 

Volk Afghanistans! Die Partei hat keine anderen Interessen als den 
Dienst an den Interessen unserer geliebten Heimat. Die Parcei 
wünscht dem Volk. was sich jeder Afghane wÜß$Cht: Jo"rieden, Ar­
beit, Brot. 
Der Sieg über die Kräfte der Konterrevolution, über Gewalttäter 
und Banditen wird jedoch nicht von selbst kommen. Er erfordert 
von uns das volle Aufgebot aller unserer Kräft~ und materiellen 
Möglichkeiten, Mut, Standhaftigkeit und Ausdauer. Wir müsscn die 
Einheit unserer Reihen, die Geschlossenheit und Solidarität aller 
Patrioten unserer Heimat unermüdlich festigen. Der Sieg kann nur 
errungen werden, wenn alle dafür gemeinsam kämpfen. 
Söhne und Töchter Afghanistans! Wir richten an Euch den Appell, 
Euch um unsere Partei zu scharen und unter ihrer Führung mit der 
Konterrevolution aufzuräumen, die den Weg zum Glück des Volkes 
versperrt. 
Mögen in unserem geliebten Und Friede und Ruhe herrschen! 
Mögen in unserem Vaterland Menschenwürde und Barmherzigkeit 
herrschen! 
Unter dem Banner der Aprilrevolution vorwärts ZUr Errichtung 
eines glücklichen, unabhängigen und norierenden Afghanistan! 
Tod der Konterrevolulion, der Reaktion und dem Imperialismus! 
Wir werden siegen! 
(Quelle: AfghaniJtan, Bonn, 20.4.1982, S_ 1-6) 



Vietnam 
Peler Dielzel 

Eindrücke vom 5. Parteitag 
der KP Vietnams 

Vom 27.-31. März. dieses Jahres fand in Hanoi der 5. Partei­
tag der Kommunistischen Partei Vietnams statt. Als Gäste 
aus der Bundesrepublik nahm eine Delegation der DKP teil. 
Zusammm mit Karl-Heinz Sehröder, Mitglied des Präsi­
diums der DKP, verfolgte Peter Dien:el das Geschehen auf 
dem Parteitag. Dies sind seine Eindrücke. 

Wie wird sich uns das heutige Vietnam, 7 Jahre nach dem 
Sieg darstellen? Wie wird es fertig mit den Folgen der bar­
barischen Kriegsführung der USA, mit den Problemen des 
wirtschaftlichen Aufbaus? Wie reagiert das Land auf die 
neue Bedrohung, die von den chinesischen Hegemonisten 
ausgeht? Diese Fragen bewegen uns, als wir am 24. März. 
1982 unsere Reise antreten, um am 5. Parteitag der KP Viet­
nams teilzunehmen. 
Im Landeanflug auf Hanoi glänzen unter uns quadratische 
Reisfelder. Ihr leuchtendes Grün ist mit Flicken übersät. Es 
sind Wassertümpel, entstanden in Tausenden von Kratern -
Spuren amerikanischer B·52·Bomber. 
Ein Artikel in der Welt, mit dem sie ihre Leser auf den 
bevorstehenden Parteitag hinweist, kommt uns in den Sinn: 
"Die Not der Gegenwart hat das Elend und die Bombenan· 
griffe der Vergangenheit verklärt. Die einst gewiß nicht ge· 
liebten Amerikaner genießen eine geradezu mythische Ver· 
ehrung ... " Welch eine Menschenverachtung, welch ein Zynis· 
mus, welch ein Haß auf den sozialen Fortschritt, der aus 
dem SozialismU'l wächst, muß die Gedankenwelt einer 
Verena Stern prägen. 

Produktion und Verteidigung 

Auf dem Weg vom Flughafen nach Hanoi überqueren wir im 
Schrittempo die Brücke über den Roten Fluß. Unzählige 
Radfahrer kommen uns entgegen. Unter schwerer Last ge· 
beugte Bäuerinnen trippeln im Rythmus der wippenden 
Tragestange an uns vorbei. Die Brücke, einzige Verbindung 
Hanois mit den Vorstädten auf dem Nordufer, ist eine 
Legende. Obwohl Ziel zahlloser Bombenangriffe, wurde sie 
nur einmal getroffen. Die starke Luftabwehr der mit sowje. 
tischen Waffen ausgerüsteten vietnamesischen Armee halte 
die US·Piloten das Fürchten gelehrt. 
Oberlastet und völlig veraltet, versieht die Brücke noch heu· 
te ihren Dienst. Doch schon entsteht eine neue. Sowjetische 
Fachleute waren eingesprungen, als die Chinesen im Juli 
1978 die Bauarbeiten über Nacht einstellten. Am Tage vor 
unserer Ankunft wurde der erste von sechs Brückenteilen 
montiert. 

In den Tagen vom 27. bis 31. März 1982 nehmen wir am 
5. Parteit:fg der KP Vietnams teil. Als die Delegation vom 
Genossen Le Ouan, Generalsekretär der Partei und Vo 
Nguyen Giap, dem legendären und geachteten General 
zweier Befreiungskriege, begrüßt wird, werden unwillkürlich 
Erinnerungen wach. Erinnerungen an die Zeit der USo 
Aggression gegen Vietnam, an die großen Aktionen der Viet· 

nam.Solidaritätsbewegung, die eine ganze Etappe in der Ent· 
wicklung der demokratischen Bewegung unseres Landes be· 
stimmten, und die politischen Vorstellungen einer Genera· 
tion junger Menschen prägten. 
Aus Nachrichtenmeldungen e rfahren wir, daß die westliche 
GefÜchteküche angefüllt ist mit Spekulationen über Macht· 
kämpfe in der Parteiftihrung, Bankrott der Wirtschaftspoli. 
tik und Ähnlichem. 
Doch was wir erleben, ist etwas völlig anderes. Wir werden 
Zeugen, wie die Kommunisten Vietnams mit großer Ge· 
schlossenheit, Realismus und unbeugsamen Willen um die 
Lösung der schwierigen Probleme ringen, vor denen das 
Land steht. Produktion und Verteidigung - diese strate· 
gische AufgabensteIlung durchzieht alle Aussagen des Partei· 
tages. Sie prägt den politischen Bericht des Generalsekretärs 
Le Duan ebenso wie das Referat Pham Van Dongs, Vorsit­
:l!ender des Ministerrates, über die ökonomischen und sozia· 
len Hauptaufgaben und die Ausführungen Le Duc Thos :/!Ur 
Entwicklung der Partei. 
Wir empfinden, daß auch die Sorgen unseres und anderer 
Völker angesprochen werden, als der Parteitag Front macht 
geg!!n die globale Friedensbedrohung durch den US-Imperia· 
lismus und seine Verbündeten. In Siidostasien ist diese Be· 
drohung tägliche Realität. Ständige Einmischungsversuche 
in die inneren Angelegenheiten der indochinesischen Staaten 
und imperialistischer Wirtschaftsboykott sind gepaart mit 
m ilitärischen Attacken der chinesischen Hegemonisten an 
der Nordgrenze Vietnams sowie mit überfallen von Resten 
der Pol·Pot·Soldateska auf kampucheanisches Gebiet. 
Diese unfaßbaren Verbrechen sind plötzlich gegenwärtig, als 
unser Betreuer, Genosse Phuc, davon berichtet, daß sein ein· 
ziger Bruder erst im Oktober 1981 bei der Abwehr eines 
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chinesischen überfalls an der Nordgrenze gefallen ist. Dies 
ist kein Einzelschicksal. Mit bewegenden Worten des Dankes 
wendet sich der Generalsekretär der revolutionären Volks­
partei Kampucheas, Genosse Heng Samrin, von der Tribüne 
des Parteitages an die Miiller, Frauen und Bräute der viel­
namesischen Soldaten, die ohne Opfer zu scheuen, zuverläs­
sig Schutz und Hilfe leisten beim Aufbau des neuen Kam­
puchea_ 

Die Delegierten des Partei tages bekräftigen die Entschlossen­
heit Vietnams, jeglicher Aggression eine Abfuhr zu erteilen_ 
Gleichzeitig bekunden sie den Willen Vietnams zum fried­
lichen Zusammenleben mit China und allen anderen Staaten 
der Region. 

Aus zahlreichen Gesprächen erfahren wir, daß große Hoff­
nungen auf den Kampf der Friedensbewegung in den Län­
dern Wesleuropas und den USA gesetzt werden. Darauf, daß 
der Kampf um Frieden und Abrüstung bei uns zu einem 
konkreten Beitrag auch der Solidarität mit den Friedens­
bemühungen der indochinesischen Staaten werde. 

Die Wirtschaftslage - weiter besorgniserregend 

Seit dem Sieg 1975 und der Wiedervereinigung des Landes 
hat Vietnam beachtliche Aufbauerfolge errungen und 
Schwierigkeiten überwunden. Drohende Hungersnöte in den 
iibervölkerten Städten des Siidens wurden abgewendet, das 
Massenelend der Prostituierten und Drogensiichtigen besei· 
tigt. Es entwickelte sich das Schul· und Gesundheitswesen. 
Den Kriegswaisen, Versehrten und alten Menschen wurde 
soziale Fiirsorge zuteil. Kriegsschäden an Wohnraum und am 
Verkehrsnetz wurden weitgehcnd behoben, industrielle 
Schwerpunkte entwickelt und die ursprünglich fast gänzlich 
vom Ausland abhängige Industrie des Siidens wieder ingang­
gebracht. 
Gewiß eine gewalt ige Leiswng. Doch die hohen Erwarwn­
gen, die der glänzende militärische Sieg halte aufkeimen las­
sen, konnten noch nicht erfiillt werden. Die wirtschaftliche 
Lage Vietnams ist nach wie vor besorgniserregend. Auf vie­
len Gcbieten blieb die Produktion teils weit hinter den ge­
steckten Planzielen zuriick. 
In der offenen, kr itischen und selbstkritischen Atmosphäre 
des Parteitages bleibt auch dies nicht unausgesprochen. Ge­
nosse Lc Duan stellte dazu fest: "Das Ergebnis bei der Reali­
sierung der Wirtschaftspläne in den 5 jahren 1976 bis 1980 
hat gezeigt, daß die ernsthaften Disproportionen in der 
Volkswirtschaft noch nicht eingeschränkt werden konnten. 
Die Produktion entwickelte sich langsam, während die Be­
völkerungszahl schnell anstieg. Das Nationaleinkommen ge­
währleistet noch nicht die geselJschaftliche Konsumtion, ein 
Teil der gesellschaftlichen Konsumtion muß sich auf Kredite 
und Wirt~haftshilfe stützen, d ie Wirtschaft schafft noch 
nicht die Akkumulation." 
Sorgenkind Nr. I ist nach wie vor die Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln. Zwischen 13 und 2 1 kg ste hen je. 
dem Vietnamesen pro Monat zu. Zu wenig, um immer aUe 
satt zu machen. 
Zu den Ursachen heißt es im Bericht des Generalsekretärs: 
"Die Wirtschaft unseres Landes ist im allgemeinen noch eine 
Kleinproduktion, die außerordentlich schweren Folgen e ines 
langwierigen Krieges und des Kolonialismus müssen ertragen 
werden; in den vergangenen 5 jahren mußten wir fast 3 
jahre Krieg zur Verteidigung des Landes führen; die alten 
Kriegswunden waren noch nicht ganz verheilt, als neue Zer­
Störungen e intraten; es traten wiederholt große Naturkata­
strophen hintereinander auf; die Feinde verursachten viel­
sei tige ständige ZerstÖmngen." 
Auf dem Parteitag kommen jedoch auch Fehler zur Sprache, 
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beispielsweise bei Planung und Lt::ilung der Wirtschah. 
durch subjektive Unzu länglichkeiten und die an Umfang 
und Tempo zu geringe Heranbildung qualifizierter Kader. Le 
Duan: " In vielerlei Hinsicht ist es sicher, daß die Fehler und 
Mängel in der Führung und Leitung die lIauptursache sind, 
oder aber zur weiteren Erhärtung der schwierigen Situation 
in der Wirtschaft und Gesellschaft in den vergangenen jah­
ren geführt haben." 
Mit Blick auf schwerwiegende Mängel bei der Konkretisie· 
rung und Umsetzung der vom 4. Parteitag gegebenen Orien­
tierung, wird selbstkritisch festgestellt: 
"Wir haben die Schwierigkeiten und Komplikationen des 
Weges zum Sozialismus in einer Wirtschaft, in der die Klein· 
produktion verbreitet ist, noch nicht vollständig überblickt. 
Wir haben den Umfang und die Veränderungen in der Wirt· 
schaft und Gesellschaft nach einem langandauemden Krieg 
noch nicht vollständig gesehen. Wir haben die Schwierigkei­
ten und Komplikationen bei der Uberw indung unserer 
Schwächen in der Leitung der Wirtschaft und Gesellschaft 
noch nicht bis zum Schluß erkannt, und wir haben die viel­
seitigen und ungünstigen Veränderungen in der Welt noch 
nicht vollständig in Betracht gezogen. 

Dadurch hatten wir besonders am Anfang subjektiv und 
iibermütig einige ziemlich hohe Kennziffern fiir den Umfang 
und die Geschwindigkeit des hauptsächlichen Aufbaus und 
der Entwicklung der Wirtschaft festgelegt. Dieser übermut 
äußert sich auch noch anders, wie in der ziemlich schnellen 
Kollektivierung der Landwirtschaft in einigen Gebieten, in 
der Aufstellung von Plänen und der Erweiterung des Baus 
einiger Projekte , obwohl Dokumentationen, überprüfungen, 
Studien und Vorbereitungen noch fehlten und nicht zur 
Verfiigung standen." 

Vietnam steht mitten in seiner zweiten Schlacht. Es geht um 
den Sieg auf dem I'-eld der Ökonomie. Ihn fürchtet der 
Imperialismus nicht minder als den Sieg Vietnams im Befrei­
ungskampf. Der Parteitag konzentr ierte alle Kräfte auf eine 
neue Offensive. Strategischer Eckpfeiler ist dabei die Zusam­
menarbeit mit den anderen sozialistischen Staaten im Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW), dem Vietnam seit 
1978 angehört. 

Die Ziele für die 80er J ahre 

Zur überwindung der Probleme auf ökonomischem und 
sozialem Gebiet wird auf folgende Ziek für die 80er jahre 
orientiert: 

,,1. Um die dringendsten und grundlegensten Bedürfnisse zu 
befriedigen, das materielle und kulturelle Lebensniveau des 
Volkes zu stabilisieren und zu verbessern, ist das Wichtigste, 
zuerst eine Lösung der Getreide· und Nahrungsmittelpro­
bleme herbeizumhren, d ie Bediirrnisse an Kleidung, Bildung, 
medizinischer Betreuung, Wohnraum, Reisen, Kinderbetreu­
ung und anderer grundlegender Konsumbedürfnisse zu be· 
friedigen. 
2. Die Schaffung der materiell-technischen Basis du Sozia­
lismus, im Hinblick auf eine Erhöhung der landwirtschaft· 
lichen Produktion, der Konsumgüterindustr ie und des Ex· 
ports; weitere Vervo llkommnung der technischen Ausrü­
stung anderer Wirtschaftszweige, Schaffung von Vorausset· 
zungen für eine bessere Entw icklung der Schwerindustrie in 
der kommenden Etappe. 
3. Abschluß der sozialistischen Umgestaltung in den 
Südprovinzen, weitere En twicklung der sozialistischen Pro· 
duktionsverhältnisse im Norden, Konsolidierung der soziali· 
stischen Produktionsverhältn isse im ganzen Land. 
4. ErfiilJung der Bedürfnisse der Landesverteidigung, Festi· 



gung der nationalen Verteidigung, der Garantierung von 
Sicherheit und Ordnung." 
So soll das Nationaleinkommen jährlich um 4,5-5%, die 
landwirtschaftliche Produktion um 6-7% und die Industrie­
produktion um 4-5% steigen. Angesichts des raschen ßevöl­
kerungszuwaehses bedeutet eine Realisierung dieser Zielstel­
lung jedoch nur wenig mehr als eine Stabilisierung der 
gegenwärtigen Lage. 

Wekhe Rolle auch hierbei den vietnamesischen Streitkräften 
zukommt, wird uns deutlich, a ls wir den Pavillon der Armee 
auf der nationalen Wirtschaftsausstellung besuchen. Vom 
Maschinenbau über die Holzwirtschaft und die pharmazeu­
tische Industrie bis hin zu einer Schlangenfarm, die Serum 
rur verschiedene medizinische Zwecke liefert - die vietna­
mesischen Soldaten sind in bedeutendem Maße in den Pro­
duktionsprozeß einbezogen, leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Entwicklung der Volkswirtschaft und erreichen zugleich 
einen hohen Grad an Selbstversorgung. 
"Einmal sehen ist besser als tausendmal hören", sagt man. 
Und unübersehbar ist: Dieses Land braucht die Solidarität 
seiner Freunde heute so wie in der Vergangenheit. Wieder­
holt bringen unsere vietnamesischen Gesprächspartner ihre 
hohe Wertschätzung für die Tätigkeit der Hilfsaktion Viet­
nam und der Freundschaftsgesellschaft BRD-SR Vietnam 
zum Ausdruck. 

Die KP Vietnams zeigt Geschlossenheit 

Gegenwärtig n.istet die Hilfsaktion, die sei t 1965 bereits 
Hilfe im Wert von 70 Mio DM an Vietnam und Kampuchea 
geleistet hat, eine Nähnadelfabrik im Hanoier Vorort Ha 
Dong mit Maschinen im Gesamtwert von rund 5 Mio DM 
aus. An diese Zahlen werden wir erinnert , als der Botschaf· 
ter der Bundesrepublik in Hanoi, Dr. Vollen, uns mitteilt, 
der gesamte Umfang humanitärer Hilfe der Bundesregierung 
an Vietnam habe sich im letzten jahr auf I Mio DM belau­
fen. Kommentar überflüssig. 
Wir erleben die Kr Vietnams als eine selbstbewußte, ent· 
schlossen und einheitlich handelnde Kraft. 1033 Delegierte 
vertreten 1,7 Mio Mitglieder. 40% der Delegierten waren von 
Parteiorganisationen im Bereich der Wirtschaft gewahIt wor­
den. 102 kommen aus Industriebetrieben. 1/3 der Delegier­
ten besuchte die Hochschule oder verfügt über eine ver­
gleichbare Bildung. 14 Delegierte nehmen bereits seit 
Gründung der KP Indochinas im jahre 1930 am revolutio­
nären Kampf teil, während 34 erst nach 1975 in die KI' 
Vietnams aufgenommen wurden. 
Während die bürgerliche PreSSe über Säuberungen und 
Machtkämpfe in der Parteispitze spekuliert, wählen die 
1)elegierten in Einmütigkeit die neue Führung ihrer Partei. 
~ntsprechend den neuen Aufgaben wird die Zusammenset­

zung der leitenden Gremien verändert. jüngere, bewährte 
Genossen rücken nach. Hier wird keine Schwäche, sondern 
Stärke dieser Parlei sichtbar, die im Bewußtsein ihrer Kraft, 
aber auch ihrer Mängel, geschlossen um die Lösung ihrer 
Probleme ringt. 
Die Grundorganisationen der Partei stärken, sich offensiv 
mit imperialistischer Ideologie, mit Opportunismus und 
maoistischen Positionen auseinandersetzcn, die eigenen 
Reihe., von Karrieristen und korrupten Elementen freihal­
ten, mit aller Kraft dem Volke dienen - das ist der Auftrag 
des Parteitages an ditO Partei. 
Als wir Vietnam wieder verlassen, nehmen wir ein gcnaueres 
Bild mit von der Härte und den komplizierten Bedingungen, 
die das Leben der victnamcsischen Menschen heute bestim­
men; aber auch dil' Zuversicht, daß sie ditO gewaltigen I'ro­
blemc meistem werden, vor denen das Land steht. 
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Kampue ea 
WiHred lurchett 

Vom Widerstand zum Aufstand 
Die Geschichte der zweiten Befreiung (2. Teil) 

Ein Beispiel für die Art von verzweifeltem und aussichts­
losem Volksaufstand, wie er vorkam, wurde von Chau King, 
einem ehemaligen Sekundarschullehrer in Siem Reap (der 
Hauptstadt der gleichnamigen Provinz, in der die Ruinen 
von Angkor stehen), geliefert. Er arbeitet jetzt in der Afrika­
und Mitteloslabteilung des Außenministeriums und war 
mein Englisch-Dolmetscher während meines Besuches in 
Kampuchea im Dezember 1980. 

Als die Stadtzentren geleert ..... urden, nachdem die Roten 
Khmer im April 1975 Lon Nol gestürzt hatten, war Chau 
Kong aus der Provinzhauptstadt ins Dorf Kuok Thiok im 
Bezirk Chikrong. (Provinz) Sicm Reap, umgesiedelt worden. 
Im April 1977 wurde er zur Dammbauarbeit in einen Ort 
namens Rohal Trool geschickt. 

Tote "erzählen keine Geschichten!" 

"Die 'alten' Bewohner hatten dort gearbeitet, sollten aber 
durch 'neue' ersetzt werden. Als die 'alten' Bewohner im 
Namen von Angkar 'ermunterl' wurden in ihre Dörfer zu· 
rückzukehren, argwöhnten sie, daß man sie möglicherweise 
fonschaffen und töten werde. Sie blieben an der Baustelle. 
Die 'neuen' Bewohner wußten schon aus Erfahrung, daß 
'Ersuchen' von Angkar gleichbedeutend mit einem Todes­
urteil waren. 
'Alte' und 'neue' taten sich zusammen und ernannten zwei 
Anführer, ehhoeut von den 'allen' und Siv von den 'neuen', 
die Demonstrationen gegen Angkar in Gang setzen sollten. 

Diese gingen an der Baustelle, aber fast gleichzeitig (auch) in 
jedem der 12 Dörfer des Bezirks Chikrong los. Die Angkar­
Kader versuchten sie zu verhindern, erst mit Argumenten, 
dann mit Gewalt. Sie fachten die Flammen des Aufstands 
nur an. Viele Angkar.Kader, Militär, Anführer von Arbeits· 
gruppen und Kooperativen wurden mit Äxten, Hacken, 
Eisenstangen und Keulen angegriffen - und getötet. Die 
Erhebungen dauenen zwei Wochen an, bis praktisch alle­
Angkar-Kader im Bezirk Chikrong beseitigt waren. 'Alte' 
und 'neue' Bewohner kämpften Seite an Seite. 
Es begann in den ersten Apriltagen. Im Dorf Kuok Thiok 
kamen einige Pol.Pot-Truppen an, die versuchen wollten, die 
Demonstrationen zu beenden - sie wurden getötet. Dann 
wurden große Truppenverstärkungen geschickt, und am 19. 
April kam der Gouverneur für das gesamte Gebiet, das die 
Provinzen Siem Reap, Kompong Thom und Oddar Mean· 
ehey umfaßte, und hielt eine Rede über die Revolution, die 
'uns vom Imperialismus befreit' habe, sowie über die Vor­
teile und Vorzüge, die Angkar uns gebracht habe. Er machte 
uns Vorwürfe wegen unserer 'Undankbarkeit' in Gestalt der 
DemonSlTationen und warnte uns, daß die 'Revolution noch 
lebendig sei'. 
Die Leute schrien zurück, wir seien nicht gegen die Revolu­
tion, aber gegen das Morden und dagegen, nicht genug zu 
essen zu haben. Wir fühnen eine 'Revolu.tion innerhalb der 
Revolution' durch. Der Gouverneur erwiderte, daß einige 
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Kader getötet worden seien und Angkar im Zuge ihrer kor­
rekten politischen Maßnahmen sicherstellen werde, daß 
'Gerechtigkeit geübt werde', Dann schleppten Troppenange­
hörige Chhoeut und Siv heran, und der Gouverneur sagte, 

daß Angkar 'um ihre Anwesenheit zwecks weiterer Ausbil­
dung ersuche'. Wir wußten, daß dies ihr Todesurteil war. 
Dann mußte jeder amreten, und jedem wurde e ine Frage 
vorgelegt; 'I-laben Sie an den Demonstrationen teilgenom­
men?' Die freimütig mit 'ja' antworteten, wurden auf die 
eine, die mit 'nein' antworteten, auf die andere Seite ge­
steilt. Als alle getrennt waren, sollten die, die mit 'ja' geant· 
wortet hatten, ins Dorf zurückkehren und sich dann hin­
legen. Ihnen wurden die Hände auf dem Rücken gefesselt, 
und sie wurden am hellen Tag fortgeführt und in der Umge­
bung des Dorfes umgebracht. An solche wie mich, die mit 
'nein' geantwortet hatten, ergingen allabendliche 'Ersuchen' 
von Angkar um unsere Anwesenheit, und keiner kehrte zu· 
rück. In der Nacht vom 21. zum 22. April gelang mir die 
Flucht in einen anderen Bezirk. Soweit ich weiß, war ich der 
einzige männliche überlebende aus Kuok Thiok und einer 
von einer Handvoll überlebender aus dem Bezirk Chik­
rong. " 
~1an darf mit Recht annehmen, daß die in den Todesgruben 
von Roluos Opfer einer ähnlichen Volkserhebung wie im 
Bezirk Chikrong waren, jedoch am entgegengesetzten Ende 
des Landes. Das Dorf Roluos liegt etwa 15 km von Phnom 
Penh an den Ufern des .-lusses Bassac. Zur Zeit meines Be· 
suches, Mitte Dezember 1980, waren erst zwölf VOll insge-



samt 129 im August 1980 entdeckten Gruben exhumiert 
worden. 

Die Arbeiten zum Zweek der Ausgrabung der Skelette 
waren zeitweilig angehalten worden, weil Angehörige der 
Exhumierungsmannschaften von dem Genank und vor Ent­
setzen über all das krank wurden. (So ging es auch mir.) 
Jede geöffnete Grube enthielt zwischen 60 und 120 Lei­
chen. Den meisten waren die Hände mit Slromkabelenden 
auf dem Rücken zusammengebunden, und ihre Augen waren 
mit Streifen ihrer eigenen Kleidung bedeckt. Es waren 
Männer, Frauen und Kinder. An ihren Schädeln und Kno­
chen hingen immer noch ~laarbüchel und vertrocknetes 
Fleisch. Es schien klar, daß ganze Familien ausgelöscht wor­
den waren. 

Der Zustand der überreste wies darauf hin, daß die Opfer 
kurL vor dem Sturz des Pol-Pot/Ieng-Sary-Regimes umge­
bracht worden sein mußten. Aber niemand konnte sagen, 
von woher die schätzungsweise 11.000-12.000 Opfer zu der 
Hinrichtungsstätte gebracht worden waren. Tote "erzählen 
keine Geschichten", wie eine alte englische Redensart tref­
fend vermerkt! 
Die Dorfbewohner von Roluos, die zur ZCil meines Besu­
ches gerade eine gute rrühreisernte mit der Hand einbrach­
ten, konnten nichts zur Lösung des Rätsels beitragen. Sie 
waren in den ersten Tagen nach der Machtübernahme der 
Roten Khmer gewaltsam weit von ihrem Dorf weg evakuiert 
worden und erst nach dem Sturz des Regimes zurückge­
kehrt. Mehrere waren nach dem öffnen der Todesgruben 
ernstlich erkrankt. 
Man vermutete, daß die Opfer aus einer Gemeinde stamm­
ten, die sieh gegen ihre Rote-Khmer-Despoten am Ort er­
hoben hatte, Aber nichts an den Gruben lieferte irgend­
welche Anhaltspunkte darüber, wer die Opfer waren oder 
woher sie gekommen waren. 
Vandy Kaonn, der die Sorbonne als Doktor der Soziologie 
und Professor der Philosophie verlassen hatte, war dadurch 
am Leben geblieben, daß er sieh als analphabetischer Ziga­
rettenverkäufer ausgab. 
Nachdem er in das Dorf Prek Kak im Bezirk Stung Trang, 
Provinz Kompong Cham, deportiert worden war, war er 

Zeuge individueller Gesten des Trotzes geworden. Und er 
hatte selbst versucht sich zu vergiften, indem er ein Gebräu 
aus einer bestimmten, rur ihre tödlichen Eigenschaften be­
kannten Pflanze herstellte. Er erzählte mir: ,Jeder war be­
reit, sich gegen Pol Pot zu erheben. Hätte ich ein Gewehr 
gehabt, dann hätte ich bestimmt mitgemacht. Aber es schien 
hoffnungslos. Viele Menschen begingen Selbstmord. Sie 
glaubten, daß sie ohnehin sterben würden - wozu also den 
Todeskampf verlängern? " 
Er fUhrte den Fall eines jungen Mannes, "mitteilsam und 
freigiebig", in seiner Arbeitsgruppe an, der sich entschloß 
seinem Leben ein Ende zu setzen, dies aber wenigstens mit 
einer Geste des Trotzes, um dem Widerstand Mut zu' ma­
chen. In Prek Kak, wie anderswo, versteckten sich nachts 
kleine Spione unter den Wohnstätten, um jeden auszu­
machen, der ein Wort in einer Fremdsprache äußerte. Die 
Denunzierten wurden am nächsten Tag abgeführt und nie 
wieder gesehen. 

Chakray-Anhänger lebendig verbrannt 

Eines Tages stand der junge Mann, zur allgemeinen Furcht 
und Verwunderung, an seiner Arbeitsstelle auf und sang ein 
Lied - einen beliebten Schlager aus den 70er Jahren - auf 
französisch. Als er geendet hatte, wurde er abgeführt und 
rief: "Ich weiß, daß mich der Tod erwartct. Jetzt bin ich 
bereit zu sterben." Seine Eltern siechten dahin, seine Mutter 
starb einen Monat später, und sein Vater erhängte sich kurz 
nach dem Tod seiner Frau. Vandy Kaonn fügte hinzu: 

"An der Arbeitsstätte von Stung Trang wurden viele Intel­
lektuelle deswegcn umgebracht, weil sie versehentlich ein 
Wort auf französisch oder englisch geäußert hatten, nach­
dem sie von der Arbeit zurückgekommen waren. Der Valer 
des jungen Mannes hinterließ eine Nachricht mit den Wor­
ten: 'Möge meine Seele niemals wiedergeboren werden in 
diesem tausendmal verfluchten Land!' Armer Mann! Der 
einzige Vorwurf, den man ihm machen konnte, war, daß er 
sich im Gegenstand seiner Verfluchung geirn hatte. Nicht 
Kampuchea, sondern die Roten Khmer hätte er mit seinem 
Sterbefluch belegen sollen." 

Kann man sich vorstellen, daß Vater und Sohn nicht zu den 
Waffen gegriffen hätten, wenn die geringste Möglichkeit be­
standen hätte das Regime stürzen zu helfen? Solche Fälle 
müssen mit vielen tausend weiteren multipliziert werden. 
Oberall, wo ich umhergereist bin - und das schließt alle 
bevölkerungsreichsten Provinzen Kampucheas ein -, habe 
ich von ähnlichen verzweifelten Gesten individuellen Wider­
stands gehört. 
Wären sie imstande gewesen ihre Kräfte zu koordinieren und 
zu konzentrieren, wäre das Regime viel früher gestürzt wor­
den. Pin Yathay schreibt in beredten Worten von den Hoff· 
nungen, die durch Gerüchte von Erhebungen in verschiede­
nen Landesteilen geweckt wurden, von der Unmöglichkeit, 
diese zu verifizieren, und der noch größeren Unmöglichkeit, 
sich solchen Gruppen anzuschließen. 
Eine der wichtigsten Erhebungen _ und eine, die das späterc 
massenhafte Uberlaufen von Pol Pots Truppen und die den 
stürmischen Sieg der von Vietnam unterstützten, gegen die 
Rotcn Khmer gerichteten Kräfte vom Januar 1979 erklären 
hilft - war die von Chakray, dem stellvertretenden Vorge­
setzten der Stabschefs und Garnisonskommandanten von 
Phnom Penh,geleistete Erhebung. Sie fand im Februar 1977 
statt, doch Pol Pots Spionagesystem innerhalb der Streit­
kräfte war zu gut organisiert. Der Aufstand hatte kaum be­
gonnen, als Chakray getötet und seine wichtigsten Helfer 
gefangengenommen wurden. Sie wurden später im Stadion 
von Phnom Penh lebendig verbrannt. Wird fortgesetzt 
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BHD - Dritte Welt 

Michael Brzoska 

Rüstungsexport-Richtlinien 
der Bundesregierung 

Der Falkland/Malwinen-Krieg hat es auch für den Zeitungs­
leser deutlich gemacht: Der Export von Waffen ist eine poli. 
tisch brisante Sache. 
Die argentinischen Streitkräfte haben britische Kriegs­
schiffe, Radars und Lenkwaffen, französische Kampfflug­
zeuge und Lenkwaffen und auch Systeme aus bundesdeut­
scher Produktion: Flugabwehrkanonen, Lenkwaffen. Pan­
zerbaugruppen, kleinere Kampfbootc und Militär-Lastkraft­
wagen. 

Nach Angaben des Stockholmer Friedc:nsforschungsinstituts 
SIPRI is t die Bundesrepublik in den letzten Jahren zum 
wichtigsten Rüstungslieferanten Argenliniens geworden. Ca. 
1/3 aller argenlinischc:n Riistungsimporte kamen nach dieser 
Quelle aus der Bundesrepublik. Und das, obwohl noch kei­
nes der argentinisch-bundesdeuuchen Großprojekte abge­
wickelt ist: Derzeit sind bei der Hamburger Werft Blohm 
und Voß vier Fregauen im Bau , die wesentlichen Baumate­
riaHen für die Produktion von sechs Korvetten (kleinen Fre­
gauen) werden von Blohm und Voß nach Argentinien gelie­
fert; die Thyssen Nordsecwerke in Emden arbeiten an zwei 
U-Booten und liefern Baugruppen für zwei weitere U-Boote, 
die in Argentinien gefertigt werden sollen. 

Der E.xport von Waffen teilen nach Argentinien ist zwar von 
der Bundesregierung gestoppt worden. Was aber passiert, 
wenn Anfang nächsten Jahres die erste Fregatte von Blohm 
und Voß ausgeliefeTl werden kann, weiß heute niemand. 
Wenn die politische Stimmung in Bonn nicht radikal um­
schlagt, scheint eine Auslieferung an das Regime in Argen­
tinien ausgeschlossen. Schließlich steht die Bundesregierung 
als NATO·Verbündeter voll hinter Großbritannien und hat 
die argentinische Gewaltanwendung, nicht jedoch die bri­
tische Gl'genmaßnahme, verurteilt. Ob ein anderer Kunde 
gefunden werden kann, ist fraglich, so daß als möglicher 
Endabnehmer wohl die Bundesmarine ins Auge gefaßt wer­
den dürfte. 
Es war eigentlich nur eine Frage der Zeit, daß die bundes­
deulSche öffentlichkeit mit der Nase auf diesen blutigen 
Aspekt der Waffenexportpolitik gestoßen wurde. Nach einer 
Statist ik, die im wesentlichen die Lieferungen der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre und diC' bundC'sdeutsche Militärhilfe 
erfaßt, bestanden mit 83 Länder außerhalb der NATO rii­
stungswirtschaftliche Beziehungen. 46 davon waren nach 
dem 2. Weltkrieg in kriegerische Konflikte verwickelt. l 

Der Umfang bundesdeuucher Rüstungsexporte in die Dritte 
Welt hat vor allem in den J ahren 1974-77 sprunghaft zuge­
nommen: Nach einer US·amerikanischen Quelle von 180 
Mio Dollar 1974 auf 640 Mio Dollar 1977. Zwischen 1977 
und 1979 stagnierten sie. Erst für 1980 wird wieder ein 
kräftiger Anstieg vermeldet: auf 903 Mio Dollar, entspre· 
chend ca. 1,6 Mrd DM.2 Damit ist die Bundesrepublik 
Deutschland mit einem "Weltmarktanteil" von ca. 4% welt­
weit der viertgrößte Waffenexporteur gewesen, nach der 
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Sowjetunion, den USA und Frankreich, und noch vor Groß­
britannien. Diesen Zahlenangaben darf man nicht sehr trau­
en, sie entsprechen aber, zumindest, was die Bundesrepublik 
angeht, anderen Angaben. 

Der leichte Rückgang der Rüstungsexporte nach 1977 dürfte 
auf zwei Umstände zuriickzuftihren sein: Zum einen begann 
etwa 1977 die Beschaffungswelle rur die "Dritte Waffen­
generation" der Bundeswehr die Kapazitäten in der Rü­
stungsindustrie auszulasten. Und zum zweiten war der Auf­
tragsstau aufgrund der Bestellungen im Gefolge des Nahost­
Krieges ( 1973; d. Red.) und der Olpreissteigerungen weit­
gehend aufgelöst. Ein weiterer Rückschlag für die Rüstungs­
industrie war der Fall des Schah von Persien 1978/79. 

Gleichzeitig wurde jedoch die Werbung bei potentiellen 
Kunden in der Drillen Weh verstärkt. Davon profitierte vor 
allem der Mönch-Verlag, der in englisch, spanisch und 
deutsch Rüstungszeitschriften herausgibt, die mit Anzeigen 
bundesdeutscher Rüstungsfirmen finanziert werden. 
Die bundesdeuuche Rüstungsindustrie begann wieder ver­
stärkt Aufträge hereinzuholen - allerdings vornehmlich sol­
che, die mit den 1971 erlassenen Richtlinien der Bundes­
regierung nur schwer in Einklang zu bringen waren. Insbe· 
sondere die Regelung, daß Rüstungsexporte nicht in Span­
nungsgebiete zu Liefern seien, machte Kopfschmerzen. Eines 
der größten je in Aussicht genommenen Rüstungsexpon­
geschäfte, die Lieferung von mehreren hundert Leopard-li. 
Panzern nach Saudi Arabien, drohte daran zu scheitern, weil 
eine Verwendung der Panzer gegen Israel nicht auszuschlie­
ßen ist. 

Was sind "vitale In teressen"? 

Als zusätzlich die Genehmigung des Exports von zwei U­
Booten des Typs 209 von HDW/Kiel nach Chile ruchbar 
wurde und zu intensiven Diskussionen in der öffentlichkeit 
führte, verlangten die Rüstungsindustrie, die Parlamentarier 
von SPD und FDP in Bonn und die Bundesregierung neue 
Richtlinien (vgl. auch: AlB 3/ 1981, S. 4 fL). 
Den Linken in der SPD (und auch Teilen der FDP) ging es 
um eine restriktivere Handhabung des Rüstungsexportes. Im 
.Endergebnis forderten sie ein Verbot des Exportes von 
Kriegswaffen außerhalb der NATO. Besonderes Augenmerk 
warfen sie auf Umgehungsstrategien der Rüstungsindustrie 
gegen die bestehenden Richtlinien. Durch Koproduktionen, 
insbesondere mit französischen Rüstungsfirmen, haben 
einige bundesdeutsche HerstC'ller ihren Export stark auswei· 
ten können, ohne jeweils in Eschborn (dem Sitz der unteren 
Genehmigungsbehörde, des Bundesamtes für Wehrtechnik 
und Beschaffung) und Bonn nachfragen zu müssen. 
Die SPD-Fraktionslinken unter der Führung des Kieler Ab­
geordneten Norbert Game! wurden schon im Fraktions-



arl>eitskreis "Riistungsexporte" abgeschmiert. Die Stellung· 
nahme, die schließlich dem Rundeskauinell zugeleitet wur· 
de, enthielt statt des alten Begriffes "Spannungsgebiet" die 
Formel: " Kriegswaffen·E}[.pone (an Nicht·NATO·Länder) 
sollen nur ausnahmsweise" möglich sein, wenn 
• nach begründeter Auffassung der Bundesregierung im Ein· 
zelfall vitale außen· und sicherheitspolitische Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung der 
Sündnisinteressen dies erfordern und die innere Lage in dem 
betroffenen Land dem nicht entgegensteht, und 
• vor der Entscheidung der Bundesregierung eine Beratung 
mit Vertretern des Deutschen Bundestages erfolgt."3 

Das klingt zunächst gar nicht so schlecht. aber folgende 
Punkte kommen hinzu: 
• Die Richtlinien umfassen nur etwa die Hälfte der Rü· 
stungsexporte, den "harten Kern" der Kriegswaffen, nicht 
jedoch die "sonstigen Rüstungsgüter" ,die nach dem Außen· 
winschaftsgo:setz kon.trolliert werden; 
• Kriegsschiffe sollten nach Ansicht der SPD·Fraklion nicht 
unter die Richtlinien fallen, weil die Werften in einer großen 
wirtschaftlichen Krise stecken. 
Dieser SPD·fraktionsinterne Kompromiß, der den Fraktions­
linken N. Gansel auf die Barrikaden trieb ("Triumph der 
Grundsatzlosigkeit und Sieg kurzfristiger Interessen der 
Rüstungslobby"4 ), und von der FDP· Fraktion in allen 
wesentlichen Punkten mitge tragen wurde, wurde von der 
Bundesregie rung stark in Richtung auf weniger Beschrän· 
kung verändert. 
So sind es nicht mehr "vitale außen· und sicherheitspoli. 
tische Interessen", die entscheidend sein sollen, sondern 
"vitale Interessen".5 Und: "Vitale Interessen sind außen· 
und sicherheitspo litische Inte ressen der Bundesrepublik 
Deutschland unter Berücksichtigung der BÜIldnisinteressen." 
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Das Wort "vital" wurde seines Sinnes völlig entkleidet. Statt 
wie im SPD-Entwurf "dies erfordern" (und im FDP·Entwurf 
"eindeutig dafür sprechen") müssen die Interessen nur noch 
für einen Rüstungsexport "sprechen". 
übernommen wurde d ie Formel von der "innl'. ren Lage", 
die einer Genehmigung entgegensteht. Dies ist zweifellos ein 
Tribut an die Linke in der SPD und außer halb des Paria· 
ments. Die Opposition gegen die Lieferung von V·Booten 
nach Chile schien der Bundesregierung potentiell so stark, 
daß die neuen Richtlinien hier einen Riegel vorschieben. soll· 
ten. 

Nach dem Geschmack von CDU/CSU und Rü­
stungsindustrie 

Übernommen wurde auch die Konsultation mit Vertretern 
des Parlaments - nur ganz anders, als es die Fraktionslin· 
ken, die diesen Vorschlag vor mehr als zwei Jahren in die 
Debatte geworfen haben, sich dachten. Statt Kontrolle der 
Regierung durch das Parlament gibt es in Zukunft die unver· 
bindliche Teilnahme von Fraktionsmitgliedern bei entschei· 
denden Sitzungen des Bundessicherheitsrates. 

Die neuen Richtlinien sind zweifellos "weicher" als die alten 
Richtlinien von 1971. Der Rüstungslobbyist Griephan 
.schreibt dazu: "Die CDU/CSU verkneift sich jedes Wort zu 
den neuen politischen Grundsätzen der SPD /FDP·Bundes· 
regierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüs tungsgütem vom 28.4.1982. Die Oppositionspolitiker 
sehen, daß die Grundsätze auch für eine CDU/CSU· FDP­
Regierung akzeptabel und praktikabel sind, " Und: "Was der 
CDU/CSU recht ist, kann Rüstungsherstellern allemal billig 
sein."6 

Die neuen Grundsätze enthalten - offensichtlich unter dem 
Eindruck der Falkland/Malwinen·Krise - auch zwei bemer· 
kenswerte Vorschriften, die, tatsächlich angewandt, den 
bundesdeuUchen Rüstungse}[.port, behindern könnten. So 
heißt es einmal: "Beschäftigungspolitische Gründe dürfen 
keine ausschlaggebende Rolle spielen." Das widerspricht der 
bisherigen Praxis, Rüstungsexporte, vor allem im Kriegs· 
schiffbau, aus werftpoli tisehen überlegungen zu genehmi. 
gen. 

Und zum anderen heißt es: "Es muß eine hinreichende 
Sicherheit bestehen, daß die Kriegswaffen und kriegswaffen. 
nahen sonstigen Rüstungsgüter nur zur Verteidigung des 
Empfangerlandes oder der betreffenden Region bestimmt 
sind." Diese Sicherheit gibt es für "langlebige Konsumgüter" 
wie Waffen wohl nicht. 
Beides kann man als Lippenbekenntnisse angesichts der 
Falkland/Malwinen·Peinlichkeiten vergessen. Es sei denn, 
der politische Druck wird so stark, daß der Trend zu mehr 
und weitreichenderen Genehmigungen geändert werden 
muß. Dann müßten aber auch neue Richtlinien her. Denn 
die jetzt besch lossenen Grundsätze sind, obwohl "gummi­
artig" wie der Vorgänger, ein Wegweiser in die falsche Rich· 
tung. 

Annlerkulljj:en: 
I ) M. Brzoska{H. Wulf, Offensive im Rüstun.gs<:xport, in: Studien· 

gruppe Militärpolitik, Aufrüsten um abzurüsten?, Reinbck bei 
Hamburg 1980 

2) US Senate, Comminee on Foreign Rdations, Press Rdc.ase, 
Februar 1982, basierend auf US-Gcheimdienstinfonnationen 

3) Der SPD·Entwurf ist aUSl:ugsweise nachgedruckt in: Wehrdienst, 
Nr.839{15.3.1982 

4) Frankfurter Rundschau (FR), 5.5.1982 
5) Die Grundsätze der Bundesregierung vom 28.4.1982 wurden u.a . 

im Bulletin des Presse· und Infonnationsamu der Bundesregie· 
rung und in der FR, 4.5.1982, vaöffent1icht. 

6) Wehrdienst, Nr. 847/10.5. 1982 
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Rückblick 

Der intemationale Sozialistenkongreß von Stuttgart (1907) 
Man darf gespannt :;ein, wie sich die SPD des Stuttgarter Treffens der 
Paneien der 11. In ternationalen Arbeitcras.soziation (1889-1914) vor 
75 Jahren - vom 18.-24. August 1907 - e rinnern wird - und ob 
überhaupt: Stimmte sie doch damals "in(. Resolution zu, die, ent· 
warfen von AuguJt Bebd, durch Zusattanu'äge Rosa Luxemburgs 
und W. Ujilsch Lcnins revolutionären Olarakter erhalten hatte. Ihr 
nach wie vor alr.tucUcs Thema: [)(:r Kampf gegen MilitariJmus und 
Kriegsgefahr. 
884 Teilnehmer aus 25 Ländern waren anwcltnd. Den größten Teil 
stcllten die starken Arbeiterparteien Europas - voran die deutschen 
Sozialdemokraten, die Sozialisten Frankreichs und Rußlands (die 
BoJ:.chcwiki, für die W. I. Lcnin erstmals an einem Kongreß der 
TI. Internationale teilnahm). 

Rußland _ der Name besaß m38ischen Klang in der Arixiterinter­
nationale. Die Revolution von 1905 wurde von ihr begeistert aufge· 
nommen. Ihr jahrestag, der 9. januar 1906, wurde z.B. von den 
deutschen Arbeitern als Tag der S<llidarität mit dem russischen Pro· 
letariat begangen. In den USA wurden Kundgebungen und Geld­
sammlungen für die Opfer des 9. januar 1905 veranstaltet. In Indien, 
Olina, dem Iran und der Türkei bekundeten fortschrittliche Kräfte 
ihre Solidarität. 
Gleichzeitig veruärkun sich ohnedies die Kampfaklionen der Arixi­
ler in den übrigen kapitalistischen Ländern; die Befreiungsbewegung 
in den unterdrückten Ländern des Ostens erwachte: Der russischen 
Revolution folgten bürgerliche Revolutionen im Iran, der Türkei und 
schließlich China~ in Afghanistan, Indien, Indonesien und anderen 
arabischen und a!ialischen Ländern wurden die Befreiungsbewegun­
gen zu eine-r Kraft. 
Auf der anderen Seite spinte sich die internationale Lage durch die 
Rivalitäten zwischen den im!)<:rialistischen Mächten zu. 1907 bi ldete 
sich die "Triple-Entente" Großbritanniens mit Frankreich und Ruß­
land gegen Deutschland, das seinen "Platz an der Sonne" (Kanzler 
von Bülow) mit riskanter Aggressivität beanspruchte. Flottenrü$\ung, 
provozierendes Auftreten, Vorstöße im arabischen Raum (Bau der 
Bagdad-Bahn, "Panthersprung" nach Agadir - siehe AlB 6/1981) 
demonstrierten die Entschlossenheit des deutschen Imperialismus zur 
Gewalt. 

Votum gegen den imperialistisl,:hen Krieg 

Es war deutlich, daß innerhalb der Sozialdemokratie die Kluft auf­
gebrochen war zwischen den Vertretern marxistischer Positionen und 
der Führungsmehrheit unter dem Einfluß der revisionistischen Theo· 
rie eincs E. Bernstein, fixiert auf den Parlamentarismus und entfrem· 
det von den kampfbereiten klasscnbewußten Arbeitern. Es war kein 
Privileg der deutschen Sozialdemokratie. "überall in der n.lnter' 
nationale", schrieb W.!. Lcnin, "hai sich der Typu~ der verrateri· 
schen Fühn:r. du Opportunisten, der SoziaJchauvinisten herausgebil­
det." Dies sollte den StUllgarter Kongreß prägen. 
Eine Manendemonstration von 60,000 begTüßte die Delegierten der 
runf Kontinente. Die russische Revolution war niedergeschlall"n wor· 
den _ eine ernsthafte Diskussion über die Lehren, über die neuen 
Kampfmethoden, die aktudkn Aufgaben der Internationale fand 
indes nicht statt. 
Die Debatte über Militarismul und Kriegsgefahr bildete den Mittel· 
punkt der Konferenz. Umer den vorgelegten Resolutionseniwürfen 
stellte derjenige Bebels am klarsten den Zusammmhang von Imperia' 
li smus und Krieg heraus; eS hieß in ihm, Kriege ~eien Produkt du 
Kapitalismus und ~rsch",änden erst mit dessen Beseitigung. Zugleich 
verwies er auf die Verbindung von antimilitaris tischem Kampf und 
Kampf für den Sozialismus, Doch auch dieser Entwurf enthielt 
!Khwächen, vor allem die Beschränkung auf parlammtarische 
Kampfformen, Rosa Luxemburg und W.I. Lcnin sctz ten ihre Kritik 
in Zusatzanträge um, die den Charakter der Resolution änderten, Die 
einstimmig angenommene Entschließung erteilte den sozialistischen 
Parteien einen klaren Auftrag: 
"Droht der Ausbruch cines Kriegu, so sind die arh<:i tenden Klassen 
und deren parlamentarische Vertretungen in den beteiligten Ländern 
verpflichtet, unlcrstiltU durch die zusammenfassende Tätigkeit des 
internationalen Büros, alles aufzubieten, um durch die Anwendung 
dcr ihnen am wirksam.ten erscheinenden Mittel den Ausbruch des 
Kricgu zu verhindem, die .ich je nach de r Verschärfung des Klassen· 
kampfes und der Verschärfung der allgemeinen politischen Situation 

naturgemaß ändern. Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ;51 CI 

die Pflicht rur dessen rasche Beendigung einzutreten und mit allen 
Kräften dahin zu streben, die dur<:h den Krieg herbeigeführte wirt, 
schaftliche und politische Krise zur Aufriinelung des Volkes auszu· 
nutzen und dadurch die Beseitigung der kapitalistisehen Klassenherr-­
schaft zu beschleunigen," Dies war eindeutig - auch wenn die Reso­
lution realistisch die Taktik den jeweiligen Parteien überließ (worin 
die opportunistischen Kräfte dann auch das Schlupfloch sahen, 
kämpferischen Aktionen zu entsagen), 
Den wirklichen Einfluß der Rechten enthüllte die zweite wichtige 
Debaue um die Kolonialfnge. "ln der Kommission (kam) eine op­
porturu5lische Mehrheit zustande, und im Resolutionsentwurf er· 
schien der ungeheuerliche Satz: Der KongTeß 'verwirft ... nicht prin­
:tipieIt und für alle Zeiten jede Kolonialpolitik, die unter sozialini­
schem Regime zivilisatorisch wird wirken können!' ", urteilte W,I. 
Lcnin, Das war vor allem dem Wirken der deutschen Delegations­
mehrheit zuzuschreiben, nachdem sich in der deutschen Soziaklemo­
kraiie derartige Positionen schon früher durchgesetzt hanen. 

Zwar gelang es auch in dieser Frage mehrheitlich die Zusauanträ,gC: 
der Linken durchzusetzen, d ie der Kolonialpolitik eine prinzipielle 
Absage erte ilten, die Legende von de r zivilisatorischen Mission des 
Imperialismus entlarvten und für die Gleichberechtigung der unter· 
drückten Völker eintraten. Aber zum einen fehlte immer noch die 
Betonung des Rechts auf Selbstbestimmung der unterdrückten 
Völker, zum anderen ließ das Abstimmungsverhältnis von 127: 108 
(letzlen: überwiegend die Sozialisten der Länder, die Kolonialpolitik 
be trieben !) erkennen, bis zu welchem Ausmaß der opportunistische 
Verrat an den Grundsätzen der Arixiterbewegung gediehen war. 
So konnte W,I, Lenin resiimicren: "Im gToßen und galUen hat der 
Stuttgarter Kongreß in einer ganzcn Reihe bedeutsamster Fragen 
eine deutliche Gegenüberstellung des opportunistischen und des revo­
lutionären flügels der internationalen Sozialdemokratie yollzogen 
und diese Fragen im Geiste des revolutionären Marxismus gelö$I," 
Doch in der Praxis setzten sich die rechten Führer durch, rur deren 
Mehrheit die Zunimmung in Stuttgart nur noch ein formaler Akt 
gewesen war, Noch im selben Jahr billigte Vander~lde im Namen 
der bdgischen Sozialisten die Annexion des Belgischen Kongogebie· 
tes, jean jaures erklärte in Frankreich den "Enlente"·Block zu einer 
"Garantie für den frieden", Auf dem SPD.Parteitag im September 
1901 stell te sich se ibIt August Bebel vor G. Noske, der gefordert 
hane, die deutschen Sozialdemokraten müßten in jedem Krieg ihr 
Vaterland verteidigen, 
Damit war vorgezeichnet, daß ähnliche Resolutionen der folgenden 
S<lzialistenkongresse - Kopenhagen (1910) und Basel (1912) - Zwar 
angenommen wurden, aber Makulatur bleiben mußten. Es kam, was 
bekannt ist : "SPD und Internationale haben die Probe aufs Exempel, 
dcn Ausbruch des Ersten Weltkrieges, nicht bestanden" (Wolfgang 
Abendroth). Im hundertsten jahr ihrer Gründung konnte SPD-!-taus· 
geschichtsschreiber Willi Eichler 1963 seiner Partei ein makabres 
Ruhmeszeichen anheften: Mit ih rer Zustimmung zum imperialisti· 
schen Krieg (den Kriegskrediten) ,,hanen die 'yaterlandslosen Gesel­
len' also die Probe auf die 'nationale Zuverlässigkeit' weiß Gon be­
standen." J. Ostrowsky 



Infodienst 

Tiil'kenprotest. PlIn 
Ausli nclerftlndllchktll 

Die 2~jäh~ Türkin Scmra Ertan bat sich 
Ende Mai dJ. in lIamburg aus Protest gegen 
die Ausländerfeindlichkeit selbst vcrbnnnt. 
In einem zuv<)r mit dem NDR gdühTltn Ge­
spräch hatte !kmra Erlaß unmißvcrsländlidi 
klar gemacht, wen sie für dieses feindselige 
Verhalten verantwonlich machte: Nicht die 
Deutschen, nicht die Türken, sondern die 
herrschenden Klassen in heiden Ländern, de­
ren wirtschaftliche Interessen nunmal keine 
humanitären seien. Die Verwertbarkeit der 
Men$(;hcn ("Mein Land haI uns ins Ausland 
verkauf! wie Stiefkinder." FAZ, 1.6.1982) 
unre<:kt<: sich für sie hier auf die Ware Ar. 
beitskraft und in der Türkei auf den Devisen­
eingang. 
Um auf das Zusammenspiel der Regierungen 
heide r Länder in Sachen Menschenrechtsver· 
!(tzungen aufmerksam zu machen, uatcn 
Ende Mai dJ. in 12 Slädlen der Bundes· 
republik 260 Türken, Kurden und Deutsche 
in einen unbefristelen lIungcrSlreik. Sie wol· 
len die Öffentlichkeit darauf stoßen, daß im 
Nato-Land Türkei eine Mi litärdiktatur mit 
wirtschaftlich·militäris.cher Hilfe aus Bonn 
die Menschenrechte mit den Füßen tritt. Sie 
fordern AufHirung der Morde, Folterungen 
und Massaker in der Türkei. Sie fordern, daß 
sich endlich der Bundestag in einer Frage· 
stunde damit befaßt. 

lateln.menkl· T.ge 

Vom 2. bis 2~. Mai 1982 verannaltete das 
Fors.chungs· und Dokumentuionuentrum 
OIilc·Lateinamerika und die Lateinamerika· 
Koordination in Westberlin zum :tweiten Mal 
die "Lateinameo-i.ka.T.". In über !l0 Veran· 
staltungen wurden Information, Diskussion, 
Musik, Theater und Lesungen dargeboten. 
Dazu gab es Auss teUungen und im Sonder· 
programm 10 Tage lang lateinamerikanis.che 
Filme. 
Bedauerlicherweise ließ der Berliner Senat 
unmittelbar danach "Horizonte '82" begin· 
nen, das ebenfalls Latcinamerika gewidmet 
war. Das recht aufwendig konzipierte 2. Fe· 
stival der Weltkulturen bot bis zum 
20.6. 1982 ein reichhaltiges Programm offi· 
zieller Kulturpolitik mit der bislang umfang· 
reichsten Retrospektive des lateinamerikani· 
schen Films. 

NlklIlgu.·NolhIH. 

Im Mai dJ. wurde Nikaragua von einer 
schweren Naturkatastrophe heim~sucht. 

Rl:genranc, die durch einen Wirbelstunn aus· 
gelöst worden waren, velWüsteten Plantagen, 
schnitten Dörfer von de r Umwelt ab; Indu· 
strieanlagen fielen aus, Straßenverbindungen 
und die Elektrizitätsvenorgung wurden uno 
terbrochen. Ca. 30.000 Obdachlose und an· 
nähernd ~OO Tote sind zu beklagen. Die 
materiellen Schäden belaufen sich auf 183 
Mio Dollar. 
Spenden Zur Linderung der größten Not wer· 
den auf dem Konto von Medico In tcrnutonal 
e.V., Kto 1800, St;u:l tlparbne Frank!urt 
(BLZ 5U5 1030), S tichwort: Sofo rthilfe 
N ik.aragua entgegcngcnom men. 

Ein Senct.r für Gu.tem.l. 

Das Guatemaltekische Komitee der Patrioti· 
schen Einheit (CGUP), der Zusammenschluß 
der Demokratischen Journalisten (APDG) 
und d ie Guatemala·Solidaritäl$komitees ha· 
ben sich angesichts der Unmöglichkeit, oppo· 
sitionelle Berich le in den Medien des mittel· 
amerikanischen Landes einzubringen, flir den 
gemeinsamen Aufbau eines nationalen Kom· 
munikationszentrums ent!;Chieden. Dcr pro· 
jektierte Untergrundsender Radio Guatemala 
Libre (Radio Fn:ies Guatemala) soll in alle 
Landesteile ausstrahlen und 200.000 Dollar 
kosten. 

Der Sender soll, ' 0 betonen die Initiatoren, 
Sprachrohr aller rUf die Befreiung kämpfen· 
den Guatemalteken sein. Er wird gerade für 
jene Teile de r guatemaltekischen Bevölke· 
rung, die Analphabeten sind, eine wichtige 
Informationsquelle sein. 

Das AlB unterstützt diescI Projekt und ruft 
zur Spendensarnmlung auf. Spendenkonto: 
Hypobank München (BU 10020001, Kon· 
tonummer 65~029 8408, Stichwort: Radio 
Guatemala Libre. Ein Informationsblatt Zu 
der Senderaktion kann bezogen werden bei: 
Guatemala·Solidaritätsgruppe Münster, Kar· 
dinal·von-Galen·Ring 4!1, 4400 Münster. 

Ende April 1982 war in Großbritannien eine 
Karawane gegen d ie Intervention in Mittel· 
amerika gestaTlet. Sie reiste durch aUe euro­
päischen under und erreichte Anfang Juni 
dJ . Straßburg. Dort, vor dem Europaparla· 
ment fand eine internationale Demonstration 
statt. Ziel dieser Aktion ist es, die euro· 
päische öffentlichkeit, auf die Unterdrük· 
kung der Völker Mittelamerikas aufmerksam 
zu machen. Getragen wird die Karawane vom 
Sekretariat de r europäischen Solidaritäts· 
bewegung mit Nikaragua, zusammen mit den 
nationalen Solidaritätskomitees fü r Nikan.· 
gua, EI Salvador und Guatemala. Die Kara· 
wane wurde von je einem Repräsentanten de r 
Bcfn:iungsbcwegungen FSLN (Nikaragua), 
der FMLN/FDR (EI Salvador) und CGUP 
(Guatemala) begleitet. 

ANC-Symbol .1. Anhinger 

Das Symbol de I Afrikani!;Chen Nationalkon· 
gresses Südafrikas (ANC), der Speerwerfer 
mit Schild, ist jetzt als Anhänger in Silber 
erhältlich. Stückpreis: 18 DM, dazu passendes 
Silberkettchen: 6 DM. Bezugsadresse: ASK, 
Malll:tCr LandSIr. 15.6000 Frankfurt I. 

Mltgll.der"rnmmlung der AA8 

Vom 4.·6. J uni 1982 fand in 80nn die dies· 
jährige Mitgliederversammlung (~IV) der 
Anti·Apartheid·Bewegung (AAB) statt . Die 
MV beschloß u.a. die Fortsetzung der AAS­
Kampagnen :turn Bankenboykoll. zur mili· 
tärisch·nuklearen Zusammenarl.>eit und zum 
Boykott des Kulturabkommens. Ihre male· 
rielle Solidarität will die AAB auf den ANC 
Südafrikas und die SWAPO Namhias konzen· 
trieren. 
Die Diskussion wurde größtenteils von der 
Frage der Zusammenarbeit mit anderen Be· 
wegungen und Bundnissen bestimmt. Dabei 
will sich die AAS als "Ein·Funkt·Bewegung" 
künftig au f solche FeWer konzentrieren, wo 
Ansätze zu gemeinsamem Handeln existieren, 
ohne daß die AAB alle Po'itionen und Forde· 
rungen anderer demokratischer Bewegungen 
ubemimmt. In diuem Sinne beschloß die 
MV, insbesondere die Zusammenarbeit mit 
den K irchen, der Friedensbewegung, der Ge. 
werkschaftsbewegung und der Ökologiebewe. 
gung - wo immer möglich - zu verstärken. 
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Kurzinformationen 

Argentlnlen-Gro8brit.nnlen 

Am 15.6.1982 haben di~ argent inischen 
Truppen auf den Falkland-InsclnJMalwincn 
bedingungslos kapituliert, nachdem der 
Kampf für sie aussichtslos ~wo,rden war. Sie 
hatten die Inseln am 2. April dJ. besetzt 
(siehe AlB 6/ 1982, S. 4-7). 
Am 21. Mai dJ. wan:n britische Truppen auf 
Wesl-Falkland gdandet und hatten beulu 10 
Tage später die ganze Insel bis auf die Haupt­
stadt Port Stanley/ Puerto Argentina zunick­
erobert. An den Kämpfen waren 8.000 bri­
tische und 14.800 argc lltin iK he Soldaten be­
teiligt. Da- brit ischen Inte~ntionsarmada 

waren vor allem durch die argentinische Luft­
waffe empfindliche Verluste zugefügt wor­
den. 2 Zentörer, 2 Fregatten und ein Trans­
~rU(:hirf sanken, mehreT<: ander<: Schiffe 
wurden schWel" beschädigt. Insgesamt for­
derte der Konflikt mindestens 850 Todes­
opfer, davon der Großteil auf argent inischer 
~ite . 

Hauptverlierer in diesem Krieg sind neben der 
argentinischen Militärjunta, die um ihr Ober­
leben bangen muß, die USA, die sich vorbe­
haltlos auf d ie britische Seite stellten. Argen­
tinien hat ber('iu angedeutet , daß es zukünf· 
tig eine blockfreie Außenpolit ik verfolgen 
will. Die meisten Länder Lateinamerikas 
unterstützen den Anspruch Argentinkns auf 
d ie FalklandinsdnlMalwinen. Sie verurteilten 
auf einer Sitzung de r Unte rzeichner des Inter­
amerikanischen Vertrages über gegenseitigt-n 
Beistand (TIAR) Ende Mai dJ. die Aggres­
sion Großbritanniens. Und sie verurteilten die 
Unterstützung de r USA und der EG fiir die 
Thatcher-Regierung und riden d ie la tein­
amerikanischen Staaten auf, Argentinien zu 
unterstützen. Led iglich die USA, Chile, Ko­
lumbien und Trinidad und Tobago enthielten 
sich de r Stimme. 
Der Interessenkonßikt zwischen der Reagan· 
Administration und der Mehrheit der latein· 
amerikanischen Staaten dürfte vo r allem die 
Posit ion der USA in Mittelamerika beein­
träch tigen. 
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Bolivien 

Seit Monaten wird Bolivien von einer Serie 
von Streiks und DemOllstrationen der Oppo­
sition überzogen. Gegen d ie Repression der 
Militärdiktatur und die katastrophale Wirt·' 
schafulage fanden Hungerstreiks und landes­
weite Aufstände im März und April d J . statt 
(vgJ. AlB 5/1982). 
Zentrum der Kämpfe waren die Bergalbeiter. 
städte, die staatliche Verwaltung und die 
Banken. Die Haup tforderungen de r Gewak· 
schaftszen trale COB lauteten U.3.: Wiederher­
stellung der demokratischen freiheiten sowie 
sofortige freilassung der inhaftierten Ge­
werkschaftsfUhrer Jose Maria Palatios und 
Lui! Lopez Altamirano. 
Zwangen die Aktionen vom März dJ. die 
Militiirregierung geschlossen zurückzutreten, 
$0 gelang der Opposition im Mlii dJ. ein wei· 
terer Erfolg: Das seit 22 Monaten bestehende 
Verbot der politischen Parteien und Gewerk· 
schaften wurde aufgehoben. Und Junta·Otet 
General Cdso Tordio kündigte eine Amnestie 

'". 

Süd.frik. 

Die im November 1980 ge8en drei Kämpfer 
des Afrikanischen Nationalkongre6 Südafri· 
kas (ANC) N. Lubisi, N. Manana und P. 
Mashigo verhängte Todesstrafe, wurde annul· 
liert. Am 3. Juni dJ. wanddte sie der süd· 
afrikanische Ministerpräsident Pik Botha in 
lebenslängliches Zuchthaus um. 
Nach Angaben des ANC hat neben der inter­
nationalen Solidaritäukampagne der Präsi­
dent der Seychellen, Albert Rene, maßgeb­
lich für die!>Cn "Gesinnungswandd" der 
Regierung Botha gesorgt. Er übermittelte Pre· 
toria die forderung die Todesurteile aufzu· 
heben, andernfalls hätten !leehs auf den 
Seychellen inhaftierte Söldner, darunter auch 
einige mit südafrikanischer Staauangehörig· 
keit, denen wegen eines Um~turzversuchs 

vom No~mber 1981 (siehe AlB 111982 ) der 
Proze6 gemacht wird, mit der Todesstrafe zu 
rechnen. 

Namlbla·BAD 

Anfang J uni dJ. hielt sich "ine Odegation 
dc r Südwestafrikanischen Volkso rganisation 
(SWAPO) unt"r L:itung ihres Präsidcnten 
Sam Nujoma in Bonn auf. Oab"i traf S. 
Nujoma crstmals mit dem US-Staatssek~tär 
rur Afrika·fragen, Olester Crock~r, zusam· 
men, von desscß gkichz"itiger Anwesenheit 
in Bonn di~ SWAPO zuvor keine Kenntnis 
erhalten hatte. 
In dem auf fkl"'il>en von Außenminist"f 
H.O. Genscher zustand~gckomm~"ßen G~· 

spräch versuchten die bt:iden wdllichcn Poli· 
tiker die SWAPO· Führung dazu zu überreden, 
ungeachtet der Oiff~renzen , d il' über Verf-Js, 
sungsfragen noch bestehen, zur Phasc 2 des 
von der Kontaklgruppc vorgekgten 3·Pha§cn· 
Planes überzugehen. In diese r Ph3SC soll über 
ein~n WaffemliUstand zwischen der SW APO 
und Sooafrika verhandelt werden. Die 
SWAPO bt:stand in ihr"n Bonner Gesprächen 
auf de r unverzüglichen Einberufung ein"r Un­
abhängigkeiukonferenz rur Namibia unter 
ßo::teiligung der Vereinten Nationcn. 

Wahrend der Gespräche wurde bekannt, daß 
zUr gleichen Zrit, während sich die SW APO­
f ührung in Bonn aufhielt, eine hochrangige 
Delegation der Kontaktgruppc die front· 
staaten bereistc, um dort ungestÖrt rur dic 
neokoloniale Namibiaoplion des Weitem zu 
.werben. Die SWAPO brach daraufhin ihren 
Bonner Besuch vorzeitig ab. 

Tschad 

Am 7. Juni 1982 ist die Hauptstadt des 
Tschlld N'Djamena durch die Streitkräfte des 
Nordens (FAN) von Hissene Hahn: fast 
kampflos erobert worden. Die Truppen lIab­
res, die von Ägypten, dem Sudan und den 
USA unterstützt wurden, hatten vorher eine 
Stadt nach der anderen crol>erl, zum Tei l be­
giinuigt durch die "Friedenstruppe" Jcr Or­
ganisation für Afrikanische Einheit, die jeut 
abgezogen werden soll (siehe AlB 3/1982, S. 
36·37 und AlB 6/1982, S.46). 
Diese schnelle Niederlage der Truppen Gou· 
kouni Oueddcis, der nach Kamerun ent­
kommen konnte, ist vor allem durch die Zer· 
strittenheit der einzelnen Gruppen, die die 
Regierung unterstützten, l>edingt. Sie konnte 
auch nicht durch die Einbeziehung aller frak­
tionen in d ie Regierung beendet werden. 
Einige Fraktionen hatten lich bei den 
Kämpfen neutral verhalten, darunter auch die 
Strcitkräfte des Tschad (fAT) unter Abdel­
kader Kamougue, die den reichen, von 
Kämpfen verschonten Süden repräsentieren. 
Aus diesem Grunde haben die: Offiziere und 
zivilen Funktionäre der FAT am 295. dJ. A. 
Kamouguo! einstimmig verurteilt. Seit dem 3. 
Juni dJ. kam es in der größten Stadt des 
Südens Moundou zu heftigen Gefechten zwi· 
schen Anhängern und Gegnern A. Kamou­
gues. Eine Spaltung des Landes oder ein Wei­
tergehen der Kämpfe i~t deshalb nicht auszu­
schließen. 

Marokko-USA 

Ende Mai 1982 unterzeichneten die Außen· 
minister der USA und Marokkos ein Abkom· 
men übe r Transilr"chte der US·Luftwaffe auf 
marokkanischen Stützpunkten. Als Gegenlei· 
stung erhält Marokko - übe r die bereits ller· 
einbarten Panzerlicferungcn fiir 1983 z.B. 
hinaus - verstärkte US·Hilf~ bei de:r Trup· 
pcnaushi ldung und dcr Modemisierung $Ciner 
Militän:inrichtungen. Dies steUt ~zusagen die 
materielle Scite de r von der Rcagan·Admini· 
stration §cit langem betrieben"n orr"n"n 
Unterstützung Marokkos g.:gen die wes\5.ahra. 
ouische Befrciungsbewt-guII& POLISARIO 
dar. 
Die Verhandlungen über eine intenSi ven:: Un­
terstützung Marokkos bt:gann"" nach den 
i1Chweren Niedcrlag~n d~r Marokkam'r gegen 
die PO LISARIO im Herbst \981. lu ihrem 
Verlauf kam berei ts im Novcmocr 1981 eine 
hochrang~e US·Militärdel~"gation nach 
Marokko. gefolgt von Verteidigullg'minister 
Wdnbt: rgcr und CIA-Chcf Robert Inman. Oi~ 
jü"gstt· Reise absolv;"nen 80 US-Mililärcl<­
perten , darunter 22 G""flerälc, in den vergan· 
);l.'nen Wochen. 
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Die ParJamenuwahlen vom 11. Juni dJ. auf 
der im Indischen Ozean gelegenen Insel Mau­
ritius fUhrt<:ß zu einem iberwältigendem 
Wahlsieg der Linksparteien. Da! Biindnis der 
Militanten Bewegung von Mauritius (MMM) 
und der Sozialistischen Partei von Mauritius 
(PSM). einer Abspaltung der Labnu. Partei, 
konnte alle 62 Direktmandate, bei insgesamt 
70 Sitzen, gewinnen (siehe AlB 6f1982, 
5.58). Damit hat die rechte Koalition von 
Labnu. Partei und der Sozialdemokratischen 
Panei von Mauritius (PMSO) unter Sir Sec' 
wos.gur Ramgoolan, S<!it der Unabhängigkeit 
im Jahr 1968 Premierminister, ihre knappe 
Mehrheit im Parlament verloren. Neuer Pre­
mierminister soU MMM·Präsidcnt Anerood 
Jugnauth. Vizcprcmierminisler PSM·Führcr 
Harish Boodhoo und Fißanzmini,!<:r der Ge­
ncralsekll'tär und Gründer der MMM. Paul 
Bell'nger. werden. 
Das Regierung~programm $ieht eine nicht­
paktgebundene Außenpolitik. die Verringe· 
rung der Arbeiulosigkeit und die teilweise 
Verstaatlichung der Zuckerinduurie und de~ 
Hotelgewerbes. der wichtigsten Zweige der 
Wirtschaft, vor. Die beiden Parteien fordem 
die Auflösung aller Militärstützpunkte im In­
dischen Ozean und die Rückgabe der Insel 
Diego Gareia, die den USA als Militärbasis 
dient. Und sie wollen die engen wirtschaft­
lichen Beziehungen Zur Republik Südafrika 
abbauen. 

Türkei 

Die Militärjunta um General Evrt:n ist offen­
bar entschlossen, trotz Protesten des Aus­
lands den Kampf gegen die progressive Oppo· 
sition unverändert fortzuführen. Neben den 
andauernden Massenprozessen gegen den pro­
gressiven Gewerkschaftwund DISK und das 
Friedenskomitee der Türkei (vgl. AlB 2 und 
4fl982) wurden nun weitere eröffnet_ Sie 
richten sich gegen angebliche Mitglieder der 
seit 60 Jahren verbotenen Türkischen Kom­
munistischen Partei (TKP) und der Arbeiter­
partei der Türkd (T1P). 
Als Standardanklagepunkt dient dabei die 
Verkuung der Artikd 141 und 142 des 
türkischen Strafgeseubuches (Verbot, die 
Herrschaft einer Kla~se über eine andere an­
zustreben), die mit harkn Strafen bis hin zur 
Todesstrafe geahndet wird_ 20S Personen 
sind in Ankara angeklagt, Mitglieder der TKP 
zu sein, was sich u.a. an der Teilnahme an 
Bildungsveranstaltung.:n über den Mandsmus­
Leninismus in Sofia und Moskau zeige. Alle 
Angeklagten bestrilten eine Mitgliedschaft, 
jedoch ,,gestanden" vielc von ihnen nach 
tagelangen Folterungen. 
Die breit angelegten Manenprozessc haben 
offenbar die Eliminicrung progres$iver Orga· 
nisationen in der Türkei Zum Ziel. Unter dem 
Begriff "KommunistenprozesSC''' getarnt, er­
wartet die Militärjunta die stillschweigende 
Duldung dieses Vorgehens seitens der west­
lichen Verbündeten - und dn Fortführung 
der militärisch-wiruchaftlichtn Hilfe. So 
setzt sich der Europa-Parlam""tarier Kai-Uw~ 
von Hauel (CDU) für eine Unte,.,.tützung der 
Junta mit I,S Mrd DM au~ dem EG-Etat ein 
(vgl. AlB 3/1982) und hat Washington rur 
1983 sogar 815 Mio Dollar zUj!esichert. 

Ir.n-Ir.k 

Mit der iranischen Rückeroberung der Hafen­
stadt Korramsh.ar am 24_ Mai 1982 und von 
insgesamt 4.000 qkm okkupierten iranischen 
Territoriums bis Anfang Juni dJ. entschied 
sich faktisch der Golfkricg. Damit wurde die 
irakische Invasionsarmee bis auf einen dün· 
nen, unterbrochenen Grenzstreifen auf die 
Ausgangspositionen vom September 1980 zu­
rückgeworfen. 
Am 10. Juni machte der irakische General· 
stab der Teheraner Führung ein Waffenstill· 
standsangebot, demzufolge man sich restlos 
von iranischem Gebiet zuriicktiehen wolle. 
Die iranische Regierung knüpfte ihre Zustim­
mung zur FeuereinsteIlung an vier Bedingun­
gen: Bedingungsloser Rückzug der irakischen 
Truppen, Entschädigungszahlungen rur die 
Zerstörungen auf iranischem Boden, Rück· 
kehr von zehntausenden vertriebener Schiiten 
in den Irak und Durchmarscherlaubnis für 
iranische Truppen nach Syrien und Libanon, 
um die israelische Armee zu bekämpfen. Der 
Irak erklärte sich bereit, die letzte Forderung 
zu akteptieren unter der Bedingung, daß der 
Iran dann einem Waffenstillstand zunimme 
(Lc Monde, Paris, 13./14.6.1982). 
Die irakischen Truppen stehen schon jetzt al$ 
gros., Verliere r des Krieges fest und haben 
rund SO.OOO Verluste zu beklagen - das ist 
1/4 der regulären Armee. Präsident Hussein. 
Stuhl scheint zu wanken, was VOfl seinen Ver· 
bündeten am Golf (Saudi Arabien, Oman 
usw.) und von Washington als "Gefahr rurdie 
Interessen des Mittleren OsteßS und der 
USA" bezeichnet wurde, wie die U.S. News 
& World Repon vom 7_6_ 1982 zusammen­
faßt. Einen eindeutigen ~ieg des (nm hat US­
Außenmini"er A1c:tander Haig, in einer Rede 
vor dem Rat für Außcnbe:r.iehungen in Chica­
go am 26. Mai dJ., als alarmierend für die 
westlichen Ansprüche am Golf gewertet: "Es 
gibt ein großes Risiko, daß der Konflikt auf 
Nachbarstaaten übergreifen könnte, und es 
hat bereits die innerarabi5Chen Baiehungen 
verschlimmert_ Er kann zu unvorhersehbaren 
und weitreichenden Veränderungen im 
Kräftegleiehgewicht der Region führen, wel­
che der Sowjetunion eine Gelegenheit böte, 
ihren Einfluß auf diesen hozeß auszudeh­
nen." (Ebenda) 

Kurzinformationen 
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Oie !raunge Bilanz der israelischen Besatzer­
eins.älze ~e~n die Proleslbewegung in der 
Weltbank und dem Gaustreifen vOn März bis 
Mai 1982: 16 junge Palästinenser im Alter 
von 7-21 Jahren wurden ennordet, mehr als 
2.000 inhaftiert. 
Anfang Mai dJ. wandten sich die Bürgennei· 
ster VOfl 26 Städten der besetzten Territorien 
in einem offenen Brief an Israels Verteidi­
gungsminister Ariel Sharon, in dem sie den 
fortgesetzten Beutzcrterror und die Abset­
zung vOn vier gewählten Bilrgenneistern (sie­
he AlB 6/1982, S. 52-34) verurteilten_ Sie 
forderten die Rücknahme der Abselzungen 
und der israelischen Zivj]verwaltung, andern­
falls würden alle Gemeinderäte ihr AmI nie­
derlegen. 
Im Juni 1982, da sich die Okkupation der 
Westbank und des Gazastreifens zum I S. Mal 
jährt, muß VOn einer allgemeinen Radikalisie­
rung des palästinensischen Massenbcwußt­
seins gesprochen werden. Das ergab eine Um. 
fraso:, die das israelische PORI·lnstitut für das 
US-Magazin Time (N.S.1982) dUr<:hführte. 
Beispielsweise bejahten 98,2% aller in terview­
ten Palästinenser die Frage, ob sie einen un­
abhängigen Palästinense,.,.taat favorisierten. 
86~ wollen ihn unter alleiniger Führung der 
Pa I ästinemischen Ber reiungsorganisa rion 
(PLO). S7~ der Befragten plädierten rur ein 
sozialistisches, 3~ tur ein pures kapitalisti­
sches Wiruchafusystem. 72% bezeichneten 
die Sowjctunion ab das am meinen geschäu:­
te Land, was nur 1,6% den USA zubilligten. 
Unter den PLO·Führern erfreut sieh Fatah­
Vnnitzcnder Yassir Arafat (mit 50%) der 
größten Popularität, vor Najef Hawatmeh 
(12%) von der Demokratischen Front und 
Gcorges Habash (7%) von der Volksfront_ 
Unte r den Westbankfühll'rn in der Bürger­
meister von Nablus, Bassam Shakah, de r mit 
Abstand beliebteste (68%), während den ge­
mäßigten Bethlehemer Bürgenneister 
Freidseh S% und den Führer der proisraeli­
sehen Dorfligen, Mustafa Dudin, lediglich 2% 
hevonugten. 

Indoneslen 

Die regierende Golkar-Partei konnte bei den 
Parlamentswahlen vom 4. Mai dJ. ihre ab­
solute Mehrheit mit 64,06% der Stimmen ge­
genüber den Wahlen von 1977 um fast 2% 
ausbauen. Die oppositionellen Parteien, die 
mO!ilemische PPP und die demokratische POl 
mußten mit 28% bzw. 7,95% Stimmenver­
luste von 1,29% bzw_ 0,67% gegenüber 1977 
hinnehmen. Kritiker der Regierung Suharto 
bezeichneten die Wahl ah Farce, deren Ziel 
außenpolitischer Prestigegewinn und Beruhi­
gung ausländischer Investoren sei. 
Zu Protesten gab die Benachteiligung der 
Oppositionsparteien Anlaß, da diese ihren 
Wahlkampf nur in Städten tlibren durften, 
wahrend die Bevölkerung~mehrheit auf dem 
Lande lebt_ Desweiteren wurde die Wahlord­
nung, wonach die Regierung 100 der 460 Par· 
lamentarier ernennt, scharf kritisiert. 
Während des !lCchswöchigen Wahlkampfes 
kam eS zu schweren, teils gegen die Golkar. 
Partei gerich te ten Ausschreitungen (ygl. AlB 
5/1982), die 59 Demonstranten das Leben 
kasteien und zu hunderten Verhaftungen 
führten_ 
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Aus Namibia, in manchen Kreisen noch als "Deutschsüdwest" bezeichnet, einem 
der wenigen Länder der E rde, die bis heute nicht einmal auf dem Papier unab­

hängig sind, stammt dieses Tagebuch des Nama-Kap iteins Witbooi, eine der 
se ltenen schriftlichen QueUen afrikanischer Herkunft aus dem vorigen Jahr­
hundert. In Briefwechseln mit anderen Häuptlingen und mit Vertretern der 

deutschen Kolonisatoren hat Witbooi seinen Kampfum das Überleben se ines 
Stammes, um einen Rest von Autonomie, um seine und seines Volkes 

afrikanische Identität aufgezeichnet. 

Hendrik Witbooi 
Afrika den Afrikanern! 

Aufzeichnungen eines Nama-Häuptlings aus der Zeit 
.. der deutschen Eroberung Südwestafrikas 1884 bis 1894 

Hg. von Wolfgang Reinhard 
211 Seiten mit 20 Abb ildungen 

29,80 DM 




